Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Übereinkommen vom 16. September 1988 
über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 


A. Zielsetzung 

Das Brüsseler Übereinkommen vom 27. September 1968 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Ent- 
scheidungen in Zivil- und Handelssachen - GVÜ - vereinheitlicht den 
wichtigsten Bereich des zwischenstaatlichen Zivilprozeßrechts. Spa- 
nien und Portugal haben sich bei ihrer Aufnahme in die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft verpflichtet, dem für die übrigen EG-Staaten 
bereits in Kraft befindlichen GVÜ und dem Protokoll vom 3. Juni 1971 
betreffend die Auslegung dieses Übereinkommens durch den Europäi- 
schen Gerichtshof beizutreten. 

Auch im Verhältnis der EG-Staaten zu den Staaten der Europäischen 
Freihandelsassoziation (EFTA) besteht ein starkes Bedürfnis für ein- 
heitliche Regelungen auf dem Gebiet der Zuständigkeit und der Voll- 
streckung von Urteilen aus diesen Staaten. 

B. Lösung 

Das Übereinkommen vom 16. September 1988 über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen (Lugano-Übereinkommen) lehnt sich weitge- 
hend an das nur EG-Staaten offenstehende GVÜ in der Fassung des 
Beitrittsübereinkommens von 1 982 an. Es bestimmt für alle Streitigkei- 
ten mit Auslandsbeziehung in vermögensrechtlichen Angelegenheiten 
einheitlich die Zuständigkeit der Gerichte. Das Übereinkommen ver- 
einfacht und vereinheitlicht ferner das Verfahren für die Anerkennung 
und Vollstreckbarerklärung von gerichtlichen Entscheidungen, die in 
einem anderen Vertragsstaat erlassen worden sind. 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden nicht mit zusätzlichen Kosten 
belastet. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (131) - 451 00 - Ü 38/94 Bonn, den 16. Februar 1994 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 16. September 1988 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen 
in Zivil- und Handelssachen mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 665. Sitzung am 4. Februar 1 994 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Übereinkommen vom 16. September 1988 
über die gerichtiiche Zuständigkeit und die Volistreckung 
gerichtiicher Entscheidungen 
in Zivii- und Handeissachen 

Vom 1994 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Bern am 23. Oktober 1989 von der Bundesrepu- 
blik Deutschland Unterzeichneten Übereinkommen vom 
16. September 1988 über die gerichtliche Zuständigkeit 
und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zi- 
vil- und Handelssachen wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß der in Artikel IV des Protokolls Nr. 1 zum Übereinkom- 
men vorgesehene Widerspruch eingelegt wird. Das Über- 
einkommen wird nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

Die Aufgaben der zuständigen nationalen Behörde nach 
Artikel 2 Abs. 1 Satz 2 des Protokolls Nr. 2 über die 
einheitliche Auslegung des Übereinkommens nimmt das 
Bundesministerium der Justiz wahr. 


Artikel 3 

Das Anerkennungs- und Vollstreckungsausführungsge- 
setz vom 30. Mal 1988 (BGBl. I S. 662), zuletzt geändert 
durch wird wie folgt geändert: 

1. In § 35 Abs. 1 wird nach Nummer 1 folgende Num- 
mer 1 a eingefügt: 

„1a. Übereinkommen vom 16. September 1988 über 
die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstrek- 
kung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen (BGBl. 

2. Im Achten Teil wird die Überschrift zum Ersten Ab- 
schnitt wie folgt gefaßt: 

„Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit 
und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen vom 27. September 1968 


(BGBl. 1972 II S. 773) und vom 16. September 1988 
(BGBl. ...).“ 

3. In § 36 Abs. 1 und 2 werden die Worte „des Überein- 
kommens“ durch die Worte „der Übereinkommen“ er- 
setzt. 

4. § 38 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 38 

Im Rahmen des Übereinkommens vom 27. Septem- 
ber 1968 ist die Rechtsbeschwerde (§§ 17 bis 19) stets 
zulässig, wenn das Oberlandesgericht von einer Ent- 
scheidung des Gerichtshofs der Europäischen Ge- 
meinschaften abgewichen ist.“ 

5. § 59 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Ermächtigung kann für die Übereinkommen über 
die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handels- 
sachen vom 27. September 1968 (BGBl. 1972 II S. 773) 
und vom 16. September 1988 (BGBl. ...) jeweils allein 
ausgeübt werden.“ 

Artikel 4 

In § 4 Abs. 2 des Produkthaftungsgesetzes vom 15, De- 
zember 1989 (BGBl. I S. 2198), zuletzt geändert durch ..., 
wird Satz 2 aufgehoben. 

Artikel 5 

(1) Mit Ausnahme der Artikel 2 bis 4 tritt dieses Gesetz 
am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. Die Artikel 2 
bis 4 treten an dem Tage in Kraft, an dem das Überein- 
kommen für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach seinem 
Artikel 61 Abs. 4 für die Bundesrepublik Deutschland in 
Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Übereinkommen nebst den beigefügten Protokol- 
len Nr. 1 bis 3, die einen Bestandteil der Übereinkunft 
bilden (Artikel 65), findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Dem Übereinkommen vom 16. September 1988 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gericht- 
licher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (im 
folgenden: Lugano-Übereinkommen) ist ein Protokoll über 
die einheitliche Auslegung des Übereinkommens bei- 
gefügt (Protokoll Nr. 2). Nach Artikel 2 dieses Protokolls 
sollen die Vertragsstaaten ein System für den Austausch 
von Entscheidungen nach dieser Übereinkunft und dem 
Übereinkommen vom 27. September 1968 über die ge- 
richtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher 
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (BGBl. 1972 
II S. 773 - nachfolgend: GVÜ) einrichten. Die hierbei von 
den nationalen Behörden zu erledigenden Aufgaben sollen 
dem Bundesministerium der Justiz übertragen werden. Im 
Rahmen des Informationsaustauschs nach der Gemein- 
samen Erklärung zum Protokoll betreffend die Auslegung 
des GVÜ (BGBl. 1972 II S. 854) ist dieses Ministerium 
bereits jetzt als deutsche Übermittlungsstelle tätig. 

Zu Artikel 3 

Das Anerkennungs- und Vollstreckungsausführungsge- 
setz (AVAG) soll auch für die Ausführung des Lugano- 
Übereinkommens gelten. Die §§ 35 und 36 AVAG sind 
daher abzuändem. Da der Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften im Rahmen des Lugano-Übereinkom- 
mens nicht als gemeinsame Auslegungsinstanz tätig ist, 
gilt § 38 AVAG weiterhin nur für das GVÜ. Die Konzentra- 
tionsermächtigung in § 59 AVAG bezieht sich fortan indes- 
sen auch auf das Lugano-Übereinkommen. 

Aus der Einbeziehung des Lugano-Übereinkommens in 
§ 35 Abs. 1 AVAG ergibt sich, daß das Mahnverfahren 
zukünftig auch in allen Fällen stattfindet, in denen der 
Mahnbescheid in einem Vertragsstaat des Lugano-Über- 
einkommens zuzustellen ist (§ 34 Abs. 1 Satz 1 AVAG). 
Innerhalb der EFTA-Staaten konnten deutsche Mahnbe- 
scheide bislang nur in Norwegen zugestellt werden (§ 34 
Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 35 Abs. 1 Nr. 3 AVAG). 

Zu Artikel 4 

In Ausführung der sich aus den Artikeln 7 und 23c in 
Verbindung mit Anhang III des Abkommens vom 2. Mai 


1992 über den Europäischen Wirtschaftsraum (BGBl. 

1993 II S. 266) ergebenden Anpassungsverpflichtung ist 
Artikel 4 Abs. 2 des Produkthaftungsgesetzes vom 15. De- 
zember 1989 (BGBl. I S. 2198) durch Artikel 39 des Geset- 
zes vom 27. April 1993 zur Ausführung dieses Abkom- 
mens (BGBl. I S. 512) geändert worden. Nach § 4 Abs. 2 
Satz 1 ProdHaftG in dieser Fassung wird ein „Drittstaa- 
ten-lmport“ nur noch erfaßt, soweit in produkthaftungsrele- 
vanter Weise Produkte von außerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraumes (EWR) in den EWR eingeführt oder 
verbracht werden. Für Importe aus einem EFTA-Staat in 
den Geltungsbereich des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gilt weiter die bis- 
herige Regelung, § 4 Abs. 2 Satz 2 ProdHaftG. Nach 
Anhang III des EWR-Abkommens soll dies jedoch zeitlich 
bis zum Inkrafttreten des Lugano-Übereinkommens be- 
grenzt sein. § 4 Abs. 2 Satz 2 ProdHaftG ist daher für die 
Zeit nach dem Inkrafttreten des Übereinkommens zu 
streichen. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erforder- 
nis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. Nach 
Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Übereinkommen 
nach seinem Artikel 61 Abs. 4 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 


Schlußbemerkung 

Da In den Informationsaustausch nach Artikel 2 des Proto- 
kolls Nr. 2 über die einheitliche Auslegung des Überein- 
kommens nur die wichtigsten Urteile der nationalen Ge- 
richte zum GVÜ und Lugano-Übereinkommen einbezogen 
sind, wird die Mehrbelastung für das Bundesministerium 
der Justiz und die Landesjustizvenwaltungen zunächst mit 
dem vorhandenen Personalbestand zu erfüllen sein. Ob 
auf längere Sicht auf Bundesebene eine kaum über eine 
viertel Stelle des gehobenen Dienstes hinausgehende 
Stellenvermehrung erforderlich werden könnte, läßt sich 
noch nicht abschließend beurteilen. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausfüh- 
rung des Gesetzes daher nicht in erheblichem Umfang mit 
neuen Kosten belastet. 

Die Ausführung des Gesetzes wird keine Auswirkungen 
auf Einzelpreise oder auf das Preisniveau, insbesondere 
das Verbraucherpreisniveau, haben, weil die Wirtschaft 
nicht mit Mehrkosten durch die Abmachungen belastet 
wird. 
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Übereinkommen 

über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 
geschlossen in Lugano am 16. September 1988 

Convention 

on jurisdiction and the enforcement of judgments 
in civil and commercial matters 
done at Lugano on 16 September 1988 

Convention 

concernant la competence judiciaire et l’execution 
des däcisions en matiere civile et commerciale 
faite ä Lugano le 16 septembre 1988 


Präambel 

Die Hohen Vertragsparteien dieses Über- 
einkommens - 

In dem Bestreben, in ihren Hoheitsgebie- 
ten den Rechtsschutz der dort ansässigen 
Personen zu verstärken, 

In der Erwägung, daß es zu diesem 
Zweck geboten Ist, die internationale Zu- 
ständigkeit ihrer Gerichte festzulegen, die 
Anerkennung von Entscheidungen zu er- 
leichtern und ein beschleunigtes Verfahren 
einzuführen, um die Vollstreckung von Ent- 
scheidungen, öffentlichen Urkunden und 
gerichtlichen Vergleichen sicherzusteüen. 

Im Bewußtsein der zwischen ihnen beste- 
henden Bindungen, die im wirtschaftlichen 
Bereich durch die Freihandelsabkommen 
zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Freihandelsassoziation be- 
stätigt worden sind, 

Unter Berücksichtigung des Brüsseler 
Übereinkommens vom 27. September 1968 
über die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen 
in Zivil- und Handelssachen in der Fassung 
der infolge der verschiedenen Erweiterun- 
gen der Europäischen Gemeinschaften ge- 
schlossenen Beitrittsübereinkommen, 

In der Überzeugung, daß die Ausdeh- 
nung der Grundsätze des genannten Über- 
einkommens auf die Vertragsstaaten des 
vorliegenden Übereinkommens die rechtli- 
che und wirtschaftliche Zusammenarbeit in 
Europa verstärken wird, 

In dem Wunsch, eine möglichst einheitli- 
che Auslegung des Übereinkommens si- 
cherzustellen - 

Haben in diesem Sinne beschlossen, 
dieses Übereinkommen zu schließen, und 

sind wie folgt übereingekommen: 


Preamble 

The High Contracting Parties to this 
Convention, 

Anxious to strengthen in their territories 
the legal protection of persons therein es- 
tablished, 

Considering that it is necessary for this 
purpose to determine the international 
jurisdiction of their courts, to facilitate recog- 
nition and to introduce an expeditious pro- 
cedure for securing the enforcement of 
judgments, authentic Instruments and court 
Settlements, 


Aware of the links between them, which 
have been sanctioned in the economic field 
by the free trade agreements concluded 
between the European Economic Commun- 
ity and the States members of the European 
Free Trade Association, 


Taking into account the Brussels Conven- 
tion of 27 September 1968 on jurisdiction 
and the enforcement of judgments in civil 
and commercial matters, as amended by 
the Accession Conventions under the suc- 
cessive eniargements of the European 
Communities, 


Persuaded that the extension of the prin- 
ciples of that Convention to the States par- 
ties to this Instrument will strengthen legal 
and economic Cooperation in Europa, 


Desiring to ensure as uniform an Interpre- 
tation as possible of this Instrument, 


Have in this spirit decided to conclude this 
Convention and 

Have agreed as follows: 


Pröambule 

'Les Hautes Parties contractantes ä la 
presente Convention, 

Soucieuses de renforcer sur leurs terri- 
toires la protection juridique des personnes 
qui y sont ötablies, 

Eslimant qu’il Importe ä cette fin de deter- 
miner la compätence de leurs juridictions 
dans l'ordre international, de faciliter la re- 
connaissance et d’instaurer une procedure 
rapide afin d’assurer l’exöcution des däci- 
sions, des actes authentiques et des trans- 
actions judiciaires. 


Consclentes des liens qui existent entre 
eiles et qui ont ätö consacres dans la do- 
maine economique par les accords de li- 
bre-echange conclus entre la Communaute 
economique europeenne et les Etats mem- 
bres de l’Association europöenne de libre- 
ächange, 

Prenant en considöration la Convention 
de Bruxelles du 27 septembre 1 968 concer- 
nant la competence judiciaire et Texöcution 
des decisions en matiäre civile et commer- 
ciale, teile qu’adaptäe par les conventions 
d'adhesion lors des ölargissements succes- 
sifs des Communautes europäennes. 


Persuadees que l’extension des principes 
de cette Convention aux Etats parties au 
present Instrument renforcera la coopära- 
tion judiciaire et äconomique en Europe, 


Däsireuses d'assurer une interprätation 
aussi uniforme que possible de celui-cl. 


Ont döcidö dans cet esprit de conclure la 
presente Convention et 

Sont convenues des dispositions qui 
suivent: 
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Titel I 

Anwendungsbereich 

Artikel 1 

Dieses Übereinkommen ist in Zivil- und 
Handelssachen anzuwenden, ohne daß es 
auf die Art der Gerichtsbarkeit ankommt. Es 
erfaßt insbesondere nicht Steuer- und Zoll- 
sachen sowie verwaitungsrechtliche Ange- 
legenheiten. 

Es ist nicht anzuwenden auf 

1. den Personenstand, die Rechts- und 
Handlungsfähigkeit sowie die gesetzli- 
che Vertretung von natürlichen Perso- 
nen, die ehelichen Güterstände, das 
Gebiet des Erbrechts eihschließüch des 
T estamentsrechts; 

2. Konkurse, Vergleiche und ähnliche Ver- 
fahren; 


3. die soziale Sicherheit; 

4. die Schiedsgerichtsbarkeit. 

Titel II 

Zuständigkeit 

1. Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften 

Artikel 2 

Vorbehaltlich der Vorschriften dieses 
Übereinkommens sind Personen, die ihren 
Wohnsitz in dem Hoheitsgebiet eines Ver- 
tragsstaats haben, ohne Rücksicht auf ihre 
Staatsangehörigkeit vor den Gerichten die- 
ses Staates zu verklagen. 

Auf Personen, die nicht dem Staat, In 
dem sie ihren Wohnsitz haben, angehören, 
sind die für Inländer maßgebenden Zustän- 
digkeitsvorschriften anzuwenden. 

Artikel 3 

Personen, die ihren Wohnsitz in dem Ho- 
heitsgebiet eines Vertragsstaats haben, 
können vor den Gerichten eines anderen 
Vertragsstaats nur gemäß den Vorschriften 
des 2. bis 6. Abschnitts verklagt werden. 

Insbesondere können gegen diese Perso- 
nen nicht geltend gemacht werden 

* In Belgien: Artikel 15 des Zivilgesetz- 
buchs (Code civil - Burgerlijk Wetboek) 
sowie Artikel 638 der Zivilprozeßordnung 
(Code judiciaire - Gerechtelijk Wet- 
boek); 

- in Dänemark: Artikel 246 Absätze 2 und 3 
der Zivilprozeßordnung (Lov om rettens 
pleje): 

- in der Bundesrepublik Deutschland; § 23 
der Zivilprozeßordnung; 


Title I 
Scope 

Article 1 

This Convention shall apply In civil and 
commercial matters whatever the nature of 
the court or tribunal. It shall not extend. In 
parllcular, to revenue, customs or admini- 
strative matters. 


The Convention shall not apply to: 

1. the Status or legal capacity of natural 
persons, rights in property arising out of 
a matrimonial relationship, wills and 
succession; 


2. bankruptcy, proceedings relating to the 
winding-up of insolvent Companies or 
other legal persons, judicial ar- 
rangements, compositions and analo- 
gous proceedings; 

3. social Security; 

4. arbitration. 


Title II 

Jurisdiction 

Section 1 

General provisions 

Article 2 

Subject to the provisions of this Conven- 
tion, persons domiciied in a Contracting 
State shall, whatever their nationality, be 
sued in the courts of that State. 


Persons who are not nationals of the 
State in which they are domiciied shall be 
governed by the rules of jurisdictlon appli- 
cable to nationals of that State. 

Article 3 

Persons domiciied in a Contracting State 
may be sued in the courts of another Con- 
tracting State only by virtue of the rules set 
out in Sections 2 to 6 of this Title. 


In particular the following provisions shall 

not be applicable as against them: 

- in Belgium: Article 15 of the civil code 
(Code civil - Burgerlijk Wetboek) and 
Article 638 of the judicial code (Code 
judiciaire - Gerechtelijk Wetboek), 

- in Denmark: Article 246 (2) and (3) of the 
law on civil procedure (Lov om rettens 
pleje). 

- In the Federal Republic of Germany: 
Article 23 of the code of civil procedure 
(Zivilprozeßordnung), 


Titre premier 
Champ d’appllcation 

Article Premier 

La presente convention s’applique en 
matiäre civile et commerciale et quelle que 
soit la nature de la juridiction. Elle ne recou- 
vre notamment pas les matiöres fiscales, 
douaniäres ou administratives. 

Sont exclus de son application: 

1 . rätat et la capacitä des personnes phy- 
siques, les rägimes matrimoniaux, les 
testaments et les successions; 


2. les faillites, concordats et autres proce- 
dures analogues; 


3. la söcurite sociale; 

4. rarbitrage. 


Titre II 
Competence 

Section premläre 
Dispositions genörales 

Article 2 

Sous räserve des dispositions de la pre- 
sente convention, les personnes domiciliees 
sur ie territoire d’un Etat contractant sont 
attraites, quelle que soit leur national itä, 
devant les juridictions de cet Etat. 

Les personnes qui ne possödent pas la 
nationalitä de l’Etat dans lequel elles sont 
domiciliäes y sont soumises aux rögles de 
compötence applicables aux nationaux. 

Article 3 

Les personnes domiciliees sur Ie territoire 
d’un Etat contractant ne peuvent etre at- 
traites devant les tribunaux d’un autre Etat 
contractant qu’en vertu des rögles enon- 
cees aux sections 2 ä 6 du präsent titre. 

Ne peuvent etre invoquäs contre elles 
notamment: 

- en Belgique: l’article 15 du Code civil 
(Burgerlijk Wetboek) et l’article 638 du 
Code judiciaire (Gerechtelijk Wetboek), 


“ au Dänemark: l'article 246 paragraphes 
2 et 3 de la loi sur la procädure civile 
(Lov om rettens pleje), 

- en Räpublique fedärale d’Allemagne: 
l’article 23 du Code de procädure civile 
(Zivilprozeßordnung), 


8 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/6838 


in Griechenland: Artikel 40 der Zivilpro- 
zeßordnung (Ka)5iKa(; 7coXiTticn<; 6iko-* 
voploq); 

in Frankreich: Artikel 14 und 15 des Zivil- 
gesetzbuchs (Code civil); 

in Irland: Vorschriften, nach denen die 
Zuständigkeit durch Zustellung eines das 
Verfahren einleitenden Schriftstücks an 
den Beklagten während dessen vorüber- 
gehender Anwesenheit in Irland begrün- 
det wird; 

in Island: Artikel 77 der Zivilprozeßord- 
nung (log um m6fer5 einkamäla i hera6i); 

in Italien: Artikel 2 und Artikel 4 Nummern 
1 und 2 der Zivilprozeßordnung (Codice 
di procedura civile); 

in Luxemburg: Artikel 1 4 und 1 5 des Zivil- 
gesetzbuchs (Code civil); 

in den Niederlanden: Artikel 126 Absatz 3 
und Artikel 127 der Zivilprozeßordnung 
(Wetboek van Burgerlijke Rechtsvorder- 
ing); 

in Norwegen: § 32 der Zivilprozeßord- 
nung (tvistemälsloven); 

in Österreich: § 99 der Jurisdiktions- 
norm; 


in Portugal: Artikel 65 Absatz 1 Buchsta- 
be c, Artikel 65 Absatz 2 und Artikel 65 a 
Buchstabe c der Zivilprozeßordnung (Cö- 
digo de Processo Civil) und Artikel 1 1 der 
Arbeitsprozeßordnung (Cödigo de Pro- 
cesso de Trabaiho); 

in der Schweiz: der Gerichtsstand des 
Arrestortes/for du lieu du sequestre/foro 
del luogo del sequestro gemäß Artikel 4 
des Bundesgesetzes über das internatio- 
nale Privatrecht/Ioi fädärale sur le droit 
international prive/legge föderale sul 
diritto intemazionale private; 

in Finnland: Kapitel 10 § 1 Sätze 2, 3 
und 4 der Prozeßordnung (oikeuden- 
käymiskaari/rättegängsbatken); 


in Schweden: Kapitel 10 Artikel 3 Satz 1 
der Prozeßordnung (Rättegängsbalken); 

im Vereinigten Königreich: Vorschriften, 
nach denen die Zuständigkeit begründet 
wird durch 

a) die Zustellung eines das Verfahren 
einleitenden Schriftstücks an den Be- 
klagten während dessen vorüberge- 
hender Anwesenheit im Vereinigten 
Königreich; 

b) das Vorhandensein von Vermögens- 
werten des Beklagten im Vereinigten 
Königreich oder 

c) die Beschlagnahme von Vermögen 
im Vereinigten Königreich durch den 
Kläger. 


- in Greece: Article 40 of the code of civil 
procedure (KwSikc»; 7coA,mKfi(; 6iico- 
voploQ), 

- in France: Articles 14 and 15 of the civil 
Code (Code civil), 

- in Ireland: the rules which enabie juris- 
diction to be founded on the document 
Instituting the proceedings having been 
served on the defendant during his tem- 
porary presence in Ireland, 

- in Iceland: Article 77 of the Civil Pro- 
ceedings Act (lög um meöferS einkamä- 
la I häraSi), 

- in Italy: Articles 2 and 4, Nos 1 and 2 of 
the Code of civil procedure (Codice di 
procedura civile), 

- in Luxembourg: Articles 1 4 and 1 5 of the 
civil Code (Code civil), 

- in the Netherlands: Articles 126 (3) and 
127 of the Code of civil procedure (Wet- 
boek van Burgerlijke Rechtsvordering), 

- in Norway: Section 32 of the Civil Pro- 
ceedings Act (tvistemälsloven), 

- in Austria: Article 99 of the Law on Court 
Jurisdiction (Jurisdiktionsnorm), 


- in Portugal: Articles 65 (1 ) (c), 65 (2) and 
65A (c) of the code of civil procedure 
(Cödigo de Processo Civil) and Article 
1 1 of the Code of iabour procedure (Cö- 
digo de Processo de Trabaiho), 


in Switzerland: le for du lieu du seque- 
stre/Gerichtsstand des Arrestortes/foro 
del luogo del sequestro within the mean- 
ing of Article 4 of the loi föderale sur le 
droit international prive/Bundesgesetz 
über das internationale Privatrecht/leg- 
ge federale sul diritto intemazionale 
private, 

in Finland: the second, third and fourth 
sentences of Section 1 of Chapter 10 of 
the Code of Judicial Procedure (oi- 
keudenkäymiskaari/rättegängsbalken). 


in Sweden; the first sentence of Section 
3 of Chapter 10 of the Code of Judicial 
Procedure (Rättegängsbalken), 

in the United Kingdom: the rules which 
enabte jurisdiction to be founded on: 

(a) the document instituting the pro- 
ceedings having been served on the 
defendant duririg his temporary pre- 
sence in the United Kingdom; or 

(b) the presence within the United King- 
dom of property belonging to the 
defendant; or 

(c) the seizure by the plaintiff of proper- 
ty situated in the United Kingdom. 


- en Gröce: Tarticie 40 du Code de proce- 
dure civile (Kcböucog 7coA.mKfi(; 6 iko- 
voploQ), 

- en France: tes articles 1 4 et 1 5 du Code 
civil, 

- en Irlande: les dispositions relatives ä la 
compötence fondee sur un acte intro- 
ductif d’instance signifiö ou notifiö au 
döfendeur qui se trouve temporairement 
en Irlande, 

- en Islande: t’article 77 du Code de pro- 
cedure civile (lög um meSferS einkamäla 
\ hera5i) 

- en Italie: Tarticle 2 et l’article 4 n“ 1 et 2 
du Code de procedure civile (Codice di 
procedura civile), 

- au Luxembourg: les articles 14 et 15 du 
Code civil, 

- aux Pays-Bas: l’article 126 troisieme ali- 
nea et l’article 127 du Code de procö- 
dure civile (Wetboek van Burgerlijke 
Rechtsvordering), 

- en Norvöge: l’article 32 du Code de pro- 
cödure civile (tvistemälsloven), 

- en Autriche: l’article 99 de la loi sur la 
compötence judiciaire (Jurisdiktions- 
norm), 

- au Portugal: l’article 65 paragraphe 1 
point c), l’article 65 paragraphe 2 et 
i’article 65A point c du Code de procö- 
dure civile (Cödigo de Processo Civil) et 
l’article 1 1 du Code de procödure du 
travail (Cödigo de Processo de Tra- 
baiho), 

“ en Suisse: le for du lieu du söquestre/ 
Gerichtsstand des Arrestortes/foro del 
luogo del sequestro au sens de l’arti- 
cle 4 de la loi födörale sur le droit inter- 
national privö/Bundesgesetz über das 
internationale Privatrecht/legge federale 
sul diritto intemazionale private, 

- en Finlande; la deuxieme, la troisiöme et 
la quatriöme phrase de l‘article 1*^ du 
chapitre 10 du Code de procödure judi- 
ciai re (oikeudenkäym iskaari/rättegängs- 
batken), 

- en Suöde: la premiere phrase de l’arti- 
cle 3 du chapitre 10 du Code de procö- 
dure judiciaire (Rättegängsbalken), 

- au Royaume-Uni: les dispositions rela- 
tives ä la compötence fondöe sur: 

a) un acte introductif d’instance signifiö 
ou notifiö au döfendeur qui se trouve 
temporairement au Royaume-Uni; 


b) t’existence au Royaume-Uni de 
biens appartenant au döfendeur; 

c) la saisie par le demandeur de biens 
situös au Royaume-Uni. 
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Artikel 4 

Hat der Beklagte keinen Wohnsitz in dem 
Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats, so be- 
stimmt sich, vorbehaltlich des Artikels 16, 
die Zuständigkeit der Gerichte eines jeden 
Vertragsstaats nach seinen eigenen Ge- 
setzen. 

Gegenüber einem Beklagten, der keinen 
Wohnsitz in dem Hoheitsgebiet eines Ver- 
tragsstaats hat, kann sich jede Person, die 
ihren Wohnsitz in dem Hoheitsgebiet eines 
Vertragsstaats hat, in diesem Staat auf die 
dort geltenden Zuständigkeitsvorschriften, 
insbesondere auf die in Artikel 3 Absatz 2 
angeführten Vorschriften, wie ein Inländer 
berufen, ohne daß es auf ihre Staatsange- 
hörigkeit ankommt. 


2. Abschnitt 

Besondere Zuständigkeiten 
Artikel 5 

Eine Person, die Ihren Wohnsitz in dem 
Hoheitsgebiet eines Vertragssstaats hat, 
kann in einem anderen Vertragsstaat ver- 
klagt werden, 

1. wenn ein Vertrag oder Ansprüche aus 
einem Vertrag den Gegenstand des 
Verfahrens bilden, vor dem Gericht des 
Ortes, an dem die Verpflichtung erfüllt 
worden ist oder zu erfüllen wäre; wenn 
ein individueller Arbeitsvertrag oder An- 
sprüche aus einem individuellen Ar- 
beitsvertrag den Gegenstand des Ver- 
fahrens bilden, vor dem Gericht des Or- 
tes, an dem der Arbeitnehmer gewöhn- 
lich seine Arbeit verrichtet; verrichtet der 
Arbeitnehmer seine Arbeit gewöhnlich 
nicht in ein und demselben Staat, vor 
dem Gericht des Ortes, an dem sich die 
Niederlassung befindet, die den Arbeit- 
nehmer eingestellt hat; 

2. wenn es sich um eine Unterhaltssache 
handelt, vor dem Gericht des Ortes, an 
dem der Unterhaltsberechtigte seinen 
Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat, oder im Falle einer Un- 
terhaltssache, über die im Zusammen- 
hang mit einem Verfahren in bezug auf 
den Personenstand zu entscheiden ist, 
vor dem nach seinem Recht für dieses 
Verfahren zuständigen Gericht, es sei 
denn, diese Zuständigkeit beruht ledig- 
lich auf der Staatsangehörigkeit einer 
der Parteien; 

3. wenn eine unerlaubte Handlung oder 
eine Handlung, die einer unerlaubten 
Handlung gleichgestellt ist, oder wenn 
Ansprüche aus einer solchen Handlung 
den Gegenstand des Verfahrens bilden, 
vor dem Gericht des Ortes, an dem das 
schädigende Ereignis eingetreten Ist; 

4. wenn es sich um eine Klage auf Scha- 
densersatz oder auf Wiederherstellung 
des früheren Zustands handelt, die auf 
eine mit Strafe bedrohte Handlung ge- 
stützt wird, vor dem Strafgericht, bei 
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Article 4 

If the defendant is not domiciied in a 
Contracting State, the jurisdiction of the 
Courts of each Contracting State shall, sub- 
ject to the provisions of Article 16, be deter- 
mined by the law of that State. 

As against such a defendant, any person 
domiciied in a Contracting State may, what- 
ever his nationality, avail himself in that 
State of the rules of jurisdiction there in 
force, and in particular those specified in the 
second paragraph of Article 3, in the same 
way as the nationale of that State. 


Section 2 

Special jurisdiction 
Article 5 

A person domiciied in a Contracting State 
may, in another Contracting State, be 
sued: 


1 . in mattere relating to a contract, in the 
Courts for the place of performance of 
the Obligation in question; in matters 
relating to individual contracts of em- 
ployment, this place Is that where the 
employee habitually carries out his 
work, or if the employee does not ha- 
bitually carry out his work in any one 
country, this place shatt be the place of 
business through which he was en- 
gaged; 


2. in matters relating to maintenance, in 
the Courts for the place where the main- 
tenance creditor is domiciied or habitual- 
ly resident or, if the matter is ancillary to 
proceedings conceming the Status of a 
person, In the court which, according to 
its own law, has jurisdiction to entertain 
those proceedings, unless that juris- 
diction is based solely on the nationality 
of one of the parties; 


3. in matters relating to tort, delict or qua- 
si-delict, in the courts for the place 
where the harmfui event occurred; 


4. as regards a civil Claim for damages or 
restitution which is based on an act giv- 
ing rise to criminal proceedings, in the 
court seised of those proceedings, to the 
extent that that court has jurisdiction 


Article 4 

Si le defendeur n’est pas domiciliä sur le 
territoire d’un Etat contractant, ia compe- 
tence est, dans chaque Etat contractant, 
röglöe par Ia loi de cet Etat, sous rösen/e de 
Tapplication des dispositions de l’article 1 6. 

Toute personne, quelle que seit sa natio- 
nalitö, domiciliöe sur le territoire d’un Etat 
contractant, peut, com me les nationaux, y 
invoquer contre ce defendeur les rägles de 
compätence qui y sont en vigueur et notam- 
ment celles prövues ä l'artlcle 3 deuxiöme 
aiinöa. 


Section 2 

Compätences späciales 
Article 5 

Le döfendeur domicilie sur le territoire 
d’un Etat contractant peut ätre attrait, dans 
un autre Etat contractant: 


1 . en matläre contractuelle, devant le tribu- 
nal du lieu oü l’obligation qui seit de 
base ä Ia demande a ötö ou doit ötre 
exäcutöe; en matiöre de contrat indlvi- 
duel de travail, ce lieu est celui ou le 
travailleur accomplit habituellement son 
travail, et, si le travailleur n’accomplit 
pas habituellement son travail dans un 
meme pays, ce lieu est celui oü se 
trouve rötablissement qui a embauche 
le travailleur; 


2. en matiere d’obtigation alimentaire, de- 
vant le tribunal du lieu oü le cröancier 
d’aliments a son domicile ou sa rösi- 
dence habituelle ou, s’ll s'agit d’une de- 
mande accessoire ä une action relative 
ä rötat des personnes, devant le tribunal 
competent selon Ia loi du for pour en 
connaitre, sauf si cette compätence est 
uniquement fondee sur Ia national itä 
d’une des parties; 


3. en matiere däiictuelle ou quasi dölic- 
tuelle, devant le tribunal du lieu oü le fait 
dommageable s’est produit; 


4, s’il s’agit d’une action en reparation de 
dommage ou d’une action en restitution 
fondöes sur une infraction, devant le 
tribunal saisi de l’action publique, dans 
Ia mesure oü, selon sa loi, ce tribunal 
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dem die öffentliche Klage erhoben ist, 
soweit dieses Gericht nach seinem 
Recht über zivilrechtliche Ansprüche er- 
kennen kann; 

5. wenn es sich um Streitigkeiten aus dem 
Betrieb einer Zweigniederlassung, einer 
Agentur oder einer sonstigen Niederlas- 
sung handelt, vor dem Gericht des Or- 
tes, an dem sich diese befindet; 

6. wenn sie in ihrer Eigenschaft als Be- 
gründer, „trustee“ oder Begünstigter ei- 
nes „trust“ in Anspruch genommen wird, 
der aufgrund eines Gesetzes oder durch 
schriftlich vorgenommenes oder schrift- 
lich bestätigtes Rechtsgeschäft errichtet 
worden ist, vor den Gerichten des Ver- 
tragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet der 
„trust“ seinen Sitz hat; 

7. wenn es sich um eine Streitigkeit wegen 
der Zahlung von Berge- und Hilfslohn 
handelt, der für Bergungs- oder Hilfelei- 
stungsarbeiten gefordert wird, die zu- 
gunsten einer Ladung oder einer Fracht- 
forderung erbracht worden sind, vor 
dem Gericht, in dessen Zuständigkeits- 
bereich diese Ladung oder die entspre- 
chende Frachtforderung 

a) mit Arrest belegt worden ist, um die 
Zahlung zu gewährleisten, 

oder 

b) mit Arrest hätte belegt werden, kön- 
nen, jedoch dafür eine Bürgschaft 
oder eine andere Sicherheit geleistet 
worden ist; 

diese Vorschrift ist nur anzu wenden, 
wenn behauptet wird, daß der Beklagte 
Rechte an der Ladung oder an der 
Frachtforderung hat oder zur Zeit der 
Bergungs- oder Hilfeleistungsarbeiten 
hatte. 

Artikel 6 

Eine Person, die ihren Wohnsitz in dem 

Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats hat, 

kann auch verklagt werden, 

1. wenn mehrere Personen zusammen 
verklagt werden, vor dem Gericht, in 
dessen Bezirk einer der Beklagten sei- 
nen Wohnsitz hat; 

2. wenn es sich um eine Klage auf Ge- 
währleistung oder um eine IntervenT 
tionsklage handelt, vor dem Gericht des 
Hauptprozesses, es sei denn, daß diese 
Klage nur erhoben worden ist, um diese 
Person dem für sie zuständigen Gericht 
zu entziehen; 

3. wenn es sich um eine Widerklage han- 
delt, die auf denselben Vertrag oder 
Sachverhalt wie die Klage selbst ge- 
stützt wird, vor dem Gericht, bei dem die 
Klage selbst anhängig ist; 

4. wenn ein Vertrag oder Ansprüche aus 
einem Vertrag den Gegenstand des 
Verfahrens bilden und die Klage mit ei- 
ner Klage wegen dinglicher Rechte an 


under its own law to entertain civil pro- 
ceedings; 


5. as regards a dispute arising out of the 
operations of a branch, agency or other 
establishment, in the courts for the place 
in which the branch, agency or other 
establishment is situated; 

6. in his capacity as settlor, trustee or be- 
neficiary of a trust created by the Opera- 
tion of a Statute, or by a written In- 
strument, or created orally and evi- 
denced in writing, in the courts of the 
Contracting State in which the trust is 
domiciied; 


7. as regards a dispute concerning the 
payment of remuneration claimed in re- 
spect of the salvage of a cargo or freight, 
in the court under the authority of which 
the cargo or freight in question: 


(a) has been arrested to secure such 
payment, or 


(b) could have been so arrested, but bail 
or other security has been given; 


provided that this Provision shall apply 
only if it is claimed that the defendant 
has an interest in the cargo or freight or 
had such an interest at the time of sal- 
vage. 


Article 6 

A person domiciied in a Contracting State 
may also be sued: 


1 . where he is one of a number of defen- 
dants, in the courts for the place where 
any one of them is domiciied; 


2. as a third party in an action on a warran- 
ty or guarantee or in any other third party 
proceedings, In the court seised of the 
original proceedings, unless these were 
instituted solely with the object of remov- 
ing him from the jurisdiction of the court 
which would be competent in his case; 

3. on a counterclaim arising from the same 
contract or facts on which the original 
Claim was based, in the court in which 
the original Claim is pending; 

4. in matters relating to a contract, if the 
action may be combined with an action 
against the same defendant in matters 
relating to rights in rem in immovable 


peut connaTtre de l’action civile; 


5. s’il s’agit d’une contestation relative ä 
Texploitation d’une succursale, d’une 
agence ou de tout autre etablissement, 
devant le tribunal du lieu de leur Situa- 
tion; 

6. en sa qualite de fondateur, de trustee ou 
de beneficiaire d’un trust constituä soit 
en application de la loi, soit par ecrit ou 
par une convention verbale, confirmee 
par ecrit devant les tribunaux de l’Etat 
contractant sur le territoire duquel le 
trust a son domicile; 


7. s’il s’agit d’une contestation relative au 
paiement de ia rämuneration reclamäe 
en raison de l’assistance ou du sauveta- 
ge dont a benäficie une cargaison ou un 
fret, devant le tribunal dans le ressort 
duquel cette cargaison ou le fret s’y 
rapportant: 


a) a ete saisi pour garantir ce paie- 
ment 

ou 

b) aurait pu ätre saisi ä cet effet, mais 
une caution ou autre süretä a etä 
donnee; 

cette disposition ne s’applique que s’il 
est prätendu que le defendeur a un droit 
sur la cargaison ou sur le fret ou qu’il 
avait un tel droit au moment de cette 
assistance ou de ce sauvetage. 


Article 6 

Ce möme däfendeur peut aussi ätre 
attrait; 


1 . s’il y a plusieurs defendeurs, devant le 
tribunal du domicile de Tun d’eux; 


2. s’il s’agit d’une demande en garantie ou 
d’une demande en Intervention, devant 
le tribunal saisi de la demande origl- 
naire, ä moins qu’elle n’alt äte formee 
que pour traduire hors de son tribunal 
celui qui a ätä appele; 

3. s’il s’agit d’une demande reconvention- 
nelle qui därive du contrat ou du fait sur 
lequel est fondee la demande originaire, 
devant le tribunal saisi de celle-ci; 


4. en matiere contractuelle, si t’action peut 
etre jointe ä une action en matiere de 
droits reels immobiliers dirigäe contre le 
meme däfendeur, devant le tribunal de 
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unbeweglichen Sachen gegen densel- 
ben Beklagten verbunden werden kann, 
vor dem Gericht des Vertragsstaats, in 
dem die unbewegliche Sache belegen 
ist. 

Artikel 6a 

Ist ein Gericht eines Vertragsstaats nach 
diesem Übereinkommen zur Entscheidung 
in Verfahren wegen einer Haftpflicht auf- 
grund der Venwendung oder des Betriebs 
eines Schiffes zuständig, so entscheidet 
dieses oder ein anderes, an seiner Stelle 
durch das Recht dieses Staates bestimmtes 
Gericht auch über Klagen auf Beschrän- 
kung dieser Haftung. 

3. Abschnitt 

Zuständigkeit 
für Versicherungssachen 

Artikel 7 

Für Klagen In Versicherungssachen be- 
stimmt sich die Zuständigkeit vorbehaltlich 
des Artikels 4 und des Artikels 5 Nummer 5 
nach diesem Abschnitt. 

Artikel 8 

Der Versicherer, der seinen Wohnsitz in 
dem Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats 
hat. kann verklagt werden 

1 . vor den Gerichten des Staates, in dem 
er seinen Wohnsitz hat, 


2. in einem anderen Vertragsstaat vor dem 
Gericht des Bezirks, in dem der Versi- 
cherungsnehmer seinen Wohnsitz hat, 
oder 

3. falls es sich um einen Mitversicherer 
handelt, vor dem Gericht eines Ver- 
tragsstaats, bei dem der federführende 
Versicherer verklagt wird. 

Hat ein Versicherer In dem Hoheitsgebiet 
eines Vertragsstaats keinen Wohnsitz, be- 
sitzt er aber in einem Vertragsstaat eine 
Zweigniederlassung, Agentur oder sonstige 
Niederlassung, so wird er für Streitigkeiten 
aus ihrem Betrieb so behandelt, wie wenn 
er seinen Wohnsitz in dem Hoheitsgebiet 
dieses Staates hätte. 

Artikel 9 

Bei der Haftpflichtversicherung oder bei 
der Versicherung von unbeweglichen Sa- 
chen kann der Versicherer außerdem vor 
dem Gericht des Ortes, an dem das schädi- 
gende Ereignis eingetreten ist, verklagt 
werden. Das gleiche gilt, wenn sovyohl be- 
wegliche als auch unbewegliche Sachen in 
ein und demselben Versicherungsvertrag 
versichert und von demselben Schadensfall 
betroffen sind. 

Artikel 10 

Bei der Haftpflichtversicherung kann der 
Versicherer auch vor das Gericht, bei dem 
die Klage des Geschädigten gegen den 


property, in the court of the Contracting 
State in which the property is situated. 


Article 6A 

Where by virtue of this Convention a court 
of a Contracting State has jurisdiction in 
actions relating to liability arlsing from the 
use or Operation of a ship, that court, or any 
other court substituted for this purpose by 
the internal law of that State, shall also have 
jurisdiction over Claims for limitation of such 
liability. 


Section 3 

Jurisdiction in matters 
relating to Insurance 

Article 7 

In matters relating to Insurance, jurisdic- 
tion shall be determined by this Section, 
without prejudice to the provisions of Arti- 
cles 4 and 5 (5). 

Article 8 

An insurer domiciled in a Contracting 
State may be sued: 

1. in the courts of the State where he is 
domiciled, or 


2. in another Contracting State, in the 
Courts for the place where the policy- 
holder is domiciled, or 


3. if he is a co-insurer, in the courts of a 
Contracting State in which proceedings 
are brought against the leading insurer. 

An insurer who is not domiciled in a Con- 
tracting State but has a branch, agency or 
other establishment in one of the Contract- 
ing States shall, in disputes arising out of 
the operations of the branch, agency or 
establishment, be deemed to be domiciled 
in that State. 


Article 9 

In respect of liability Insurance or Insur- 
ance of immovable property, the insurer 
may in addition be sued in the courts for the 
place where the harmfui event occurred. 
The Same applies If movable and immov- 
able property are covered by the same In- 
surance policy and both are adversely af- 
fected by the same conti ngency. 


Article 10 

In respect of liability Insurance, the insur- 
er may also, if the law of the court permits it, 
be joined in proceedings which the injured 


l’Etat contractant oü Timmeuble est si- 
tue. 


Article 6*^® 

Lorsque, en vertu de la präsente Conven- 
tion, un tribunal d’un Etat contractant est 
competent pour connaTtre des actions en 
responsabilitä du fait de Tutilisation ou de 
l’exploitation d’un navire, ce tribunal ou tout 
autre que lui substitue la loi interne de cet 
Etat connait aussi des demandes relatives 
ä la limitation de cette responsabilitä. 

Section 3 

Competence 
en matiere d’assurances 

Article 7 

En matiere d’assurances, la competence 
est däterminäe par la präsente section, 
Sans präjudice des dispositions des articles 
4 et 5 point 5. 

Article 8 

L’assureur domiciliä sur ie territoire d’un 
Etat contractant peut etre attrait: 

1 . devant les tribunaux de l’Etat oü il a son 
domicile 

ou 

2. dans un autre Etat contractant, devant Ie 
tribunal du lieu oü Ie preneur d’assu- 
rance a son domicile 

ou 

3. s’il s’agit d’un coassureur, devant Ie tri- 
bunal d’un Etat contractant saisi de l’ac- 
tion formäe contre l’apäriteur de la co- 
assurance. 

Lorsque l’assureur n’est pas domiciliä sur 
Ie territoire d’un Etat contractant, mais pos- 
sede une succursale, une agence ou tout 
autre ätablissement dans un Etat contrac- 
tant, il est considärä pour les contestations 
relatives ä leur exploitation comme ayant 
son domicile sur Ie territoire de cet Etat. 


Article 9 

L’assureur peut, en outre, etre attrait de- 
vant Ie tribunal du lieu oü Ie fait domma- 
geable s’est produit s’il s’agit d’ässurance 
de responsabilitä ou d’assurance portant 
sur des immeubles. II en est de meme sl 
l’assurance porte ä la fois sur des immeu- 
bles et des meubles couverts par une meme 
Police et atteints par Ie mäme sinistre. 


Article 10 

En matiere d’assurance de responsabili- 
te, l’assureur peut ägalement etre appelä 
devant Ie tribunal saisi de l’action de la 
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Versicherten anhängig ist, geladen werden, 
sofern dies nach dem Recht des angerufe- 
nen Gerichts zulässig ist. 

Auf eine Klage, die der Verletzte unmittelbar 
gegen den Versicherer erhebt, sind die Arti- 
kel 7 bis 9 anzuwenden, sofern eine solche 
unmittelbare Klage zulässig ist. 

Sieht das für die unmittelbare Klage maß- 
gebliche Recht die Streitverkündung gegen 
den Versicherungsnehmer oder den Versi- 
cherten vor, so ist dasselbe Gericht auch für 
diese Personen zuständig. 

Artikel 11 

Vorbehaltlich der Bestimmungen des Arti- 
kels 1 0 Absatz 3 kann der Versicherer nur 
vor den Gerichten des Vertragsstaats kla- 
gen, in dessen Hoheitsgebiet der Beklagte 
seinen Wohnsitz hat, ohne Rücksicht dar- 
auf, ob dieser Versicherungsnehmer, Versi- 
cherter oder Begünstigter ist. 

Die Vorschriften dieses Abschnitts lassen 
das Recht unberührt, eine Widerklage vor 
dem Gericht zu erheben, bei dem die Klage 
selbst gemäß den Bestimmungen dieses 
Abschnitts anhängig ist. 

Artikel 12 

Von den Vorschriften dieses Abschnitts 
kann Im Wege der Vereinbarung nur abge- 
wichen werden, 

1 . wenn die Vereinbarung nach der Entste- 
hung der Streitigkeit getroffen wird. 


2. wenn sie dem Versicherungsnehmer, 
Versicherten oder Begünstigten die Be- 
fugnis einräumt, andere als die in die- 
sem Abschnitt angeführten Gerichte 
anzurufen, 

3. wenn sie zwischen einem Versiche- 
rungsnehmer und einem Versicherer, 
die zum Zeitpunkt des Vertragsab- 
schlusses Ihren Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt In demselben Ver- 
tragsstaat haben, getroffen ist, um die 
Zuständigkeit der Gerichte dieses Staa- 
tes auch für den Fall zu begründen, daß 
das schädigende Ereignis im Ausland 
eingetreten ist, es sei denn, daß eine 
solche Vereinbarung nach dem Recht 
dieses Staates nicht zulässig ist, 

4. wenn sie von einem Versicherungs- 
nehmer abgeschlossen ist, der seinen 
Wohnsitz nicht in einem Vertragsstaat 
hat, ausgenommen soweit sie eine 
Versicherung, zu deren Abschluß eine 
gesetzliche Verpflichtung besteht, oder 
die Versicherung von unbeweglichen 
Sachen in einem Vertragsstaat betrifft, 
oder 

5. wenn sie einen Versicherungsvertrag 
betrifft, soweit dieser eines oder meh- 
rere der in Artikel 12a aufgeführten Risi- 
ken deckt. 

Artikel 12a 

Die in Artikel 12 Nummer 5 erwähnten 

Risilcen sind die folgenden: 


party has brought against the insured. 


The provislons of Articles 7, 8 and 9 shall 
apply to actions brought by the injured party 
directly against the insurer, where such 
direct actions are permitted. 

If the law governing such direct actions pro- 
vides that the policy-holder or the insured 
may be joined as a party to the action, the 
same court shall have jurisdiction over 
them. 

Articlell 

Without prejudice to the provislons of the 
third Paragraph of Article 10, an insurer may 
bring proceedings only in the courts of the 
Contracting State in which the defendant is 
domiciied, irrespective of whether he is the 
policy-holder, the insured or a beneficiary. 

The provislons of this Section shall not af- 
fect the right to bring a counterclaim In the 
court in which, in accordance with this Sec- 
tion, the original Claim is pending. 


Article 12 

The provislons of this Section may be 
departed from only by an agreement on 
jurisdiction: 

1. which is entered into after the dispute 
has arisen, or 


2. which allows the policy-holder, the in- 
sured or a beneficiary to bring proceed- 
ings in Courts other than those indicated 
in this Section, or 


3. which is concluded between a policy- 
holder and an insurer, both of whom are 
at the time of conclusion of the contract 
domiciied or habitually resident in the 
same Contracting State, and which has 
the effect of conferring jurisdiction on the 
Courts of that State even if the harmfui 
event were to occur abroad, provided 
that such an agreement is not contrary 
to the law of that State, or 


4. which is concluded with a policy-holder 
who is not domiciied in a Contracting 
State, except in so far as the Insurance 
is compuisory or relates to immovable 
property in a Contracting State, or 


5, which relates to a contract of insurance 
in so far as it covers one or more of the 
risks set out in Article 1 2A. 

Article 12A 

The following are the risks referred to in 
Article12 (5): 


personne läsee contre l’assurä si la loi de ce 
tribunal le permet. 

Les dispositions des articles 7, 8 et 9 sont 
applicables en cas d’action directe intentöe 
par la victime contre l’assureur lorsque l’ac- 
tion directe est possible. 

Si la loi relative ä cette action directe prevoit 
la mise en cause du preneur d’assurance 
ou de l’assurä, le meme tribunal sera aussi 
compötent ä leur ägard. 


Article 11 

Sous räserve des dispositions de l’arti- 
cle 10 troisiäme alinäa, Taction de l’assureur 
ne peut etre portee que devant les tribunaux 
de l’Etat contractant sur le territoire duquel 
est domiciliä le däfendeur, qu’il soit preneur 
d’assurance, assurä ou bäneficiaire. 

Les dispositions de la presente section ne 
portent pas atteinte au droit d’introduire une 
demande reconventionnelle devant le tribu- 
nai saisi d’une demande originalre confor- 
mement ä la präsente section. 

Article 12 

II ne peut ätre däroge aux dispositions de 
la präsente section que par des conven- 
tions: 

1. postärieures ä la naissance du diffä- 
rend 

ou 

2. qui permettent au preneur d’assurance, 
ä l’assurä ou au bänäficiaire de saisir 
d’autres tribunaux que ceux indiquäs ä 
la präsente section, 

ou 

3. qui, passäes entre un preneur d’assu- 
rance et un assureur ayant, au moment 
de la conclusion du contrat, leur domi- 
cile ou leur räsidence habituelle dans un 
mäme Etat contractant, ont pour effet, 
alors mäme que le fait dommageable se 
produirait ä l’ätranger, d’attribuer com- 
pätence aux tribunaux de cet Etat sauf 
si la loi de celui-ci interdit de telles 
conventions, 

ou 

4. conclues par un preneur d’assurance 
n’ayant pas son domicile dans un Etat 
contractant, sauf s’il s’agit d’une assu- 
rance obligatoire ou qui porte sur un 
immeuble situä dans un Etat contrac- 
tant, 

ou 


5. qui concernent un contrat d’assurance 
en tant que celui^ci couvre un ou plu- 
sieurs des risques änumäräs ä l’arti- 
cle 12“«. 

Article 12“« 

Les risques visäs ä l’article 1 2 point 5 sont 
les suivants: 
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1 . Sämtliche Schäden 

a) an Seeschiffen, Anlagen vor der 
Küste und auf hoher See oder Luft- 
fahrzeugen aus Gefahren, die mit 
ihrer Verwendung zu gewerblichen 
Zwecken verbunden sind, 

b) an Transportgütern, ausgenommen 
Reisegepäck der Passagiere, wenn 
diese Güter ausschließlich oder zum 
Teil mit diesen Schiffen oder Luft- 
fahrzeugen befördert werden; 

2. Haftpflicht aller Art, mit Ausnahme der 
Haftung für Personenschäden an Pas- 
sagieren oder Schäden an deren Rei- 
segepäck, 

a) aus der Verwendung oder dem Be- 
trieb von Seeschiffen, Anlagen oder 
Luftfahrzeugen gemäß Nummer 1 
Buchstabe a, es sei denn, daß nach 
den Rechtsvorschriften des Ver- 
tragsstaats, in dem das Luftfahrzeug 
eingetragen ist, Gerichtsstandsver- 
einbarungen für die Versicherung 
solcher Risiken untersagt sind, 

b) für Schäden, die durch Transport- 
güter während einer Beförderung im 
Sinne der Nummer 1 Buchstabe b 
verursacht werden; 

3. finanzielle Verluste im Zusammenhang 
mit der Verwendung oder dem Betrieb 
von Seeschiffen, Anlagen oder Luftfahr- 
zeugen gemäß Nummer 1 Buchstabe a, 
insbesondere Fracht- oder Charterver- 
lust; 

4. irgendein zusätzliches Risiko, das mit 
einem der unter den Nummern 1 bis 3 
genannten Risiken in Zusammenhang 
steht. 

4. Abschnitt 

Zuständigkeit 
für Verbrauchersachen 

Artikel 13 

Für Klagen aus einem Vertrag, den eine 
Person zu einem Zweck abgeschlossen 
hat, der nicht der beruflichen oder gewerb- 
lichen Tätigkeit dieser Person (Verbrau- 
cher) zugerechnet werden kann, bestimmt 
sich die Zuständigkeit unbeschadet des Ar- 
tikels 4 und des Artikels 5 Nummer 5, nach 
diesem Abschnitt, 

1 . wenn es sich um den Kauf beweglicher 
Sachen auf Teilzahlung handelt, 

2. wenn es sich um ein in Raten zurückzu- 
zahlendes Darlehen oder ein anderes 
Kreditgeschäft handelt, das zur Finan- 
zierung eines Kaufs derartiger Sachen 
bestimmt ist, oder 

3. für andere Verträge, wenn sie die Er- 
bringung einer Dienstleistung oder die 
Lieferung beweglicher Sachen zum Ge- 
genstand haben, sofern 


1 . any loss of or damage to 

(a) sea-going ships, installations situ- 
ated off-shore or on the high seas, or 
aircraft, arising from perils which re- 
late to their use for commercial pur- 
poses, 

(b) goods in transit other than pas- 
sengers' baggage where the transit 
consists of or includes carriage by 
such ships or aircraft; 


2. any liability, other than for bodily injury to 
passengers or loss of or damage to their 
baggage, 

(a) arising out of the use or Operation of 
ships, installations or aircraft as re- 
ferred to in (1) (a) above in so far as 
the law of the Contracting State in 
which such aircraft are registered 
does not prohibit agreements on 
jurisdiction regarding Insurance of 
such risks, 

(b) for loss or damage caused by goods 
in transit as described in (1) (b) 
above; 

3. any financial loss connected with the 
use or Operation of ships, installations or 
aircraft as referred to in (1) (a) above, in 
particular loss of freight or charter-hire; 


4. any risk or Interest connected with any 
of those referred to in (1 ) to (3) above. 


Section 4 

Jurisdiction over 
consumer contracts 


Article 13 

In proceedings concerning a contract 
concluded by a person for a purpose which 
can be regarded as being outside his trade 
or profession, hereinafter calied ”the con- 
sumer“, jurisdiction shall be determined by 
this Section, without prejudice to the provi- 
sions of Articles 4 and 5 (5), If It is: 

1 . a contract for the sale of goods on in- 
stalment credit terms, or 

2. a contract for a loan repayable by in- 
stalments, or for any other form of credit, 
made to finance the sale of goods, or 


3. any other contract for the supply of 
goods or a contract for the supply of 
Services, and 


1 . tout dommage: 

a) aux navires de mer, aux installations 
au large des cötes et en haute mer 
ou aux aeronefs, cause par des ävä- 
nements survenant en relation avec 
leur utilisation ä des fins commer- 
ciales; 

b) aux marchandises autres que les 
bagages des passagers, durant un 
transport räalise par ces navires ou 
aeronefs soit en totalitä, soit en com- 
binaison avec d’autres modes de 
transport; 

2. toute responsabilite ä Texception de 
celle des dommages corporels aux pas- 
sagers ou ä leurs bagages, 

a) resultant de r utilisation ou de 
Texploitation des navires, installa- 
tions ou aeronefs, conformement au 
point 1 SOUS a) ci-avant, pour autant 
que la loi de TEtat contractant d’im- 
matriculation de l’aeronef n’interdise 
pas les clauses attributives de juri- 
diction dans Tassurance de tels ris- 
ques; 

b) du fait de marchandises durant un 
transport vise au point 1 sous b) 
ci-avant; 

3. toute perte pecuniaire liee ä rutillsation 
ou ä Texploitation des navires, installa- 
tions ou aeronefs conformement au 
point 1 SOUS a) ci-avant, notamment 
celle du fret ou du benefice d’affrete- 
ment; 

4. tout risque lie accessoirement ä Tun de 
ceux vises aux points 1 ä 3 ci-avant. 


Section 4 

Competence en matiere 
de contrats conclus 
par les consommateurs 

Article 13 

En matiere de contrat conclu par une 
personne pour un usage pouvant etre 
considäre comme etranger ä son activitä 
professionnelle, ci-aprös dänommee «le 
consommateur», la competence est deter- 
minee par la präsente section, sans preju- 
dice des dispositions de Tarticle 4 et de 
l’article 5 point 5: 

1. lorsqu’il s’agit d’une vente ä tempera- 
ment d’objets mobiliers corporels; 

2. lorsqu’il s’agit d’un pret ä temperament 
ou d’une autre Operation de credit lies 
au financement d’une vente de tels ob- 
jets; 

3. pour tout autre contrat ayant pour objet 
une foumiture de Services ou d’objets 
mobiliers corporels si: 


14 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/6838 


a) dem Vertragsabschluß in dem Staat 
des Wohnsitzes des Verbrauchers 
ein ausdrückliches Angebot oder 
eine Werbung vorausgegangen ist 
und 

b) der Verbraucher in diesem Staat die 
zum Abschluß des Vertrags erfor- 
derlichen Rechtshandlungen vorge- 
nommen hat. 

Hat der Vertragspartner des Verbrauchers 
in dem Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats 
keinen Wohnsitz, besitzt er aber in einem 
Vertragsstaat eine Zweigniederlassung, 
Agentur oder sonstige Niederlassung, so 
wird er für Streitigkeiten aus ihrem Betrieb 
so behandelt, wie wenn er seinen Wohnsitz 
in dem Hoheitsgebiet dieses Staates hätte. 

Dieser Abschnitt ist nicht auf Beförderungs- 
verträge anzuwenden. 

Artikel 14 

Die Klage eines Verbrauchers gegen den 
anderen Vertragspartner kann entweder vor 
den Gerichten des Vertragsstaats erhoben 
werden, in dessen Hoheitsgebiet dieser 
Vertragspartner seinen Wohnsitz hat, oder 
vor den Gerichten des Vertragsstaats, in 
dessen Hoheitsgebiet der Verbraucher sei- 
nen Wohnsitz hat. 

Die Klage des anderen Vertragspartners 
gegen den Verbraucher kann nur vor den 
Gerichten des Vertragsstaats erhoben 
werden, in dessen Hoheitsgebiet der Ver- 
braucher seinen Wohnsitz hat. 

Diese Vorschriften lassen das Recht unbe- 
rührt, eine Widerklage vor dem Gericht zu 
erheben, bei dem die Klage selbst gemäß 
den Bestimmungen dieses Abschnitts an- 
hängig ist. 

Artikel 15 

Von den Vorschriften dieses Abschnitts 
kann im Wege der Vereinbarung nur abge- 
wichen werden, 

1 . wenn die Vereinbarung nach der Entste- 
hung der Streitigkeit getroffen wird. 


2. wenn sie dem Verbraucher die Befugnis 
ein räumt, andere als die in diesem Ab- 
schnitt angeführten Gerichte anzurufen, 
oder 

3. wenn sie zwischen einem Verbraucher 
und seinem Vertragspartner getroffen 
ist, die zum Zeitpunkt des Vertragsab- 
schlusses ihren Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt in demselben Ver- 
tragsstaat haben, und die Zuständigkeit 
der Gerichte dieses Staates begründet, 
es sei denn, daß eine solche Vereinba- 
rung nach dem Recht dieses Staates 
nicht zulässig ist. 

5. Abschnitt 

Ausschließliche Zuständigkeiten 
Artikel 16 

Ohne Rücksicht auf den Wohnsitz sind 
ausschließlich zuständig 


(a) in the State of the consumer’s domi- 
cile the conclusion of the contract 
was preceded by a specific Invitation 
addressed to him or by advertising, 
and 

(b) the consumer took in that State the 
Steps necessary for the conclusion 
of the contract. 

Where a consumer enters into a contract 
with a party who is not domiciied in a Con- 
tracting State but has a branch, agency or 
other establishment in one of the Contract- 
ing States, that party shall, in disputes aris- 
ing out of the operations of the branch, 
agency or establishment, be deemed to be 
domiciied in that State. 

This Section shall not apply to contracts of 
transport. 

Article 14 

A consumer may bring proceedings 
against the other party to a contract either in 
the Courts of the Contracting State in which 
that party is domiciied or in the courts of the 
Contracting State in which he is himself 
domiciied. 


Proceedings may be brought against a con- 
sumer by the other party to the contract only 
in the courts of the Contracting State in 
which the consumer is domiciied. 

These provisions shall not affect the right to 
bring a counterclaim in the court in which, in 
accordance with this Section, the original 
Claim is pending. 

Article 15 

The provisions of this Section may be 
departed from only by an agreement: 

1 . which is entered into after the dispute 
has arisen, or 


2. which allows the consumer to bring pro- 
ceedings in courts other than those in- 
dicated in this Section, or 


3. which is entered into by the consumer 
and the other party to the contract, both 
of whom are at the time of conclusion of 
the contract domiciied or habitually resi- 
dent in the same Contracting State, and 
which confers jurisdiction on the courts 
of that State, provided that such an 
agreement is not contrary to the law of 
that State. 


Section 5 

Exclusive jurisdiction 
Article 16 

The following courts shall have exclusive 
jurisdiction, regardless of domicile: 


a) la conclusion du contrat a ätö pröcö- 
döe dans l’Etat du domicile . du 
consommateur d’une proposition 
specialement faite ou d’une publicitö 
et que 

b) le consommateur a accompli dans 
cet Etat les actes necessaires ä la 
conclusion de ce contrat. 

Lorsque le cocontractant du consomma- 
teur n’est pas domiciliä sur le territoire d’un 
Etat contractant, mais possäde une suc- 
cursale, une agence ou tout autre ätablisse- 
ment dans un Etat contractant, il est consi- 
döre pour les contestations relatives ä leur 
exploitation comme ayant son domicile sur 
le territoire de cet Etat. 

La präsente section ne s’applique pas au 
contrat de transport. 

Article 14 

L’action intentee par un consommateur 
contre i’autre partie au contrat peut ätre 
portee soit devant les tribunaux de l’Etat 
contractant sur le territoire duquel est domi- 
ciliäe cette partie, soit devant les tribunaux 
de l’Etat contractant sur le territoire duquel 
est domiciliä le consommateur. 

L’action intentäe contre le consommateur 
par l’autre partie au contrat ne peut ätre 
portäe que devant les tribunaux de l’Etat 
contractant sur le territoire duquel est domi- 
ciliä le consommateur. 

Ces dispositions ne portent pas atteinte 
au droit d’introduire une demande recon- 
ventionnelle devant le tribunal saisi d’une 
demande originaire conformäment ä la prä- 
sente section. 

Article 15 

II ne peut ätre därogä aux dispositions de 
la präsente section que par des conven- 
tions: 

1. postärieures ä la naissance du diffä- 
rend 

ou 

2. qui permettent au consommateur de sai- 
sir d’autres tribunaux que ceux indiquäs 
ä la präsente section 

ou 

3. qui, passäes entre le consommateur et 
son cocontractant ayant, au moment de 
la conclusion du contrat, leur domicile 
ou leur räsidence habituelle dans un 
meme Etat contractant, attribuent com- 
pätence aux tribunaux de cet Etat sauf 
si la loi de ceiui-ci interdit de telles 
conventions. 


Section 5 

Compätences exclusives 

Atticle 16 

Sont seuls compätents, sans considära- 
tion de domicile: 
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1 . a) für Klagen, welche dingliche Rechte 

an unbeweglichen Sachen sowie die 
Miete oder Pacht von unbewegli- 
chen Sachen zum Gegenstand ha- 
ben, die Gerichte des Vertrags- 
staats, in dem die unbewegliche Sa- 
che belegen ist; 

b) für Klagen betreffend die Miete oder 
Pacht unbeweglicher Sachen zum 
vorübergehenden privaten Ge- 
brauch für höchstens sechs aufein- 
anderfolgende Monate sind jedoch 
auch die Gerichte des Vertrags- 
staats zuständig, in dem der Beklag- 
te seinen Wohnsitz hat, sofern es 
sich bei dem Mieter oder Pächter um 
eine natürliche Person handelt und 
weder die eine noch die andere Par- 
tei ihren Wohnsitz in dem Vertrags- 
staat hat, in dem die unbewegliche 
Sache belegen Ist; 

2. für Klagen, welche die Gültigkeit, die 
Nichtigkeit oder die Auflösung einer Ge- 
sellschaft oder juristischen Person oder 
der Beschlüsse ihrer Organe zum Ge- 
genstand haben, die Gerichte des Ver- 
tragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet die 
Gesellschaft oder juristische Person ih- 
ren Sitz hat; 

3. für Klagen, welche die Gültigkeit von 
Eintragungen in öffentliche Register 
zum Gegenstand haben, die Gerichte 
des Vertragsstaats, in dessen Hoheits- 
gebiet die Register geführt werden; 

4. für Klagen, welche die Eintragung oder 
die Gültigkeit von Patenten, Warenzei- 
chen, Mustern und Modellen sowie ähn- 
licher Rechte, die einer Hinterlegung 
oder Registrierung bedürfen, zum Ge- 
genstand haben, die Gerichte des Ver- 
tragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet die 
Hinterlegung oder Registrierung bean- 
tragt oder vorgenommen worden ist 
oder aufgrund eines zwischenstaatli- 
chen Übereinkommens als vorgenom- 
men gilt; 

5. für Verfahren, welche die Zwangsvoll- 
streckung aus Entscheidungen zum Ge- 
genstand haben, die Gerichte des Ver- 
tragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet die 
Zwangsvollstreckung durchgeführt wer- 
den soll oder durchgeführt worden ist. 


6. Abschnitt 

Vereinbarung über die Zuständigkeit 

Artikel 17 

(1) Haben die Parteien, von denen minde- 
stens eine ihren Wohnsitz in dem Hoheits- 
gebiet eines Vertragsstaats hat, vereinbart, 
daß ein Gericht oder die Gerichte eines 
Vertragsstaats über eine bereits entstande- 
ne Rechtsstreitigkeit oder über eine künftige 
aus einem bestimmten Rechtsverhältnis 
entspringende Rechtsstreitigkeit entschei- 
den sollen, so sind dieses Gericht oder die 
Gerichte dieses Staates ausschließlich zu- 
ständig. Eine solche Gerichtsstandsverein- 
barung muß geschlossen werden 


1 . (a) in proceedings which have as their 
Object rights in rem in immovable 
property or tenancies of immovable 
property, the courts of the Contract- 
ing State in which the property is 
situated; 

(b) however, in proceedings which have 
as their object tenancies of Immov- 
able property concluded for tem- 
porary private use for a maximum 
period of six consecutive months, 
the courts of the Contracting State in 
which the defendant is domiciied 
shall also have jurisdiction, provided 
that the tenant Is a natural person 
and neither party is domiciied in the 
Contracting State in which the prop- 
erty Is situated; 


2. in proceedings which have as their ob- 
ject the validity of the Constitution, the 
nullity or the dissolution of Companies or 
other legal persons or associations of 
natural or legal persons, or the decisions 
of their organs, the courts of the Con- 
tracting State in which the Company, 
legal person or association has its seat; 

3. in proceedings which have as their ob- 
ject the validity of entries in public regis- 
ters, the courts of the Contracting State 
in which the register is kept; 

4. in proceedings concerned with the reg- 
istration or validity of patents, trade 
marks, designs, or other similar rights 
required to be deposited or reglstered, 
the courts of the Contracting State in 
which the deposit or registration has 
been applied for, has taken place or is 
under the terms of an international Con- 
vention deemed to have taken place; 


5. in proceedings concerned with the en- 
forcement of judgments, the courts of 
the Contracting State in which the judg- 
ment has been or is to be enforced. 


Section 6 

Prorogation of jurisdiction 

Article 17 

1. If the parlies, one or more of whom 
is domiciied in a Contracting State, have 
agreed that a court or the courts of a Con- 
tracting State are to have jurisdiction to 
settle any disputes which have arisen or 
which may arise in connection with a par- 
ticular legal relationship, that court or those 
courts shall have exclusive jurisdiction. 
Such an agreement conferiing jurisdiction 
shall be either: 


1. a) en matiere de droits reels Immobi- 
liers et de baux d’immeubles, les 
tribunaux de l’Etat contractant oü 
rimmeuble est situö; 


b) toutefois, en matiere de baux d’im- 
meubles conclus en vue d’un usage 
personnel temporaire pour une Pe- 
riode maximale de six mois consä- 
cutifs, sont ägalement competents 
les tribunaux de l’Etat contractant 
dans lequel le defendeur est domicl- 
lie, ä condition que le locataire soit 
une personne physique et qu’au- 
cune des parties ne soit domiciliee 
dans l’Etat contractant oü l’immeu- 
ble est situö; 


2. en matiäre de validite, de nullitö ou de 
dissolution des sociätäs ou personnes 
morales ayant leur siege sur le territoire 
d’un Etat contractant, ou des döcislons 
de leurs Organes, les tribunaux de cet 
Etat; 


3. en matiöre de validitä des Inscriptions 
sur les registres publics, les tribunaux 
de l’Etat contractant sur le territoire du- 
que! ces registres sont tenus; 

4. en matiere d’inscription ou de validite 
des brevets, marques, dessins et mo- 
döles, et autres droits analogues don- 
nant lieu ä depöt ou ä un enregistre- 
ment, les juridictions de l’Etat contrac- 
tant sur le territoire duquel le depöt ou 
l’enregistrement a äte demande, a ete 
effectuö ou est röputö avoir ete effectuö 
aux termes d’une Convention interna- 
tionale; 


5. en matiere d’execution des decisions, 
les tribunaux de l’Etat contractant du lieu 
de l’exöcution. 


Section 6 

Prorogation de compätence 

Article 17 

1 . Si les partles, dont Tune au moins a son 
domicile sur le territoire d’un Etat contrac- 
tant, sont convenues d’un tribunal ou de 
tribunaux d’un Etat contractant pour connai- 
tre des differends näs ou ä naTtre ä l’occa- 
sion d’un rapport de droit döterminä, ce 
tribunal ou les tribunaux de cet Etat sont 
seuls compötents. Cette conventlon attribu- 
tive de juridiction est conclue: 
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a) schriftlich oder mündlich mit schriftlicher 
Bestätigung, 

b) in einer Form, welche den Gepflogen- 
heiten entspricht, die zwischen den Par- 
teien entstanden sind, oder 

c) im internationalen Handel in einer Form, 
die einem Handelsbrauch entspricht, 
den die Parteien kannten oder kennen 
mußten und den Parteien von Verträgen 
dieser Art in dem betreffenden Ge- 
schäftszweig allgemein kennen und re- 
gelmäßig beachten. 


Wenn eine solche Vereinbarung von Par- 
teien geschlossen wurde, die beide ihren 
Wohnsitz nicht im Hoheitsgebiet eines Ver- 
tragsstaats haben, so können die Gerichte 
der anderen Vertragsstaaten nicht ent- 
scheiden, es sei denn, das vereinbarte Ge- 
richt oder die vereinbarten Gerichte haben 
sich rechtskräftig für unzuständig erklärt. 

(2) Ist in schriftlich niedergelegten 
„trusf “Bedingungen bestimmt, daß über 
Klagen gegen einen Begründer, „trustee“ 
oder Begünstigten eines „trust“ ein Gericht 
oder die Gerichte eines Vertragsstaats ent- 
scheiden sollen, so ist dieses Gericht oder 
sind diese Gerichte ausschließlich zustän- 
dig, wenn es sich um Beziehungen zwi- 
schen diesen Personen oder ihre Rechte 
oder Pflichten im Rahmen des „trust“ han- 
delt. 

(3) Gerichtsstandsvereinbarungen und 
entsprechende Bestimmungen in „trusf -Be- 
dingungen haben keine rechtliche Wirkung, 
wenn sie den Vorschriften der Artikel 12 
oder 15 zuwiderlaufen oder wenn die Ge- 
richte, deren Zuständigkeit abbedungen 
wird, aufgrund des Artikels 16 ausschließ- 
lich zuständig sind. 

(4) Ist eine Gerichtsstandsvereinbarung 
nur zugunsten einer der Parteien getroffen 
worden, so behält diese das Recht, jedes 
andere Gericht anzurufen, das aufgrund 
dieses Übereinkommens zuständig ist. 


(5) Bei individuellen Arbeitsverträgen ha- 
ben Gerichtsstandsvereinbarungen nur 
dann rechtliche Wirkung, wenn sie nach der 
Entstehung der Streitigkeit getroffen wer- 
den. 


Artikel 18 

Sofern das Gericht eines Vertragsstaats 
nicht bereits nach anderen Vorschriften die- 
ses Übereinkommens zuständig ist, wird es 
zuständig, wenn sich der Beklagte vor ihm 
auf das Verfahren einläßt. Dies gilt nicht, 
wenn der Beklagte sich nur einläßt, um den 
Mangel der Zuständigkeit geltend zu ma- 
chen, oder wenn ein anderes Gericht auf- 
grund des Artikels 16 ausschließlich zustän- 
dig ist. 


(a) in writing or evidenced in writing, or 


(b) in a form which accords with practices 
which the parties have established be- 
tween themselves, or 

(c) in international trade or commerce, in a 
form which accords with a usage of 
which the parties are or ought to have 
been aware and which in such trade or 
commerce is widely known to, and regu- 
larly observed by, parties to contracts of 
the type involved in the particular trade 
or commerce concemed. 


Where such an agreement is concluded by 
parties, none of whom is domiciied in a 
Contracting State, the courts of other Con- 
tracting States shall have no Jurisdiction 
over their disputes unless the court or courts 
Chosen have declined jurisdiction. 


2. The court or courts of a Contracting 
State on which a trust instrument has con- 
ferred jurisdiction shall have exclusive juris- 
diction in any proceedings brought against a 
settlor, trustee or beneficiary, if relations 
between these persons or their rights or 
obiigations under the trust are involved. 


3. Agreements or provisions of a trust 
instrument conferring jurisdiction shall have 
no legal force if they are contrary to the 
provisions of Articles 12 or 15, or if the 
courts whose jurisdiction they purport to 
exclude have exclusive jurisdiction by virtue 
of Article 16. 


4. If an agreement conferring jurisdiction 
was concluded for the benefit of only one of 
the parties, that party shall retain the right to 
bring proceedings In any other court which 
has jurisdiction by virtue of this Conven- 
tion. 

5. In matters relating to individual con- 
tracts of employment an agreement confer- 
ring jurisdiction shall have legal force only if 
it is entered into after the dispute has 
arisen. 


Article 18 

Apart from jurisdiction derived from other 
provisions of this Convention, a court of a 
Contracting State before whom a defendant 
enters an appearance shall have jurisdic- 
tion. This rule shall not apply where appear- 
ance was entered solety to contest the 
jurisdiction, or where another court has ex- 
clusive jurisdiction by virtue of Article 16. 


a) par ecrit ou verbalement avec confirma- 
tion ecrite, soit 

b) SOUS une forme qui soit conforme aux 
habitudes que les parties ont ätablies 
entre eiles, soit 

c) dans le commerce international, sous 
une forme qui soit conforme ä un usage 
dont les parties avaient connaissance 
ou ätaient censees avoir connaissance 
et qui est largement connu et räguliäre- 
ment observä dans ce type de com- 
merce par les parties ä des contrats du 
meme type dans la branche commer- 
ciale consideree. 

Lorsqu’une teile Convention est conclue par 
des parties dont aucune n’a son domicile 
sur le territoire d’un Etat contractant, les 
tribunaux des autres Etats contractants ne 
peuvent connaitre du diffärend tant que le 
tribunal ou les tribunaux däsignes n’ont pas 
däciine leur compätence. 


2. Le tribunal ou les tribunaux d’un Etat 
contractant auxquels l’acte constitutif d’un 
trust attribue compätence sont exclusive- 
ment compätents pour connaitre d’une ac- 
tion contre un fondateur, un trustee ou un 
benäficiaire d’un trust, s’il s’agit de relations 
entre ces personnes ou de leurs droits ou 
obiigations dans le cadre du trust. 


3. Les conventlons attributives de juridic- 
tion ainsi que les stipulations similaires d’ac- 
tes constitutifs de trust sont sans effet si 
elles sont contraires aux dispositions des 
articles 12 et 15 ou si les tribunaux ä la 
competence desquels elles därogent sont 
exclusivement compätents en vertu de l’arti- 
cle 16. 

4. Si une Convention attributive de juridic- 
tion n’a ätä stipuläe qu’en faveur de l’une 
des parties, celle-ci conserve le droit de 
saisir tout autre tribunal compätent en vertu 
de la präsente convention. 


5. En matiere de contrats individuels de 
travail, les conventions attributives de juri- 
diction ne produisent leurs effets que si elles 
sont postärieures ä la naissance du diffä- 
rend. 


Article 18 

Outre les cas oü sa compätence räsulte 
d’autres dispositions de la präsente con- 
vention, le juge d’un Etat contractant devant 
lequel le däfendeur comparaTt est compä- 
tent. Cette rägle n’est pas applicable si la 
comparution a pour objet de contester la 
compätence ou s’il existe une autre juridic- 
tion exclusivement compätente en vertu de 
l’article 16. 
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7. Abschnitt 

Prüfung der Zuständigkeit 
und der Zulässigkeit des Verfahrens 

Artikel 19 

Das Gericht eines Vertragsstaats hat sich 
von Amts wegen für unzuständig zu erklä- 
ren, wenn es wegen einer Streitigkeit ange- 
rufen wird, für die das Gericht eines ande- 
ren Vertragsstaats aufgrund des Artikels 16 
ausschließlich zuständig ist. 


Artikel 20 

Läßt sich der Beklagte, der seinen Wohn- 
sitz In dem Hoheitsgebiet eines Vertrags- 
staats hat und der vor den Gerichten eines 
anderen Vertragsstaats verklagt wird, auf 
das Verfahren nicht ein, so hat sich das 
Gericht von Amts wegen für unzuständig zu 
erklären, wenn seine Zuständigkeit nicht 
aufgrund der Bestimmungen dieses Über- 
einkommens begründet Ist. 

Das Gericht hat die Entscheidung so lange 
auszusetzen, bis festgestellt ist, daß es dem 
Beklagten möglich war, das den Rechts- 
streit einleitende Schriftstück oder ein 
gleichwertiges Schriftstück so rechtzeitig zu 
empfangen, daß er sich verteidigen konnte, 
oder daß alle hierzu erforderlichen Maßnah- 
men getroffen worden sind. 

An die Stelle des vorstehenden Absatzes 
tritt Artikel 15 des Haager Übereinkommens 
vom 15. November 1965 über die Zustel- 
lung gerichtlicher und außergerichtlicher 
Schriftstücke im Ausland in Zivil- oder 
Handelssachen, wenn das den Rechtsstreit 
einleitende Schriftstück gemäß dem er- 
wähnten Übereinkommen zu übermitteln 
war. 

8. Abschnitt 

Rechtshängigkeit und 
im Zusammenhang stehende Verfahren 

Artikel 21 

Werden bei Gerichten verschiedener Ver- 
tragsstaaten Klagen wegen desselben An- 
spruchs zwischen denselben Parteien an- 
hängig gemacht, so setzt das später ange- 
rufene Gericht das Verfahren von Amts we- 
gen aus, bis die Zuständigkeit des zuerst 
angerufenen Gerichts feststeht. 

Sobald die Zuständigkeit des zuerst ange- 
rufenen Gerichts feststeht, erklärt sich das 
später angerufene Gericht zugunsten die- 
ses Gerichts für unzuständig. 

Artikel 22 

Werden bei Gerichten verschiedener Ver- 
tragsstaaten Klagen, die im Zusammen- 
hang stehen, erhoben, so kann das später 
angerufene Gericht das Verfahren ausset- 
zen, solange beide Klagen Im ersten 
Rechtszug anhängig sind. 

Das später angerufene Gericht kann sich 
auf Antrag einer Partei auch für unzuständig 


Section 7 

Examination as to juiiadiction 
and admissibility 

Article 19 

Where a court of a Contracting State is 
seised of a Claim which is principally con- 
cemed with a matter over which the courts 
of another Contracting State have exclusive 
jurlsdiction by virtue of Article 16, it shall 
declare of its own motion that it has no 
jurlsdiction. 

Article 20 

Where a defendant domiclied In one Con- 
tracting State is sued in a court of another 
Contracting State and does not enter an 
appearance, the court shall declare of its 
own motion that it has no jurlsdiction unless 
its jurlsdiction is derived from the provislons 
of thi5 Convention. 


The court shall stay the proceedings so long 
as it is not shown that the defendant has 
been able to receive the document institut- 
ing the proceedings or an equivalent docu- 
ment in sufficient time to enable him to 
arrange for his defence, or that all necess- 
ary Steps have been taken to this end. 

The provislons of the foregoing paragraph 
shall be replaced by those of Article 15 of 
the Hague Convention of 15 November 
1965 on the Service abroad of judicial and 
extra] udicial documents in civil or commer- 
cial matters, if the document Institut! ng the 
proceedings or notice thereof had to be 
transmitted abroad in accordance with that 
Convention. 

Section 8 

Lis Pendens - related actions 


Article 21 

Where proceedings Invofving the same 
cause of action and between the same par- 
ties are brought in the courts of different 
Contracting States, any court other than the 
court first seised shall of its own motion stay 
its proceedings until such time as the juris- 
diction of the court first seised Is estab- 
lished. 

Where the jurlsdiction of the court first 
seised is established, any court other than 
the court first seised shall decline jurisdic- 
tion in favour of that court. 

Article 22 

Where related actions are brought in the 
courts of different Contracting States, any 
court other than the court first seised may, 
whife the actions are pending at first in- 
stance, stay its proceedings. 

A Court other than the court first seised may 
also, on the application of one of the partles. 


Section 7 

Verification de la compätence 
et de la recevabitite 

Article 19 

Le juge d’un Etat contractant, saisi ä titre 
Principal d’un litige pour lequel une juridic- 
tion d’un autre Etat contractant est exclusi- 
vement competente en vertu de l’artlcle 16, 
se declare d’office incompetent. 


Article 20 

Lorsque le defendeur domicilie sur le ter- 
ritoire d’un Etat contractant est attrait devant 
une juridiction d’un autre Etat contractant et 
ne comparait pas, le juge se declare d’office 
incompätent si sa competence n’est pas 
fondee aux termes de la presente Conven- 
tion. 


Le juge est tenu de surseoir ä statuer aussi 
longtemps qu’il n’est pas etabli que ce de- 
fendeur a äte mis ä meme de recevoir l’acte 
Introductif d’instance ou un acte equivalent 
en temps utile pour se defendre ou que 
toute diligence a ete faite ä cette fin. 


Les dispositions de l’alinäa precödent se- 
ront remplacees par celles de l’article 1 5 de 
la Convention de La Haye, du 15 novembre 
1965, relative ä la signification et ä la notifi- 
cation ä l’etranger des actes judiciaires et 
extra-judiciaires en matiäre civile ou com- 
merciale, si l’acte introductif d’instance a 
du ätre transmis en exäcution de cette 
Convention. 

Section 8 

Litlspendance et connexite 


Article 21 

Lorsque des demandes ayant le meme 
Objet et la meme cause sont formees entre 
les memes parties devant des juridictions 
d’Etats contractants differents, la juridiction 
salsie en second lieu sursoit d’office ä sta- 
tuer jusqu’ä ce que la competence du tribu- 
nal Premier saisi soit ätablie. 

Lorsque la compätence du tribunal premier 
saisi est etablie, le tribunal saisi en second 
lieu se dessaisit en faveur de celui-ci. 


Article 22 

Lorsque des demandes connexes sont 
formees devant des juridictions d'Etats 
contractants differents et sont pendantes au 
Premier degrä, la juridiction salsie en se- 
cond lieu peut surseoir ä statuer. 

Cette juridiction peut ägalement se dessai- 
sir, ä la demande de l’une des parties, ä 
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erklären, wenn die Verbindung im Zusam- 
menhang stehender Verfahren nach sei- 
nem Recht zulässig ist und das zuerst ange- 
rufene Gericht für beide Klagen zuständig 
ist. 

Klagen stehen im Sinne dieses Artikels im 
Zusammenhang, wenn zwischen ihnen eine 
so enge Beziehung gegeben ist, daß eine 
gemeinsame Verhandlung und Entschei- 
dung geboten erscheint, um zu vermeiden, 
daß in getrennten Verfahren widerspre- 
chende Entscheidungen ergehen könnten. 

Artikel 23 

Ist für die Klage die ausschließliche Zu- 
ständigkeit mehrerer Gerichte gegeben, so 
hat sich das zuletzt angerufene Gericht zu- 
gunsten des zuerst angerufenen Gerichts 
für unzuständig zu erklären. 

9. Abschnitt 

Einstweilige Maßnahmen 

einschließlich solcher, die auf eine 
Sicherung gerichtet sind 

Artikel 24 

Die in dem Recht eines Vertragsstaats 
vorgesehenen einstweiligen Maßnahmen 
einschließlich solcher, die auf eine Siche- 
rung gerichtet sind, können bei den Gerich- 
ten dieses Staates auch dann beantragt 
werden, wenn für die Entscheidung in der 
Hauptsache das Gericht eines anderen Ver- 
tragsstaats aufgrund dieses Übereinkom- 
mens zuständig ist. 

Titel III 

Anerkennung und Vollstreckung 

Artikel25 

Unter „Entscheidung“ im Sinne dieses 
Übereinkommens Ist jede von einem Ge- 
richt eines Vertragsstaats erlassene Ent- 
scheidung zu verstehen ohne Rücksicht auf 
ihre Bezeichnung wie Urteil, Beschluß oder 
Vollstreckungsbefehl, einschließlich des 
Kostenfestsetzungsbeschlusses eines Ur- 
kundsbeamten. 

1. Abschnitt 

Anerkennung 

Artikel 26 

Die in einem Vertragsstaat ergangenen 
Entscheidungen werden In den anderen 
Vertragsstaaten anerkannt, ohne daß es 
hierfür eines besonderen Verfahrens be- 
darf. 

Bildet die Frage, ob eine Entscheidung an- 
zuerkennen ist, als solche den Gegenstand 
eines Streites, so kann jede Partei, welche 
die Anerkennung geltend macht, in dem 
Verfahren nach dem 2. und 3. Abschnitt 
dieses Titels die Feststellung beantragen, 
daß die Entscheidung anzuerkennen Ist. 


decline jurisdiction if the law of that court 
permits the consolidation of related actions 
and the court first seised has jurisdiction 
over both actions. 

For the purposes of this Article, actions are 
deemed to be related where they are so 
closely connected that it is expedient to 
hear and determine them together to avoid 
the risk of irreconcilable judgments resulting 
from separate proceedings. 


Article 23 

Where actions come within the exclusive 
jurisdiction of several courts, any court other 
than the court first seised shall decline 
jurisdiction in favour of that court. 


Section 9 

Provisional, including 
protective, measures 


Article 24 

Application may be made to the courts of 
a Contracting State for such provisional, 
Including protective, measures as may be 
available under the law of that State, even if , 
underthls Convention, the courts of another 
Contracting State have jurisdiction as to the 
substance of the matter. 


Title III 

Recognition and Enforcement 
Article 25 

For the purposes of this Convention, 
“judgment” means any judgment given by a 
court or tribunal of a Contracting State, 
whatever the judgment may be calied, in- 
cluding a decree, Order, decision or writ of 
execution, as well as the determination of 
costs or expenses by an officer of the 
court. 


Section 1 
Recognition 

Article 26 

A judgment given in a Contracting State 
shall be recognised In the other Contracting 
States without any special procedure being 
required. 


Any interested party who raises the recogni- 
tion of a judgment as the principal issue in a 
dispute may, in accordance with the pro- 
cedures provided for in Sections 2 and 3 of 
this Title, apply for a decision that the judg- 
ment be recognised. 


condition que sa loi permette la jonction 
d'affaires connexes et que le tribunal prä- 
mier saisi soit compötent pour connaTtre des 
deux demandes. 

Sont connexes, au sens du präsent article, 
les demandes liees entre eiles par un rap- 
port si ätroit qu’il y a interet ä les instruire et 
ä juger en möme temps afin d’äviter des 
Solutions qui pourraient etre inconciliables si 
les causes etaient jugäes separäment. 


Article 23 

Lorsque les demandes relevent de la 
compätence exclusive de plusieurs juridlc- 
tions, le dessaisissement a lieu en faveur de 
la juridiction prämiere saisie. 


Section 9 

Mesures provisoires 
et conservatoires 


Article 24 

Les mesures provisoires ou conserva- 
toires prevues par la loi d’un Etat contrac- 
tant peuvent etre demandäes aux autoritäs 
judiciaires de cet Etat, meme si, en vertu de 
la presente Convention, une juridiction d'un 
autre Etat contractant est competente pour 
connaTtre du fond. 


Titre ili 

Reconnaissance et execution 
Article 25 

On entend par däcision, au sens de la 
presente Convention, toute däcislon rendue 
par une juridiction d’un Etat contractant 
quelle que soit la dänomination qui lui est 
donnee, teile qu'arret, jugement, ordon- 
nance ou mandat d'exäcution, ainsi que la 
fixation par le greffier du montant des frais 
du proces. 

Section premiäre 
Reconnaissance 

Article 26 

Les decisions rendues dans un Etat 
contractant sont reconnues dans les autres 
Etats contractants, sans qu’il soit näces- 
saire de recourir ä aucune procedure. 

En cas de contestation, toute partie interes- 
see qui Invoque la reconnaissance ä titre 
Principal peut faire constater, selon la pro- 
cädure prövue aux sections 2 et 3 du prä- 
sent titre, que la decision doit ätre recon- 
nue. 
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Wird die Anerkennung in einem Rechtsstreit 
vor dem Gericht eines Verlragsstaats, des- 
sen Entscheidung von der Anerkennung 
abhängt, verlangt, so kann dieses Gericht 
über die Anerkennung entscheiden. 


Artikel 27 

Eine Entscheidung wird nicht anerkannt, 

1 . wenn die Anerkennung der öffentlichen 
Ordnung des Staates, in dem sie gel- 
tend gemacht wird, widersprechen 
würde; 

2. wenn dem Beklagten, der sich auf das 
Verfahren nicht eingelassen hat, das 
dieses Verfahren einleitende Schrift- 
stück oder ein gleichwertiges Schrift- 
stück nicht ordnungsgemäß und nicht so 
rechtzeitig zugestellt worden ist, daß er 
sich verteidigen konnte; 

3. wenn die Entscheidung mit einer Ent- 
scheidung unvereinbar ist, die zwischen 
denselben Parteien in dem Staat, in 
dem die Anerkennung geltend gemacht 
wird, ergangen ist; 

4. wenn das Gericht des Ursprungsstaats 
bei seiner Entscheidung hinsichtlich ei- 
ner Vorfrage, die den Personenstand, 
die Rechts- und Handlungsfähigkeit so- 
wie die gesetzliche Vertretung einer na- 
türlichen Person, die ehelichen Güter- 
stände oder das Gebiet des Erbrechts 
einschließlich des Testamentsrechts 
betrifft, sich in Widerspruch zu einer 
Vorschrift des internationalen Privat- 
rechts des Staates, in dem die Anerken- 
nung geltend gemacht wird, gesetzt hat, 
es sei denn, daß die Entscheidung nicht 
zu einem anderen Ergebnis geführt hät- 
te, wenn die Vorschriften des internatio- 
nalen Privatrechts dieses Staates ange- 
wandt worden wären; 

5. wenn die Entscheidung mit einer frühe- 
ren Entscheidung unvereinbar ist, die in 
einem Nichtvertragsstaat zwischen den- 
selben Parteien in einem Rechtsstreit 
wegen desselben Anspruchs ergangen 
Ist, sofern diese Entscheidung die not- 
wendigen Voraussetzungen für ihre An- 
erkennung in dem Staat erfüllt, in dem 
die Anerkennung geltend gemacht 
wird. 


Artikel 28 

Eine Entscheidung wird ferner nicht an- 
erkannt, wenn die Vorschriften des 3., 4. 
und 5. Abschnitts des Titels II verletzt wor- 
den sind oder wenn ein Fall des Artikels 59 
vorliegt. 

Des weiteren kann die Anerkennung einer 
Entscheidung versagt werden, wenn ein 
Fall des Artikels 54b Absatz 3 bzw. des 
Artikels 57 Absatz 4 vorliegt. 

Das Gericht oder die Behörde des Staates, 
in dem die Anerkennung geltend gemacht 
wird, ist bei der Prüfung, ob eine der In den 
vorstehenden Absätzen angeführten Zu- 


If the outcome of proceedings in a court of a 
Contracting State depends on the deter- 
mination of an incidental question of recog- 
nition that court shail have jurisdiction over 
that question. 


Article27 

A judgment shail not be recognised: 

1 . if such recognition is contrary to public 
policy in the State in which recognition is 
sought; 

2. where it was glven in default of ap- 
pearance, if the defendant was not duly 
served with the document which in- 
stituted the proceedings or with an 
äquivalent document in sufficlent time to 
enable him to arrange for his defence; 

3. If the judgment is irreconcllable with a 
judgment given In a dispute between the 
same parties in the State in which recog- 
nition is sought; 

4. If the court of the State of origin. In order 
to arrive at its judgment, has decided a 
prelimlnary question concerning the 
Status or legal capacity of natural per- 
sons, rights in property arising out of a 
matrimonial relatlonship, wills orsucces- 
sion In a way that conflicts with a rule of 
the private international law of the State 
in which the recognition is sought, un- 
less the same result would have been 
reached by the application of the rules of 
private international law of that State; 


5. If the judgment Is irreconcllable with an 
earlier judgment given In a non-contract- 
ing State involving the same cause of 
action and between the same parties, 
provided that this latter judgment fulfils 
the conditions necessary for its recogni- 
tion in the State addressed. 


Art i de 28 

Moreover, a judgment shail not be re- 
cognised If it conflicts with the provisions of 
Sections 3, 4 or 5 of Title II or in a case 
provided for in Article 59. 


A judgment may furthermore be refused 
recognition in any case provided for in Arti- 
cle 54B(3) or 57(4). 


In its examinatlon of the grounds of jurisdic- 
tion referred to In the foregoing paragraphs, 
the court or authority applied to shail be 
bound by the findings of fact on which the 


Si la reconnaissance est invoquäe de fagon 
incidente devant une juridiction d'un Etat 
contractant, celle-ci est compätente pour en 
connaitre. 


Article 27 

Les decisions ne sont pas reconnues: 

1. si la reconnaissance est contraire ä 
l’ordre public de l’Etat requis; 


2. si Tacte Introductif d’lnstance ou un acte 
äquivalent n’a pas ätä signiflä ou notlfiä 
au defendeur defaillant, regullerement 
et en temps utile, pour qu'il puisse se 
defendre; 


3. si la däcision est inconciliable avec une 
däcision rendue entre les mömes par- 
tles dans l'Etat requis; 


4. si le tribunal de l’Etat d’origine, pour 
rendre sa däcision, a, en tranchant une 
question relative ä l’ätat ou ä la capacite 
des personnes physiques, aux rägimes 
matrimoniaux, aux testaments et aux 
successions, mäconnu une regle de 
droit international prive de l’Etat requis, 
ä moins que sa decision n’aboutisse au 
meme räsultat que s’ll avait fait applica- 
tion des regles du droit international 
privä de l’Etat requis; 


5. si la decision est inconciliable avec une 
däcision rendue antärieurement dans un 
Etat non contractant entre les mämes 
parties dans un litige ayant le meme 
objet et la meme cause, lorsque cette 
demtäre däcision räunit les conditions 
näcessaires ä sa reconnaissance dans 
l’Etat requis. 


Article 28 

De meme, les däcisions ne sont pas re- 
connues si les dispositions des sections 3, 4 
et 5 du titre II ont etä meconnues ainsi que 
dans le cas prevu ä l’article 59. 


La reconnaissance d’une decision peut en 
outre ätre refusee dans Tun des cas prevus 
aux articles 54 ter paragraphe 3 et 57 para- 
graphe 4. 

Lors de l’appräciation des competences 
mentionnees aux alinäas precedents, l’au- 
toritä requise est liee par les constatations 
de fait sur lesquelles la juridiction de l’Etat 
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ständigkeiten gegeben ist, an die tatsäch- 
lichen Feststellungen gebunden, aufgrund 
deren das Gericht des Ursprungsstaats sei- 
ne Zuständigkeit angenommen hat. 

Die Zuständigkeit der Gerichte des Ur- 
sprungsstaats darf, unbeschadet der Be- 
stimmungen der Absätze 1 und 2, nicht 
nachgeprüft werden; die Vorschriften über 
die Zuständigkeit gehören nicht zur öffent- 
lichen Ordnung im Sinne des Artikels 27 
Nummer 1 . 

Artikel 29 

Die ausländische Entscheidung darf kei- 
nesfalls in der Sache selbst nachgeprüft 
werden. 

Artikel 30 

Das Gericht eines Vertragsstaats, in dem 
die Anerkennung einer In einem anderen 
Vertragsstaat ergangenen Entscheidung 
geltend gemacht wird, kann das Verfahren 
aussetzen, wenn gegen die Entscheidung 
ein ordentlicher Rechtsbehelf eingelegt wor- 
den ist. 

Das Gericht eines Vertragsstaats, vor dem 
die Anerkennung einer in Irland oder im 
Vereinigten Königreich ergangenen Ent- 
scheidung geltend gemacht wird, kann das 
Verfahren aussetzen, wenn die Vollstrek- 
kung der Entscheidung im Ursprungsstaat 
wegen der Einlegung eines Rechtsbehelfs 
einstweilen eingestellt ist. 


2. Abschnitt 
Vollstreckung 

Artikel 31 

Die in einem Vertragsstaat ergangenen 
Entscheidungen, die in diesem Staat voll- 
streckbar sind, werden in einem anderen 
Vertragsstaat vollstreckt, wenn sie dort auf 
Antrag eines Berechtigten für vollstreckbar 
erklärt worden sind. 

Im Vereinigten Königreich wird eine derarti- 
ge Entscheidung jedoch in England und 
Wales, in Schottland oder in Nordirland 
vollstreckt, wenn sie auf Antrag eines Be- 
rechtigten zur Vollstreckung in dem betref- 
fenden Teil des Vereinigten Königreichs re- 
gistriert worden ist. 

Artikel 32 

(1) Der Antrag ist zu richten 

- In Belgien an das „tribunal de premiöre 
instance“ oder an die „rechtbank van eer- 
ste aanleg“; 

- In Dänemark an das „byret“; 

- in der Bundesrepublik Deutschland an 
den Vorsitzenden einer Kammer des 
Landgerichts; 

- in Griechenland an das „povopeAii; 
TcpcoToöiKeio“; 

- In Spanien an das „Juzgado de Primera 
Instancia“; 
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court of the State of origin based its jurlsdic- 
tion. 


Subject to the provisions of the first and 
second paragraphs, the jurisdictlon of the 
court of the State of origin may not be re- 
viewed; the test of public policy referred to in 
Article 27(1) may not be applied to the rules 
relating to Jurisdiction. 


Article 29 

Under no circumstances may a foreign 
judgment be reviewed as to its substance. 


Article 30 

A court of a Contracting State in which 
recognition is sought of a judgment given in 
another Contracting State may stay the pro- 
ceedings if an ordinary appeal against the 
judgment has been lodged. 


A court of a Contracting State in which re- 
cognition is sought of a judgment given in 
Ireland or the United Kingdom may stay the 
proceedings if enforcement is suspended In 
the State of origin by reason of an appeal. 


Section 2 
Enforcement 

Article31 

A judgment given In a Contracting State 
and enforceable in that State shall be en- 
forced in another Contracting State when, 
on the application of any interested party, it 
has been declared enforceable there. 

However, in the United Kingdom, such a 
judgment shall be enforced in England and 
Wales, in Scotland, or in Northern Ireland 
when, on the application of any interested 
party, it has been registered for enforce- 
ment in that part of the United Kingdom. 


Article 32 

1 . The application shall be submitted: 

- in Belgium, to the tribunal de pre- 
mlere instance or rechtbank van 
eerste aanleg, 

- in Denmark, to the byret, 

- in the Federal Republic of Germany, 
to the presiding judge of a chamber 
of the Landgericht, 

- in Greece, to the povoiieAi^ 
jrpcoxoöiKefo, 

- in Spain, to the Juzgado de Primera 
Instancia, 
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d’origine a fondä sa competence. 


Sans pröjudice des dispositions des premier 
et deuxiäme alinöas, il ne peut ötre procäde 
au contröle de la compötence des juridic- 
tions de l’Etat d’origine; les rägles relatives 
ä la compätence ne concement pas l’ordre 
public vise ä l’article 27 point 1 . 


Article 29 

En aucun cas, la decision etrangere ne 
peut faire Tobjet d’une revision au fond. 


Article 30 

L’autoritö judiciaire d’un Etat contractant, 
devant laquelle est invoquäe la reconnais- 
sance d’une döcision rendue dans un autre 
Etat contractant, peut surseoir ä statuer si 
cette decision fait l’objet d’un recours ordl- 
naire. 

L’autorltä judiciaire d’un Etat contractant 
devant laquelle est invoquee la reconnais- 
sance d’une döcision rendue en Irlande ou 
au Royaume-UnI et dont l’exöcutlon est sus- 
pendue dans l’Etat d’origine du fait de 
l’exercice d’un recours peut surseoir ä sta- 
tuer. 


Section 2 
Execution 

Article 31 

Les döcisions rendues dans un Etat 
contractant et qui y sont exäcutoires sont 
mises ä exäcution dans un autre Etat 
contractant aprös y avoir ete däciaräes exä- 
cutoires sur requete de toute partie interes- 
söe. 

Toutefois, au Royaume-Uni, ces döcisions 
sont mises ä exöcution en Angleterre et au 
Pays de Galles, en Ecosse ou en Irlande du 
Nord, apres avoir ätö enregiströes en vue 
de leur exäcution, sur requete de toute par- 
tie intöressöe, dans l’une ou l’autre de ces 
Parties du Royaume-Uni, suivant le cas. 

Article 32 

1 . La requöte est presentee: 

- en Belgique, au tribunal de premiere ins- 
tance ou rechtbank van eerste aanleg, 

- au Dänemark, au byret 

- en Republique föderale d’Allemagne, au 
Präsident d’une chambre du Landge- 
richt, 

- en Gräce, au ixovojieXä^ jtpcoroSiKefo, 

- en Espagne, au Juzgado de Primera 
Instancia, 
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- in Frankreich an den Präsidenten des 
„tribunal de grande instance*"; 

- in Irland an den „High Court“; 

- in Island an das „hera6sdömari‘‘; 

- in Italien an die „corte d’appello“; 

- in Luxemburg an den Präsidenten des 
„tribunal d’arrondissement“; 

~ in den Niederlanden an den Präsidenten 
der ,^rrondissementsrechtbank“; 

- in Norwegen an das „herredsrett“ oder 
das „byretl“ als „namsrett“; 

- in Österreich an das Landesgericht bzw. 
das Kreisgericht; 

- in Portugal an das „Tribunal Judicial de 
Circulo“; 

- in der Schweiz: 

a) für Entscheidungen, die zu einer Geld- 
leistung verpflichten, an den Rechtsöff- 
nungsrichter/juge de la mainlevee/giu- 
dice competente a pronunciare sul ri- 
getto deiropposizione im Rahmen des 
Rechtsöffnungsverfahrens nach den Ar- 
tikeln 80 und 81 des Bundesgesetzes 
über Schuldbetreibung und Konkurs/Ioi 
föderale sur la poursuite pour dettes et 
la faillite/legge federale sulla esecuzione 
e sul fallimento; 


b) für Entscheidungen, die nicht auf Zah- 
lung eines Geldbetrages lauten, an den 
zuständigen kantonalen Vollstreckungs- 
richter/Juge cantonal d’exequatur com- 
pötent/giudice cantonal e competente a 
pronunciare l’exequatur; 


“ in Finnland an das „ulosotonhaltija/över- 
exekutor“: 

- in Schweden an das „Svea hovrätt“; 

- im Vereinigten Königreich: 

a) in England und Wales an den „High 
Court of Justice“ oder für Entscheidun- 
gen in Unterhaltssachen an den „Magi- 
strates’ Court“ über den „Secretary of 
State“; 

b) In Schottland an den „Court of Session“ 
oder für Entscheidungen in Unterhalts- 
sachen an den „Sheriff Court“ über den 
„Secretary of State“; 

c) in Nordirland an den „High Court of Ju- 
stice“ oder für Entscheidungen in Unter- 
haltssachen an den „Magistrates’ Court“ 
über den „Secretary of State“. 

(2) Die örtliche Zuständigkeit wird durch 
den Wohnsitz des Schuldners bestimmt. 
Hat dieser keinen Wohnsitz im Hoheitsge- 
biet des Vollstreckungsstaats, so ist das 
Gericht zuständig, In dessen Bezirk die 
Zwangsvollstreckung durchgeführt werden 
soll. 


- in France, to the presiding judge of 
the tribunal de grande instance, 

- in Ireland, to the High Court, 

- in Iceland, to the heraösdömari, 

- in Italy, to the corte d’appello, 

“ In Luxembourg, to the presiding 
judge of the tribunal d’arrondisse- 
ment, 

- in the Netherlands, to the presiding 
judge of the arrondissementsrecht- 
bank, 

- in Norway, to the herredsrett or 
byrett as namsrett, 

- in Austria, to the Landesgericht or 
the Kreisgericht, 

- in Portugal, to the Tribunal Judicial 
de Circulo, 

- in Switzerland: 

(a) in respect of judgments ordering 
the payment of a sum of money, 
to the juge de la mainlevöe/ 
Rechtsöffnungsrichter/giudice 
competente a pronunciare sul 
rigetto dell’ opposizione, within 
the framework of the procedure 
govemed by Articles 80 and 81 
of the loi föderale sur la poursuite 
pour dettes et la faillite/Bundes- 
gesetz über Schuldbetreibung 
und Konkurs/legge federale sulla 
esecuzione e sul fallimento, 

(b) in respect of judgments ordering 
a performance other than the 
payment of a sum of money, to 
the juge cantonal d’exequatur 
compötent/zuständiger kanto- 
naler Vollstreckungsrichter/giu- 
dice cantonale competente a 
pronunciare l’exequatur, 

- in Finland, to the ulosotonhaltija/ 
överexekutor, 

- in Sweden, to the Svea hovrätt, 

“ In the United Kingdom: 

(a) in England and Wales, to the 
High Court of Justice, or in the 
case of a maintenance judgment 
to the Magistrates’ Court on 
transmission by the Secretary of 
State; 

(b) in Scotland, to the Court of Ses- 
sion, or In the case of a mainten- 
ance judgment to the Sheriff 
Court on transmission by the Se- 
cretary of State; 

(c) in Northern Ireland, to the High 
Court of Justice, or in the case of 
a maintenance judgment to the 
Magistrates’ Court on transmis- 
sion by the Secretary of State. 

The jurisdiction of local courts shali be 
determined by reference to the place of 
domicile of the party against whom en- 
forcement is sought, If he is not domi- 
ciled in the State In which enforcement 
Is sought, it shall be determined by refer- 
ence to the place of enforcement. 


- en France, au President du tribunal de 
grande instance, 

- en Irlande, ä la High Court, 

- en Islande, ä la höraösdömari, 

- en Italie, ä la corte d’appello, 

- au Luxembourg, au President du tribunal 
d’arrondissement, 

- aux Pays-Bas, au President de l’arron- 
dissementsrechtbank, 

- en Norvege, au herredsrett ou byrett en 
tant que namsrett, 

- en Autriche, au Landesgericht ou au 
Kreisgericht, 

- au Portugal, au Tribunal Judicial de Cir- 
culo, 

“ en Suisse: 

a) s’il s’agit de döcisions portant 
condamnation ä payer une somme 
d’argent, au juge de la mainlevöe/ 
Rechtsöffnungsrichter/giudice com- 
petente a pronunciare sul rigetto 
deiropposizione, dans le cadre de la 
procödure rögie par les articles 80 
et 81 de la loi föderale sur la poursuite 
pour dettes et la faillite/Bundesgesetz 
über Schuldbetreibung und Konkurs/ 
legge federale sulla esecuzione e sul 
fallimento, 

b) s’il s’agit de döcisions qui ne portent 
pas condamnation ä payer une 
somme d’argent, au juge cantonal 
d’exequatur compötent/zuständiger 
kantonaler Vollstreckungsrichter/giu- 
dice cantonale competente a pronun- 
ciare i’exequatur, 

- en Finlande, au ulosotonhaltija/överexe- 
kutpr, 

- an Suede, au Svea hovrätt, 

- au Royaume-Uni: 

a) en Angleterre et au Pays de Galles, ä 
la High Court of Justice ou, s’il s’agit 
d’une döcision en matiöre d’obligation 
alimentaire, ä la Magistrates’ Court 
saisie par i’intermödiaire du Secretary 
of State; 

b) en Ecosse, ä la Court of Session ou, 
s’il s’agit d’une döcision en matiöre 
d’obligation alimentaire, ä la Sheriff 
Court, saisie par i’intermödiaire du 
Secretary of State; 

c) en Irlande du Nord, ä la High Court of 
Justice ou, s’il s’agit d’une döcision en 
matiöre d’obligation alimentaire, ä la 
Magistrates’ Court saisie par l’inter- 
mödiaire du Secretary of State. 

2. La juridiction terntorialement compö- 
tente est döterminöe par le domicile de ia 
Partie contre laquelle l’exöcution est de- 
mandöe. Si cette partie n’est pas domiciliöe 
sur le territoire de l’Etat requis, la compö- 
tence est döterminöe par le lieu de l’execu- 
tion. 
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Artikel 33 

Für die Stellung des Antrags ist das Recht 
des Vollstreckungsstaats maßgebend. 

Der Antragsteller hat im Bezirk des angeru- 
fenen Gerichts ein Wahldomizil zu begrün- 
den. Ist das Wahldomizil im Recht des Voll- 
streckungsstaats nicht vorgesehen, so hat 
der Antragsteller einen Zustellungsbevoll- 
mächtigten zu benennen. 

Dem Antrag sind die in den Artikeln 46 und 
47 angeführten Urkunden beizufügen. 


Artikel 34 

Das mit dem Antrag befaßte Gericht er- 
läßt seine Entscheidung unverzüglich, ohne 
daß der Schuldner in diesem Abschnitt des 
Verfahrens Gelegenheit erhält, eine Erklä- 
rung abzugeben. 

Der Antrag kann nur aus einem der in den 
Artikeln 27 und 28 angeführten Gründe ab- 
gelehnt werden. 

Die ausländische Entscheidung darf keines- 
falls in der Sache selbst nachgeprüft wer- 
den. 

Artikel35 

Die Entscheidung, die über den Antrag 
ergangen ist, teilt der Urkundsbeamte der 
Geschäftsstelle dem Antragsteller unver- 
züglich in der Form mit. die das Recht des 
Vollstreckungsstaats vorsieht. 


Artikel 36 

Wird die Zwangsvollstreckung zugelas- 
sen, so kann der Schuldner gegen die Ent- 
scheidung innerhalb eines Monats nach ih- 
rer Zustellung einen Rechtsbehelf einle- 
gen. 

Hat der Schuldner seinen Wohnsitz in ei- 
nem anderen Vertragsstaat als dem, in dem 
die Entscheidung über die Zulassung der 
Zwangsvollstreckung ergangen ist, so be- 
trägt die Frist für den Rechtsbehelf zwei 
Monate und beginnt von dem Tage an zu 
laufen, an dem die Entscheidung dem 
Schuldner entweder in Person oder In sei- 
ner Wohnung zugestellt worden ist. Eine, 
Verlängerung dieser Frist wegen weiter Ent- 
fernung ist ausgeschlossen. 

Artikel 37 

(1) Der Rechtsbehelf wird nach den Vor- 
schriften, die für das streitige Verfahren 
maßgebend sind, eingelegt 

- in Belgien bei dem „tribunal de premiere 
instance“ oder der „rechtbank van eerste 
aanleg“; 

- in Dänemark bei dem „landsref; 

- in der Bundesrepublik Deutschland bei 
dem Oberlandesgericht; 

“ in Griechenland bei dem „ecpeteio“; 


Article 33 

The procedure for making the application 
shall be govemed by the law of the State in 
which enforcement is sought. 

The applicant must give an address for Ser- 
vice of process within the area of jurisdiction 
of the court applied to. However, if the law of 
the State in which enforcement is sought 
does not provide for the fumishing of such 
an address, the applicant shall appoint a 
repräsentative ad litem. 

The documents referred to in Articles 46 
and 47 shall be attached to the applica- 
tion. 


Article 34 

The court applied to shall give its decision 
without delay; the party against whom en- 
forcement is sought shall not at this stage of 
the proceedings be entitied to make any 
submissions on the application. 

The application may be refused only for 
one of the reasons specified in Articles 27 
and 28. 

Under no circumstances may the foreign 
judgment be reviewed as to is substance. 


Article 35 

The appropriate officer of the court shall 
without delay bring the decision given on 
the application to the notice of the applicant 
in accordance with the procedure laid down 
by the law of the State in which enforcement 
is sought. 


Article 36 

If enforcement is authorised, the party 
against whom enforcement is sought may 
appeal against the decision within one 
month of Service thereof. 

If that party is domiciied in a Contracting 
State other than that in which the decision 
authorising enforcement was given, the time 
for appealing shall be two months and shall 
run from the date of Service, either on him in 
person or at his residence. No extension of 
time may be granted on account of dis- 
tance. 


Article 37 

1 . An appeal against the decision author- 
ising enforcement shall be lodged in accord- 
ance with the rules governing procedure In 
contentious matters: 

- in Belgium, with the tribunal de premiäre 
instance or rechtbank van eerste aan- 
leg, 

- in Den mark, with the landsret, 

- in the Federal Republic of Germany, with 
the Obeiiandesgericht, 

- in Greece, with the ecpexeio. 


Article 33 

Les modalitäs du depöt de la requäte sont 
däterminees par la loi de l’Etat requis. 

Le requärant doit faire election de domicile 
dans le ressort de la juridiction saisie. Toute- 
fois, si la loi de l’Etat requis ne connaTt pas 
l’älection de domicile, le requärant däsigne 
un mandataire ad litem. 


Les documents mentionnäs aux articles 46 
et 47 sont joints ä la requete. 


Article 34 

La juridiction saisie de la requete statue ä 
bref delai, sans que la partie contre laquelle 
l’exäcution est demandee puisse, en cet 
etat de la procädure, presenter d’observa- 
tion. 

La requäte ne peut etre rejetee que pour 
Tun des motifs prevus aux articles 27 et 28. 

En aucun cas, la decision ätrangere ne peut 
faire l’objet d’une rävision au fond. 


Article 35 

, La decision rendue sur requete est aussi- 
töt portäe ä la connaissance du requärant, ä 
la dtligence du greffier, suivant les modalites 
dätermines par la loi de l’Etat requis. 


Article 36 

Si l’exäcution est autorisäe, la partie 
contre laquelle i’execution est demandäe 
peut former un recours contre la däcision 
dans le mois de sa signification. 

Si cette partie est domiciliäe dans un Etat 
contractant autre que celui oü la däcision 
qui autorise Texäcution a ätä rendue, le 
däiai est de deux mois et court du jour oü la 
signification a etä faite ä personne ou ä 
domicile. Ce däiai ne comporte pas de pro- 
rogation ä raison de la distance. 


Article 37 

1 . Le recours est portä, selon les rägles 
de la procedure contradictoire: 


- en Belgique, devant le tribunal de pre- 
miäre instance ou la rechtbank van eers- 
te aanleg, 

” au Dänemark, devant le landsret, 

- en Räpublique fädärale d’Allemagne, de- 
vant roberlandesgericht, 

- en Gräce, devant VEfpexeto, 
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- in Spanien bei der ^udiencia Provin- 
cial“; 

- in Frankreich bei der „cour d’appef“; 

- in Irland bei dem „High Court“; 

- in Island bei dem „h6ra5sdömari“; 

- in Italien bei der „corte d’appello“; 

- in Luxemburg bei der „Cour superieure 
de Justice“ als Berufungsinstanz für Zi- 
vilsachen; 

- in den Niederlanden bei der „arrondis- 
sementsrechtbank“; 

- in Norwegen bei dem „lagmannsrett“; 

- in Österreich bei dem Landesgericht 
bzw. dem Kreisgericht; 

~ in Portugal bei dem „Tribunal da Rela- 
gäo“; 

- in der Schweiz bei dem Kantonsgericht/ 
tribunal cantonal/tribunale cantonale; 

- in Finnland bei dem „hovioikeus/hov- 

rär; 

- in Schweden bei dem „Svea hovrätt“; 

- im Vereinigten Königreich: 

a) in England und Wales bei dem „High 
Court of Justice“ oder für Entscheidun- 
gen in Unterhaltssachen bei dem „Ma- 
gistrates’ Courf; 

b) in Schottland bei dem „Court of Session“ 
oder für Entscheidungen in Unterhalts- 
sachen bei dem „Sheriff Courf ; 

c) in Nordirland bei dem „High Court of 
Justice“ oder für Entscheidungen in Un- 
terhaltssachen bei dem „Magistrates’ 
Court“. 

(2) Gegen die Entscheidung, die über den 

Rechtsbehelf ergangen ist, finden nur statt 

~ in Belgien, Griechenland, Spanien, 
Frankreich, Italien, Luxemburg und den 
Niederlanden: die Kassationsbeschwer- 
de; 

- in Dänemark: ein Verfahren vor dem 
„hojesteret“ mit Zustimmung des Ju- 
stizministers; 

- in der Bundesrepublik Deutschland: die 
Rechtsbeschwerde; 

- in Irland: ein auf Rechtsfragen be- 
schränkter Rechtsbehelf bei dem „Supre- 
me Court“; 

- In Island; ein Rechtsbehelf bei dem 
„Haestirettur“; 

- in Norwegen: ein Rechtsbehelf (Kjaere- 
mal oder anke) bei dem „Hoyesteretts 
Kjaeremalsutvalg“ oder dem „Hoyeste- 
rer; 

- in Österreich im Fall eines Rekursverfah- 
rens der Revisionsrekurs und im Fall ei- 
nes Widerspruchsverfahrens die Beru- 
fung mit der anfälligen Möglichkeit einer 
Revision; 

- in Portugal: ein auf Rechtsfragen be- 
schränkter Rechtsbehelf; 


- in Spain, with the Audlencia Provincial, 


- in France, with the cour d’appel, 

- in Ireland, with the High Court, 

- in Iceland, with the höraösdömarl, 

- In Italy, with the corte d’appello, 

- In Luxembourg, with the Cour superieure 
de justice sitting as a court of civil ap- 
peal, 

- in the Netherlands, with the arrondis- 
sementsrechtbank, 

- in Norway, with the lagmannsrett, 

- in Austria, with the Landesgericht or the 
Kreisgericht, 

- in Portugal, with the Tribunal da Re- 
lagäo, 

- in Switzerland, with the tribunal canto- 
nal/Kantonsgericht/tribunale cantonale, 

- in Finland, with the hovioikeus/hovrätt, 


- in Sweden, with the Svea hovrätt, 

- in the United Kingdom: 

(a) in England and Wales, with the High 
Court of Justice, or in the case of a 
maintenance judgment with the Magi- 
strates’ Court, 

(b) in Scotland, with the Court of Session, or 
in the case of a maintenance judgment 
with the Sheriff Court, 

(c) in Northern Ireland, with the High Court 
of Justice, or in the case of a mainten- 
ance judgment with the Magistrates’ 
Court. 

2. The judgment given on the appeal may 

be contested only: 

- In Belgium, Greece, Spain, France, Italy, 
Luxembourg and in the Netherlands, by 
an appeal in cassation, 

- in Denmark, by an appeal to the hojes- 
teret, with the leave of the Minister of 
Justice, 

- in the Federal Republic of Germany, by a 
Rechtsbeschwerde, 

- in Ireland, by an appeal on a point of law 
to the Supreme Court, 

- in Iceland, by an appeal to the Haestiret- 
tur, 

- in Norway, by an appeal (kjaeremäl or 
anke) to the Hoyesteretts Kjaeremälsut- 
valg or Hoyesterett, 

- in Austria, in the case of an appeal, by a 
Revisionsrekurs and, in the case of Oppo- 
sition proceedings, by a Berufung with 
the possibllity of a Revision, 

- in Portugal, by an appeal on a point of 
law, 


- en Espagne, devant l’Audiencia Provin- 
dal, 

- en France, devant la cour d’appel, 

“ en Irlande, devant la High Court, 

- en Islande, devant le heraösdömari, 

- en Italie, devant la corte d’appello, 

- au Luxembourg, devant la Cour supe- 
rieure de justice siögeant en matiere 
d’appel civil, 

- aux Pays-Bas, devant l’arrondissements- 
rechtbank, 

- en Norvege, devant le lagmannsrett, 

- en Autriche, devant le Landesgericht ou 
le Kreisgericht, 

- au Portugal, devant le Tribunal da Rela- 
gäo, 

- en Suisse, devant le tribunal cantonal/ 
Kantonsgericht/tribunale cantonale, 

- en Finlande, devant le hovioikeus/hov- 
rätt, 

- en Suöde, devant le Svea hovrätt, 

- au Royaume-Uni: 

a) en Angleterre et au Pays de Galtes, 
devant la High Court of Justice ou, s’il 
s’agit d’une däcision en rhatiere d’o- 
bligation alimentaire, devant la Ma- 
gistrates’ Court; 

b) en Ecosse, devant la Court of Session 
ou, s’il s’agit d’une döcision en ma- 
tiere d’obligation alimentaire, devant 
la Sheriff Court; 

c) en Irlande du Nord, devant la High 
Court of Justice ou, s’il s’agit d’une 
decision en matiere d’obligation aii- 
mentaire, devant la Magistrates’ 
Court. 

2. La decision rendue sur le recours ne 

peut faire l’objet: 

- en Belgique, en Gröce, en Espagne, en 
France, en Italie, au Luxembourg et aux 
Pays-Bas, que d’un pourvoi en cassa- 
tion, 

- au Dänemark, que d’un recours devant le 
hojesteret, avec l’autorisation du ministre 
de la justice, 

- en Republique föderale d’Allemagne, 
que d’une Rechtsbeschwerde, 

- en Irlande, que d’un recours sur un point 
de droit devant la Supreme Court, 

~ en Islande, que d’un recours devant le 
Hasst! röttu r, 

- en Norvege, que d’un recours (kjasremäl 
ou anke) devant le Hoyesteretts Kjaere- 
malsutvalg ou Hoyesterett, 

- en Autriche, dans le cas d’un recours, 
que du Revisionsrekurs et, dans le cas 
d’une Opposition, que du recours (Beru- 
fung) avec la facultö öventuelle d’une 
Revision, 

- au Portugal, que d’un recours sur un 
point de droit, 
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- in der Schweiz: die staatsrechtliche Be- 
schwerde beim Bundesgericht/recours 
de droit public devant le tribunal f^döral/ 
ricorso di diritto pubblico davanti al tribu- 
nale föderale; 

- in Finnland: ein Rechtsbehelf beim „kor- 
kein oikeus/högsta domstolen“; 

- in Schweden: ein Rechtsbehelf beim 
„högsta domstolen“; 

- Im Vereinigten Königreich: ein einziger 
auf Rechtsfragen beschränkter Rechts- 
behelf. 

Artikel 38 

Das mit dem Rechtsbehelf befaßte Ge- 
richt kann auf Antrag der Partei, die ihn 
eingelegt hat, das Verfahren aussetzen, 
wenn gegen die Entscheidung im Ur- 
sprungsstaat ein ordentlicher Rechtsbehelf 
eingelegt oder die Frist für einen solchen 
Rechtsbehelf noch nicht verstrichen Ist; in 
letzterem Fall kann das Gericht eine Frist 
bestimmen, innerhalb deren der Rechtsbe- 
helf einzulegen ist. 

Ist eine gerichtliche Entscheidung in Irland 
oder im Vereinigten Königreich erlassen 
worden, so gilt jeder in dem Ursprungsstaat 
statthafte Rechtsbehelf als ordentlicher 
Rechtsbehelf im Sinne von Absatz 1 . 

Das Gericht kann auch die Zwangsvollstrek- 
kung von der Leistung einer Sicherheit, die 
es bestimmt, abhängig machen. 

Artikel 39 

Solange die in Artikel 36 vorgesehene 
Frist für den Rechtsbehelf läuft und solange 
über den Rechtsbehelf nicht entschieden 
ist, darf die Zwangsvollstreckung in das Ver- 
mögen des Schuldners nicht über Maßnah- 
men zur Sicherung hinausgehen. 

Die Entscheidung, durch welche die 
Zwangsvollstreckung zugelassen wird, gibt 
die Befugnis, solche Maßnahmen zu veran- 
lassen. 

Artikel 40 

(1) Wird der Antrag abgelehnt, so kann 
der Antragsteller einen Rechtsbehelf einle- 
gen 

- in Belgien bei der „cour d’appel“ oder 
dem „hof van bercep“; 

- in Dänemark bei dem „landsref; 

- in der Bundesrepublik Deutschland bei 
dem Oberlandesgericht; 

“ in Griechenland bei dem „etpeteCo“; 

- in Spanien bei der „Audiencia Provin- 
cial“; 

- in Frankreich bei der „cour d'appel“; 

- in Irland bei dem „High Court“; 

- In Island bei dem „höraSsdömari“; 

- in Italien bei der „corte d’appello“; 

- in Luxemburg bei der „Cour superieure 
de Justice“ als Berufungsinstanz für Zi- 
vilsachen; 


- in Swltzerland, by a recours de droit pub- 
lic devant ie tribunal fädäral/staatsrecht- 
iiche Beschwerde beim Bundesgencht/ 
ricorso di dihtto pubblico davanti al tribu- 
nale föderale, 

- in Finland, by an appeal to the korkein 
oikeus/högsta domstolen, 

- in Sweden, by an appeal to the högsta 
domstolen, 

- in the United Kingdom, by a single further 
appeal on a point of law. 


Article 38 

The court with which the appeal under the 
first Paragraph of Article 37 is lodged may, 
on the application of the appeliant, stay the 
proceedings if an ordinary appeal has been 
lodged against the judgment in the State of 
origin or if the time for such an appeal has 
not yet explred; In the latter case, the court 
may specify the time within which such an 
appeal is to be lodged. 

Where the judgment was given in Ireland or 
the United Kingdom, any form of appeal 
available in the State of origin shall be treat- 
ed as an ordinary appeal for the purposes of 
the first Paragraph. 

The court may also make enforcement con- 
ditlonal on the Provision of such security as 
it shall determine. 


Article 39 

Düring the time specified for an appeal 
pursuant to Article 36 and until any such 
appeal has been determlned, no measures 
of enforcement may be taken other than 
protective measures taken against the prop- 
erty of the party against whom enforcement 
is sought. 

The decision authorising' enforcement shall 
carry wIth it the power to proceed to any 
such protective measures. 


Article 40 

1. If the application for enforcement is 
refused, the applicant may appeal: 


- in Belgium, to the cour d’appel or hof van 
beroep, 

- in Denmark, to the landsret, 

- in the Federal Republic of Germany, to 
the Oberiandesgericht, 

- in Greece, to the ecpexdo, 

- in Spain, to the Audiencia Provincial, 

- in France, to the cour d'appel, 

“ in Ireland, to the High Court, 

- in Iceland, to the häraösdömari, 

- in Italy, to the corte d’appello, 

- in Luxembourg, to the Cour superieure 
de justice sitting as a court of civil ap- 
peal. 


- en Suisse, que d’un recours de droit pu- 
blic devant ie tribunal fädöral/staatsrecht- 
liche Beschwerde beim Bundesgericht/ri- 
corso di diritto pubblico davanti al tribu- 
nale föderale, 

- en Finlande, que d’un recours devant le 
korkein oikeus/högsta domstolen, 

- en Suede, que d’un recours devant le 
högsta domstolen, 

- au Royaume-Uni, que d’un seul recours 
sur un point de droit. 

Article 38 

La juridiction saisie du recours peut, ä la 
requete de la partie qui l’a formö, surseoir ä 
statuer, si la decision etrangere fait, dans 
l’Etat d’origine, l’objet d’un recours ordinaire 
ou si le delai pour le former n’est pas expire; 
dans ce demier cas, la juridiction peut im- 
partir un delai pour former ce recours. 


Lorsque la decision a ete rendue en Irlande 
ou au Royaume-Uni, toute voie de recours 
prevue dans l’Etat d’origine est consideree 
com me un recours ordinaire pour l’applica- 
tion du Premier alinea. 

Cette juridiction peut ägalement subordon- 
ner l’exäcution ä la Constitution d’une garan- 
tie qu’elle determine. 

Article 39 

Pendant le delai du recours prevu ä l’arti- 
cie 36 et jusqu’ ä ce qu’il alt ete statuö sur 
ceiui-ci, il ne peut etre procedä qu’ä des 
mesures conservatoires sur les biens de la 
partie contre laquelle l’exöcution est de- 
mandäe. 

La decision qui accorde l’execution empörte 
l’autorisatlon de proceder ä ces mesures. 

Article 40 

1 . Si sa requete est rejetee, le requerant 
peut former un recours; 

- en Belgique, devant la cour d’appel ou le 
hof van beroep, 

- au Dänemark, devant le landsret, 

- en Republique föderale d’Allemagne, de- 
vant rOberlandesgericht, 

- en Gräce, devant l’eqjexeCo, 

- en Espagne, devant l’AudiencIa Provin- 
cial, 

- en France, devant la cour d’appel, 

- en Irlande, devant la High Court, 

- en Islande, devant le höraSsdömarl, 

- en Italie, devant la corte d’appello, 

- au Luxembourg, devant la Cour supe- 
rieure de justice siegeant en matiere 
d’appel civil. 
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- in den Niederlanden bet dem „gerechts- 
hof; 

- in Norwegen bei dem „lagmansrett“; 

- in Österreich bei dem Landesgericht 
bzw. dem Kreisgericht; 

- in Portugal bei dem „Tribunal da Rela- 
gäo"; 

- in der Schweiz bei dem Kantonsgehcht/ 
tribunal cantonal/thbunale cantonale; 

- in Finnland bei dem „hovioikeus/hov- 
rar; 

“ in Schweden bei dem „Svea hovrätt“; 

- im Vereinigten Königreich: 

a) in England und Wales bei dem „High 
Court of Justice“ oder für Entscheidun- 
gen in Unterhaltssachen bei dem „Ma- 
gistrates’ Court“; 

b) in Schottland bei dem „Court of Session" 
oder für Entscheidungen in Unterhalts- 
sachen bei dem „Sheriff Court“; 

c) in Nordirland bei dem „High Court of 
Justice“ oder für Entscheidungen in Un- 
terhaltssachen bei dem „Magistrates’ 
Court“. 

(2) Das mit dem Rechtsbehelf befaßte 
Gericht hat den Schuldner zu hören. Läßt 
dieser sich auf das Verfahren nicht ein, so 
ist Artikel 20 Absätze 2 und 3 auch dann 
anzuwenden, wenn der Schuldner seinen 
Wohnsitz nicht in dem Hoheitsgebiet eines 
Vertragsstaats hat. 


Artikel 41 

Gegen die Entscheidung, die über den in 

Artikel 40 vorgesehenen Rechtsbehelf er- 
gangen ist, finden nur statt 

- in Belgien, Griechenland, Spanien, 
Frankreich, Italien, Luxemburg und den 
Niederlanden: die Kassationsbeschwer- 
de; 

- in Dänemark: ein Verfahren vor dem 
„h 0 jesteret“ mit Zustimmung des Ju- 
stizministers; 

- in der Bundesrepublik Deutschland: die 
Rechtsbeschwerde; 

- in Irland: ein auf Rechtsfragen be- 
schränkter Rechtsbehelf bei dem „Supre- 
me Court“; 

- in Island: ein Rechtsbehelf bei dem 
„Haestirettur“; 

- in Norwegen: ein Rechtsbehelf (kjaere- 
mal oder anke) bei dem „Hoyesteretts 
kjaeremalsutvalg“ oder dem „Hoyeste- 
rett“; 

- in Österreich: der Revisionsrekurs; 

- in Portugal: ein auf Rechtsfragen be- 
schränkter Rechtsbehelf; 

- in der Schweiz: die staatsrechtliche Be- 
schwerde beim Bundesgericht/recours 
de droit public devant le tribunal fädäral/ 


- in the Netherlands, to the gerechtshof, 

- in Norway, to the lagmannsrett, 

- in Austria, to the Landesgericht or the 
Kreisgericht, 

- in Portugal, to the Tribunal da Relagäo, 

- in Switzerland, to the tribunal cantonal/ 
Kantonsgericht/thbunale cantonale, 

- In Finland, to the hovioikeus/hovrätt, 

- in Sweden, to the Svea hovrätt, 

- in the United Kingdom: 

(a) in England and Wales, to the High Court 
of Justice, or in the case of a mainten- 
ance judgment to the Magistrates’ 
Court, 

(b) in Scotland, to the Court of Session, or 
in the case of a maintenance judgment 
to the Sheriff Court, 

(c) in Northern Ireland, to the High Court of 
Justice, or in the case of a maintenance 
judgment to the Magistrates’ Court. 


2. The party against whom enforcement is 
sought shall be summoned to appear before 
the appellate court. If he fails to appear, the 
provisions of the second and third para- 
graphs of Article 20 shall apply even where 
he is not domiciied in any of the Contracting 
States. 


Article 41 

A judgment given on an appeal provided 
for in Article 40 may be contested only: 

- in Belgium, Greece, Spain, France, Italy, 
Luxembourg and in the Netherlands, by 
an appeal in cassation. 


- in Denmark, by an appeal to the hojes- 
teret, with the leave of the Minister of 
Justice, 

- in the Federal Republic of Germany, by a 
Rechtsbeschwerde, 

- in Ireland, by an appeal on a point of law 
to the Supreme Court, 

- in Iceland, by an appeal to the Haestiröt- 
tur, 

- in Norway, by an appeal (kjaeremäl or 
anke) to the Hoyesteretts kjaeremälsut- 
valg or Hoyesterett, 

- in Austria, by a Revisionsrekurs, 

- in Portugal, by an appeal on a point of 
law, 

- in Switzerland, by a recours de droit pub- 
lic devant le tribunal fädäral/staatsrecht- 
liche Beschwerde beim Bundesgericht/ 


- aux Pays-Bas, devant le gerechtshof, 

- en Norväge, devant le lagmannsrett, 

- en Autriche, devant le Landesgericht ou 
le Kreisgericht, 

- au Portugal, devant le Tribunal da Rela- 
9 äo, 

- en Suisse, devant le tribunal cantonal/ 
Kantonsgericht/thbunale cantonale, 

- en Finlande, devant le hovioikeus/hov- 
rätt, 

- en Suäde, devant le Svea hovrätt, 

- au Royaume-Uni: 

a) en Angleterre et au Pays de Galles, 
devant ia High Court of Justice ou, s’il 
s’agit d’une döcision en matiöre d’o- 
bligation alimentaire, devant Ia Ma- 
gistrates’ Court, 

b) en Ecosse, devant Ia Court of Session 
ou, s’il s’agit d’une döcision en ma- 
tiöre d’obligation alimentaire, devant 
Ia Sheriff Court, 

c) en Irlande du Nord, devant Ia High 
Court of Justice ou, s’il s’agit d’une 
däcision en matiäre d’obligation ali- 
mentaire, devant Ia Magistrates’ 
Court. 

2. La Partie contre laquelle l’execution est 
demandäe est appelee ä comparaitre de- 
vant ia juridiction saisie du recours. En cas 
de defaut, les dispositions de l’articie 20 
deuxieme et troisiöme alinäas sont applica- 
bles alors mäme que cette partie n’est pas 
domiciliee sur le territoire d’un des Etats 
contractants. 

Article 41 

La decision rendue sur le recours prevu ä 
l’article 40 ne peut faire l’objet: 

- en Belgique, en Gräce, en Espagne, en 
France, en Italie, au Luxembourg et aux 
Pays-Bas, que d’un pourvoi en cassa- 
tion, 

- au Dänemark, que d’un recours devant le 
hojesteret, avec l’autorisation du ministre 
de Ia justice, 

- en Republique föderale d’Allemagne, 
que d’une Rechtsbeschwerde, 

- en Irlande, que d’un recours sur un point 
de droit devant Ia Supreme Court, 

- en Islande, que d’un recours devant le 
Hasstirettur, 

- en Norvege, que d’un recours (kjaeremäl 
ou anke) devant le Hoyesteretts kjaere- 
malsutvalg ou Hoyesterett, 

- en Autriche, que d’un Revisionsrekurs, 

- au Portugal, que d’un recours sur un 
point de droit, 

- en Suisse, que d’un recours de droit 
public devant le tribunal föderal/staats- 
rechtliche Beschwerde beim Bundes- 
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ricorso di diritto pubblico davanti al tribu- 
nale federale; 

- in Finnland: ein Rechtsbehelf beim „kor- 
kein olkeus/högsta domstolen“; 

- in Schweden: ein Rechtsbehelf beim 
„högsta domstolen“; 

- im Vereinigten Königreich: ein einziger 
auf Rechtsfragen beschränkter Rechts- 
behelf. 

Artikel 42 

Ist durch die ausländische Entscheidung 
über mehrere mit der Klage geltend ge- 
machte Ansprüche erkannt und kann die 
Entscheidung nicht Im vollen Umfang zur 
Zwangsvollstreckung zugelassen werden, 
so läßt das Gericht sie für einen oder meh- 
rere dieser Ansprüche zu. 

Der Antragsteller kann beantragen, daß die 
Zwangsvollstreckung nur für einen Teil des 
Gegenstands der Verurteilung zugelassen 
wird. 

Artikel 43 

Ausländische Entscheidungen, die auf 
Zahlung eines Zwangsgelds lauten, sind in 
dem Vollstreckungsstaat nur vollstreckbar, 
wenn die Höhe des Zwangsgelds durch die 
Gerichte des Ursprungsstaats endgültig 
festgesetzt ist. 


Artikel 44 

Ist dem Antragsteller im Ursprungsstaat 
ganz oder teilweise Prozeßkostenhilfe oder 
Kosten- und Gebührenbefreiung gewährt 
worden, so genießt er in dem Verfahren 
nach den Artikeln 32 bis 35 hinsichtlich der 
Prozeßkostenhilfe und der Kosten- und Ge- 
bührenbefreiung die günstigste Behand- 
lung, die das Recht des Vollstreckungs- 
staats vorsieht. 

Der Antragsteller, welcher die Vollstreckung 
einer Entscheidung einer Verwaltungsbe- 
hörde begehrt, die in Dänemark oder In 
Island in Unterhaltssachen ergangen ist, 
kann im Vollstreckungsstaat Anspruch auf 
die in Absatz 1 genannten Vorteile erheben, 
wenn er eine Erklärung des dänischen oder 
des isländischen Justizministeriums dar- 
über vorlegt, daß er die wirtschaftlichen Vor- 
aussetzungen für die vollständige oder teil- 
weise Bewilligung der Prozeßkostenhilfe 
oder für die Kosten- und Gebührenbefreiung 
erfüllt. 

Artikel 45 

Der Partei, die in einem Vertragsstaat 
eine in einem anderen Vertragsstaat ergan- 
gene Entscheidung vollstrecken will, darf 
wegen ihrer Eigenschaft als Ausländer oder 
wegen Fehlens eines inländischen Wohnsit- 
zes oder Aufenthalts eine Sicherheitslei- 
stung oder Hinterlegung, unter welcher Be- 
zeichnung es auch sei, nicht auferlegt wer- 
den. 


ricorso di diritto pubblico davanti al tribu- 
nale federale, 

- in Finiand, by an appeal to the korkein 
oikeus/högsta domstolen, 

- In Sweden, by an appeal to the högsta 
domstolen, 

- in the United Kingdom, by a single further 
appeal on a point of law. 


Article 42 

Where a foreign judgment has been given 
in respect of several matters and enforce- 
ment cannot be authorised for all of them, 
the court shäil authorise enforcement for 
one or more of them. 


An applicant may request partial enforce- 
ment of a judgment. 


Article 43 

A foreign judgment which Orders a period- 
ic payment by way of a penalty shall be 
enforceable in the State In which enforce- 
ment iS sought only If the amount of the 
payment has been finally detenmined by the 
Courts of the State of origin. 


Article 44 

An applicant who, in the State of origin, 
has benefited from complete or partial legal 
aid or exemption from costs or expenses, 
shall be entitied, in the procedures provided 
for in Articles 32 to 35, to benefit from the 
most favourable legal aids or the most ex- 
tensive exemption from costs or expenses 
provided for by the law of the State ad- 
dressed. 

However, an applicant who requests the 
enforcement of a decision given by an admi- 
nistrative authority in Denmark or in iceland 
in respect of a maintenarrce order may, in 
the State addressed, Claim the benefits re- 
ferred to in the first Paragraph if he presents 
a Statement from, respectively, the Danish 
Ministry of Justice or the Icelandic Ministry 
of Justice to the effect that he fulfils the 
economic requirements to qualify for the 
grant of complete or partial legal aid or 
exemption from costs or expenses. 


Article 45 

No Security, bond or deposit, however 
described, shall be required of a party who 
in one Contracting State appiies for enforce- 
ment of a judgment given in another Con- 
tracting State on the ground that he is a 
foreign national or that he is not domiciied or 
resident in the State in which enforcement is 
sought. 


gericht/ricorso di diritto pubblico davanti 
al tribunaie federale, 

- en Finlande, que d’un recours devant le 
korkein oikeus/högsta domstolen, 

•- en Suede, que d’un recours devant le 
högsta domstolen, 

- au Royaume-Uni, que d’un seul recours 
sur un point de droit. 


Article 42 

Lorsque la däcision ätrangäre a statuä 
sur plusieurs chefs de la demande et que 
l’ex^ution ne peut ätre autorisee pour le 
tout, l’autoritä judiciaire accorde l’execution 
pour un ou plusieurs d’entre eux. 


Le requerant peut demander une execution 
partielle. 


Article 43 

Les decisions etrangäres condamnant ä 
une astreinte ne sont executoires dans 
l’Etat requis que si le montant en a etä 
däfinitivement fixä par les tribunaux de i’Etat 
d’origine. 


Article 44 

Le requerant qui, dans l’Etat d’origine, a 
bäneficie en tout ou en partie de l’assis- 
tance judiciaire ou d’une exemption de frais 
et däpens, bänäficle, dans la procädure prä- 
vue aux articles 32 ä 35, de l’assistance la 
plus favorable ou de l’exemption la plus 
large prevue par le droit de l’Etat requis. 


Le requärant qui demande l’exäcution d’une 
däcision rendue au Dänemark ou en Islan- 
de par une autoritä administrative en ma- 
tiäre d’obligation allmentaire peut invoquer 
dans l’Etat requis ie bänäfice des disposi- 
tions du Premier alinea s’ii produit un docu- 
ment ätabli respectivement par le ministäre 
de la justice danois ou par le ministere de la 
justice islandais, et attestant qu’il remplit les 
conditions äconomiques pour pouvoir bänä- 
ficier en tout ou en partie de l’assistance 
judiciaire ou d’une exemption de frais de 
däpens. 

Article 45 

Aucune caution ni aucun depöt, sous 
quelque dänomination que ce soit, ne peut 
ätre imposä en raison, soit de la qualite 
d’ätranger, soit du defaut de domicile ou de 
räsidence dans le pays, ä la partie qui de- 
mande l’exäcution dans un Etat contractant 
d’une decision rendue dans un autre Etat 
contractant. 
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3. Abschnitt 

Gemeinsame Vorschriften 

Artikel 46 

Die Partei, welche die Anerkennung einer 
Entscheidung geltend macht oder die 
Zwangsvollstreckung betreiben will, hat vor- 
zulegen 

1. eine Ausfertigung der Entscheidung, 
welche die für ihre Beweiskraft erforder- 
lichen Voraussetzungen erfüllt; 

2. bei einer im Versäum nisverfahren er- 
gangenen Entscheidung die Urschrift 
oder eine beglaubigte Abschrift der Ur- 
kunde, aus der sich ergibt, daß das den 
Rechtsstreit einleitende Schriftstück 
oder ein gleichwertiges Schriftstück der 
säumigen Partei zugestellt worden ist. 

Artikel 47 

Die Partei, welche die Zwangsvollstrek- 
kung betreiben will, hat ferner vorzulegen 

1. die Urkunden, aus denen sich ergibt, 
daß die Entscheidung nach dem Recht 
des Ursprungsstaats vollstreckbar ist 
und daß sie zugestellt worden ist; 

2. gegebenenfalls eine Urkunde, durch die 
nachgewiesen wird, daß der Antragstel- 
ler Prozeßkostenhilfe im Ursprungsstaat 
erhält. 

Artikel 48 

Werden die in Artikel 46 Nummer 2 und in 
Artikel 47 Nummer 2 angeführten Urkunden 
nicht vorgelegt, so kann das Gericht eine 
Frist bestimmen, innerhalb deren die Urkun- 
den vorzulegen sind, oder sich mit gleich- 
wertigen Urkunden begnügen oder von der 
Vorlage der Urkunden befreien, wenn es 
eine weitere Klärung nicht für erforderlich 
hält. 

Auf Verlangen des Gerichts ist eine Über- 
setzung der Urkunden vorzulegen; die 
Übersetzung ist von einer hierzu in einem 
der Vertragsstaaten befugten Person zu 
beglaubigen. 

Artikel 49 

Die in den Artikeln 46, 47 und in Artikel 48 
Absatz 2 angeführten Urkunden sowie die 
Urkunde über die Prozeßvollmacht, falls ei- 
ne solche erteilt wird, bedürfen weder der 
Legalisation noch einer ähnlichen Förm- 
lichkeit. 

Titel IV 

Öffentliche Urkunden 
und Prozeßvergleiche 

Artikel 50 

Öffentliche Urkunden, die in einem Ver- 
tragsstaat aufgenommen und vollstreckbar 
sind, werden in einem anderen Vertrags- 
staat auf Antrag in den Verfahren nach 
den Artikeln 31 ff. für vollstreckbar erklärt. 


Section 3 

Common provisions 
Article46 

A party seeking recognition or applying 
for enforcerpent of a judgment shall pro- 
duce: 

1. a copy of the judgment which satlsfies 
the conditions necessary to establish its 
authenticity; 

2. in the case of a judgment given In de- 
fault, the original or a certified true copy 
of the document which establishes that 
the party in default was served with the 
document instituting the proceedings or 
with an äquivalent document. 


Article47 

A party applying for enforcement shall 
also produce: 

1 . documents which establish that, accord- 
ing to the law of the State of origin, the 
judgment is enforceable and has been 
served; 

2. where appropriate, a document showing 
that the appiicant is in receipt of legal aid 
in the State of origin. 


Art i de 48 

If the documents specified in Article 46(2) 
and Article 47(2) are not produced, the court 
may specify a time for their production, ac- 
cept äquivalent documents or, If It considers 
that it has sufficlent Information before it, 
dispense with their production. 


If the court so requires, a translation of the 
documents shall be produced; the transla- 
tion shall be certified by a person qualified to 
do so In one of the Contracting States. 


Article 49 

No legalisation or other similar formality 
shall be required in respect of the docu- 
ments referred to in Articles 46 or 47 or the 
second paragraph of Article 48, or in respect 
of a document appolnting a repräsentative 
ad litem. 


Title IV 

Authentic instruments 
and court Settlements 

Article 50 

A document which has been formally 
drawn up or registered as an authentic in- 
strument and is enforceable In one Con- 
tracting State shall, in another Contracting 
State, be dedared enforceable there, on 


Section 3 

Dispositions communes 
Article 46 

La Partie qui invoque la reconnaissance 
ou demande rexöcution d’une däcision doit 
produire: 

1 . une expedition de celle-ci räunissant les 
conditions necessaires ä son authenti- 
citä; 

2. s’il s’agit d’une däcision par däfaut, l’ori- 
ginal ou une copie certifläe conforme du 
document ätablissant que l’acte intro- 
ductif d’instance ou un acte äquivalent a 
ätä signifiä ou notifiä ä la partie däfail- 
lante. 


Article 47 

La Partie qui demande l’exäcution doit en 
outre produire: 

1 . tout document de nature ä ätablir que, 
selon la loi de l’Etat d’origine, la däcision 
est exäcutoire et a ätä signifiäe; 

2. s’il y a lieu, un document justifiant que le 
requärant bänäficie de l’assistance judi- 
ciaire dans TEtat d’origine. 


Article 48 

A däfaut de production des documents 
mentionnäs ä l’article 46 point 2 et ä l’arti- 
cle 47 point 2, Tautoritä judiciaire peut im- 
partir un delai pour les produire ou accepter 
des documents Äquivalents ou, si eile s’es- 
time suffisamment äclairee, en dispenser. 


II est prodult une traduction des documents 
si rautoritä judiciaire l’exige; la traduction 
est certifiee par une personne habilitäe ä 
cet effet dans Tun des Etats contractants. 


Article 49 

Aucune lägalisation ni formalite analogue 
n’est exigäe en ce qui conceme les docu- 
ments mentionnäs aux articles 46, 47 et 48 
deuxläme alinea, ainsi que, le cas ächeant, 
la procuration ad litem. 

Titre IV 

Actes authentiques 
et transactions judiciaires 

Article 50 

Les actes authentiques regus et exäcutoi- 
res dans un Etat contractant sont, sur re- 
quete, däciaräs exäcutoires dans un autre 
Etat contractant, conformäment ä la procä- 
dure prevue aux articles 31 et suivants. La 
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Der Antrag kann nur abgelehnt werden, 
wenn die Zwangsvollstreckung aus der Ur- 
kunde der öffentlichen Ordnung des Voll- 
streckungsstaats widersprechen würde. 

Die vorgelegte Urkunde muß die Voraus- 
setzungen für ihre Beweiskraft erfüllen, die 
in dem Staat, in dem sie aufgenommen 
wurde, erforderlich sind. 

Die Vorschriften des 3. Abschnitts des Titels 
ill sind sinngemäß anzuwenden. 

Artikel 51 

Vergleiche, die vor einem Richter im 
Laufe eines Verfahrens abgeschlossen und 
in dem Staat, In dem sie errichtet wurden, 
vollstreckbar sind, werden In dem Voll- 
streckungsstaat unter denselben Bedingun- 
gen wie öffentliche Urkunden vollstreckt. 

Titel V 

Allgemeine Vorschriften 

Artikel 52 

Ist zu entscheiden, ob eine Partei im Ho- 
heitsgebiet des Vertragsstaats, dessen Ge- 
richte angerufen sind, einen Wohnsitz hat, 
so wendet das Gericht sein Recht an. 

Hat eine Partei keinen Wohnsitz in dem 
Staat, dessen Gerichte angerufen sind, so 
wendet das Gericht, wenn es zu entschei- 
den hat, ob die Partei einen Wohnsitz in 
einem anderen Vertragsstaat hat, das 
Recht dieses Staates an. 

Artikel 53 

Der Sitz von Gesellschaften und juristi- 
schen Personen steht für die Anwendung 
dieses Übereinkommens dem Wohnsitz 
gleich. Jedoch hat das Gericht bei der Ent- 
scheidung darüber, wo der Sitz sich befin- 
det, die Vorschriften seines internationalen 
Privatrechts anzuwenden. 

Um zu bestimmen, ob ein „trust“ seinen Sitz 
in dem Vertragsstaat hat, bei dessen Ge- 
richten die Klage anhängig ist, wendet das 
Gericht sein internationales Privatrecht an. 


Titel VI 

Übergangsvorschriften 
Artikel 54 

Die Vorschriften dieses Übereinkommens 
sind nur auf solche Klagen und öffentlichen 
Urkunden anzuwenden, die erhoben oder 
aufgenommen worden sind, nachdem die- 
ses Übereinkommen im Ursprungsstaat und, 
wenn die Anerkennung oder Vollstreckung 
einer Entscheidung oder Urkunde geltend 
gemacht wird, im ersuchten Staat in Kraft 
getreten ist. 

Entscheidungen, die nach dem Inkrafttreten 
dieses Übereinkommens zwischen dem Ur- 
sprungsstaat und dem ersuchten Staat auf- 


application made In accordance with the 
procedures provided for In Article 31 et seq. 
The application may be refused only if en- 
forcement of the Instrument is contrary to 
public policy in the State addressed. 

The Instrument produced must satisfy 
the conditions necessary to establish its 
authenticity in the State of origln. 


The provisions of Section 3 of Title III shall 
apply as appropriate. 

Article51 

A Settlement which has been approved by 
a court in the course of proceedings and is 
enforceable In the State in which it was 
concluded shall be enforceable in the State 
addressed under the same conditions as 
authentic Instruments. 


Title V 

General provisions 
Article 52 

In Order to determine whether a party is 
domiciied in the Contracting State whose 
Courts are seised of a matter, the Court shall 
apply its internal law. 

If a party is not domiciied in the State whose 
Courts are selsed of the matter, then, in 
Order to determine whether the party is do- 
miciied in another Contracting State, the 
court shall apply the law of that State. 


Article 53 

For the purposes of this Convention, the 
seat of a Company or other legal person or 
association of natural or legal persons shall 
be treated as its domicile. However, in order 
to determine that seat, the court shall apply 
its rules of private international law. 

In Order to determine whether a trust is 
domiciied in the Contracting State whose 
Courts are seised of the matter, the court 
shall apply its rules of private international 
law. 


Title VI 

Transitional provisions 
Article 54 

The provisions of this Convention shall 
apply only to legal proceedings Instituted 
and to documents formally drawn up or re- 
gistered as authentic Instruments after its 
entry into force in the State of orlgin and, 
where recognition or enforcement of a judg- 
ment or authentic Instrument is sought, in 
the State addressed. 

However, judgments given after the date of 
entry into force of this Convention between 
the State of origin and the State addressed 


requete ne peut ätre rejetee que si Texecu- 
tion de i’acte authentique est contraire ä 
Tordre public de l’Etat requis. 


L’acte produit doit reunir les conditions ne- 
cessaires ä son authenticite dans l’Etat d’o- 
rigine. 

Les dispositions de ia section 3 du titre III 
sont, en tant que de besoin, applicables. 

Article 51 

Les transactions conclues devant le juge 
au cours d’un proces et executoires dans 
TEtat d’origine sont executoires dans i’Etat 
requIs aux mömes conditions que les actes 
authentiques. 

Titre V 

Dispositions generales 
Article 52 

Pour determiner si une partie a un domi- 
cile sur le terrltoire de TEtat contractant 
dont les tribunaux sont saisis, le juge appli- 
que sa loi interne. 

Lorsqu’une partie n’a pas de domicile dans 
TEtat dont les tribunaux sont saisis, le juge, 
pour determiner si eile a un domicile dans 
un autre Etat contractant, applique Ia loi de 
cet Etat. 


Article 53 

Le siege des societes et des personnes 
morales est assimile au domicile pour l’ap- 
plication de Ia presente Convention. Toute- 
fois, pour determiner ce siäge, le juge saisi 
applique les regles de son droit international 
prive. 

Pour determiner si un trust a son domicile 
sur le terrltoire d’un Etat contractant dont les 
tribunaux sont saisis, le juge applique les 
rägles de son droit international privä. 

Titre VI 

Dispositions transitoires 
Article 54 

Les dispositions de Ia presente Conven- 
tion ne sont applicables qu’aux actions judi- 
ciaires intentees et aux actes authentiques 
regus posterieurement ä l’entree en vigueur 
de ia präsente Convention dans l’Etat d’ori- 
gine et, lorsque Ia reconnalssance ou l’exe- 
cution d’une decision ou d’un acte authenti- 
que est demandee, dans l’Etat requis. 

Toutefois, les däcisions rendues apres Ia 
date d’entree en vigueur de ia presente 
Convention dans les rapports entre l’Etat 
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grund einer vor diesem Inkrafttreten erhobe- 
nen Klage ergangen sind, werden nach 
Maßgabe des Titels III anerkannt und zur 
Zwangsvollstreckung zugelassen, voraus- 
gesetzt, daß das Gericht aufgrund von Vor- 
schriften zuständig war, die mit den Zustän- 
digkeitsvorschriften des Titels II oder eines 
Abkommens übereinstimmen, das im Zeit- 
punkt der Klageerhebung zwischen dem 
Ursprungsstaat und dem Staat, in dem die 
Entscheidung geltend gemacht wird, in 
Kraft war. 

Ist zwischen den Parteien eines Rechts- 
streits über einen Vertrag bereits vor Inkraft- 
treten dieses Übereinkommens eine schrift- 
liche Vereinbarung getroffen worden, auf 
diesen Vertrag die Rechtsvorschriften Ir- 
lands oder eines Teils des Vereinigten Kö- 
nigreichs anzuwenden, so sind die Gerichte 
in Irland oder in diesem Teil des Vereinigten 
Königreichs weiterhin befugt, über diesen 
Streitfall zu entscheiden. 

Artikel 54a 

Während einer Zeit von drei Jahren nach 
Inkrafttreten dieses Übereinkommens be- 
stimmt sich für Dänemark, Griechenland, 
Irland, Island, Norwegen, Finnland und 
Schweden die Zuständigkeit in Seerechts- 
sachen in jedem dieser Staaten neben den 
Vorschriften des Titels II auch nach den in 
den folgenden Nummern 1 bis 7 aufgeführ- 
ten Vorschriften. Diese Vorschriften werden 
von dem Zeitpunkt an in diesen Staaten 
nicht mehr angewandt, zu dem für diese 
Staaten das in Brüssel am 10. Mai 1952 
Unterzeichnete Internationale Übereinkom- 
men zur Vereinheitlichung von Regeln über 
den Arrest in Seeschiffe in Kraft tritt. 

1 , Eine Person, die ihren Wohnsitz im Ho- 
heitsgebiet eines Vertragsstaats hat, 
kann vor den Gerichten eines der oben 
genannten Staaten wegen einer Seefor- 
derung verklagt werden, wenn das 
Schiff, auf welches sich die See- 
forderung bezieht, oder ein anderes 
Schiff im Eigentum dieser Person in ei- 
nem gerichtsförmlichen Verfahren inner- 
halb des Hoheitsgebiets des letzteren 
Staates zur Sicherung der Forderung 
mit Arrest belegt worden ist oder dort mit 
Arrest hätte belegt werden können, je- 
doch dafür eine Bürgschaft oder eine 
andere Sicherheit geleistet worden ist, 

a) wenn der Gläubiger seinen Wohn- 
sitz in dem Hoheitsgebiet dieses 
Staates hat; 

b) wenn die Seeforderung in diesem 
Staat entstanden ist; 

c) wenn die Seeforderung im Verlauf 
der Reise entstanden ist, während 
deren der Arrest vollzogen worden 
ist oder hätte vollzogen werden 
können; 

d) wenn die Seeforderung auf einem 
Zusammenstoß oder auf einem 
Schaden beruht, den ein Schiff ei- 
nem anderen Schiff oder Gütern 
oder Personen an Bord eines der 


in proceedings instituted before that date 
shall be recognised and enforced in accord- 
ance with the provisions of Title III if jurisdic- 
tion was founded upon rules which ac- 
corded with those provided for either in Title 
II of this Convention or in a Convention 
concluded between the State of origin and 
the State addressed which was in force 
when the proceedings were instituted. 


If the parties to a dispute conceming a con- 
tract had agreed in writing before the entry 
into force of this Convention that the con- 
tract was to be govemed by the law of 
Ireland or of a part of the United Kingdom, 
the Courts of Ireland or of that part of the 
United Kingdom shall retain the right to ex- 
ercise jurisdiction in the dispute. 


Article 54A 

For a period of three years from the entry 
into force of this Convention for Denmark, 
Greece, Ireland, Iceland, Norway, Finland 
and Sweden, respectively, jurisdiction in 
maritime matters shall be determined in 
these States not only in accordance with the 
provisions of Title II, but also in accordance 
with the provisions of paragraphs 1 to 7 
following. However, upon the entry into 
force of the International Convention relat- 
ing to the arrest of sea-going ships, signed 
at Brussels on 10 May 1952, for one of 
these States, these provisions shall cease 
to have effect for that State. 


1 . A person who is domiciied in a Contract- 
ing State may be sued in the courts of 
one of the States mentioned above in 
respect of a maritime Claim if the ship to 
which the Claim relates or any other ship 
owned by him has been arrested by 
judicial process within the territory of the 
latter State to secure the Claim, or could 
have been so arrested there but bail or 
other Security has been given, and ei- 
ther: 


(a) the claimant is domiciied in the latter 
State, or 

(b) the Claim arose in the latter State, 
or 

(c) the Claim concems the voyage dur- 
ing which the arrest was made or 
could have been made, or 


(d) the Claim arises out of a collision or 
out of damage caused by a ship to 
another ship or to goods or persons 
on board either ship, either by the 
execution or non-execution of a 


d’origine et l’Etat requis ä la suite d’actions 
intentöes avant cette date sont reconnues 
et exäcutees conformäment aux disposi- 
tions du titre III si les regles de competence 
appliquäes sont conformes ä celles prävues 
soit par le titre II soit par une convention qui 
etait en vigueur entre l’Etat d’ohgine et l’Etat 
requis lorsque l’action a etä intentäe. 


Si, par un ecrit antärieur ä l’enträe en vi- 
gueur de la präsente convention, les parties 
en litige ä propos d’un contrat etaient con- 
venues d’appliquer ä ce contrat le droit irlan- 
dais ou le droit d’une partie du Royaume- 
Uni, les tribunaux de l’lrlande ou de cette 
Partie du Royaume-Uni conservent la facul- 
te de connaitre de ce litige. 


Article 54*’“’ 

Pendant trois annäes suivant Tentree en 
vigueur de la presente convention ä l’egard 
respectivement du Dänemark, de la Gräce, 
de rirlande, de l’islande, de la Norvege, de 
la Finlande et de la Suäde, la competence 
en matiäre maritime dans chacun de ces 
Etats est determinee non seulement confor- 
mäment aux dispositions du titre II, mais 
ägalement conformäment aux points 1 ä 7 
ci-apres. Toutefois, ces dispositions cesse- 
ront d’ätre applicables dans chacun de ces 
Etats au moment oü la convention interna- 
tionale pour Tunification de certaines rägles 
sur la saisie conservatoire des navires de 
mer, signee ä Bruxelles le 10 mai 1952, 
Sera en vigueur ä son egard. 

1 . Une personne domiciliee sur le territoire 
d’un Etat contractant peut etre attraite 
pour une cräance maritime devant les 
tribunaux de Tun des Etats mentionnäs 
ci-dessus lorsque le navire sur lequel 
porte la cräance ou tout autre navire 
dont eile est proprietaire a fait l’objet 
d’une saisie judiciaire sur le territoire de 
ce demier Etat pour garantir la cräance, 
ou aurait pu y faire l’objet d’une saisie 
alors qu’une caution ou une autre sürete 
a äte donnäe, dans les cas suivants: 


a) si le demandeur est domiciliä sur le 
territoire de cet Etat; 

b) si la cräance maritime est nee dans 
cet Etat; 

c) si la cräance maritime est näe au 
cours d’un voyage pendant lequel la 
saisie a etä faite ou aurait pu etre 
falte; 

d) si la cräance provient d’un abordage 
ou d’un dommage cause par un na- 
vire, par execution ou omisslon d’u- 
ne manoeuvre ou par inobservation 
des räglements, soit ä un autre na- 
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Schiffe entweder durch die Ausfüh- 
rung oder Nichtausführung eines 
Manövers oder durch die Nichtbe- 
achtung von Vorschriften zugefügt 
hat; 

e) wenn die Seeforderung auf Hilfe- 
leistung oder Bergung beruht oder 

f) wenn die Seeforderung durch eine 
Schiffshypothek oder ein sonstiges 
vertragliches Pfandrecht an dem 
Schiff gesichert ist, das mit Arrest 
belegt wurde. 

2. Ein Gläubiger kann sowohl das Schiff, 
auf das sich die Seeforderung bezieht, 
als auch jedes andere Schiff, das dem- 
jenigen gehört, der im Zeitpunkt des 
Entstehens der Seeforderung Eigentü- 
mer jenes Schiffes war, mit Arrest bele- 
gen lassen. Jedoch kann nur das Schiff, 
auf das sich die Seeforderung bezieht, 
wegen einer der In Nummer 5 Buchsta- 
ben o, p oder q aufgeführten Ansprüche 
und Rechte mit Arrest belegt werden. 

3. Schiffe gelten als demselben Eigentü- 
mer gehörend, wenn alle Eigentumsan- 
teile derselben Person oder denselben 
Personen zustehen. 

4. Ist bei der Überlassung des Gebrauchs 
eines Schiffes die Schiffsführung dem 
Ausrüster unterstellt und schuldet dieser 
allein eine dieses Schiff betreffende 
Seeforderung, so kann der Gläubiger 
dieses Schiff oder jedes andere dem 
Ausrüster gehörende Schiff mit Arrest 
belegen lassen; jedoch kann kein ande- 
res Schiff des Schiffseigners aufgrund 
derselben Seeforderung mit Arrest be- 
legt werden. Entsprechendes gilt In allen 
Fällen, in denen eine andere Person als 
der Schiffseigner Schuldner einer See- 
forderung ist. 

5. „Seeforderung“ bezeichnet ein Recht 
oder einen Anspruch, die aus einem 
oder mehreren der folgenden Entste- 
hungsgründe geltend gemacht werden: 

a) Schäden, die durch ein Schiff durch 
Zusammenstoß oder in anderer 
Weise verursacht sind; 

b) Tod oder Gesundheitsschäden, die 
durch ein Schiff verursacht sind oder 
die auf den Betrieb eines Schiffes 
zurückgehen; 

c) Bergung und Hilfeleistung; 

d) nach Maßgabe einer Chartepartie 
oder auf andere Weise abgeschlos- 
sene Nutzungs- oder Mietverträge 
über ein Schiff; 

e) nach Maßgabe einer Chartepartie 
oder eines Konnossements oder auf 
andere Weise abgeschlossene Ver- 
träge über die Beförderung von Gü- 
tern mit einem Schiff; 

f) Verlust oder Beschädigung von zu 
Schiff beförderten Gütern ein- 
schließlich des Gepäcks; 

g) große Haverei; 

h) Bodmerei; 


manoeuvre or by the non-observ- 
ance of regulatlons, or 


(e) the Claim is for salvage, or 

(f) the Claim is In respect of a mortgage 
or hypothecatlon of the ship arrest- 
ed. 


2. A claimant may arrest elther the particu- 
lar ship to which the maritime Claim re- 
lates, or any other ship which is owned 
by the person who was, at the time when 
the maritime Claim arose, the owner of 
the particular ship. However, only the 
particular ship to which the maritime 
Claim relates may be arrested in respect 
of the maritime Claims set out in (5)(o), 
(p) or (q) of this Article. 

3. Ships shall be deemed to be In the same 
ownership when all the shares therein 
are owned by the same person or per- 
sons. 

4. When in the case of a charter by demise 
of a ship the Charterer alone is liable in 
respect of a maritime Claim relating to 
that ship, the claimant may arrest that 
ship or any other ship owned by the 
Charterer, but no other ship owned by 
the owner may be arrested in respect of 
such Claim, The same shall apply to any 
case In which a person other than the 
owner of a ship is liable in respect of a 
maritime Claim relating to that ship. 


5. The expression “maritime Claim” means 
a Claim arising out of one or more of the 
following: 

(a) damage caused by any ship either in 
collision or otherwise; 

(b) loss of life or personal injury caused 
by any ship or occurring in Connec- 
tion with the Operation on any ship; 

(c) salvage; 

(d) agreement relating to the use or hire 
of any ship whether by Charterparty 
or otherwise; 

(e) agreement relating to the carriage of 
goods in any ship whether by char- 
terparty or otherwise; 


(f) loss of or damage to goods including 
baggage carried In any ship; 

(g) general average; 

(h) bottomry; 


vire, soit aux choses ou personnes 
se trouvant ä bord; 


e) si la creance est nee d’une assis- 
tance ou d’un sauvetage; 

f) si la cräance est garantie par une 
hypothäque maritime ou un mort- 
gage sur le navire saisi. 


2. Peut etre saisi le navire auquel la 
cräance maritime se rapporte ou tout 
autre navire appartenant ä celui qui 
ötait, au moment oü est nöe la cröance 
maritime, propriötaire du navire auquel 
cette cröance se rapporte. Toutefois, 
pour les creances prevues au point 5 
SOUS o), p) ou q), seul le navire sur 
lequel porte la creance pourra etre sai- 
si. 

3. Des navires seront reputes avoir le 
meme proprietaire lorsque toutes les 
parts de proprietö appartiennent ä une 
möme ou aux memes personnes. 

4. En cas d’aff retement d’un navire avec 
remise de la gestion nautique, lorsque 
Taffreteur repond seul d’une creance 
maritime se rapportant au navire, celui- 
ci peut etre saisi ou tout autre navire 
appartenant ä cet affräteur, mais aucun 
autre navire appartenant au proprietaire 
ne peut etre saisi en vertu de cette 
creance maritime. II en est de meme 
dans tous les cas oü une personne autre 
que le propriötaire est tenue d’une 
creance maritime. 


5. On entend par «cröance maritime“, l’al- 

legation d’un droit ou d’une creance 

ayant l’une ou plusieurs des causes 

suivantes: 

a) dommages causes par un navire soit 
par abordage, soit autrement; 

b) pertes de vies humaines ou domma- 
ges corporels causes par un navire 
ou provenant de l’exploitation d’un 
navire; 

c) assistance et sauvetage; 

d) contrats relatifs ä l’utilisatlon ou la 
location d’un navire par charte-partie 
ou autrement; 

e) contrats relatifs au transport des 
marchandises par un navire en vertu 
d’une charte-partie, d’un connaisse- 
ment ou autrement; 

f) pertes ou dommages aux marchan- 
dises et bagages transportes par un 
navire; 

g) avarie commune; 

h) pret ä la grosse; 
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i) Schleppdienste; 

j) Lotsendienste; 

k) Lieferung von Gütern oder Ausrü- 
stungsgegenständen an ein Schiff, 
gleichviel an welchem Ort, im Hin- 
blick auf seinen Einsatz oder seine 
Instandhaltung; 

l) Bau, Reparatur oder Ausrüstung ei- 
nes Schiffes sowie Hafenabgaben; 

m) Gehalt oder Heuer der Kapitäne, 
Schiffsoffiziere und Besatzungsmit- 
glieder; 

n) Auslagen des Kapitäns und der Ab- 
lader, Befrachter und Beauftragten 
für Rechnung des Schiffes oder sei- 
nes Eigentümers; 

o) Streitigkeiten über das Eigentum an 
einem Schiff; 

p) Streitigkeiten zwischen Miteigentü- 
mern eines Schiffes über das Ei- 
gentum, den Besitz, den Einsatz 
oder die Erträgnisse dieses Schif- 
fes; 

q) Schiffshypotheken und sonstige ver- 
tragliche Pfandrechte an einem 
Schiff. 

6 In Dänemark ist als „Arrest“ für die in 
Nummer 5 Buchstaben o und p genann- 
ten Seeforderungen der „forbud“ anzu- 
sehen, soweit hinsichtlich einer solchen 
Seeforderung nur ein „forbud“ nach den 
§§ 646 bis 653 der Zivilprozeßordnung 
(lov om rettens pleje) zulässig ist. 


7. In Island ist als „Arrest“ für die in Num- 
mer 5 Buchstaben o und p genannten 
Seeforderungen der „lögbann“ anzuse- 
hen, soweit hinsichtlich einer solchen 
Seeforderung nur ein „lögbann“ nach 
Kapitel III des Gesetzes über Arrest und 
gerichtliche Verfügungen (lög um kyrr- 
setningu og lögbann) zulässig ist. 


Titel VII 

Verhältnis zum Brüsseler 
Übereinkommen und zu 
anderen Abkommen 

Artikel 54b 

(1) Dieses Übereinkommen läßt die An- 
wendung des am 27. September 1968 in 
Brüssel Unterzeichneten Übereinkommens 
über die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen 
in Zivil- und Handelssachen und des am 
3. Juni 1971 in Luxemburg Unterzeichneten 
Protokolls über die Auslegung des genann- 
ten Übereinkommens durch den Gerichts- 
hof in der Fassung der Übereinkommen, mit 
denen die neuen Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaften jenem Überein- 
kommen und dessen Protokoll beigetreten 


(i) towage; 

(1) pilotage; 

(k) goods or materials wherever sup- 
plied to a ship for her Operation or 
maintenance; 


(l) construction, repair or equipment of 
any ship or dock charges and 
dues; 

(m) wages of masters, officers or crew; 


(n) master’s disbursements, including 
disbursements made by shippers, 
Charterers or agents on behalf of a 
ship or her owner; 

(o) dispute as to the title to or ownership 
of any ship; 

(p) disputes between co-owners of any 
ship as to the ownership, posses- 
sion, employment or earnings of that 
ship; 


(q) the mortgage or hypothecation of 
any ship. 


6. In Denmark, the expression “arresf 
shall be deemed as regards the mari- 
time Claims referred to in (5)(o) and (p) 
of this Article, to include a “forbud”, 
where that is the only procedure allowed 
in respect of such a Claim under Articles 
646 to 653 of the law on civil procedure 
(lov om rettens pleje). 

7. In Iceland, the expression “arrest” shall 
be deemed, as regards the maritime 
Claims referred to in (5)(o) and (p) of this 
Article, to include a “lögbann”, where 
that is the only procedure allowed in 
respect of such a Claim under Chapter III 
of the law on arrest and injunction (lög 
um kyrrsetningu og lögbann). 


Title VII 

Relationship to the Brussels 
Convention and to other conventions 


Article 54B 

1 . This Convention shall not prejudice the 
application by the Member States of the 
European Communities of the Convention 
on Jurisdiction and the Enforcement of 
Judgments in Civil and Commerclal Matters, 
signed at Brussels on 27 September 1 968 
and of the Protocol on Interpretation of that 
Convention by the Court of Justice, signed 
at Luxembourg on 3 June 1971, as 
amended by the Conventions of Accession 
to the said Convention and the said Protocol 
by the States acceding to the EuroF)ean 
Communities, all of these Conventions and 


i) remorquage; 

j) pilotage; 

k) foumitures, quel qu’en soit le lieu, de 
produits ou de matöriel faites ä un 
navire en vue de son exploitation ou 
de son entretien; 

l) construction, reparations, equipe- 
ment d’un navire ou frais de cale; 

m) salaires des capitaine, officiers ou 
hommes d’öquipage; 

n) döbours du capitaine et ceüx effec- 
tuös par les Chargeurs, les affreteurs 
et les agents pour le compte du navi- 
re ou de son propriötaire; 

o) la propriöte contestee d’un navire; 

p) la copropriötö d’un navire ou sa 
possession, ou son exploitation, ou 
les droits aux produits d’exploitation 
d’un navire en coproprietö; 

q) toute hypothöque maritime et tout 
mort-gage. 


6. Au Dänemark, l’expression «saisie ju- 
diciaire» couvre, en ce qui concerne les 
cröances maritimes visees au point 5 
SOUS o) et p), le forbud pour autant que 
cette procödure soit la seule admise en 
l’espöce par les articles 646 ä 653 de la 
loi sur la procödure civile (Lov om ret- 
tens pleje). 

7. En Islande, le terme «saisie» est röputö 
englober, en ce qui concerne les crean- 
ces maritimes visöes au point 5 sous o) 
et p) du präsent article une «lögbann», 
lorsque cette procedure est la seule 
possfble pour une teile cräance en vertu 
du chapitre III de la loi en matiöre de 
saisie et d’injonction (lög um kyrrset- 
ningu og lögbann). 

Titre VII 
Relation 

avec la conventlon de Bruxelles 
et les autres conventions 

Article 54‘*' 

1. La präsente convention n’affecte pas 
l’application par les Etats membres des 
Communautäs europäennes de la conven- 
tion concemant la compätence judiciaire et 
l’exäcution des däcisions en matiäre civile 
et commerciale, signäe ä Bruxelles le 
27 septembre 1968, et du protocole concer- 
nant l’interprätation par la Cour de justice de 
ladite convention, signä ä Luxembourg le 
3juin 1971, tels que modifiäs par les con- 
ventions relatives ä l’adhäsion ä ladite con- 
vention et audit protocole des Etats adhä- 
rents aux Communautäs europäennes, l’en- 
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sind, durch die Mitgliedstaaten der Europä- 
ischen Gemeinschaften unberührt. Das ge- 
nannte Übereinkommen und dessen Proto- 
koll zusammen werden nachstehend als 
„Brüsseler Übereinkommen“ bezeichnet. 

(2) Dieses Übereinkommen wird jedoch in 
jedem Fall angewandt 

a) in Fragen der gerichtlichen Zuständig- 
keit, wenn der Beklagte seinen Wohn- 
sitz in dem Hoheitsgebiet eines Ver- 
tragsstaates hat, der nicht Mitglied der 
Europäischen Gemeinschaften ist, oder 
wenn die Gerichte eines solchen Ver- 
tragsstaates nach den Artikeln 16 oder 
17 zuständig sind; 

b) bei Rechtshängigkeit oder im Zusam- 
menhang stehenden Verfahren im Sin- 
ne der Artikel 21 und 22, wenn Verfah- 
ren In einem den Europäischen Gemein- 
schaften nicht angehörenden und in ei- 
nem den Europäischen Gemeinschaften 
angehörenden Vertragsstaat anhängig 
gemacht werden; 

c) in Fragen der Anerkennung und Voll- 
streckung, wenn entweder der Ur- 
sprungsstaat oder der ersuchte Staat 
nicht Mitglied der Europäischen Ge- 
meinschaften ist. 

(3) Außer aus den in Titel III vorgesehe- 
nen Gründen kann die Anerkennung oder 
Vollstreckung versagt werden, wenn sich 
der der Entscheidung zugrunde liegende 
Zuständigkeitsgrund von demjenigen un- 
terscheidet, der sich aus diesem Überein- 
kommen ergibt, und wenn die Anerkennung 
oder Vollstreckung gegen eine Partei gel- 
tend gemacht wird, die ihren Wohnsitz in 
einem nicht den Europäischen Gemein- 
schaften angehörenden Vertragsstaat hat, 
es sei denn, daß die Entscheidung ander- 
weitig nach dem Recht des ersuchten Staa- 
tes anerkannt oder vollstreckt werden 
kann. 

Artikel 55 

Dieses Übereinkommen ersetzt unbe- 
schadet der Vorschriften des Artikels 54 
Absatz 2 und des Artikels 56 die nachste- 
henden zwischen zwei oder mehr Vertrags- 
staaten geschlossenen Abkommen: 

- das am 15. Juni 1869 in Paris Unterzeich- 
nete französisch-schweizerische Abkom- 
men über die gerichtliche Zuständigkeit 
und die Vollstreckung gerichtlicher Urtei- 
le in Zivilsachen; 

- den am 19. November 1896 in Madrid 
Unterzeichneten spanisch-schweizeri- 
schen Vertrag über die gegenseitige Voll- 
streckung gerichtlicher Urteile und Ent- 
scheidungen in Zivil- und Handelssa- 
chen; 

- das am 2. November 1929 in Bern Unter- 
zeichnete deutsch-schweizerische Ab- 
kommen über die gegenseitige Anerken- 
nung und Vollstreckung von gerichtlichen 
Entscheidungen und Schiedssprüchen; 
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the Protocol being hereinafter referred to as 
the “Brussels Convention”. 


2. However, this Convention shall in any 
event be applied: 

(a) In matters of jurisdiction, where the de- 
fendant is domiciied in the territory of a 
Contracting State which is not a member 
of the European Communities, or where 
Articles 16 or 17 of this Convention con- 
fer a jurisdiction on the courts of such a 
Contracting State; 

(b) in relation to a lis pendens or to related 
actions as provided for in Articles 21 and 
22, when proceedings are instituted in a 
Contracting State which is not a member 
of the European Communities and in a 
Contracting State which is a member of 
the European Communities; 


(c) in matters of recognition and en- 
forcement, where either the State of ori- 
gin or the State addressed is not a mem- 
ber of the European Communities. 


3. In addition to the grounds provided for 
in Title III recognition or enforcement may 
be refused if the g round of jurisdiction on 
which the judgment has been based differs 
from that resulting from this Convention 
and recognition or enforcement is sought 
against a party who is domiciied in a Con- 
tracting State which is not a member of the 
European Communities, unless the judg- 
ment may otherwise be recognised or en- 
forced under any rule of law in the State 
addressed. 


Article 55 

Subject to the provisions of the second 
Paragraph of Article 54 and of Article 56, this 
Convention shall, for the States which are 
parties to it, supersede the following con- 
ventions concluded between two or more of 
them: 

“ the Convention between the Swiss Con- 
federation and France on jurisdiction and 
enforcement of judgments in civil mat- 
ters, signed at Paris on 15 June 1869, 

- the Treaty between the Swiss Con- 
federation and Spain on the mutual en- 
forcement pf judgments in civil or com- 
mercial matters, signed at Madrid on 
19 November 1896, 

- the Convention between the Swiss Con- 
federation and the German Reich on the 
recognition und enforcement of judg- 
ments and arbitration awards, signed at 
Berne on 2 November 1929, 
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semble de ces conventions et du protocole 
etant ci-apräs denommä «la Convention de 
Bruxelles». 


2. Toutefois, la präsente Convention s’ap- 

plique en tout ätat de cause: 

a) en matiere de compätence, lorsque le 
däfendeur est domiciliä sur le territoire 
d’un Etat contractant ä la präsente Con- 
vention qui n’est pas membre des Com- 
munautäs europäennes ou lorsque les 
articles 16 ou 17 de la präsente Conven- 
tion conferent une compätence aux tri- 
bunaux d’un tel Etat contractant; 

b) en matiäre de litispendance ou de con- 
nexitä telles que prävues aux articles 21 
et 22 de la präsente conventlon, lorsque 
les demandes sont formäes dans un 
Etat contractant qui n’est pas membre 
des Communautäs europäennes et 
dans un Etat contractant qui est membre 
des Communautäs europäennes; 

c) en matiere de reconnaissance et 
d’exäcution, lorsque soit l’Etat d’origine 
soit l’Etat requis n’est pas membre des 
Communautäs europäennes. 


3. Outre les motifs falsant l’objet du titre 
III, la reconnaissance ou l’exäcution peut 
etre refusee si la regle de compätence sur la 
base de laquelle la däcision a ätä rendue 
differe de celle räsultant de la präsente Con- 
vention et si la reconnaissance ou l’exäcu- 
tion est demandäe contre une partie qui est 
domiciliäe sur le territoire d’un Etat contrac- 
tant qui n’est pas membre des Communau- 
täs europäennes, ä molns que la däcision 
puisse par ailleurs ätre reconnue ou exäcu- 
täe selon le droit de TEtat requis. 


Article 55 

Sans präjudice des dispositions de l’arti- 
cle 54 deuxieme alinäa et de l’article 56, la 
präsente conventlon remplace entre les 
Etats qui y sont parties les conventions 
conclues entre deux ou plusieurs de ces 
Etats, ä savoir: 

- la conventlon entre la France et la Confä- 
däration suisse sur la compätence judi- 
ciaire et l’execution des jugements en 
matiere civile, signee ä Paris le 15 juln 
1869, 

- le traitä entre la Confädäration suisse et 
l’Espagne sur l’exäcution räciproque des 
jugements ou arräts en matiere civile et 
commerciale, signe ä Madrid le 19 no- 
vembre 1896, 

“ la conventlon entre la Confädäration 
suisse et le Reich allemand relative ä la 
reconnaissance et ä l’execution de däci- 
sions judlclaires et de sentences arbitra- 
les, signäe ä Berne le 2 novembre 
1929. 
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- das am 16. März 1932 in Kopenhagen 
Unterzeichnete Übereinkommen zwi- 
sehen Dänemark, Finnland, Island, Nor- 
wegen und Schweden über die Anerken- 
nung und Vollstreckung gerichtlicher 
Entscheidungen; 

- das am 3. Januar 1933 in Rom Unter- 
zeichnete italienisch-schweizerische Ab- 
kommen über die Anerkennung und Voll- 
streckung gerichtlicher Entscheidungen; 

- das am 15. Januar 1936 in Stockholm 
Unterzeichnete schwedisch-schweizeri- 
sche Abkommen über die Anerkennung 
und Vollstreckung von gerichtlichen Ent- 
scheidungen und Schiedssprüchen; 

- das am 25. Oktober 1 957 in Wien Unter- 
zeichnete belgisch-österreichische Ab- 
kommen über die gegenseitige Anerken- 
nung und Vollstreckung von gerichtlichen 
Entscheidungen und öffentlichen Urkun- 
den betreffend Unterhaltsverpflichtun- 
gen; 

~ das am 29. April 1 959 in Bern Unterzeich- 
nete belgisch-schweizerische Abkom- 
men über die Anerkennung und Voll- 
streckung von gerichtlichen Entscheidun- 
gen und Schiedssprüchen; 

- den am 6. Juni 1 959 in Wien Unterzeich- 
neten deutsch-österreichischen Vertrag 
über die gegenseitige Anerkennung und 
Vollstreckung von gerichtlichen Ent- 
scheidungen, Vergleichen und öffentli- 
chen Urkunden in Zivil- und Handelssa- 
chen; 

- das am 1 6. Juni 1 959 in Wien Unterzeich- 
nete belgisch-österreichische Abkom- 
men über die gegenseitige Anerkennung 
und Vollstreckung von gerichtlichen 
Entscheidungen, Schiedssprüchen und 
öffentlichen Urkunden auf dem Gebiet 
des Zivil- und Handelsrechtes; 

- den am 16. Dezember 1960 in Bern Un- 
terzeichneten österreichisch-schweizeri- 
schen Vertrag über die Anerkennung 
und Vollstreckung gerichtlicher Ent- 
scheidungen; 

- das am 12. Juni 1961 in London Unter- 
zeichnete britisch-norwegische Abkom- 
men über die gegenseitige Anerkennung 
und Vollstreckung gerichtlicher Entschei- 
dungen in Zivilsachen; 

- den am 14. Juli 1961 in Wien Unterzeich- 
neten britisch-österreichischen Vertrag 
über die gegenseitige Anerkennung und 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidun- 
gen in Zivil- und Handelssachen und das 
am 6. März 1970 in London Unterzeich- 
nete Protokoll zur Abänderung dieses 
Vertrags; 

- das am 6. Februar 1963 in Den Haag 
Unterzeichnete niederländisch-österrei- 
chische Abkommen über die gegenseiti- 
ge Anerkennung und Vollstreckung von 
gerichtlichen Entscheidungen und öffent- 
lichen Urkunden auf dem Gebiet des Zi- 
vil- und Handelsrechts; 

- das am 15. Juli 1966 in Wien Unterzeich- 
nete französisch-österreichische Abkom- 
men über die Anerkennung und die Voll- 


- the Convention between Denmark, Fin- 
land, Iceland, Norway and Sweden on 
the recognition and enforcement of 
judgments, signed at Copenhagen on 
16 March 1932, 

- the Convention between the Swiss Con- 
federation and Italy on the recognition 
and enforcement of judgments, signed at 
Rome on 3 January 1933, 

- the Convention between Sweden and the 
Swiss Confederation on the recognition 
and enforcement of judgments and 
arbitral awards signed at Stockholm on 
15 January 1936, 

- the Convention between the Kingdom of 
Belgium and Austria on the reciprocal 
recognition and enforcement of judg- 
ments and authentic instruments relating 
to maintenance obiigations, signed at 
Vienna on 25 October 1957, 

- the Convention between the Swiss Con- 
federation and Belgium on the recogni- 
tion and enforcement of judgments and 
arbitration awards, signed at Berne on 
29 April 1959, 

- the Convention between the Federal Re- 
public of Germany and Austria on the 
reciprocal recognition and enforcement 
of judgments, Settlements and authentic 
Instruments In civil and commercial mat- 
ters, signed at Vienna on 6 June 1959, 

- the Convention between the Kingdom of 
Belgium and Austria on the reciprocal 
recognition and enforcement of judg- 
ments, arbitral awards and authentic in- 
struments in civil and commercial mat- 
tere, signed at Vienna on 1 6 June 1 959, 

- the Convention between Austria and the 
Swiss Confederation on the recognition 
and enforcement of judgments, signed at 
Berne on 16 December 1960, 

- the Convention between Nonway and the 
United Kingdom providing for the reci- 
procal recognition and enforcement of 
judgments in civil matters, signed at Lon- 
don on 12 June 1961, 

- the Convention between the United King- 
dom and Austria providing for the reci- 
procal recognition and enforcement of 
judgments in civil and commercial mat- 
ters, signed at Vienna on 14 July 1961, 
with amending Protocol signed at London 
on 6 March 1970, 

- the Convention between the Kingdom of 
the Netherlands and Austria on the reci- 
procal recognition and enforcement of 
judgments and authentic instruments in 
civil and commercial matters, signed at 
The Hague on 6 February 1963, 

- the Convention between France and 
Austria on the recognition and enforce- 
ment of judgments and authentic instru- 


- la Convention entre le Dänemark, la Fin- 
lande, l’lslande, la Norväge et la Suäde 
sur ia reconnaissance et rexäcution 
de jugements, signee ä Copenhague le 
16mars 1932, 

- la Convention entre la Confädäration 
suisse et ritalie sur ia reconnaissance et 
rexöcution de däcisions judiciaires, si- 
gnöe ä Rome le 3 janvier 1 933, 

- la Convention entre la Suäde et la Confe- 
döration suisse sur la reconnaissance et 
l’exöcution des döcisions judiciaires et 
sentences arbitrales, signäe ä Stockholm 
le 15 janvier 1936, 

~ ia Convention entre le Royaume de Belgi- 
que et i’Autriche sur la reconnaissance et 
rexäcution röciproques, des däcisions ju- 
diciaires et des actes authentiques en 
matiäre d'obligations alimentaires, si- 
gnäe ä Vienne le 25 octobre 1 957, 

- la Convention entre ia Confedäration 
suisse et la Belgique sur ia reconnais- 
sance et Texöcution de däcisions judiciai- 
res et de sentences arbitrales, signee ä 
Berne ie 29 avril 1959, 

- ia Convention entre la Räpublique föde- 
rale d’Allemagne et TAutrlche sur la re- 
connaissance et rexöcution röciproques 
des döcisions et transactions judiciaires, 
et des actes authentiques en matiäre 
civile et commerciale, signee ä Vienne le 
6 juin 1959, 

- la Convention entre le Royaume de Belgi- 
que et l’Autriche sur la reconnaissance et 
l’exöcution röciproques des döcisions 
judiciaires, sentences arbitrales et actes 
authentiques en matiere civile et com- 
merciale, signee ä Vienne le 16 juin 
1959, 

- la Convention entre l’Autriche et la Confe- 

äration suisse sur la reconnaissance et 
axöcution des döcisions judiciaires, si- 
gnee ä Berne le 16 döcembre 1960, 

- la Convention entre la Non/ege et le 
Royaume-Uni sur la reconnaissance rö- 
ciproque et Texecution de jugements en 
matiäre civile, signee ä Londres le 12 juin 
1961, 

- la Convention entre le Royaume-Uni et 
TAutriche sur la reconnaissance et Texö- 
cution röciproques des döcisions judiciai- 
res en matiöre civile et commerciale, si- 
gnöe ä Vienne le 14 juillet 1961, accom- 
pagnöe d’un protocole signö ä Londres le 
6 mars 1 970, 

- la Convention entre le Royaume des 
Pays-Bas et TAutriche sur la reconnais- 
sance et l’exöcution röciproques des de- 
cisions judiciaires et des actes authenti- 
ques en matiere civile et commerciale, 
signöe ä La Haye le 6 fevrier 1 963, 

- la Convention entre la France et l’Autriche 
sur la reconnaissance et Texecution des 
döcisions judiciaires et des actes authen- 
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Streckung von gerichtlichen Entscheidun- 
gen und öffentlichen Urkunden auf dem 
Gebiet des Zivil- und Handelsrechtes; 

- das am 29. Juli 1971 in Luxemburg Unter- 
zeichnete luxemburgisch-österreichische 
Abkommen über die Anerkennung und 
die Vollstreckung von gerichtlichen Ent- 
scheidungen und öffentlichen Urkunden 
auf dem Gebiet des Zivil- und Handels- 
rechtes; 

- das am 16. November 1971 in Rom Un- 
terzeichnete italienisch-österreichische 
Abkommen über die Anerkennung und 
Vollstreckung von gerichtlichen Entschei- 
dungen in Zivil- und Handelssachen, von 
gerichtlichen Vergleichen und von Nota- 
riatsakten; 

- den am 17. Juni 1977 in Oslo Unterzeich- 
neten deutsch-norwegischen Vertrag 
über die gegenseitige Anerkennung und 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidun- 
gen und anderer Schuldtitel in Zivil- und 
Handelssachen: 

- das am 1 1 . Oktober 1 977 in Kopenhagen 
Unterzeichnete Übereinkommen zwi- 
schen Dänemark, Finnland, Island, Nor- 
wegen und Schweden über die Anerken- 
nung und Vollstreckung gerichtlicher Ent- 
scheidungen in Zivilsachen; 

- das am 16. September 1982 in Stock- 
holm Unterzeichnete österreichisch-schwe- 
dische Abkommen über die Anerken- 
nung und die Vollstreckung von Ent- 
scheidungen In Zivilsachen; 

- das am 17. Februar 1984 in Wien Unter- 
zeichnete österreichisch-spanische Ab- 
kommen über die Anerkennung und die 
Vollstreckung von gerichtlichen Ent- 
scheidungen, Vergleichen und vollstreck- 
baren öffentlichen Urkunden in Zivil- und 
Handelssachen; 

- das am 21 . Mal 1 984 in Wien Unterzeich- 
nete norwegisch-österreichische Abkom- 
men über die Anerkennung und die Voll- 
streckung von Entscheidungen in Zivil- 
sachen; und 

- das am 17. November 1986 in Wien Un- 
terzeichnete finnisch-österreichische Ab- 
kommen über die Anerkennung und die 
Vollstreckung von Entscheidungen in 
Zivilsachen. 

Artikel 56 

Die in Artikel 55 angeführten Abkommen 
und Verträge behalten ihre Wirksamkeit für 
die Rechtsgebiete, auf die dieses Überein- 
kommen nicht anzuwenden ist. 

Sie bleiben auch weiterhin für die Ent- 
scheidungen und die öffentlichen Urkunden 
wirksam, die vor Inkrafttreten dieses Über- 
einkommens ergangen oder aufgenommen 
sind. 

Artikel 57 

(1) Dieses Übereinkommen läßt Überein- 
kommen unberührt, denen die Vertrags- 
staaten angehören oder angehören werden 
und die für besondere Rechtsgebiete die 


ments in civil and commercial matters, 
signed at Vienna on 15 July 1966, 

- the Convention between Luxembourg 
and Austria on the recögnition and en- 
forcement of judgements and authentic 
Instruments in civil and commercial mat- 
ters, signed at Luxembourg on 29 July 
1971, 

- the Convention between Italy and Austria 
on the recognition and enforcement of 
judgments in civil and commercial mat- 
ters, of judicial Settlements and of 
authentic Instruments, signed at Rome 
on 16 November 1971, 

- the Convention between Norway and the 
Federal Republic of Germany on the re- 
cognition and enforcement of judgments 
and enforceable documents in civil and 
commercial matters, signed at Oslo on 
17 June 1977, 

- the Convention between Denmark, Fin- 
land, Iceland, Norway and Sweden on 
the recognition and enforcement of judg- 
ments In civil matters, signed at Copen- 
hagen on 1 1 October 1 977, 

- the Convention between Austria and 
Sweden on the recognition and enforce- 
ment of judgments in civil matters, signed 
at Stockholm on 16 September 1982, 

- the Convention between Austria and 
Spain on the recognition und enforce- 
ment of judgments, Settlements and en- 
forceable authentic Instruments in civil 
and commercial matters, signed at Vien- 
na on 17 February 1984, 

- the Convention between Norway and 
Austria on the recognition and enforce- 
ment of judgments in civil matters, signed 
at Vienna on 21 May 1984, and 

- the Convention between Finland and 
Austria on the recognition and enforce- 
ment of judgements in civil matters, 
signed at Vienna on 17 November 
1986. 

Article 56 

The Treaty and the conventions referred 
to in Article 55 shall continue to have effect 
in relatlon to matters to which this Conven- 
tion does not apply. 

They shall continue to have effect in re- 
spect of judgments given and documents 
formally drawn up or registered as authentic 
Instruments before the entry into force of 
this Convention. 

Article 57 

1. This Convention shall not affect any 
conventions to which the Contracting States 
are or will be parties and which in relation to 
particular matters, govern jurisdiction or the 


tiques en matiäre civite et commerciale 
signee ä Vienne le 15 juillet 1966, 

- la Convention entre le Luxembourg et 
TAutriche sur la reconnaissance et Texä- 
cution des däcisions judiciaires et des 
actes authentiques en matiäre civite et 
commerciale, signäe ä Luxembourg le 
29 juillet 1971, 

- la Convention entre l’ltalle et l’Autriche 
sur la reconnaissance et rexöcution räci- 
proques des decisions et transactions 
judiciaires, et des actes authentiques en 
matiäre civile et commerciale, signäe ä 
Rome le 16 novembre 1971, 

- la Convention entre la Norvöge et la Re- 
publique fedärale d’Allemagne sur la re- 
connaissance et l’execution de juge- 
ments et de documents executoires en 
matiäre civile et commerciale, sIgnee ä 
Oslo le 17 juin 1977, 

- la Convention entre le Dänemark, la Fin- 
lande, l’lslande, la Norväge et la Suäde 
sur la reconnaissance et Texecution de 
jugements en matiäre civile, signöe ä 
Copenhague le 11 octobre 1977, 

- la Convention entre TAutriche et la Suede 
sur la reconnaissance et Texecution des 
jugements en matiäre civile, signäe ä 
Stockholm le 16 septembre 1982, 

- la Convention entre TAutrlche et l’Es- 
pagne sur la reconnaissance et l’exäcu- 
tion räciproques des decisions et trans- 
actions judiciaires, et des actes authenti- 
ques en matiöre civile et commerciale, 
signäe ä Vienne le 1 7 fevrier 1 984, 

“ la Convention entre la Norväge et TAutri- 
che sur la reconnaissance et rexäcutlon 
des jugements en matiere civile, signäe ä 
Vienne le 21 mai 1984 et 

- la Convention entre la Finlande et TAutri- 
che sur la reconnaissance et Texäcution 
des jugements en matiöre civile, signäe ä 
Vienne le 17 novembre 1986. 


Article 56 

Le traite et les conventions mentionnäs ä 
Tarticle 55 continuent ä produlre leurs effets 
dans les matieres auxquelles la präsente 
Convention n’est pas applicable. 

Ils continuent ä produire leurs effets en ce 
qui concerne les däcisions rendues et le$ 
actes regus avant l’enträe en vigueur de la 
presente convention. 


Article 57 

1. La presente convention n’affecte pas 
les conventions auxquelles les Etats con- 
tractants sont ou seront parties et qui, dans 
des matiäres particuliäres, reglent la com- 
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gerichtliche Zuständigkeit, die Anerkennung 
oder die Vollstreckung von Entscheidungen 
regeln. 

(2) Dieses Übereinkommen schließt nicht 
aus, daß ein Gericht eines Vertragsstaats, 
der Vertragspartei eines Übereinkommens 
nach Absatz 1 ist, seine Zuständigkeit auf 
ein solches Übereinkommen stützt, und 
zwar auch dann, wenn der Beklagte seinen 
Wohnsitz in dem Hoheitsgebiet eines Ver- 
tragsstaats hat, der nicht Vertragspartei ei- 
nes solchen Übereinkommens ist. In jedem 
Fall wendet dieses Gericht Artikel 20 an. 

(3) Entscheidungen, die in einem Ver- 
tragsstaat von einem Gericht erlassen wor- 
den sind, das seine Zuständigkeit auf ein in 
Absatz 1 bezeichnetes Übereinkommen ge- 
stützt hat, werden in den anderen Vertrags- 
staaten nach Titel Hl anerkannt und voll- 
streckt. 

(4) Außer aus den in Titel Hl vorgesehe- 
nen Gründen kann die Anerkennung oder 
Vollstreckung versagt werden, wenn der er- 
suchte Staat nicht Vertragspartei eines in 
Absatz 1 bezeichneten Übereinkommens ist 
und wenn die Person, gegen die die Aner- 
kennung oder Vollstreckung geltend ge- 
macht wird, ihren Wohnsitz in diesem Staat 
hat, es sei denn, daß die Entscheidung 
nach einer anderen Rechtsvorschrift des 
ersuchten Staates anerkannt oder voll- 
streckt werden kann. 

(5) Sind der Ursprungsstaat und der er- 
suchte Staat Vertragsparteien eines in Ab- 
satz 1 bezeichneten Übereinkommens, wel- 
ches die Voraussetzungen für die Anerken- 
nung und Vollstreckung von Entscheidun- 
gen regelt, so gelten diese Voraussetzun- 
gen. In jedem Fall können die Bestimmun- 
gen des vorliegenden Übereinkommens 
über das Verfahren zur Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen ange- 
wandt werden. 

Artikel 58 
- gegenstandslos - 

Artikel 59 

Dieses Übereinkommen hindert einen 
Vertragsstaat nicht, sich gegenüber einem 
dritten Staat im Rahmen eines Abkommens 
über die Anerkennung und Vollstreckung 
von Urteilen zu verpflichten, Entscheidun- 
gen der Gerichte eines anderen Vertrags- 
staats gegen Beklagte, die ihren Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt In dem Ho- 
heitsgebiet des dritten Staates haben, nicht 
anzuerkennen, wenn die Entscheidungen in 
den Fällen des Artikels 4 nur in einem der In 
Artikel 3 Absatz 2 angeführten Gerichts- 
stände ergehen können. 

Kein Vertragsstaat kann sich jedoch gegen- 
über einem dritten Staat verpflichten, eine 
Entscheidung nicht anzuerkennen, die in 
einem anderen Vertragsstaat durch ein Ge- 
richt gefällt wurde, dessen Zuständigkeit auf 
das Vorhandensein von Vermögenswerten 
des Beklagten in diesem Staat oder die 
Beschlagnahme von dort vorhandenem 
Vermögen durch den Kläger gegründet ist, 
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recognition or enforcement of judgments. 


2. This Convention shall not prevent a 
Court of a Contracting State which is party to 
a Convention referred to in the first Para- 
graph from assuming jurlsdiction in accord- 
ance with that Convention, even where the 
defendant is domiciied in a Contracting 
State which is not a party to that Convention. 
The court hearing the action shall, in any 
event, apply Article 20 of this Convention. 

3. Judgments given in a Contracting State 
by a court in the exercise of jurisdiction 
provided for In a Convention referred to in 
the first paragraph shall be recognised and 
enforced in the other Contracting States In 
accordance with Title III of this Conven- 
tion. 

4. In addition to the grounds provided for 
in Title III, recognition or enforcement may 
be refused if the State addressed is not a 
contracting party to a Convention referred to 
in the first paragraph and the person against 
whom recognition or enforcement is sought 
is domiciied in that State, unless the judg- 
ment may otherwise be recognised or en- 
forced under any rule of law in the State 
addressed. 


5. Where a convention referred to in the 
first paragraph to which both the State of 
origin and the State addressed are parties 
lays down conditlons for the recognition or 
enforcement of judgments, those conditlons 
shall apply. In any event, the provisions of 
this Convention which concem the pro- 
cedures for recognition and enforcement of 
judgments may be applied. 


Article 58 
(None) 

Article 59 

This Convention shall not prevent a Con- 
tracting State from assuming, in a conven- 
tion on the recognition and enforcement of 
judgments, an Obligation towards a third 
State not to recognise judgments given in 
other Contracting States against defendants 
domiciied or habitually resident in the third 
State where, in cases provided for In Arti- 
cle 4, the judgment could only be founded 
on a g round of jurisdiction specified in 
the second paragraph of Article 3. 


However, a Contracting State may not as- 
sume an Obligation towards a third State 
not to recognise a judgment given in an- 
other Contracting State by a court basing its 
jurisdiction on the presence within that State 
of property belonging to the defendant, or 
the seizure by the plaintiff of property situ- 
ated there: 


pätence judiciaire, la reconnaissance ou 
l’exäcution des däcisions. 

2. La presente convention ne fait pas 
obstacle ä ce qu’un tribunal d’un Etat con- 
tractant partie ä une convention visäe au 
paragraphe 1 puisse fonder sa compötence 
sur une teile convention, mäme si le däfen- 
deur est domicilie sur le territoire d’un Etat 
contractant non partie ä une teile conven- 
tion. Le tribunal saisi applique, en tout cas, 
l’article 20 de la präsente convention. 

3. Les decisions rendues dans un Etat 
contractant par un tribunal ayant fonde sa 
compätence sur une convention visäe au 
paragraphe 1 sont reconnues et executäes 
dans les autres Etats contractants confor- 
mäment au titre III de la presente conven- 
tion. 

4. Outre les cas prevus au titre Hl, la 
reconnaissance ou l’exäcution peut etre re- 
fusäe si l’Etat requis n’est pas partie ä une 
convention visee au paragraphe 1 et que la 
personne contre laquelle la reconnaissance 
ou rexecution est demandee est domiciliäe 
dans cet Etat, sauf si la däcision peut ätre 
reconnue ou exäcutäe au titre de toute au- 
tre regle de droit de l’Etat requis. 


5. Si une convention visee au paragra- 
phe 1 ä laquelle sont parties l’Etat d’origine 
et l’Etat requis dätermine les conditlons de 
reconnaissance et d’execution des däcl- 
sions, il est fait application de ces condi- 
tions. II peut. en tout cas, ätre fait applica- 
tion des dispositions de la presente conven- 
tion qui concernent la procedure relative ä la 
reconnaissance et ä l’exäcution des deci- 
sions. 

Article 58 

(Sans objet) 

Article 59 

La presente convention ne fait pas obsta- 
cle ä ce qu’un Etat contractant s’engage 
envers un Etat tiers, aux termes d’une 
convention sur la reconnaissance et l’exä- 
cution des jugements, ä ne pas reconnaitre 
une däcision rendue, notamment dans un 
autre Etat contractant, contre un däfendeur 
qui avait son domicile ou sa räsidence habi- 
tuelle sur le territoire de l’Etat tiers lorsque, 
dans un cas prävu par l’article 4, la däcision 
n’a pu §tre fondee que sur une competence 
visäe ä l’article 3 deuxiäme alinäa. 

Toutefois, aucun Etat contractant ne peut 
s’engager envers un Etat tiers ä ne pas 
reconnaitre une däcision rendue dans un 
autre Etat contractant par une juridiction 
dont la compätence est fondee sur l’exis- 
tence dans cet Etat de biens appartenant au 
däfendeur ou sur la saisie par le demandeur 
de biens qui y existent: 
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1. wenn die Klage erhoben wird, um Ei- 
gentums- oder Inhaberrechte hinsicht- 
lich dieses Vermögens festzustellen 
oder anzumelden oder um Verfügungs- 
gewalt darüber zu erhalten, oder wenn 
die Klage sich aus einer anderen Streit- 
sache im Zusammenhang mit diesem 
Vermögen ergibt, 

oder 

2. wenn das Vermögen die Sicherheit für 
einen Anspruch darstellt, der Gegen- 
stand des Verfahrens ist. 

Titel VIII 

Schlußbestimmungen 

Artikel 60 

Vertragsparteien dieses Übereinkom- 
mens können sein 

a) die Staaten, die in dem Zeitpunkt, zu 
dem das Übereinkommen zur Unter- 
zeichnung aufgelegt wird, Mitglieder der 
Europäischen Gemeinschaften oder der 
Europäischen Freihandelsassoziatioh 
sind; 

b) die Staaten, die nach diesem Zeitpunkt 
Mitglieder der Europäischen Gemein- 
schaften oder der Europäischen Frei- 
handelsassoziation werden; 

c) die Staaten, die nach Artikel 62 Absatz 1 
Buchstabe b zum Beitritt eingeladen 
werden. 

Artikel 61 

(1) Dieses Übereinkommen liegt für die 
Staaten, die Mitglieder der Europäischen 
Gemeinschaften oder der Europäischen 
Freihandelsassoziation sind, zur Unter- 
zeichnung auf. 

(2) Das Übereinkommen bedarf der Rati- 
fikation durch die Unterzeichnerstaaten. Die 
Ratifikationsurkunden werden beim Schwei- 
zerischen Bundesrat hinterlegt. 

(3) Das Übereinkommen tritt am ersten 
Tag des dritten Monats in Kraft, der auf den 
Tag folgt, an dem zwei Staaten, von denen 
einer Mitglied der Europäischen Gemein- 
schaften und der andere Mitglied der Euro- 
päischen Freihandeisassoziation ist, ihre 
Ratifikationsurkunden hinterlegt haben. 

(4) Für jeden anderen Unterzeichnerstaat 
tritt das Übereinkommen am ersten Tag des 
dritten Monats in Kraft, der auf die Hinterle- 
gung seiner Ratifikationsurkunde folgt. 

Artikel 62 

(1) Dem Übereinkommen können nach 
seinem Inkrafttreten beitreten 

a) die in Artikel 60 Buchstabe b bezeichne- 
ten Staaten, 

b) andere Staaten, die auf ein an den De- 
positarstaat gerichtetes Ersuchen eines 
Vertragsstaates hin zum Beitritt eingela- 
den worden sind. Der Depositarstaat 


1 . if the action is brought to assert or de- 
clare proprietary or possessory rights in 
that property, seeks to obtain authority 
to dispose of it, or arises from another 
Issue relating to such property, or 


2. if the property constitutes the secu rity for 
a debt which Is the subject-matter of the 
action. 

Title VIII 
Final provisions 

Article 60 

The following may be parties to this Con- 
vention: 

(a) States which, at the time of the opening 
of this Convention for signature, are 
members of the European Communitles 
or of the European Free Trade Associa- 
tion; 

(b) States which, after the opening of this 
Convention for signature, become mem- 
bers of the European Communities or of 
the European Free Trade Association; 

(c) States invited to accede in accordance 
with Article 62(1 )(b). 


Article 61 

1. This Convention shall be opened for 
signature by the States members of the 
European Communities or of the European 
Free Trade Association. 

2. The Convention shall be submitted for 
ratificatlon by the signatory States. The In- 
struments of ratification shall be deposited 
with the Swiss Federal Council. 

3. The Convention shall enter into force 
on the first day of the third month following 
the date on which two States, of which one 
is a member of the European Communities 
and the other a member of the European 
Free Trade Association, deposit their Instru- 
ments of ratification. 

4. The Convention shall take effect in 
relation to any other signatory State on the 
first day of the third month following the 
deposit of its Instrument of ratification. 

Article 62 

1 . After entering into force this Conven- 
tion shall be open to accession by: 

(a) the States referred to in Article 60(b), 

(b) other States which have been invited to 
accede upon a request made by one of 
the Contracting States to the depositary 
State. The depositary State shall invite 
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1 . sl la demande porte sur la propriöte ou 
la possession desdits biens, vise ä obte- 
nir l’autorisation d’en disposer ou est 
relative ä un autre litige les concemant, 

ou 


2. si les biens constituent la garantie d’une 
creance qui fait l’objet de la demande. 


Titre VIII 

Dispositions finales 

Article 60 

Peuvent etre parties ä la presente 
Convention: 

a) les Etats qui, au moment de l’ouverture 
ä la signature de la presente Conven- 
tion, sont membres des Communautös 
europeennes ou de l’Association euro- 
peenne de libre-echange; 

b) les Etats qui, apres Touverture ä la si- 
gnature de la präsente convention, de- 
viennent membres des Communautes 
europäennes ou de T Association euro- 
peenne de libre-echange; 

c) les Etats invites ä adherer conforme- 
ment ä Tarticle 62 paragraphe 1 point 
b). 

Article 61 

1 . La presente convention est ouverte ä la 
signature des Etats membres des Commu- 
nautes europeennes ou de T Association 
europeenne de libre-echange. 

2. La convention sera soumise ä la ratifi- 
cation des Etats signataires. Les Instru- 
ments de ratification seront däposes aupräs 
du Conseil fädäral suisse. 

3. La convention entrera en vigueur le 
Premier jour du troisieme mois apres la date 
ä laquelle deux Etats, dont un Etat membre 
des Communautäs europäennes et un Etat 
membre de l’Association europäenne de 
libre-echange, auront deposä leurs instru- 
menta de ratification. 

4. A rägard de tout autre Etat signataire, 
la convention produira ses effets le premier 
jour du troisiöme mois qui suivra le depöt de 
son Instrument de ratification. 

Article 62 

1. Peuvent adherer ä la presente 
convention, apräs son enträe en vigueur: 

a) les Etats visäs ä l’article 60 point b), 

b) les autres Etats qui, sur demande d’un 
Etat contractant adressäe ä l’Etat de- 
positaire, auront etä invitäs ä adherer. 
L’Etat depositaire n’invitera l’Etat 
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lädt den betreffenden Staat zum Beitritt 
nur ein, wenn ihm nach Übermittlung 
des Inhalts der Mitteilungen, die der be* 
treffende Staat nach Artikel 63 zu ma- 
chen beabsichtigt, die Zustimmung aller 
Unterzeichnerstaaten sowie aller in Arti- 
kel 60 Buchstaben a und b bezeichne- 
ten Vertragsstaaten vorliegt. 

(2) Wünscht ein beitretender Staat Erklä- 
rungen im Sinne des Protokolls Nr. 1 abzu- 
geben, so werden zu diesem Zweck Ver- 
handlungen aufgenommen. Eine Verhand- 
lungskonferenz wird durch den Schweizeri- 
schen Bundesrat einberufen. 

(3) Für jeden beitretenden Staat tritt das 
Übereinkommen am ersten Tag des dritten 
Monats in Kraft, der auf die Hinterlegung 
seiner Beitritts urkunde folgt. 

(4) Für einen in Absatz 1 Buchstaben a 
oder b bezeichneten Staat tritt das Überein- 
kommen jedoch nur im Verhältnis zu den 
Vertragsstaaten in Kraft, die vor dem ersten 
Tag des dritten Monats, der auf die Hinterle- 
gung der Beitrittsurkunde folgt, keine Ein- 
wände gegen den Beitritt erhoben haben. 


Artikel 63 

Jeder beitretende Staat hat bei der Hin- 
terlegung seiner Beitrittsurkunde die für die 
Anwendung der Artikel 3, 32, 37, 40, 41 und 
55 dieses Übereinkommens erforderlichen 
Mitteilungen zu machen und gegebenen- 
falls die bei den Verhandlungen über das 
Protokoll Nr. 1 festgelegten Erklärungen 
abzugeben. 

Artikel 64 

(1) Dieses Übereinkommen wird zu- 
nächst für die Dauer von fünf Jahren ge- 
schlossen, gerechnet von seinem Inkrafttre- 
ten nach Artikel 61 Absatz 3; dies gilt auch 
für die Staaten, die das Übereinkommen 
später ratifizieren oder Ihm später beitre- 
ten. 

(2) Nach Ablauf des anfänglichen Zeit- 
raums von fünf Jahren verlängert sich das 
Übereinkommen stillschweigend um jeweils 
ein Jahr. 

(3) Nach Ablauf des anfänglichen Zeit- 
raums von fünf Jahren kann jeder Vertrags- 
staat das Übereinkommen jederzeit durch 
eine an den Schweizerischen Bundesrat 
gerichtete Notifikation kündigen, 

(4) Die Kündigung wird am Ende des 
Kalenderjahres wirksam, das auf einen Zeit- 
raum von sechs Monaten folgt, gerechnet 
vom Eingang ihrer Notifikation beim 
Schweizerischen Bundesrat. 


Artikel 65 

Diesem Übereinkommen sind beigefügt: 

- ein Protokoll Nr. 1 über bestimmte Zu- 
ständigkeits-, Verfahrens- und Voll- 
streckungsfragen; 

- ein Protokoll Nr. 2 über die einheitliche 
Auslegung des Übereinkommens; 


the State concemed to accede only if, 
after having communicated the contents 
of the Communications that this State 
intends to make In accordance with Arti- 
cle 63, it has obtained the unanimous 
agreement of the signatory States and 
the Contracting States referred to in Arti- 
cle 60(a) and (b). 

2. If an acceding State wishes to fumish 
details for the purposes of Protocol No. 1 , 
negotiations shall be entered into to that 
end. A negotiating Conference shall be con- 
vened by the Swiss Federal Council. 

3. In respect of an acceding State, the 
Convention shall take effect on the first day 
of the third month following the deposit of its 
Instrument of accession. 

4. However, In respect of an acceding 
State referred to in paragraph 1(a) or (b), 
the Convention shall take effect only in rela- 
tions between the acceding State and the 
Contracting States which have not made 
any objections to the accession before the 
first day of the third month following the 
deposit of the Instrument of accession. 

Article 63 

Each acceding State shall, when deposit- 
ing Its Instrument of accession, communic- 
ate the Information required for the applica- 
tion of Articles 3, 32, 37, 40, 41 and 55 of 
this Convention and fumish, if need be, the 
details prescribed during the negotiations 
for the purposes of Protocol No. 1 . 


Article 64 

1. This Convention is concluded for an 
initial perlod of five years from the date of its 
entry into force in accordance with Article 
61 (3), even In the case of States which ratlfy 
it or accede to it after that date. 


2. At the end of the initial five-year period, 
the Convention shall be automatically re- 
newed from year to year. 

3. Upon the expiry of the initial five-year 
period, any Contracting State may, at any 
time, denounce the Convention by sending 
a notification to the Swiss Federal Council. 

4. The denunciation shall take effect at 
the end of the calendar year following the 
expiry of a period of six months from the 
date of receipt by the Swiss Federal Council 
of the notification of denunciation. 


Article 65 

The following are annexed to this Con- 
vention: 

- a Protocol No. 1 , on certain questions of 
jurisdlctlon, procedure and enforcement, 

- a Protocol No. 2, on the uniform Inter- 
pretation of the Convention, 


conceme ä adhärer que s’il a obtenu, 
apräs les avoir informäs du contenu des 
Communications que cet Etat se propo- 
se de faire en application de l’artlcle 63, 
Taccord unanime des Etats signataires 
ainsi que des Etats contractants men- 
tionnäs ä l’artlcle 60 points a) et b). 

2. Si un Etat adherent souhaite apporter 
des präcisions au sens du protocole n® 1, 
des negociations seront entamees ä cet 
effet. Une confärence de negociation sera 
convoquee par le Conseil fädäral suisse. 

3. En ce qui conceme tout Etat adhärent, 
la Convention produira ses effets le premler 
jour du troisieme mois qui suivra le depöt de 
l’instrument d’adhesion, 

4. Toutefois, en ce qui conceme un Etat 
adherent visä au paragraphe 1 points a) ou 
b), la Convention ne produira d’effets que 
dans les rapports entre TEtat adhärent et les 
Etats contractants qui n’auront pas formule 
d’objection ä cette adhesion avant le Pre- 
mier jour du troisieme mois qui suivra le 
däpöt de rinstrument d’adhäslon. 

Article 63 

Tout Etat adhärent devra, au moment du 
däpot de son Instrument d’adhesion, com- 
munlquer les informations requises pour 
l’application des articles 3, 32, 37, 40, 41 
et 55 de la presente Convention et fournir, le 
cas ächäant, les precisions fixäes lors des 
nägociations aux fins du protocole r\° 1 . 


Article 64 

1. La presente Convention est conclue 
pour une duree initiale de cinq ans ä 
compter de son enträe en vigueur, confor- 
mement ä l’article 61 paragraphe 3, mäme 
pour les Etats qui l’auront ratifiee ou qui y 
auront adherä ulterieurement. 

2. A l’expiration de la periode initiale de 
cinq ans, la Convention sera recondulte tacl- 
tement d’annee en annäe. 

3. Des l’expiration de la periode initiale de 
cinq ans, tout Etat partie pourra, ä tout 
moment, denoncer la conventlon en adres- 
sant une notification au Conseil fedäral 
suisse. 

4. La denonciation prendra effet ä la fin 
de l’annee civiie qui suivra i’expiration d’une 
päriode de six mois ä compter de la date de 
reception de la notification de la denoncia- 
tion par le Conseil fedäral suisse. 

Article 65 

Sont annexäs ä la präsente conventlon: 

- un protocole n® 1 , relatif ä certains pro- 
blemes de compätence, de procädure et 
d’exäcution; 

- un protocole n® 2, sur T Interpretation 
uniforme de la Convention; 
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- ein Protokoll Nr. 3 über die Anwendung 
von Artikel 57. 

Diese Protokolle sind Bestandteil des 
Übereinkommens. 

Artikel 66 

Jeder Vertragsstaat kann eine Revision 
dieses Übereinkommens beantragen. Zu 
diesem Zweck beruft der Schweizerische 
Bundesrat innerhalb von sechs Monaten 
nach Beantragung der Revision eine Revi- 
sionskonferenz ein. 

Artikel 67 

Der Schweizerische Bundesrat notifiziert 
den Staaten, die auf der diplomatischen 
Konferenz von Lugano vertreten waren, und 
den Staaten, die dem Übereinkommen spä- 
ter beigetreten sind, 

a) die Hinterlegung jeder Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunde; 

b) den Tag, an dem dieses Übereinkom- 
men für die Vertragsstaaten in Kraft 
tritt; 

c) die nach Artikel 64 eingegangenen 
Kündigungen; 

d) die nach Artikel !a des Protokolls Nr. 1 
eingegangenen Erklärungen; 

e) die nach Artikel Ib des Protokolls Nr. 1 
eingegangenen Erklärungen; 

f) die nach Artikel IV des Protokolls Nr. 1 
eingegangenen Erklärungen; 

g) die Mitteilungen nach Artikel VI des Pro- 
tokolls Nr. 1. 

Artikel 68 

Dieses Übereinkommen ist in einer Ur- 
schrift In dänischer, deutscher, englischer, 
finnischer, französischer, griechischer. Iri- 
scher, isländischer, italienischer, nieder- 
ländischer, norwegischer, portugiesischer,, 
schwedischer und spanischer Sprache ab- 
gefaßt, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen 
verbindlich ist; es wird im Archiv des 
Schweizerischen Bundesrates hinterlegt, 
der den Regierungen der Staaten, die auf 
der diplomatischen Konferenz von Lugano 
vertreten waren, und jedem beitretenden 
Staat eine beglaubigte Abschrift übermit- 
telt. 


Zu Urkund dessen haben die Unterzeich- 
neten Bevollmächtigten ihre Unterschrift 
unter dieses Übereinkommen gesetzt. 


Geschehen zu Lugano am sechzehnten 
September neunzehnhundertachtundachtzig. 
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- a Protocol No. 3, on the application of 
Article 57. 

These Protocols shall form an integral part 
of the Convention. 

Article 66 

Any Contracting State may request the 
revision of this Convention. To that end, the 
Swiss Federal Council shall issue invitations 
to a revision Conference within a period of 
six months from the date of the request for 
revision. 


Article 67 

The Swiss Federal Council shall notify the 
States represented at the Diplomatie Con- 
ference of Lugano and the States who have 
later acceded to the Convention of: 

(a) the deposit of each Instrument of rati- 
ficatlon or accession, 

(b) the dates of entry into force of this Con- 
vention in respect of the Contracting 
States, 

(c) any denunciatlon received pursuant to 
Article 64, 

(d) any declaration received pursuant to 
Article la of Protocol No. 1 , 

(e) any declaration received pursuant to 
Article Ib of Protocol No. 1 , 

(f) any declaration received pursuant to 
Article IV of Protocol No. 1 , 

(g) any communication made pursuant to 
Article VS of Protocol No. 1 . 

Article 68 

This Convention, drawn up in a single 
original in the Danish, Dutch, English, Fln- 
nish, French, German, Greek, Icelandic, 
Irish, Italian, Norwegian, Portuguese, Span- 
Ish and Swedish languages, all fourteen 
texts being equally authentic, shall be depo- 
sited in the archives of the Swiss Federal 
Council. The Swiss Federal Council shall 
transmit a certified copy to the Government 
of each State represented at the Diplomatie 
Conference of Lugano and to the Govern- 
ment of each acceding State. 


In witness whereof, the undersigned 
plenipotentiaries have signed this Conven- 
tion, 

Done at Lugano on the sixteenth day of 
September In the year one thousand nine 
hundred and eighty-eight. 
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- un protocole n° 3, concernant Tapplica- 
tlon de Tarticle 57. 

Ces protocoles font partie intögrante de la 
Convention. 

Article 66 

Chaque Etat contractant peut demander 
la rövision de la presente Convention. A cet 
effet, le Conseil fedöral suisse convoque 
une conförence de rövision dans un delai de 
six mois ä compter de la demande de revi- 
sion. 

Article 67 

Le Conseil föderal suisse notifiera aux 
Etats qui auront ete reprösentäs ä la confö- 
rence diplomatique de Lugano et aux Etats 
qui auront ultärieurement adhörä ä la Con- 
vention: 

a) le depöt de tout Instrument de ratiflca- 
tion ou d’adhösion, 

b) les dates d’entree en vigueur de la prä- 
sente Convention pour les Etats con- 
tractants, 

c) les denonciations regues conformäment 
ä l’article 64, 

d) toute däciaration regue en application 
de l’article l^’'® du protocole n° 1 , 

e) toute declaration regue en application 
de Tarticle du protocole n° 1 , 

f) les declarations regues en application 
de Tarticle IV du protocole n° 1, 

g) les Communications faites en application 
de l’article VI du protocole n® 1 . 

Article 68 

La presente Convention, redigee en un 
exemplaire unique en langues allemande, 
anglaise, danoise, espagnole, finnolse, 
frangaise, grecque, irlandaise, islandaise, 
italienne, neerlandaise, norvägienne, portu- 
gaise et suädoise, les quatorze textes fai- 
sant egalement foi, sera däposee dans les 
archives du Conseil fädäral suisse, qui en 
remettra une copie certifiäe conforme ä cha- 
cun des gouvemements des Etats qui au- 
ront ätä repräsentäs ä la confärence diplo- 
matique de Lugano et ä chaque Etat adhä- 
rent. 


En foi de quoi, les plenipotentiaires sous- 
signäs ont apposä leurs signatures au bas 
de ta präsente conventlon. 

Falt ä Lugano, le seize septembre mll 
neuf Cent quatre-vingt-huit. 
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Protokoll Nr. 1 

über bestimmte Zuständigkeits-, Verfahrens- und Vollstreckungsfragen 

Protocol No. 1 

on certain questions of jurisdiction, procedure and enforcement 

Protocole n“ 1 

relatif ä certains probldmes de competence, de procedure et d'execution 


Die Hohen Vertragsparteien haben nach- 
stehende Bestimmungen vereinbart, die 
dem Übereinkommen beigefügt werden: 

Artikel I 

Jede Person, die ihren Wohnsitz in 
Luxemburg hat und vor dem Gericht eines 
anderen Vertragsstaats aufgrund des Arti- 
kels 5 Nr. 1 verklagt wird, kann die Unzu- 
ständigkeit dieses Gerichts geltend machen. 
Läßt sich der Beklagte auf das Verfahren 
nicht ein, so erklärt sich das Gericht von 
Amts wegen für unzuständig. 

Jede Gerichtsstandsvereinbarung im Sinne 
des Artikels 17 ist für eine Person, die ihren 
Wohnsitz in Luxemburg hat, nur dann wirk- 
sam, wenn diese sie ausdrücklich und be- 
sonders angenommen hat. 

Artikel la 

(1) Die Schweizerische Eidgenossen- 
schaft behält sich das Recht vor, bei der 
Hinterlegung der Ratifikationsurkunde zu 
erklären, daß eine In einem anderen Ver- 
tragsstaat ergangene Entscheidung in der 
Schweiz nicht anerkannt oder vollstreckt 
wird, wenn 


b) der Beklagte zum Zeitpunkt der Einlei- 
tung des Verfahrens seinen Wohnsitz in 
der Schweiz hatte; im Sinne dieses Arti- 
kels hat eine Gesellschaft oder juristi- 
sche Person ihren Sitz in der Schweiz, 
wenn ihr statutarischer Sitz und der tat- 
sächliche Mittelpunkt ihrer Tätigkeit in 
der Schweiz liegen; und 

c) der Beklagte gegen die Anerkennung 
oder die Vollstreckung der Entschei- 
dung in der Schweiz Einspruch erhebt, 
sofern er nicht auf den Schutz der in 
diesem Absatz vorgesehenen Erklärung 
verzichtet hat. 

(2) Dieser Vorbehalt Ist nicht anzuwen- 
den, soweit in dem Zeitpunkt, zu dem die 
Anerkennung oder Vollstreckung beantragt 
wird, eine Änderung von Artikel 59 der 
Schweizerischen Bundesverfassung statt- 
gefunden hat. Der Schweizerische Bundes- 
rat teilt solche Änderungen den Unterzeich- 
nerstaaten und den beitretenden Staaten 
mit. 

(3) Dieser Vorbehalt wird am 31. Dezem- 
ber 1999 unwirksam. Er kann jederzeit zu- 
rückgezogen werden. 


The High Contracting Parties have 
agreed upon the following provisions, which 
shall be annexed to the Convention: 

Article I 

Any person domiciied In Luxembourg who 
iS sued in a court of another Contracting 
State pursuant to Article 5(1) may refuse to 
submit to the jurisdiction of that court. If the 
defendant does not enter an appearance 
the court shall declare of its own motion that 
it has no jurisdiction. 

An agreement conferring jurisdiction, within 
the meaning of Article 17, shall be valid with 
respect to a person domiciied in Luxem- 
bourg only if that person has expressly and 
specifically so agreed. 

Article la 

1. Switzerland resen/es the right to de- 
clare, at the time of depositing its Instrument 
of ratification, that a judgment glven In an- 
other Contracting State shall be neither re- 
cognised nor enforced In Switzerland if the 
following conditions are met: 


(b) the defendant was domiciied in Switzer- 
land at the time of the introduction of the 
proceedings; for the purposes of this 
Article, a Company or other legal person 
is considered to be domiciied in Switzer- 
land if it has its registered seat and the 
effective centre of activities in Switzer- 
land, and 

c) the defendant raises an objection to the 
recognition or enforcement of the judg- 
ment in Switzerland, provided that he 
has not waived the benefit of the decla- 
ration foreseen under this paragraph. 

2. This resen/ation shall not apply to the 
extent that at the time recognition or enfor- 
cement is sought a derogation has been 
granted from Article 59 of the Swiss Federal 
Constitution. The Swiss Government shall 
communicate such derogations to the si- 
gnatory States and the acceding States. 


3. This reservation shall cease to have 
effect on 31 December 1999. It may be 
withdrawn at any time. 


Les Hautes Parties contractantes sont 
convenues des dispositions suivantes, qui 
sont annexees ä la Convention: 

Article 1 

Toute personne domiciliee au Luxem- 
bourg, attraite devant un tribunal d’un autre 
Etat contractant en application de l’artlcle 5 
point 1 , peut däcliner la compätence de ce 
tribunal. Ce tribunal se declare d’office in- 
compätent si le däfendeur ne comparait 
pas. 

Toute Convention attributive de juridiction au 
sens de l’article 17 ne produit ses effets ä 
rägard d’une personne domiciliee au 
Luxembourg que si celle-ci Ta expressä- 
ment et späcialement acceptee. 

Article 1*^ 

1 . La Confedäration suisse se reserve le 
droit de däciarer au moment du däpöt de 
l’instrument de ratification qu’un jugement 
rendu dans un autre Etat contractant n’est 
pas reconnu ni execute en Suisse lorsque 
les conditions suivantes sont reu nies: 

a) la competence du tribunal qui a pronon- 
cä la däcision est fondäe uniquement 
sur l’artlcle 5 point 1 de la präsente 
Convention; 

b) le defendeur avait son domicile en Suis- 
se au moment de l’introduction de 
l’instance; aux fins du present article, 
une societä ou personne morale est 
considäree comme domiciliee en Suisse 
lorsqu'elle a son siäge statutaire et le 
centre effectif de ses activitäs en Suis- 
se; 

c) le defendeur s’oppose ä la reconnais- 
sance ou ä l’exäcution du jugement en 
Suisse, pour autant qu’il n’ait pas renon- 
ce ä se prävaloir de la declaration prä- 
vue par le präsent paragraphe. 

2. Cette räserve ne s’appliquera pas dans 
la mesure oü, au moment oü la reconnais- 
sance ou Texäcution est demandäe, une 
därogation aura ätä apportäe ä l’article 59 
de la Constitution fädärale suisse. Le gou- 
vemement suisse communiquera de telles 
därogations aux Etats signataires et adhä- 
rents. 

3. Cette räsen/e cessera de produire ses 
effets le 31 däcembre 1999. Elle peut ätre 
leväe ä tout moment. 


a) die Zuständigkeit des Gerichts, das die 
Entscheidung erlassen hat, sich nur auf 
Artikel 5 Nr. 1 des Übereinkommens 
stützt; 


(a) the jurisdiction of the court which has 
given the judgment is based only on 
Article 5 (1) of this Convention, and 
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Artikel Ib 

Jeder Vertragsstaat kann sich durch eine 
bei der Hinterlegung seiner Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunde abgegebene Erklä- 
rung unbeschadet der Bestimmungen des 
Artikels 28 das Recht Vorbehalten, In ande- 
ren Vertragsstaaten ergangene Entschei- 
dungen nicht anzuerkennen und zu voll- 
strecken, wenn die Zuständigkeit des Ge- 
richts des Ursprungsstaats nach Artikel 16 
Nr. 1 Buchstabe b ausschließlich dadurch 
begründet ist, daß der Beklagte seinen 
Wohnsitz in dem Ursprungsstaat hat und 
die unbewegliche Sache in dem Hoheitsge- 
biet des Staates belegen ist, der den Vorbe- 
halt angebracht hat. 


Artikel 11 

Unbeschadet günstigerer innerstaatlicher 
Vorschriften können Personen, die ihren 
Wohnsitz in einem Vertragsstaat haben und 
die vor den Strafgerichten eines anderen 
Vertragsstaats, dessen Staatsangehörigkeit 
sie nicht besitzen, wegen einer fahrlässig 
begangenen Straftat verfolgt werden, sich 
von hierzu befugten Personen verteidigen 
lassen, selbst wenn sie persönlich nicht er- 
scheinen. 

Das Gericht kann jedoch das persönliche 
Erscheinen anordnen; wird diese Anord- 
nung nicht befolgt, so braucht die Ent- 
scheidung, die über den Anspruch aus ei- 
nem Rechtsverhältnis des Zivilrechts ergan- 
gen ist, ohne daß sich der Angeklagte ver- 
teidigen konnte, ln den anderen Vertrags- 
staaten weder anerkannt noch vollstreckt zu 
werden. 

Artikel lil 

In dem Vollstreckungsstaat dürfen in dem 
Verfahren auf Erteilung der Vollstreckungs- 
klausel keine nach dem Streitwert abge- 
stuften Stempelabgaben oder Gebühren 
erhoben werden. 


Artikel IV 

Gerichtliche und außergerichtliche 
Schriftstücke, die in einem Vertragsstaat 
ausgefertigt sind und einer in dem Hoheits- 
gebiet eines anderen Vertragsstaats be- 
findlichen Person zugestellt werden sollen, 
werden nach den zwischen den Vertrags- 
staaten geltenden Übereinkommen oder 
Vereinbarungen übermittelt. 

Sofern der Staat, in dessen Hoheitsgebiet 
die Zustellung bewirkt werden soll, nicht 
durch eine Erklärung, die an den Schweize- 
rischen Bundesrat zu richten ist, widerspro- 
chen hat, können diese Schriftstücke auch 
von den gerichtlichen Amtspersonen des 
Staates, In dem sie angefertigt worden sind, 
unmittelbar den gerichtlichen Amtsperso- 
nen des Staates übersandt werden, in des- 
sen Hoheitsgebiet sich die Person befindet, 
für welche das Schriftstück bestimmt ist. In 
diesem Fall übersendet die gerichtliche 
Amtsperson des Ursprungsstaats eine Ab- 
schrift des Schriftstücks der gerichtlichen 


Article Ib 

Any Contracting State may, by declara- 
tion made at the time of signing or of deposit 
of Its Instrument of ratlfication or of acces- 
sion, reserve the right, notwithstanding the 
provisions of Article 28, not to recognise and 
enforce judgments given in the other Con- 
tracting States if the jurisdiction of the court 
of the State of origin is based, pursuant to 
Article 16 (1) (b), exclusively on the domicile 
of the defendant in the State of origin, and 
the property is situated in the territory of the 
State which entered the reservation. 


Article II 

Without prejudice to any more favourable 
provisions of national laws, persons domi- 
ciled in a Contracting State who are being 
prosecuted in the criminal courts of another 
Contracting State of which they are not na- 
tionale for an offence which was not intentio- 
nal ly committed may be defended by per- 
sons qualified to do so, even if they do not 
appear in person. 

However, the court seised of the matter may 
Order appearance in person; in the case of 
failure to appear, a judgment given in the 
civil action without the person concemed 
having had the opportunity to arrange for his 
defence need not be recognised or en- 
forced In the other Contracting States. 


Article III 

In proceedings for the issue of an order 
for enforcement, no Charge, duty or fee cal- 
culated by reference to the value of the 
matter in issue may be levied in the State in 
which enforcement is sought. 


Article IV 

Judicial and extrajudicial documents 
drawn up in one Contracting State which 
have to be served on persons in another 
Contracting State shall be transmitted in 
accordance with the procedures laid down 
in the conventions and agreements conclu- 
ded between the Contracting States. 

Unless the State In which Service Is to take 
place Objects by declaration to the Swiss 
Federal Council, such documents may also 
be sent by the appropriate public officers of 
the State in which the document has been 
drawn up directly to the appropriate public 
officers of the State in which the addressee 
is to be found. In this case the officer of the 
State of origin shall send a copy of the 
document to the officer of the State applied 
to who is competent to forward it to the 
addressee. The document shall be forwar- 
ded in the manner specified by the law of 
the State applied to. The forwarding shall be 


Article r 

Tout Etat contractant pourra, par döclara- 
tion falte au moment de la signature ou du 
depöt de son Instrument de ratlfication ou 
d’adhösion, se reserver le droit, nonobstant 
l’article 28, de ne pas reconnaitre ni exöcu- 
ter les döcisions rendues dans les autres 
Etats parties lorsque la compötence de la 
juridlction d’origine est fondöe, en applica- 
tion de l’article 16 point Ib), sur le seul 
domicile du döfendeur dans l’Etat d’origine 
alors que Timmeuble est situö sur le terri- 
toire de l’Etat qui a formulö la röserve. 


Article ii 

Sans pröjudice de dispositions nationales 
plus favorables, les person nes domiciliöes 
dans un Etat contractant et poursuivies pour 
une infraction involontaire devant les juridic- 
tions repressives d’un autre Etat contractant 
dont eiles ne sont pas les nationaux peu- 
vent se faire defendre par les personnes 
habilltöes ä cette fin, möme sl elles ne com- 
paralssent pas personnellement. 

Toutefois, la juridiction saisie peut ordonner 
la comparution personnelle; sl celle-ci n’a 
pas eu lieu, la decision rendue sur l’action 
civile Sans que la personne en cause ait eu 
la possibilitö de se faire defendre pourra ne 
pas etre reconnue ni executee dans les 
autres Etats contractants. 


Article ill 

Aucun impöt, droit ou taxe, proportionnel 
ä la valeur du litige, n’est pergu dans l’Etat 
requis ä l’occasion de la procödure tendant 
ä l’octroi de la formule exöcutoire. 


Article IV 

Les actes judiciaires et extra-judiciaires 
dressös sur le territoire d’un Etat contractant 
et qui doivent ätre notifiös ou signifies ä des 
personnes se trouvant sur le territoire d’un 
autre Etat contractant sont transmis selon 
les modes prevus par les conventions ou 
accords conclus entre les Etats contrac- 
tants. 

Sauf si l’Etat de destination s’y oppose par 
declaration faite au conseii fedörai suisse, 
ces actes peuvent aussi ötre envoyös direc- 
tement par les officiers ministöriels de i’Etat 
oü les actes sont dressös aux officiers mi- 
nisteriels de i’Etat sur le territoire duquel se 
trouve le destinataire de i’acte. Dans ce cas, 
l’officier ministöriel de l’Etat d’origine trans- 
met une copie de I’acte ä l’officier ministöriel 
de l’Etat requis. qui est compötent pour la 
remettre au destinataire. Cette remise est 
faite dans les formes prövues par la loi de 
l’Etat requis. Elle est constatee par une 
attestation envoyee directement ä l'officier 
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Amtsperson des ersuchten Staates, die für 
die Übermittlung an den Empfänger zustän- 
dig ist. Diese Übermittlung wird in den For- 
men vorgenommen, die das Recht des er- 
suchten Staates vorsieht. Sie wird durch ein 
Zeugnis festgestellt, das der gerichtlichen 
Amtsperson des Ursprungsstaats unmittel- 
bar zugesandt wird. 

Artikel V 

Die in Artikel 6 Nr. 2 und Artikel 10 für 
eine Gewährleistungs- oder Interventions- 
klage vorgesehene Zuständigkeit kann in 
der Bundesrepublik Deutschland, in Spa- 
nien, in Österreich und in der Schweiz nicht 
geltend gemacht werden. Jede Person, die 
Ihren Wohnsitz in einem anderen Vertrags- 
staat hat, kann vor Gericht geladen wer- 
den 

~ in der Bundesrepublik Deutschland nach 
den §§ 68 und 72 bis 74 der Zivilprozeß- 
ordnung, die für die Streitverkündung 
gelten, 

- in Spanien nach Artikel 1482 des Zivil- 
gesetzbuches, 

- in Österreich nach § 21 der Zivilprozeß- 
ordnung, der für die Streitverkündigung 
gilt, 

~ in der Schweiz nach den einschlägigen 
Vorschriften der kantonalen Zivilprozeß- 
ordnungen über die Streitverkündung 
(litis denuntiatio). 

Entscheidungen, die in den anderen Ver- 
tragsstaaten aufgrund des Artikels 6 Nr. 2 
und des Artikels 1 0 ergangen sind, werden 
In der Bundesrepublik Deutschland, in 
Spanien, in Österreich und in der Schweiz 
nach Titel IM anerkannt und vollstreckt. Die 
Wirkungen, welche die in diesen Staaten 
ergangenen Entscheidungen nach Absatz 1 
gegenüber Dritten haben, werden auch in 
den anderen Vertragsstaaten anerkannt. 

Artikel Va 

In Unterhaltssachen umfaßt der Begriff 
„Gericht“ auch dänische, isländische und 
norwegische Verwaltungsbehörden. 

In Zivil- und Handelssachen umfaßt der Be- 
griff „Gericht“ auch das finnische „uloso- 
tonhaltija/överexekutor“. 

Artikel Vb 

Bei Streitigkeiten zwischen dem Kapitän 
und einem Mitglied der Mannschaft eines in 
Dänemark, in Griechenland, in Irland, in 
Island, in Norwegen, in Portugal oder in 
Schweden eingetragenen Seeschiffes über 
die Heuer oder sonstige Bedingungen des 
Dienstverhältnisses haben die Gerichte ei- 
nes Vertragsstaats zu überprüfen, ob der 
für das Schiff zuständige diplomatische 
oder konsularische Vertreter von der Strei- 
tigkeit unterrichtet worden ist. Sie haben 
das Verfahren auszusetzen, solange dieser 
Vertreter nicht unterrichtet worden ist. Sie 
haben sich von Amts wegen für unzustän- 
dig zu erklären, wenn dieser Vertreter, 
nachdem er ordnungsgemäß unterrichtet 


recorded by a certificate sent directly to the 
officer of the State of origin. 


Article V 

The Jurisdiction specified in Articies 6 (2) 
and 10 in actions on a warranty or guaran- 
tee or in any other third party proceedings 
may not be resorted to in the Federal Repu- 
blic of Germany, in Spain, in Austria and In 
Switzerland. Any person domiciied in an- 
other Contracting State may be sued in the 
Courts: 

~ of the Federal Republic of Germany, pur- 
suant to Articies 68, 72, 73 and 74 of the 
Code of civil procedure (Zivilprozeßord- 
nung) concerning third-party notices; 

- of Spain, pursuant to Article 1482 of the 
civil Code; 

- of Austria, pursuant to Article 21 of the 
Code of civil procedure (Zivilprozeßord- 
nung) concerning third-party notices; 

- of Switzerland, pursuant to the appropri- 
ate provisions concerning third-party no- 
tices of the cantonal codes of civil pro- 
cedure. 

Judgments given In the other Contracting 
States by virtue of Article 6 (2) or Article 10 
shall be recognized and enforced In the 
Federal Republic of Germany, in Spain, in 
Austria and in Switzerland in accordance 
with Title III. Any effects which judgments 
given in these States may have on third 
parties by application of the provisions in the 
preceding paragraph shall also be recogni- 
zed in the other Contracting States. 

Article Va 

In matters relating to maintenance, the 
expression “couif includes the Danish, Ice- 
landic and Norwegian administrative autho- 
rities. 

In civil and commercial matters, the expres- 
sion “court“ includes the Finnish ulosoton- 
haltija/överexekutor. 

Article Vb 

In proceedings involving a dispute be- 
tween the master and a member of the crew 
of a sea-going ship registered in Denmark, 
In Greece, in Ireland, in Iceland, in Norway, 
in Portugal or in Sweden concerning remu- 
neration or other conditions of Service, a 
court in a Contracting State shall establish 
whether the diplomatic or consular officer 
responsible for the ship has been notified of 
the dispute. It shall stay the proceedings so 
long as he has not been notified. It shall of 
its own motion decline Jurisdiction if the of- 
ficer, having been duly notified, has exer- 
cised the powers accorded to him in the 
matter by a consular convention, or In the 
absence of such a convention has, with in 


ministäriel de l’Etat d’orlgine. 


Article V 

La compätence Judiciaire prävue ä Tarti- 
cle 6 poInt 2 et ä l’article 10, pour la deman- 
de en garantie ou la demande en Interven- 
tion, ne peut ätre invoquee dans la Räpubli- 
que föderale d’Allemagne, en Espagne, en 
Autriche nl en Suisse. Toute personne do- 
miciliee sur le terrltoire d’un autre Etat 
contractant peut etre appelee devant les 
tribunaux de: 

- la Röpublique fedörale d’Allemagne, en 
application des articies 68 et 72, 73 et 74 
du Code de procedure civile concemant 
la litis denuntiatio; 

- l’Espagne, en application de l’article 
1482 du Code civil; 

- l’Autriche, conformement ä l’article 21 du 
Code de procödure civile (Zivilprozeß- 
ordnung) concemant la litis denuntiatio; 

- la Suisse, en application des dispositions 
appropriees concemant la litis denuntia- 
tio des Codes de procedure civile canto- 
naux. 

Les decisions rendues dans les autres Etats 
contractants en vertu de l’article 6 point 2 et 
de l’article 1 0 sont reconnues et executees 
dans la Republique föderale d’Aiiemagne, 
en Espagne, en Autriche et en Suisse, 
conformement au titre III. Les effets produits 
ä l’ögard des tiers, en application de l’alinöa 
pröcödent, par des Jugements rendus dans 
ces Etats sont ögalement reconnus dans 
les autres Etats contractants. 

Article V“*'* 

En matiöre d’obligation alimentaire, les 
termes «juge», «tribunal« et «Juridiction« 
comprennent les autorites administratives 
danoises, islandaises et norvögiennes. 

En matiöre civile et commerciale, les termes 
«Juge», «tribunal» et «Juridiction» compren- 
nent le ulosotonhaltija/överexekutor finlan- 
dais. 

Article V*^ 

Dans les litiges entre le capitaine et un 
membre de l’equipage d’un navire de mer 
immatriculö au Dänemark, en Gröce, en 
Irlande, en Islande, en Norvöge, au Portu- 
gal ou en Suöde, relatifs aux römunörations 
ou aux autres conditions de Service, les 
Juridictions d’ün Etat contractant doivent 
Controler si l’agent diplomatique ou consu- 
laire dont relöve le navire a ötö informö du 
litige. Elles doivent surseoir ä statuer aussi 
longtemps que cet agent n’a pas ötö infor- 
mö. Elles doivent, meme d’office, se dessai- 
sir si cet agent, düment informö, a exercö 
les attributions que lui reconnait en la ma- 
tiere une convention consulaire ou, ä döfaut 
d’une teile convention, a soulevö des objec- 
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worden ist, die Befugnisse ausgeübt hat, 
die ihm insoweit aufgrund eines Konsular- 
abkommens zustehen, oder, falls ein derar- 
tiges Abkommen nicht besteht, innerhalb 
der festgesetzten Frist Einwände gegen die 
Zuständigkeit geltend gemacht hat. 

Artikel Vc 

- gegenstandslos - 

Artikel Vd 

Unbeschadet der Zuständigkeit des Euro- 
päischen Patentamts nach dem am 5. Okto- 
ber 1973 in München Unterzeichneten Über- 
einkommen über die Erteilung europäi- 
scher Patente sind die Gerichte eines jeden 
Vertragsstaats ohne Rücksicht auf den 
Wohnsitz der Parteien für alle Verfahren 
ausschließlich zuständig, welche die Ertei- 
lung oder die Gültigkeit eines europäischen 
Patents zum Gegenstand haben, das für 
diesen Staat erteilt wurde und kein Gemein- 
schaftspatent nach Artikel 86 des am 15. 
Dezember 1975 in Luxemburg Unterzeich- 
neten Übereinkommens über das europäi- 
sche Patent für den Gemeinsamen Markt 
ist. 

Artikel VI 

Die Vertragsstaaten teilen dem Schwei- 
zerischen Bundesrat den Wortlaut ihrer ge- 
setzlichen Vorschriften mit, durch welche 
ihre in diesem Übereinkommen angeführten 
Vorschriften oder die in Titel III 2. Abschnitt 
angeführten Gerichtsstände geändert wer- 
den. 


the time allowed, raised any objection to the 
exercise of such jurisdiction. 


Article Vc 

(None) 

Article Vd 

Without prejudice to the jurisdiction of the 
European Patent Office under the Conven- 
tion on the grant of European patents, 
signed at Munich on 5 October 1973, the 
Courts of each Contracting State shall have 
exclusive jurisdiction, regardless of domi- 
cile, in proceedings concerned with the regi- 
stration or validity of any European patent 
granted for that State which is not a Com- 
munity patent by virtue of the Provision of 
Article 86 of the Convention for the Euro- 
pean patent for the common market, signed 
at Luxembourg on 1 5 December 1 975. 


Article VI 

The Contracting States shall communi- 
cate to the Swiss Federal Council the text of 
any provisions of their laws which amend 
either those provisions of their laws men- 
tioned in the Convention or the lists of courts 
specified in Section 2 of Title III. 


tions sur la competence dans le delai im- 
parti. 


Article v**“*^^ 

(Sans objet) 

Article v*’“’'«’“'“ 

Sans prejudice de la competence de 
rOffice europeen des brevets selon la 
Convention sur la delivrance de brevets 
europäens, signäe ä Munich le 5 octobre 
1973, les juridictions de chaque Etat 
contractant sont seules competentes, sans 
considäration de domicile, en matiere d’in- 
scription ou de validite d’un brevet euro- 
päen delivre pour cet Etat et qui n’est pas 
un brevet communautaire en application 
des dispositions de l’article 86 de la Conven- 
tion relative au brevet europäen pour le 
marchä commun, signäe ä Luxembourg le 
1 5 decembre 1 975. 


Article VI 

Les Etats contractants communiqueront 
au Conseil fädäral suisse les textes de leurs 
dispositions legislatives qui modifieraient 
soit les articles de leurs lois qui sont men- 
tionnäs dans la convention, soit les juridic- 
tions qui sont däsignäes au titre III section 2. 
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Protokoll Nr. 2 

über die einheitliche Auslegung des Übereinkommens 
Protocol No. 2 

on the uniform Interpretation of the Convention 
Protocole n"^ 2 

sur l’interpretation uniforme de la Convention 


Präambel Preamble Preambule 

Die Hohen Vertragsparteien - The High Contracting Parties, Les Hautes Parties contractantes, 

Gestützt auf Artikel 65 dieses Überein- Having regard to Article 65 of this Con- Vu l’article 65 de la presente conven- 
kommens, vention, tion, 


in Anbetracht der sachlichen Verknüp- 
fung zwischen diesem Übereinkommen und 
dem Brüsseler Übereinkommen, 

in der Erwägung, daß dem Gerichtshof 
der Europäischen Gemeinschaften durch 
das Protokoll vom 3. Juni 1971 die Zustän- 
digkeit zur Entscheidung über die Ausle- 
gung der Bestimmungen des Brüsseler 
Übereinkommens übertragen wurde, 

In voller Kenntnis der bis zur Unterzeich- 
nung des vorliegenden Übereinkommens 
ergangenen Entscheidungen des Gerichts- 
hofs der Europäischen Gemeinschaften 
über die Auslegung des Brüsseler Über- 
einkommens, 

In der Erwägung, daß bei den Verhand- 
lungen, die zum Abschluß dieses Überein- 
kommens geführt haben, vom Brüsseler 
Übereinkommen unter Berücksichtigung 
der vorgenannten Entscheidungen ausge- 
gangen worden ist, 

in dem Bestreben, bei voller Wahrung der 
Unabhängigkeit der Gerichte voneinander 
abweichende Auslegungen zu vermelden 
und zu einer möglichst einheitlichen Ausle- 
gung der Bestimmungen des vorliegenden 
Übereinkommens einerseits sowie dieser 
Bestimmungen und derjenigen Bestimmun- 
gen des Brüsseler Übereinkommens, die in 
ihrem wesentlichen Gehalt in das vorliegen- 
de Übereinkommen übernommen worden 
sind, andererseits, zu gelangen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Die Gerichte jedes Vertragsstaates tra- 
gen bei der Anwendung und Auslegung der 
Bestimmungen dieses Übereinkommens 
den Grundsätzen gebührend Rechnung, die 
in maßgeblichen Entscheidungen von Ge- 
richten der anderen Vertragsstaaten zu den 


Considering the substantial link between 
this Convention and the Brussels Conven- 
tion, 

Considering that the Court of Justice of 
the European Communities by virtue of the 
Protocol of 3 June 1971 has jurisdiction to 
give rulings on the Interpretation of the pro- 
visions of the Brussels Convention, 


Being aware of the rulings delivered by 
the Court of Justice of the European Com- 
munities on the Interpretation of the Brus- 
sels Convention up to the time of signature 
of this Convention, 


Considering that the negotiations which 
led to the conclusion of the Convention 
were based on the Brussels Convention in 
the light of these rulings. 


Deslring to prevent, in full deference to 
the independence of the courts, divergent 
interpretations and to arrive at as uniform an 
interpretation as possible of the provisions 
of the Convention, and of these provisions 
and those of the Brussels Convention which 
are substantially reproduced in this Con- 
vention, 


Have agreed as follows: 

Article 1 

The courts of each Contracting State 
shall, when applying and Interpreting the 
provisions of the Convention, pay due ac- 
count to the principles laid down by any 
relevant decision delivered by courts of the 
other Contracting States concerning provi- 


Considerant le lien substantiel qui existe 
entre cette convention et la convention de 
Bruxelles, 

Consldörant que la Cour de justice des 
Communautäs europeennes a ete recon- 
nue competente par le protocole du 3 juin 
1971 pour statuer sur T interpretation des 
dispositions de la convention de Bruxelles, 


En pleine connaissance des decisions 
rendues par la Cour de justice des Commu- 
nautes europäennes sur Interpretation de 
la convention de Bruxelles jusqu’au moment 
de la signature de la presente convention. 


Considerant que les negociations qui ont 
conduit ä la conclusion de cette convention 
ont ötä fondees sur la convention de 
Bruxelles ä la lumiere de ces döcisions. 


Soucieuses, dans le plein respect de 
l’independance des tribunaux, d’empecher 
des interprötations divergentes et de parve- 
nir ä une interprätation aussi uniforme que 
possible, d’une part, des dispositions de la 
presente convention ainsl que, d’autre part, 
de ces dispositions et de celles de la 
convention de Bruxelles qui sont repro- 
duites en substance dans cette conven- 
tion. 


Sont convenues de ce qui sult: 

Article 1 

Les tribunaux de chaque Etat contractant 
tiennent düment compte, lors de l’applica- 
tion et de l’interpretation des dispositions de 
la presente convention, des principes defi- 
nis par toute decision pertinente rendue par 
des tribunaux des autres Etats contractants 
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Bestimmungen des genannten Überein- 
kommens entwickelt worden sind. 

Artikel 2 

(1) Die Vertragsparteien kommen über- 
ein, ein System für den Austausch von Infor- 
mationen über die in Anwendung dieses 
Übereinkommens ergangenen Entschei- 
dungen sowie über die in Anwendung des 
Brüsseler Übereinkommens ergangenen 
maßgeblichen Entscheidungen einzu rich- 
ten. Dieses System umfaßt 

- die von den zuständigen Behörden vor- 
zunehmende Übermittlung der Ent- 
scheidungen letztinstanzlicher Gerichte 
und des Gerichtshofs der Europäischen 
Gemeinschaften sowie anderer beson- 
ders wichtiger, rechtskräftig gewordener 
Entscheidungen, die in Anwendung die- 
ses Übereinkommens oder des Brüsse- 
ler Übereinkommens ergangen sind, an 
eine Zentralstelle; 

- die Klassifizierung dieser Entscheidun- 
gen durch die Zentralstelle, erforderli- 
chenfalls einschließlich der Erstellung 
und Veröffentlichung von Übersetzun- 
gen und Zusammenfassungen; 

~ die von der Zentralstelle vorzunehmen- 
de Übermittlung der einschlägigen Do- 
kumente an die zuständigen nationalen 
Behörden aller ünterzeichnerstaaten 
dieses Übereinkommens und aller bei- 
tretenden Staaten sowie an die Kom- 
mission der Europäischen Gemein- 
schaften. 

(2) Zentralstelle ist der Kanzler des 
Gerichtshofs der Europäischen Gemein- 
schaften. 

Artikel 3 

(1) Es wird ein Ständiger Ausschuß für 
die Zwecke dieses Protokolls eingesetzt. 

(2) Der Ausschuß besteht aus Vertretern, 
die von jedem Unterzeichnerstaat und je- 
dem beitretenden Staat bestellt werden. 

(3) Die Europäischen Gemeinschaften 
(Kommission, Gerichtshof und Generalse- 
kretariat des Rates) und die Europäische 
Freihandelsassoziation können an den Sit- 
zungen als Beobachter teilnehmen. 

Artikel 4 

(1 ) Auf Antrag einer Vertragspartei beruft 
der Depositarstaat dieses Übereinkommens 
Sitzungen des Ausschusses zu einem Mei- 
nungsaustausch über die Wirkungsweise 
des Übereinkommens ein, und zwar insbe- 
sondere über 

- die Entwicklung der aufgrund von Arti- 
kel 2 Absatz 1 mitgeteilten Rechtspre- 
chung und 

- die Anwendung von Artikel 57 dieses 
Übereinkommens. 

(2) Der Ausschuß kann im Uchte dieses 
Meinungsaustausches auch prüfen, ob eine 
Revision dieses Übereinkommens in Einzel- 
punkten angebracht ist, und entsprechende 
Empfehlungen abgeben. 


slons of this Convention. 


Article 2 

1 . The Contracting Parties agree to set up 
a System of exchange of Information con- 
ceming judgments delivered pursuant to 
this Convention as well as relevant judg- 
ments under the Brussels Convention. This 
System shall comprise: 


“ transmission to a central body by the 
competent authoritles of judgments deli- 
vered by Courts of last instance and the 
Court of Justice of the European Com- 
munities as well as judgments of particu- 
lar importance which have become final 
and have been delivered pursuant to this 
Convention or the Brussels Convention; 


- Classification of these judgments by the 
central body including, as far as neces- 
sary, the drawing up and publication of 
translations and abstracts; 

- communicatlon by the central body of the 
relevant documents to the competent na- 
tional authorities of all signatories and 
acceding States to the Convention and to 
the Commission of the European Com- 
munities. 


2. The central body is the Registrar of the 
Court of Justice of the European Communi- 
ties. 

Article 3 

1. A Standing Committee shall be set up 
for the purposes of this Protocol. 

2. The Committee shall be composed of 
repräsentatives appointed by each signato- 
ry and acceding State. 

3. The European Communities (Com- 
mission, Court of Justice and General Sec- 
retariat of the Council) and the European 
Free Trade Association may attend the 
meetings as observers. 

Article 4 

1 . At the request of a Contracting Party, 
the depositary of the Convention shall con- 
vene meetings of the Committee for the 
purpose of exchanging views on the functlo- 
ning of the Convention and in particular on 

- the development of the case-law as com- 
municated under the first paragraph first 
indent of Article 2, 

- the application of Article 57 of the Con- 
vention. 

2. The Committee, in the light of these 
exchanges, may also examine the appro- 
priateness of starting on particular topics a 
revision of the Convention and make re- 
commendations. 


concernant des dispositions de ladite 
Convention. 

Article 2 

1 . Les parties contractantes conviennent 
de mettre en place un Systeme d’echange 
d'informations concernant les döcisions ren- 
dues en application de la presente Conven- 
tion ainsi que les decisions pertinentes ren- 
dues en application de la convention de 
Bruxelles. Ce Systeme comprend: 

~ la transmission ä un organisme central 
par les autorites competentes des döci- 
sions rendues par des tribunaux de der- 
niere instance et par la Cour de justice 
des Communautes europöennes ainsi 
que d’autres decisions particulierement 
importantes passöes en force de chose 
jugöe et rendues en application de la 
presente convention ou de la convention 
de Bruxelles; 

- la Classification de ces döcisions par 
l’organisme central, y compris, dans la 
mesure nöcessaire, Tetablissement et la 
publication de traductions et de resu- 
mes; 

- la communicatlon par Torganisme central 
du matöriel documentaire aux autoritös 
nationales compötentes de tous les Etats 
signataires et adherents ä la präsente 
convention ainsi qu’ä la Commission des 
Communautäs europeennes. 


2. L’organisme central est le greffier de la 
Cour de justice des Communautes euro- 
peennes, 

Article 3 

1 . II est institue un comitä permanent aux 
fins du präsent protocole. 

2. Le comitä est composä de repräsen- 
tants däsignäs par chaque Etat signataire et 
adherent. 

3. Les Communautäs europeennes 
(Commission, Cour de justice et Secrätariat 
gänäral du Conseil) et r Association euro- 
päenne de libre-ächange peuvent participer 
aux reunions ä titre d’observateurs. 

Article 4 

1 . A la demande d'une partie contractan- 
te, le däpositaire de la presente convention 
convoque des räunlons du comitä pour pro- 
cäder ä des ächanges de vues sur le fonc- 
tionnement de la convention et en particu- 
lier sur 

- le developpement de la jurisprudence 
communiquee conformement ä l’article 2 
paragraphe 1 premier tiret, 

- Tapplication de l’article 57 de cette 
convention. 

2. Le comitä, ä la lumiere de ces ächan- 
ges de vues, peut egalement examiner 
Topportunitä que soit entreprise une rävi- 
sion de la presente convention sur des 
polnts particuliers et faire des recomman- 
dations. 
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Protokoll Nr. 3 

über die Anwendung von Artikel 57 
Protocol No. 3 

on the application of Article 57 
Protocole n"^ 3 

concernant l’application de l’article 57 


Die Hohen Vertragsparteien sind wie foigt 
übereingekommen: 

1. Für die Zwecke dieses Übereinkom- 
mens werden die Bestimmungen, die für 
besondere Rechtsgebiete die gerichtii- 
che Zuständigkeit, die Anerkennung 
oder die Voilstreckung von Entscheidun- 
gen regeln und in Rechtsakten der Or- 
gane der Europäischen Gemeinschaf- 
ten enthaiten sind oder künftig darin ent- 
halten sein werden, ebenso behandelt 
wie die in Artikel 57 Absatz 1 bezeichne- 
ten Übereinkommen. 

2. Ist ein Vertragsstaat der Auffassung, 
daß eine Bestimmung eines Rechtsak- 
tes der Organe der Europäischen Ge- 
meinschaften mit dem Übereinkommen 

. nicht vereinbar ist, so fassen die Ver- 
tragsstaaten unbeschadet der Anwen- 
dung des In Protokoll Nr. 2 vorgesehe- 
nen Verfahrens unverzüglich eine Ände- 
rung entsprechend Artikel 66 ins Auge. 


The High Contracting Parties have 
agreed as follows: 

1 . For the purposes of the Convention, pro- 
visions which, in relation to particular 
matters, govem jurisdiction or the reco- 
gnition or enforcement of judgments and 
which are or will be contained in acls of 
the Institutions of the European Commu- 
nlties shall be treated in the same way 
as the conventions referred to in Para- 
graph 1 of Article 57. 


2, If one Contracting State is of the opinion 
that a Provision contained in an act of 
the Institutions of the European Com- 
munities is incompatible with the 
Convention, the Contracting States shall 
promptly consider amending the Con- 
vention pursuant to Article 66, without 
prejudice to the procedure established 
by Protocol No. 2. 


Les Hautes Parties contractantes sont 
convenues de ce qui suit: 

1. Aux fins de ia Convention, les disposi- 
tions qui dans des matiäres particulieres 
reglent Ia compätence judiciaire, Ia re- 
connaissance ou Texecution des decl- 
sions et qui sont ou seront contenues 
dans des actes des institutions des 
Communautes europeennes seront trai- 
tees de ia mäme maniere que les con- 
ventions visees ä l’artlcle 57 para- 
graphe 1 . 

2. Si, de l’avis d’un Etat contractant, une 
disposition d’un acte des institutions des 
Communautäs europeennes n’est pas 
compatible avec ia Convention, les Etats 
contractants envisageront Sans däial 
d’amender celle-cl conformäment ä l’ar- 
ticle 66, Sans prejudice de l’application 
de Ia procedure instituee par le protoco- 
le n° 2. 
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Erklärung 

der Vertreter der Regierungen 
der Unterzeichnerstaaten des Luganer Übereinkommens, 
die Mitglieder der Europäischen Gemeinschaften sind, 
zum Protokoll Nr. 3 

über die Anwendung von Artikel 57 des Übereinkommens 

Declaration 

by the representatives of the governments 
of the States signatories to the Lugano Convention 
which are members of the European Communities 
on Protocol No. 3 

on the application of Article 57 of the Convention 
Declaration 

des representants des gouvernements 
des Etats signataires de la Convention de Lugano 
membres des Communautes europeennes 
sur le Protocole n° 3 

concernant l’application de i’article 57 de la Convention 


Bei der Unterzeichnung des am 16. Sep- 
tember 1988 in Lugano geschlossenen 
Übereinkommens üh-er die gerichtliche Zu- 
ständigkeit und die Vollstreckung gerichtli- 
cher Entscheidungen in Zivil- und Handels- 
sachen 

erklären die Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaften 

in Anbetracht der gegenüber den Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Freihandels- 
assoziation eingegangenen Verpflichtun- 
gen, 

in dem Bestreben, die Einheit des mit 
dem Übereinkommen geschaffenen Rechts- 
systems nicht zu beeinträchtigen, 

daß sie alles in ihrer Macht Stehende tun 
werden, um sicherzustellen, daß bei der 
Ausarbeitung gemeinschaftlicher Rechtsak- 
te im Sinne der Nummer 1 des Protokolls 
Nr. 3 über die Anwendung von Artikel 57 die 
in dem Übereinkommen niedergelegten 
Vorschriften über die gerichtliche Zustän- 
digkeit sowie die Anerkennung und Voll- 
streckung von Entscheidungen beachtet 
werden. 


Upon signature of the Convention on Ju- 
risdiction and the enforcement of judgments 
in civil and commercial matters done at Lu- 
gano on 1 6 September 1 988, 


The representatives of the governments 
of the member States of the European 
Communities, 

Taking into account the undertakings 
entered into vis-a-vis the member States of 
the European Free Trade Association, 


Anxious not to prejudice the unity of the 
legal System set up by the Convention, 


Declare that they will take all measures in 
their power to ensure, when Community 
acts referred to in paragraph 1 of Protocol 
No. 3 on the application of Article 57 are 
being drawn up, respect for the rules of 
Jurisdiction and recognition and enforce- 
ment of Judgments established by the Con- 
vention. 


Au moment de la signature de la Conven- 
tion concernant la competence Judiciaire et 
Texecution des decisions en matiere civile 
et commerciale falte ä Lugano le 16 sep- 
tembre 1988, 


Les representants des gouvernements 
des Etats membres des communautäs eu- 
ropeennes, 

Prenant en consideration les engage- 
ments souscrits ä l’ägard des Etats mem- 
bres de r Association europäenne de libre- 
echange, 

Soucieux de ne pas porter atteinte ä l’uni- 
te du regime Juridique ainsi etabli par la 
Convention, 

Declarent qu’ils prendront toutes les dis- 
positions en leur pouvoir pour assurer, lors 
de rälaboration d’actes communautaires vi- 
ses au paragraphe 1 du protocole n° 3 
concernant Tapplication de l’article 57, le 
respect des regles de competence Judiciaire 
et de reconnaissance et d’execution des 
Jugements instituees par la Convention. 
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Erklärung 

der Vertreter der Regierun^n 
der Unterzeichneretaaten des Luganer Übereinkommens, 
die Mitglieder der Europäischen Gemeinschaften sind 

Declaration 

by the representatives of the governments 
of the States signatories to the Lugano Convention 
which are members of the European Communities 

Däciaration 

des representants des gouvernements 
des Etats signataires de la convention de Lugano 
membres des Communautes europäennes 


Bei der Unterzeichnung des am 16. Sep- 
tember 1988 In Lugano geschlossenen 
Übereinkommens über gerichtliche Zustän- 
digkeit und die Vollstreckung gerichtlicher 
Entscheidungen in Zivil- und Handelssa- 
chen 

erklären die Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaften, 

daß sie es für angezeigt halten, daß der 
Gerichtshof der Europäischen Gemein- 
schaften bei der Auslegung des Brüsseler 
Übereinkommens den Grundsätzen gebüh- 
rend Rechnung trägt, die sich aus der 
Rechtsprechung zum Luganer Übereinkom- 
men ergeben. 


Upon signature of the Convention on Ju- 
risdiction and the enforcement of judgments 
in civil and commerclal matters done at Lu- 
gano on 16 September 1988, 


The representatives of the governments 
of the member States of the European Com- 
munities 

Declare that they consider as appropriate 
that the Court of Justice of the European 
Communities, when interpreting the Brus- 
sels Convention, pay due account to the 
rulings contained in the case law of the 
Lugano Convention. 


Au moment de la signature de la conven- 
tion concemant la compätence judiciaire et 
l’execution des däcisions en matiere civile 
et commerciale faite ä Lugano le 16 sep- 
tembre 1988, 


Les repräsentants des gouvernements 
des Etats membres des Communautes eu- 
ropeennes, 

Declarent qu’ils considerent approprie 
que la Cour de justice des Communautes 
europäennes, en interprätant la convention 
de Bruxelles, tienne dument compte des 
principes contenus dans la jurisprudence 
resultant de la convention de Lugano. 
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Erklärung 

der Vertreter der Regierungen 
der Unterzeichnerstaaten des Luganer Übereinkommens, 
die Mitglieder der Europäischen Freihandeisassoziation sind 

Deciaration 

by the repräsentatives of the governements 
of the States signatories to the Lugano Convention 
which are members of the European Free Trade Association 

Deciaration 

des representants des gouvernements 
des Etats signataires de ia convention de Lugano 
qui sont membres de i’Association europeenne de iibre-echange 


Bei der Unterzeichnung des am 16. Sep- 
tember 1988 in Lugano geschlossenen 
Übereinkommens über gerichtliche Zustän- 
digkeit und die Vollstreckung gerichtlicher 
Entscheidungen in Zivil- und Handelssa- 
chen 

erklären die Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Frei- 
handelsassoziation, 

daß sie es für angezeigt halten, daß ihre 
Gerichte bei der Auslegung des Luganer 
Übereinkommens den Grundsätzen gebüh- 
rend Rechnung tragen, dfe sich aus der 
Rechtsprechung des Gerichtshofes der Eu- 
ropäischen Gemeinschaften und der Ge- 
richte der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften zu denjenigen Bestimmun- 
gen des Brüsseler Übereinkommens erge- 
ben, die in ihrem wesentlichen Gehalt in das 
Luganer Übereinkommen übernommen 
worden sind. 


Upon signature of the Convention on Ju- 
risdiction and the enforcement of judgments 
in civil and commercial matters done at 
Lugano on 16 September 1988, 


The representatives of the governments 
of the member States of the European Free 
Trade Association 

Declare that they consider as appropriate 
that their courts, when interpreting the Luga- 
no Convention, pay due account to the ru- 
lings contained in the case law of the Court 
of Justice of the European Communities 
and of courts of the Member States of the 
European Communities in respect of provi- 
sions of the Brussels Convention which are 
substantially reproduced in the Lugano 
Convention. 


Au moment de Ia signature de Ia conven- 
tion concernant ia competence judiciaire et 
Texecution des decisions en matiere civile 
et commerciale faite ä Lugano le 16 sep- 
tembre 1988, 


Les representants des gouvernements 
des Etats membres de l’Association euro- 
peenne de Iibre-echange, 

Declarent qu’ils considärent approprie 
que leurs tribunaux, en interpretant Ia con- 
vention de Lugano, tiennent düment compte 
des principes contenus dans Ia jurispruden- 
ce de Ia Cour de justice des Communautes 
europeennes et des tribunaux des Etats 
membres des Communautes europeennes 
relative aux dispositions de Ia convention de 
Bruxelles qui sont reproduites en substance 
dans Ia convention de Lugano. 


3 
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Denkschrift zum Übereinkommen 
I. Allgemeine Bemerkungen 

Am 27. September 1968 haben die sechs Gründerstaaten 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft das Überein- 
kommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Voll- 
streckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Han- 
delssachen (GVÜ) geschlossen, das am 1. Februar 1973 
in Kraft getreten ist (BGBl. 1972 II S. 773 und 1973 II 
S. 60). Zusätzlich zu diesem Übereinkommen einigten sich 
die Gründerstaaten 1971 auf ein Protokoll, worin festgelegt 
wurde, daß ihre obersten Zivilgerichte, bei denen in einem 
schwebenden Verfahren eine nicht eindeutig zu beantwor- 
tende Frage der Auslegung des Übereinkommens erheb- 
lich wird, diese Frage dem Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften in Luxemburg zur Entscheidung vorlegen 
müssen; die Gerichte der zweiten Instanz haben ein Vor- 
lagerecht. Dieses Protokoll ist am 1. September 1975 in 
Kraft getreten (BGBl. 1972 II S. 845 und 1975 II S. 1138). 
Das darin vorgesehene Vorlageverfahren soll eine einheit- 
liche Anwendung des Übereinkommens im gesamten Ver- 
tragsgebiet sicherstellen. 

Das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordlriand, 
das Königreich Dänemark und die Republik Irland sind mit 
Wirkung vom 1. Januar 1973, die Republik Griechenland 
mit Wirkung vom 1. Januar 1981 Mitglied der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft (BGBl. 1972 II S. 1 125 und 
1973 II S. 175 bzw. BGBl. 1980 II S. 229, 1984 II S. 654 
und 1981 II S. 15) geworden. In Artikel 3 Abs. 2 der 
jeweiligen Beitrittsakte (BGBl. 1972 II S. 1125, 1144 bzw. 
BGBl. 1980 II S. 229, 235) haben sich diese Staaten 
verpflichtet, dem GVÜ und dem Auslegungsprotokoll von 
1971 beizutreten. Die erstgenannten Staaten sind dem 
GVÜ (einschließlich Auslegungsprotokoll) mit dem 1. Bei- 
trittsübereinkommen vom 9. Oktober 1978 (BGBl. 1983 II 
S. 803) beigetreten; die Republik Griechenland ist ihrer 
Verpflichtung mit dem 2. Beitrittsübereinkommen vom 
25. Oktober 1982 (BGBl. 1988 II S. 454) nachgekom- 
men. 

Seit 1985 - also noch vor dem Beitritt des Königreichs 
Spanien und der Portugiesischen Republik zur Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft - fanden Verhandlungen 
mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels- 
assoziation (EFTA) statt, die den Wunsch geäußert hatten, 
mit den Staaten der Europäischen Gemeinschaften (EG) 
ein Übereinkommen zu schließen, das auf gleichen Grund- 
sätzen beruht wie das GVÜ. Diese Arbeiten mündeten in 
das gleichnamige Übereinkommen über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entschei- 
dungen in Zivil- und Handelssachen, welches am 16. Sep- 
tember 1 988 in Lugano zur Zeichnung aufgelegt worden ist 
(im folgenden: Lugano-Übereinkommen). Dieses Parallel- 
übereinkommen zum GVÜ führt in dem Gebiet der 18 EG- 
und EFTA-Staaten mit mehr als 370 Mio. Einwohnern eine 
einheitliche Regelung der internationalen Zuständigkeit 
der Gerichte für zivil- und handelsrechtliche Streitigkeiten 
ein und ermöglicht eine rasche Anerkennung und Voll- 
streckung von Entscheidungen aus den Vertragsstaaten. 
Hierdurch wird die zwischen den beiden europäischen 
Staatengruppen bestehende wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit gefestigt und ein bedeutender Beitrag zur Verwirk- 
lichung des Europäischen Wirtschaftsraumes geleistet. 


Das Lugano-Übereinkommen steht ferner „eingeladenen“ 
Drittstaaten offen, so daß auch Staaten außerhalb der EG 
und EFTA die Möglichkeit haben, sich an diesem verein- 
heitlichten Zivil verfahrensrecht zu beteiligen. 

Das Lugano-Übereinkommen entspricht inhaltlich weit- 
gehend dem GVÜ in der Fassung des Beitrittsübereinkom- 
mens von 1982. Da sich auch das Königreich Spanien und 
die Portugiesische Republik anläßlich ihres Beitritts zur 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft verpflichtet haben, 
dem GVÜ mit Auslegungsprotokoll von 1971 beizutreten 
(Artikel 3 Abs. 3 der Beitrittsakte; BGBl. 1985 II S. 1249, 
1262), ist knapp ein halbes Jahr nach Zeichnung des 
Lugano-Übereinkommens das Übereinkommen vom 
26. Mai 1989 über den Beitritt des Königreichs Spanien 
und der Portugiesischen Republik zum GVÜ und Aus- 
legungsprotokoll ausgearbeitet worden. Einige der im 
Lugano-Übereinkommen abgeänderten Vorschriften des 
GVÜ sind In dieses von der Bundesrepublik Deutschland 
noch zu ratifizierende 3. Beitrittsübereinkommen übernom- 
men worden. Bei der Übernahme haben jedoch mehrere 
der geänderten Vorschriften ihrerseits wieder eine Ände- 
rung erfahren, so daß das GVÜ in der Fassung des 3. 
Beitrittsübereinkommens (GVÜ 1 989) nicht in allen Punk- 
ten mit dem Lugano-Übereinkommen übereinstimmt. Die 
wichtigsten Abweichungen werden unten in den Erläute- 
rungen zu II. B. näher dargestellt. 

Das Lugano-Übereinkommen ist am 1. Januar 1992 für 
Frankreich, die Niederlande und die Schweiz in Kraft ge- 
treten und seitdem von Luxemburg, dem Vereinigten 
Königreich, Portugal, Italien, Schweden, Norwegen, Finn- 
land und Irland ratifiziert worden. 


II. Der wesentliche Inhalt des Lugano- 
Übereinkommens 

A. Allgemeines 

Das Lugano-Übereinkommen entspricht in Form, Inhalt, 

Wortlaut und Artikelfolge weitgehend dem GVÜ: 

Der erste Artikel umschreibt den sachlichen Anwen- 
dungsbereich des Übereinkommens. Dieser umfaßt ~ 
wie Artikel 1 GVÜ - grundsätzlich alle vermögensrecht- 
lichen Zivil- und Handelssachen. Die Ausnahmen sind in 
Artikel 1 Abs. 2 aufgezählt. 

Die Artikel 2 bis 24 regeln die direkte gerichtliche Zu- 
ständigkeit. Der Beklagte soll grundsätzlich dort verklagt 
werden, wo er seinen Wohnsitz hat (Artikel 2). Liegt der 
Wohnsitz des Beklagten in einem anderen als dem 
Gerichtsstaat, ist die internationale Zuständigkeit des 
angerufenen Gerichts nur begründet, wenn sie sich aus 
den Artikeln 5 bis 18 ergibt. Die in Artikel 3 aufgeführten 
sog. exorbitanten Zuständigkeiten können nicht gegen- 
über Personen geltend gemacht werden, die Ihren 
Wohnsitz in einem Vertragsstaat haben; in Deutschland 
ist dies der Gerichtsstand des Vermögens (§ 23 ZPO). 
Hat der Beklagte keinen Wohnsitz in einem Vertrags- 
staat, so richtet sich die Zuständigkeit in den einzelnen 
Staaten weiterhin nach dem jeweiligen innerstaatlichen 
Recht. 
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Die Artikel 25 bis 49 regeln in einem vereinfachten 
Verfahren die Anerkennung und Vollstreckung von ge- 
richtlichen Entscheidungen aus anderen Vertragsstaa- 
ten. Wie im GVÜ ist die Zuständigkeit des Erstgerichts 
grundsätzlich nicht mehr zu prüfen. 

Die sich anschließenden Artikel 50 und 51 gewährlei- 
sten die Vollstreckung öffentlicher Urkunden und der 
Prozeßvergleiche. 

Die beiden darauf folgenden Artikel sind Rechtsanwen- 
dungsregeln zur Bestimmung des Wohnsitzes und des 
Sitzes von Gesellschaften; beide Begriffe sind in allen 
Bereichen des Übereinkommens vorzufinden. 

Artikel 54 und 54a enthalten Vorschriften zum zeitlichen 
Anwendungsbereich und zur Zuständigkeit in See- 
rechtssachen. 

Das Verhältnis zum GVÜ und zu anderen Übereinkom- 
men stellen Artikel 54b bis 59 klar. 

Es folgen die Schlußvorschriften u. a. über die Ratifika- 
tion, das Inkrafttreten, den Beitritt anderer Staaten, die 
Geltungsdauer und die Revision des Übereinkommens 
(Artikel 60 bis 68). 

Dem Übereinkommen sind drei Protokolle beigefügt, die 
Bestandteil des Übereinkommens sind (Artikel 65). Das 
Protokoll Nr. 1 über bestimmte Zuständigkeits-, Verfah- 
rens- und Vollstreckungsfragen enthält neben einigen für 
alle Vertragsstaaten gleichermaßen geltenden Ergänzun- 
gen zu dem Übereinkommen drei Bestimmungen, die für 
einzelne Vertragsstaaten Änderungen und Anpassungen 
des Übereinkommens zulassen (Artikel I, la und V) . Die 
Artikel I sowie II bis VI lehnen sich an die entsprechenden 
Vorschriften im Protokoll zum GVÜ an. Artikel IV befaßt 
sich mit der Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher 
Schriftstücke, die in einem Vertragsstaat ausgestellt und 
für eine Person in einem anderen Vertragsstaat bestimmt 
sind. Absatz 1 dieser Vorschrift verweist hierfür auf die 
einschlägigen Übereinkommen oder sonstigen Vereinba- 
rungen. Absatz 2 ermöglicht daneben die Übersendung 
eines Zustellungsantrags vom Gerichtsvollzieher im Ab- 
sendestaat an den Gerichtsvollzieher im Empfangsstaat, 
damit dieser die Zustellung erwirkt. Artikel IV Abs. 2 räumt 
jedem Vertragsstaat die Befugnis ein, für sein Gebiet diese 
(auf den französischen Rechtskreis zugeschnittene) Zu- 
stellungsform durch eine Erklärung auszuschließen. Wie 
im Rahmen des GVÜ und aus den dortigen Gründen 
(siehe BT-Drucks. VI/1 973 S. 45 f.) beabsichtigt die Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland, eine solche Erklä- 
rung abzugeben. Die übrigen Vorschriften des Protokolls 
sind, soweit erforderlich, in Zusammenhang mit den ein- 
schlägigen Artikeln dieses Übereinkommens erläutert. 

Im Gegensatz zum GVÜ gibt es zum Lugano-Übereinkom- 
men keine gemeinsame Auslegungsinstanz. Die EFTA- 
Staaten wollten sich aus politischen Enrt/ägungen nicht 
dem für die Auslegung des GVÜ zuständigen Gerichtshof 
der Europäischen Gemeinschaften untenrt/erfen. Ein eige- 
ner Spruchkörper hätte nicht zu einer möglichst einheit- 
lichen Auslegung der gemeinsamen Vorschriften in den 
beiden Übereinkommen geführt. Artikel 1 des Protokolls 
Nr. 2 zum Lugano-Übereinkommen verpflichtet die Gerich- 
te jedoch dazu, bei der Anwendung und Auslegung des 
Lugano-Übereinkommens der Rechtsprechung anderer 
Vertragsstaaten gebührend Rechnung zu tragen. Artikel 2 
dieses Protokolls sieht einen Informationsaustausch beim 
Kanzler des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaf- 


ten vor. Nach Artikel 3 wird ein Ständiger Ausschuß ein- 
gesetzt, der jeweils auf Antrag einer Vertragspartei zu 
einem Erfahrungsaustausch über die Wirkungsweise die- 
ses Übereinkommens Zusammentritt und der ggf. Einzel- 
revisionen des Übereinkommens empfehlen kann (Arti- 
kel 4). In einer ergänzenden Erklärung halten es die EG- 
Unterzeichnerstaaten für angezeigt, daß der Gerichtshof 
der Europäischen Gemeinschaften die Rechtsprechung 
zum Lugano-Übereinkommen berücksichtigt. Nach der Er- 
klärung der EFTA-Unterzeichnerstaaten zum Protokoll 
Nr. 2 werden die Gerichte dieser Staaten bei der Aus- 
legung des Lugano-Übereinkommens (im Gegenzug) den 
Grundsätzen gebührend Rechnung tragen, die sich aus 
der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen 
Gemeinschaften und der Gerichte der EG-Staaten zum 
GVÜ ergeben. 

Das Protokoll Nr. 3 über die Anwendung von Artikel 57 
stellt bestimmte Vorschriften in Rechtsakten der EG den in 
Artikel 57 Abs. 1 aufgeführten Regelungen gleich. In einer 
Erklärung zu diesem Protokoll haben die EG-Unterzeich- 
nerstaaten versichert, daß sie bei der Ausarbeitung von 
Gemeinschaftsakten die Vorschriften des Lugano-Über- 
einkommens über die gerichtliche Zuständigkeit sowie die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen be- 
achten werden. 

P. Jenard, Honorardirektor im belgischen Ministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten, undG. Möller, Präsident des 
erstinstanzlichen Gerichts von Toijala/Finnland, haben 
zum Lugano-Übereinkommen einen offiziellen Erläute- 
rungsbericht erstellt. Auf diesen der vorliegenden Denk- 
schrift angeschlossenen Bericht wird, was die näheren 
Einzelheiten des Übereinkommens angeht, Bezug ge- 
nommen. 

Soweit die Bestimmungen dieses Übereinkommens mit 
den Regelungen des GVÜ übereinstimmen, kann ferner 
auf die Denkschriften zum GVÜ (BT-Drucks. VI/1 973 
S. 44) und zu den Beitrittsübereinkommen (BT-Drucks. 
10/61 S. 29 bzw. 11/350 S. 12) venA/iesen werden. Im 
folgenden werden daher im wesentlichen nur die wichtig- 
sten Abweichungen vom GVÜ insbesondere in der Fas- 
sung des 2. und 3. Beitrittsübereinkommens (im folgen- 
den: GVÜ 1982 bzw. GVÜ 1989) dargestellt. 

B. Zu einzelnen Bestimmungen des 
Übereinkommens 

Zu Titel I 
Zu Artikel 5 Nr. 1 

(Zuständigkeit für Streitigkeiten aus Arbeitsverträgen) 

Im Gegensatz zum GVÜ 1982, aber Im Anschluß an die 
Anknüpfungsregel In Artikel 6 des Übereinkommens vom 
19. Juni 1980 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse 
anzuwendende Recht (BGBl. 1986 II S. 809) und an die 
Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Ge- 
meinschaften (z. B. Urteil vom 15. Januar 1987, Rs. 
266/85, Shenavai ./. Kreischen SIg. 1987, 239) enthält die 
Erfüllungsortszuständigkeit des Artikels 5 Nr. 1 Sonder- 
regeln für Streitigkeiten aus Arbeitsverträgen: Für Klagen 
aus individuellen Arbeitsverträgen kann (auch) vor dem 
Gericht des Staates geklagt werden, an dem der Arbeit- 
nehmer gewöhnlich seine Arbeit verrichtet. Bei zwischen 
verschiedenen Staaten wechselnden Arbeitsorten ist das 
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Gericht des Ortes zuständig, an dem sich die Niederlas- 
sung befindet, die den Arbeitnehmer eingestellt hat. 

Die Gesamtregelung des Artikels 5 Nr. 1 für Streitigkeiten 
aus Arbeitsverträgen ist in das GVÜ 1989 übernommen 
worden; im Anschluß an das Urteil des Gerichtshofs der 
Europäischen Gemeinschaften vom 15. Februar 1989 
(Rs. 32/88, Six Constructions Ltd. ./. Humbert, SIg. 1989, 
341) gilt der Gerichtsstand der einstellenden Niederlas- 
sung dort aber nur für Klagen des Arbeitnehmers. 

Zu Artikel 6 Nr. 4 

(Geltendmachung vertraglicher Ansprüche am Belegen- 
heitsort) 

Abweichend vom GVÜ 1982 erlaubt Artikel 6 Nr. 4 (wie 
Artikel 6 Nr. 4 GVÜ 1989) unter bestimmten Voraussetzun- 
gen die Verbindung der schuldrechtlichen Klage gegen 
den Grundeigentümer rnit der dinglichen Klage am Bele- 
genheitsort. Wann dies im deutschen Recht möglich ist, 
ergibt sich aus § 25 ZPO. 

Zu Artikel 6a 

(Klagen auf Haftungsbeschränkung im Schiffsverkehr) 

Artikel 6a enthält im Gegensatz zum GVÜ eine besondere 
Regelung für Klagen auf Haftungsbegrenzung im Schiffs- 
verkehr. 

Zu Artikel 16 Nr. 1 

(Ausschließliche Zuständigkeit bei kurzfristigen Miet- 
oder Pachtverträgen) 

Als Reaktion auf die Rechtsprechung des Gerichtshofs der 
Europäischen Gemeinschaften, nach der Artikel 16 Nr. 1 
GVÜ 1982 auch für kurzfristige und auf die Gebrauchs- 
überlassung einer Ferienwohnung bezogene Verträge gilt 
(Urteil vom 15. Januar 1985, Rs. 241/83, Rösler ./. Rott- 
winkel, SIg. 1985, 99), enthält Artikel 16 Nr. 1b eine zusätz- 
liche Regelung für Klagen betreffend die Miete oder Pacht 
unbeweglicher Sachen zum vorübergehenden privaten 
Gebrauch für höchstens sechs aufeinanderfolgende Mo- 
nate. Für solche Klagen sind die Gerichte des Vertrags- 
staats zuständig, in dem der Beklagte seinen Wohnsitz 
hat, sofern es sich bei dem Mieter oder Pächter um eine 
natürliche Person handelt und keine Partei in dem Ver- 
tragsstaat wohnt, in dem die unbewegliche Sache belegen 
ist. 

Artikel 16 Nr. 1b GVÜ 1989 ist nicht so weit gefaßt. Danach 
ist der zusätzliche Gerichtsstand am Wohnsitz des Beklag- 
ten nur gegeben, wenn beide Parteien des kurzfristigen 
Miet- oder Pachtvertrages natürliche Personen sind und 
ihren Wohnsitz in demselben Vertragsstaat haben. 

Zu Artikel 17 (Gerichtsstandsvereinbarung) 

Unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des Gerichts- 
hofs der Europäischen Gemeinschaften (Urteil vom 14. De- 
zember 1976, Rs. 25/76, Segoura ./. Bonakdarian, SIg. 
1976, 1851) und im Hinblick auf Artikel 9 Abs. 2 des 
Wiener Übereinkommens der Vereinten Nationen vom 
11. April 1980 über Verträge über den internationalen 
Warenkauf (BGBl. 1989 II S. 586, 1990 II S, 1699) sieht 
Artikel 17 Abs. 1, der wörtlich mit Artikel 17 Abs. 1 GVÜ 
1989 übereinstimmt, drei Varianten für die Form einer 
Gerichtsstandsvereinbarung vor. 

Auch die Neuregelung in Artikel 17 Abs. 5 Halbsatz 1 ist im 
Kern in das GVÜ 1989 übernommen worden. Artikel 17 


Abs. 5 Halbsatz 2 GVÜ 1 989 lockert dieses Prorogations- 
verbot aber zugunsten des Arbeitnehmers auf, weil sich 
der Arbeitnehmer als Kläger auch auf eine vorprozessuale 
Vereinbarung in einem individuellen Arbeitsvertrag beru- 
fen kann, soweit sie ihm einen zusätzlichen Gerichtsstand 
eröffnet. 

Zu Artikel 21 (Doppelte Rechtshängigkeit) 

Werden bei Gerichten verschiedener Vertragsstaaten Kla- 
gen wegen desselben Anspruchs zwischen denselben 
Parteien anhängig gemacht, so erklärt sich das später 
angerufene Gericht nach Artikel 21 (wie auch nach Artikel 
21 GVÜ 1989) nicht mehr für unzuständig, sondern setzt 
das Verfahren aus. Diese Regelung soll - auf Wunsch der 
EFTA-Staaten - insbesondere dem Fall Vorbeugen, daß 
beide Klagen abgewiesen werden, obwohl das später an- 
gerufene Gericht eigentlich zuständig gewesen wäre und 
gegenüber einer neuen Klage wegen des Zeitablaufs der 
Einwand der Verjährung geltend gemacht werden könnte. 

Zu Titel III 

Zu Artikel 28 (Nachprüfungsverbot) 

Ob das Erstgericht international zuständig war, ist grund- 
sätzlich nicht nachzuprüfen. Ausnahmen ergeben sich 
nicht nur - wie nach dem GVÜ - aus Artikel 28 Abs. 1, 
sondern auch aus Artikel 28 Abs. 2, der auf die an späterer 
Stelle erläuterten Artikel 54b Abs. 3 und 57 Abs. 4 ver- 
weist. 

Ferner hat die Schweiz den ihr aufgrund verfassungsrecht- 
licher Besonderheiten eingeräumten und bis zum Ende 
des Jahrhunderts zeitlich begrenzten Vorbehalt nach Arti- 
kel la des Protokolls Nr. 1 erklärt. Danach werden Urteile, 
die auf die Erfüllungsortszuständigkeit nach Artikel 5 Nr. 1 
gestützt sind, in der Schweiz nicht anerkannt, wenn sich 
ein bei Klageerhebung in der Schweiz wohnhafter Beklag- 
ter auf diesen Vorbehalt beruft. 

Einen weiteren (nicht in das GVÜ 1989 übernommenen) 
Anerkennungsvorbehalt in Zusammenhang mit der Neure- 
gelung in Artikel 16 Nr. 1b enthält Artikel Ib des Protokolls 
Nr. 1 . Danach ist der Belegenheitsstaat, der diesen Vor- 
behalt erklärt, bei kurzfristigen Privatvermietungen nicht 
zur Anerkennung von Entscheidungen des Wohnsitzstaats 
(Artikel 16 Nr. 1b) verpflichtet. 

Zu Artikel 31 (Vollstreckbarerklärung) 

An die Stelle der Formulierung „mit der Vollstreckungs- 
klausel versehen“ in Artikel 31 Abs. 1 GVÜ 1982 treten 
(wie im GVÜ 1989) die Worte „für vollstreckbar erklärt“. 

Zu Titel V 

Zu Artikel 52 (Wohnsitz) 

Eine Sonderbestimmung zum abgeleiteten Wohnsitz wie 
Artikel 52 Abs. 3 der bisherigen Fassung des GVÜ enthält 
das Lugano-Übereinkommen (wie das GVÜ 1989) nicht. 

Zu Titel VI 

Zu Artikel 54 (Zeitlicher Anwendungsbereich) 

Artikel 54 Abs. 1 und 2 stellt deutlicher als die bisherige 
Fassung des GVÜ auf das Inkrafttreten jeweils zwischen 
den beiden Vertragsstaaten ab. Die Neufassung ist den 
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Parallelvorschriften im 1. und 2. Beitrittsübereinkommen 
(Artikel 34 Abs. 1 und 3 bzw. Artikel 12 Abs. 1 und 2) 
nachgebildet und wörtlich in das GVÜ 1989 übernommen 
worden. 

Nach Artikel 54 Abs. 1 gelten die Zuständigkeitsregelun- 
gen nur für Klagen und öffentliche Urkunden, die nach dem 
Inkrafttreten des ÜberelnkomiDens im Erststaat erhoben 
oder aufgenommen worden sind. Eine Vollstreckung nach 
Titel III des Übereinkommens kommt nach dieser Vor- 
schrift nur in Betracht, wenn die zugrundeliegende Klage 
bzw. öffentliche Urkunde aus der Zeit vor Inkrafttreten des 
Übereinkommens im Ursprungs- und im Vollstreckungs- 
staat stammt. Eine Ausnahme hiervon sieht Artikel 54 
Abs. 2 vor. 

Artikel 54 Abs. 3 entspricht Artikel 35 des 1 . Beitrittsüber- 
einkommens zum GVÜ und ist ebenfalls wörtlich in das 
GVÜ 1989 übernommen worden. 

Zu Artikel 54a (Zuständigkeit in Seerechtssachen) 

Artikel 54a lehnt sich an Artikel 36 des 1 . Beitrittsüberein- 
kommens zum GVÜ an. Die Regelung ist (mit Ausnahme 
für Griechenland) in das GVÜ 1989 übernommen worden. 
Das Übereinkommen vom 10. Mai 1952 zur Vereinheit- 
lichung von Regeln über den Arrest in Seeschiffe ist für 
Dänemark am 2. November 1989, für Griechenland am 
27. August 1967 und für Irland am 17. April 1990 in Kraft 
getreten (BGBl. 1973 II S. 172, 1991 II S. 1129). 

Zu Titel VII 
Zu Artikel 54b 

(Anwendungsbereich im Verhältnis zum GVÜ) 

Das GVÜ bleibt in seinem Anwendungsbereich für die 
Gerichte der EG-Staaten weiterhin maßgebend (Abs. 1). 
Artikel 54b Abs. 2 regelt, wann das Lugano-Übereinkom- 
men im Bereich der Zuständigkeit (Buchstabe a), der 
Rechtshängigkeit (Buchstabe b) und der Anerkennung 
sowie Vollstreckung (Buchstabe c) gilt. Es handelt sich 
hierbei um Fälle, in denen ein entscheidendes Element 
des Sachverhalts mit einem Nicht-EG-Vertragsstaat des 
Lugano-Übereinkommens verknüpft ist. Bei der Prüfung 
der Zuständigkeit kommt es nach Artikel 54b Abs. 2a 
Alternative 1 allein auf den Wohnsitz des Beklagten an. 
Die Staatsangehörigkeit der Parteien und der Wohnsitz 
des Klägers sind unerheblich. Das Lugano-Übereinkom- 
men und nicht etwa das GVÜ ist somit einschlägig, wenn 
im Inland beispielsweise ein Staatsangehöriger aus einem 
anderen EG-Staat mit Wohnsitz in einem EFTA-Staat ver- 
klagt wird, in dem das Lugano-Übereinkommen gilt. 

Richtet sich die Klage gegen eine Person mit Wohnsitz 
außerhalb der EG- und EFTA-Staaten, in denen dieses 
Übereinkommen bzw. das GVÜ in Kraft ist, bestimmt sich 
die internationale Zuständigkeit grundsätzlich nach natio- 
nalem Zivilprozeßrecht (so auch Artikel 4 GVÜ). 

Artikel 54b Abs. 3 enthält einen zusätzlichen Anerken- 
nungsverweigerungsgrund. Der Wortlaut dieser Vorschrift 
erfaßt alle Fälle, in denen das Gericht des Ursprungsstaats 
eine Zuständigkeitsregel des Lugano-Übereinkommens 
verletzt hat, soweit der Urteilsschuldner seinen Wohnsitz 
in einem Nicht-EG-Staat hat. Die Formulierung Ist jedoch 
zu weit, da sie über die Zielsetzung der Vorschrift hinaus- 
geht. Gedacht ist die Regelung nur für Fälle, in denen 
Gerichte in EG-Staaten ihre Zuständigkeit für Klagen ge- 
gen Personen mit Wohnsitz in einem EFTA-Staat irrtüm- 


lich auf diejenigen Bestimmungen des GVÜ (in den Fas- 
sungen bis zum 2. Beitrittsübereinkommen) stützen, die 
von diesem Übereinkommen abweichen. Es handelt sich 
im wesentlichen um die Zuständigkeiten in den Artikeln 5 
Nr.'l, 6Nr. 4, 16 Nr. 1 und 17. 

Zu Artikel 55 und 56 
(Verhältnis zu bilateralen Verträgen) 

Artikel 55 nennt die zwischen EG- und EFTA-Staaten 
bestehenden bilateralen Verträge, die durch dieses Über- 
einkommen ganz oder teilweise (Artikel 56) ersetzt wer- 
den. 

Zu Artikel 57 (Verhältnis zu Spezialabkommen) 

Artikel 57 Abs. 1 räumt staatsvertraglichen Zuständig- 
keits-, Anerkennungs- und Vollstreckungsregelungen auf 
besonderen Gebieten (einschließlich solchen in Rechtsak- 
ten der Organe der Europäischen Gemeinschaften - Pro- 
tokoll Nr. 3) den Vorrang ein. Die Gerichte der Staaten, die 
einem solchen Spezialübereinkommen angehören, kön- 
nen ihre Zuständikeit auch dann auf diese Übereinkunft 
stützen, wenn der Beklagte seinen Wohnsitz in einem 
Vertragsstaat hat, der diesem Sonderübereinkommen 
nicht angehört (Abs. 2). 

Gerichtsentscheidungen, die auf der Grundlage besonde- 
rer staatsvertraglicher Zuständigkeitsregelungen ergehen, 
können nach Titel III des Übereinkommens anerkannt und 
vollstreckt werden (Artikel 57 Abs. 3). Abweichend vom 
GVÜ kann die Anerkennung nach Artikel 57 Abs. 4 aller- 
dings unter bestimmten Voraussetzungen versagt werden, 
wenn der Anerkennungsstaat dem Sonderübereinkommen 
nicht angehört. 

Artikel 57 Abs. 5 entspricht dem GVÜ in den Fassungen 
seit dem 1. Beitrittsübereinkommen. 

Zu Titel VIII 

Zu Artikel 60 bis 68 (Schlußbestimmungen) 

Die Schlußbestimmungen weichen an vielen Stellen vom 
GVÜ ab. So enthält das Lugano-Übereinkommen (wie das 
GVÜ 1989) keine Regelung über den räumlichen Anwen- 
dungsbereich mehr, weil es bei der Aushandlung des 
Übereinkommens zwischen dem Vereinigten Königreich 
und Spanien zu Meinungsverschiedenheiten über den Sta- 
tus von Gibraltar gekommen ist. Dem Übereinkommen 
können die gegenwärtigen und künftigen Mitgliedstaaten 
der EG und EFTA sowie eingeladene Drittstaaten beitreten 
(Artikel 60 und 62). 

Das Übereinkommen tritt (zwischen den betreffenden 
Staaten) in Kraft, sobald es ein EG- und ein EFTA-Staat 
ratifiziert haben (Artikel 61 Abs. 3). Das Übereinkommen 
ist nach dieser Vorschrift zwischen Frankreich, den Nie- 
derlanden und der Schweiz am 1. Januar 1992 in Kraft 
getreten. Artikel 61 Abs. 4 bzw. Artikel 62 Abs. 3 enthalten 
die Regelungen zum Inkrafttreten für die später ratifizie- 
renden Unterzeichnerstaaten sowie die beitretenden 
Länder. Im Gegensatz zum GVÜ eröffnet Artikel 62 Abs. 4 
die Möglichkeit, Nichtanwendungserklärungen abzugeben. 

Artikel 64 enthält Vorschriften zur Geltungsdauer und Kün- 
digung des Übereinkommens. Jeder Vertragsstaat kann 
eine Revision des Übereinkommens beantragen (Arti- 
kel 66). Aus Artikel 68 ergibt sich die Gleichwertigkeit der 
Sprachen, in denen das Übereinkommen auf der diploma- 
tischen Konferenz in Lugano verabschiedet worden ist. 
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KAPITEL I 

ALLGEMEINE ÜBERLEGUNGEN 


1. VORBEMERKUNGEN 

1) Das am 16. September 1988 zur Unterzeichnung 
aufgelegte Lugano-Übereinkommen wurde zwi- 
schen den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften und den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Freihandeisassoziation (EFTA) 
geschlossen. 

Im Bericht wird cs Lug^no-Übereinkommen 
genannt, obgleich es bei den Vorarbeiten als Paral- 
ielübereinkommen bezeichnet wurde. Diese 
Bezeichnung war gewählt worden, weil dieses 
Übereinkommen sehr weitgehend dem Brüsseler 
Übereinkommen vom 27. September 1968 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Han- 
delssachen entspricht; letzteres wurde zwischen 
den sechs ursprünglichen Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaften geschlossen Ü) und infolge des 
Beitritts neuer Staaten zu den Gemeinschaften spä- 
ter angepaßt (^). Der Einfachheit halber wird dieses 
Übereinkommen mit diesen späteren Anpassungen 
als Brüsseler Übereinkommen bezeichnet. 

Wenngleich das Lugano-Übereinkommen nicht 
nur den Aufbau, sondern auch sehr zahlreiche 
Bestimmungen des Brüsseler Übereinkommens 
übernimmt, bildet cs doch eine gesonderte Über- 
einkunft. 

2) Dieser Bericht enthält keinen detaillierten Kom- 
mentar aller Bestimmungen des Lugano-Überein- 
kommens. 

Für die aus dem Brüsseler Übereinkommen über- 
nommenen Bestimmungen wird auf die früheren 
Berichte verwiesen; sie sind von Herrn Jenard zum 
Übereinkommen von 1968, von Herrn P. Schlosser 
zum Übereinkommen von 1978 über den Beitritt 
Dänemarks, Irlands und des Vereinigten König- 
reichs und von den Herren Evrigenis und Kera- 
meus zum Übereinkommen von 1982 über den Bei- 
tritt der Republik Griechenland erstellt worden Ü). 

Die in den einzelnen EFTA-Staaten geltenden Vor- 
schriften über die Anerkennung und Vollstreckung 
ausländischer Entscheidungen sowie die einschlä- 
gigen Abkommen, die diese Staaten untereinander 
oder mit den Mitgliedstaaten der Gemeinschaften 
geschlossen haben, sind nicht im Bericht selbst, 
sondern in den Anlagen I und II dargelegt. Um 
den Text nicht zu überfrachten, wurde insoweit 
vom Aufbau der früheren Berichte abgewichen. 

2. BEGRÜNDUNG DES 
LUGANO-ÜBEREINKOMMENS UND 
HISTORISCHER ABRISS 

3) Die Europäischen Gemeinschaften und die Euro- 
päische Freihandelsassoziation umfassen derzeit 


eine große Zahl europäischer Länder, die in verfas- 
sungsmäßiger (Gewaltenteilung von Legislative, 
Exekutive und Judikative), rechtlicher (Vorrang des 
Rechts und des Individuums) und wirtschaftlicher 
Hinsicht (Marktwirtschaft) von sehr ähnlichen 
Grundauffassungen ausgehen. 

Die beiden Organisationen unterscheiden sich 
jedoch hinsichtlich ihrer Ziele und ihres institutio- 
neilen Aufbaus. Deshalb erschien es uns nützlich, 
hierüber einen kurzen Überblick zu geben. 

A. DIE EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

4) Die Europäischen Gemeinschaften unterscheiden 
sich durch ihre Zielsetzung und durch die Einma- 
ligkeit ihrer Institutionen erheblich von den übri- 
gen internationalen oder europäischen Organisa- 
tionen. 

Sie verfolgen die spezifischen Ziele der drei Grün- 
dungsverträge (EGKS, EWG und Euratom); End- 
ziel ist jedoch die Errichtung einer echten Europäi- 
schen Union. 

Die wirtschaftliche Dimension dieser werdenden 
Union wird durch eine politische Dimension im 
Rahmen der Europäischen Politischen Zusammen- 
arbeit, bei der sich die Zwölf um eine Harmonisie- 
rung ihrer Außenpolitik bemühen, erweitert. 

Das Europäische Einigungswerk, das von den 
sechs Gründerstaaten Belgien, der Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Italien, dem Großherzog- 
tum Luxemburg und den Niederlanden begonnen 
wurde, hat sich schrittweise fortentwickelt. 

Am Anfang stand die Unterzeichnung des Pariser 
Vertrags (18. April 1951) zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
(EGKS), dann folgten (25. März 1957) die beiden 
Römischen Verträge über die Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der 
Europäischen Atomgemeinschaft (Euratom). 

Dänemark, Irland und das Vereinigte Königreich 
sind diesen drei Verträgen am 1. Januar 1973 beige- 
treten (Neunergemeinschaft). Griechenland am 
I. Januar 1981 (Zehnergemeinschaft), Spanien und 
Portugal am 1. Januar 1986 (Zwölfergemeinschaft). 

Den Europäischen Gemeinschaften gehören also 
heute zwölf europäische Staaten an, die durch 
gemeinsam eingegangene Verpflichtungen mitein- 
ander verbunden sind. 

5) Die am 1. Juli 1987 in Kraft getretene Einheitliche 
Europäische Akte stellt eine neue Etappe auf dem 
Weg zur Europäischen Union dar. Dieser neue 
Rechtsakt der Gemeinschaft stellt insbesondere 
darauf ab, daß bis zum 31. Dezember 1992 schritt- 
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weise ein echter Binnenmarkt herbeigeführt wird, 
der den freien Verkehr von Waren, Personen, 
Dienstleistungen und Kapital umfaßt. Außerdem 
sollen durch diesen Vertrag deutliche Fortschritte 
im Währungsbereich und in neuen Politikbereichen 
(vor allem Umwelt und neue Technologien) geför- 
dert werden. Die Entscheidungsmechanismen der 
Gemeinschaft werden in einigen Bereichen gelok- 
kert und die Europäische Politische Zusammenar- 
beit wird in den Vertrag aufgenommen und institu- 
tionalisiert. 

6) Der institutionelle Aufbau der Gemeinschaften 
beruht auf vier Grundpfeilern: 

(1) Der Ministerrat 

Der Rat setzt sich aus den Vertretern der Mitglied- 
staaten zusammen; jede Regierung entsendet eines 
ihrer Mitglieder entsprechend der Ressortverteilung 
und der Art der anstehenden Fragen. 

Die Außenminister sorgen für die Koordinierung 
der allgemeinen Gemeinschaftspolitik. 

Der Ministerrat ist das Entscheidungsorgan der 
Gemeinschaften. Er hat an der rechtsetzenden 
Gewalt teil und ist insofern befugt, bindende Maß- 
nahmen zu treffen, die als Verordnungen oder 
Richtlinien für die Mitgliedstaaten und/oder ihre 
Angehörigen unmittelbar verpflichtend sind. Die 
Verordnungen sind in den Mitgliedstaaten unmit- 
telbar anwendbar, ' während die Richtlinien in 
nationales Recht umgesetzt werden müssen. 

Die Beschlüsse des Rates werden vom Ausschuß 
der Ständigen Vertreter der Mitgliedstaaten bei den 
Gemeinschaften (AStV) vorbereitet. 

Die Ratsbeschlüsse werden je nach der Rechts- 
grundlage einstimmig, mit einfacher oder mit qua- 
lifizierter Mehrheit gefaßt. 

Durch die Einheitliche Akte soll das Entscheiden 
durch Mehrheitsbeschlüsse gefördert werden, 
damit die Arbeiten der erweiterten Gemeinschaft 
besser vorankommen. 

Die Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaa- 
ten treten zweimal jährlich im Europäischen Rat 
zusammen. Dieses im Jahr 1975 auf politischer 
Grundlage und auf höchster Ebene geschaffene 
Organ hat durch die Einheitliche Europäische Akte 
vertragliche Anerkennung erlangt. 

Der Europäische Rat hat im wesentlichen die Auf- 
gabe, Leitlinien festzuiegen und die für die Weiter- 
entwicklung der Gemeinschaft notwendigen 
Impulse zu geben. 


(2) Die Kommission 

Die Kommission setzt sich zur Zeit aus 17 Mitglie- 
dern zusammen, die von den Regierungen in 
gegenseitigem Einvernehmen ernannt werden. 


Im institutionellen Gefüge der Gemeinschaft stellt 
die Kommission das neuartigste Organ dar. Sie 
kann nicht mit einem Sekretariat verglichen wer- 
den, denn die Väter des Vertrages wollten die 
Kommission zum Motor der europäischen Integra- 
tion machen. Sie nimmt aufgrund ihres Initiativ- 
rechts aktiv an der Vorbereitung und Formulierung 
der Rechtsakte des Rates teil. 


(3) Der Gerichtshof 

Der Gerichtshof hat für die Wahrung des Gemein- 
schaftsrechts bet der Ausführung der Bestimmun- 
gen der drei Gröndungsverträge zu sorgen. Seine 
Kompetenzen sind vielfältig; unter anderem ent- 
scheidet er durch seine Urteile über die Gültigkeit 
der Rechtsakte der Gemeinschaftsorgane und über 
die Auslegung der Verträge und der Rechtsakte der 
Gemeinschaft. 

Durch seine Rechtsprechung hat der Gerichtshof 
den Vorrang des Gemeinschaftsrechts vor den ver- 
fassungsmäßigen und allgemeinen Rechtsvorschrif- 
ten der Mitgliedstaaten bekräftigt. 

Im Luxemburger Protokoll vom 3. Juni 1971 haben 
die Mitgliedstaaten der Gemeinschaften dem 
Gerichtshof die Zuständigkeit übertragen, über die 
Auslegung des Brüsseler Übereinkommens von 
1968, das für uns von besonderem Interesse ist, zu 
entscheiden. 


(4) Das Europäische Parlament 

Seit 1979 werden die Mitglieder des Europäischen 
Parlaments in allgemeiner direkter Wahl für fünf 
Jahre gewählt. 

Das Europäische Parlament verfügt zwar über recht 
weitreichende politische Kontrollbefugnisse gegen- 
über der Tätigkeit des Rates und der Kommission 
sowie im Haushaltsbereich, besitzt jedoch keine 
Gesetzgebungsbefugnisse, die denen der nationa- 
len Parlamente vergleichbar wären. 

Durch die Einheitliche Europäische Akte soll das 
Europäische Parlament durch neue Verfahren der 
Zusammenarbeit stärker in den Gesetzgebungspro- 
.zeß einbezogen werden; er wurde bisher von Rat 
und Kommission gemeinsam wahrgenommen. 

7) Abschließend ist für unseren Bereich folgendes 
restzuhalten: 

1. Das Lugano-Übereinkommen schließt sich an 
das Brüsseler Übereinkommen von 1%8 an, 
das auf der Grundlage des Artikels 220 des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft geschlossen worden 
ist. 

2. Was die Rechtsakte der Gemeinschaft anbe- 
langt, so ist für die Normsetzung im wesentli- 
chen der Rat zuständig. 
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3. Die Europäischen Gemeinschaften haben ein 
sehr dichtes Netz von Außenbeziehungen 
geschaffen, das seinen Niederschlag in 
Abkommen verschiedener Art mit Staaten oder 
Organisationen findet. 


B. DIE EFTA 

8) Der Europäischen Freihandelsassoziation gehören 
sechs europäische Staaten an, die mit den Europäi- 
schen Gemeinschaften das Ziel teilen, einen dyna- 
mischen und homogenen europäischen Wirt- 
schaftsraum zu schaffen, der die Mitgliedstaaten 
der EWG und der EFTA umfaßt. Dieses Ziel 
wurde von den Ministem aller Mitgliedsländer der 
EWG und der EFTA in der Luxemburger Erklä- 
rung vom 9, April 1984 bestätigt. 

Die EFTA hat sich zum Ziel gesetzt, Einfuhrzölle, 
Kontingentierungen und sonstige Handelshemm- 
nisse in Westeuropa zu beseitigen und liberale, 
nichtdiskriminierende Praktiken im internationalen 
Handel zu fördern. Die 1960 gegründete Assozia- 
tion umfaßt heute sechs Staaten; Finnland, Island, 
Norwegen, Österreich, Schweden und die Schweiz. 

Gründung und Entwicklung der EFTA sind Teil 
der Geschichte der wirtschaftlichen Integration 
Westeuropas. Die Gründerstaaten, zu denen auch 
Dänemark, Portugal und das Vereinigte Königreich 
gehörten, setzten sich als erstes Ziel, untereinander 
den freien Verkehr mit gewerblichen Waren herbei- 
zuführen. Dieses Ziel wurde bereits Ende 1966 
erreicht, d. h. drei Jahre vor dem vorgesehenen 
Zeitpunkt. 

9) Der Handel zwischen den EFTA-Ländem beträgt 
nur 13 bis 14% ihres gesamten Handelsvolumens. 
Ihr Handel mit der EWG ist wesentlich umfangrei- 
cher. Er macht mehr als die Hälfte ihrer Einfuhren 
und auch mehr als die Hälfte ihrer Ausfuhren aus. 
Die EFTA-Länder sind auch für die EWG wichtige 
Handelspartner, denn die Gemeinschaft setzt auf 
diesem Markt zwischen 20 und 25 % ihrer Ausfuh- 
ren ab (ohne den innergemeinschaftlichen Handel). 

Die engen Handelsbeziehungen zwischen den 
EFTA-Ländem und den EWG-Landem waren 
einer der Gründe, aus denen in den 50er Jahren 
vesucht wurde, eine Freihandelszone zu schaffen, 
die die sechs ursprünglichen EWG-Staaten und die 
übrigen westeuropäischen Länder umfaßt. Dieser 
Versuch mißlang, doch als sieben der betroffenen 
Lander beschlossen, durch die Gründung der 
EFTA ihre Beziehungen zu festigen, sahen sie 
darin unter anderem ein Mittel, letztlich den Weg 
für jenen einheitlichen Markt zu bereiten, den sie 
in Europa errichten wollten. Die EFTA entstand 
also mit dem hochgesteckten Ziel, einen großen, 
alle westeuropäischen Länder umfassenden Markt 
zu verwirklichen. Dies war das zweite Ziel der 
Gründungsmitglieder der EFTA. 

Dieses zweite Ziel wurde in den 70er Jahren durch 
Verhandlungen tatsächlich erreicht: dabei konnten 


die einzelnen derzeitigen EFTA-Mitglieder mit der 
EWG neue Beziehungen knüpfen; gleichzeitig 
wurde die EWG durch den Beitritt zweier ehemali- 
ger EFTA-Länder, nämlich Dänemarks und des 
Vereinigten Königreichs, sowie durch den Beitritt 
Irlands erweitert. Entsprechende Freihandelsab- 
kommen sind zwischen der erweiterten Gemein- 
schaft und Österreich, Portugal, Schweden und der 
Schweiz am 1. Januar 1973 sowie zwischen der 
EWG und Island am 1. April 1973 in Kraft getre- 
ten. Ähnliche Abkommen traten zwischen Norwe- 
gen und der EWG am l, Juli 1973 sowie zwischen 
Finnland und der EWG am 1. Januar 1974 in 
Kraft. Aufgrund dieser Abkommen sind die Ein- 
fuhrzölle für nahezu alle gewerblichen Erzeugnisse 
im Juli 1977 abgeschafft worden. Diese Freihan- 
delsabkommen gelten auch für den Handel zwi- 
schen den EFTA-Ländem und den drei Ländern, 
die der EWG später beigetreten sind: Griechenland 
am 1. Januar 1981, Portugal und Spanien am 
1. Januar 1986. 

Wie bereits weiter oben erwähnt, hatten die Erwei- 
terung und Intensivierung der Zusammenarbeit 
zwischen der EWG und der EFTA seit 1984 
Gespräche zwischen den beiden Staatengruppen 
auf zahlreichen Gebieten zur Folge, die direkt oder 
indirekt mit dem ehrgeizigen Programm der EWG, 
bis 1992 einen wirklichen Binnenmarkt zu schaf- 
fen, im Zusammenhang stehen. Die Themenliste 
umfaßt die technischen Handelshemmnisse, die 
WettbewcrWegeln, die gewerblichen Schutzrechte, 
die Produkthaftung usw. 

Die Verhandlungen über das Lugano-Übereinkom- 
men sind aus dieser Perspektive zu sehen. 


C. GRÜNDE FÜR DAS ÜBEREINKOMMEN 

10) Nach einem von Heim Johnsen für die Parlamen- 
tarische Versammlung des Europarates erstellten 
Bericht (Dok. 5774 vom 9. September 1987, Nr. 
FDO C5774) stellen die Länder der EFTA und der 
EWG heute einen riesigen Markt von 350 Millio- 
nen europäischen Verbrauchern dar. Von wenigen 
Ausnahmen abgesehen verkehren die gewerblichen 
Waren innerhalb dieser Zone ohne Zölle oder men- 
genmäßige Beschränkungen. Es handelt sich um 
den größten Markt der Welt, da er den nordameri- 
kanischen (240 Millionen) und den japanischen 
Markt (120 Millionen) noch übertrifft. 

Es erschien also angezeigt, durch ein Übereinkom- 
men über die gerichtliche Zuständigkeit sowie die 
Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Ent- 
scheidungen diese zwischen den beiden europäi- 
schen Staatengruppen bestehende wirtschaftliche 
Zusammenarbeit zu festigen. 

Man war der Ansicht, daß auf diesem Gebiet das 
Brüsseler Übereinkommen eine Reihe von Grund- 
sätzen enthalte, auf die eine Vertiefung der gericht- 
lichen und der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
zwischen den betreffenden Staaten gestützt werden 
könne. 
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Ziel des Brüsseler Übereinkommens ist nämlich 
eine Vereinfachung der Förmlichkeiten für die 
gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen. Zu diesem Zweck 
werden im Übereinkommen in erster Linie die 
Zuständigkeitsvorschriften festgelegt, nach denen 
sich bestimmt, welches Gericht in Zivil- und Han- 
delssachen vermögensrechtlichcr Art anzurufen ist. 
Sodann sieht das Übereinkommen ein gegenüber 
den herkömmlichen Regeln vereinfachtes und — 
da es in der ersten Phase nicht streitig ist — schnel- 
les Verfahren für die Vollstreckung der in einem 
anderen Mitgliedstaat ergangenen Entscheidungen 
vor. 

Das Brüsseler Übereinkommen und das Protokoll 
von 1971 über seine Auslegung durch den 
Gerichtshof haben beide erhebliche praktische 
Bedeutung erlangt: auf der Grundlage des Über- 
einkommens sind hunderte von Entscheidungen in 
den Mitgliedstaaten ergangen, und der Gerichtshof 
hat eine Reihe von Urteilen zur Auslegung des 
Übereinkommens erlassen (vgL Kapitel VI). 

Vor allem wegen des umfangreichen Handels zwi- 
schen den Mitgliedstaaten der EWG und der 
EFTA war vorauszusehen, daß sich ein Bedürfnis 
bemerkbar machen würde, eine in einem EG-Staat 
ergangene Entscheidung auch in einem EFTA- 
Land oder umgekehrt eine in einem EFTA-Staat 
ergangene Entscheidung auch in einem Mitglied- 
staat der Europäischen Gemeinschaften vollstrek- 
ken lassen zu können. 


D. HISTORISCHER ABRISS DES 
ÜBEREINKOMMENS 

11) Die schwedische Regierung hat 1973, als die 
Gespräche über den Beitritt Dänemarks, Irlands 
und des Vereinigten Königreichs zum Brüsseler 
Übereinkommen im Gang waren, ihr Interesse an 
der Herstellung vertraglicher Beziehungen zwi- 
schen den EG-Staaten einerseits und Schweden 
und anderen gegebenenfalls interessierten Ländern 
andererseits bekundet, durch die die Anerkennung 
und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen erleichtert würden. 

1981 hat die Schweizerische Mission bei den Euro- 
päischen Gemeinschaften die Initiative der schwe- 
dischen Regierung wieder aufgegriffen und die 
zuständigen Stellen der Kommission gefragt, ob 
und unter welchen Bedingungen die Anerkennung 
und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen zwischen den Mitglied- 
staaten der Gemeinschaften und der Schweiz nach 
dem Muster des Brüsseler Übereinkommens vom 
27. September 1968 erleichtert werden könnten. Im 
April 1982 wiederholte Herr Bundesrat Furgler, 
Mitglied des schweizerischen Buiidesrates, diese 
Frage gegenüber dem Präsidenten der Kommis- 
sion, Herrn Thom. 

Gemäß einem Mandat des Rates der Gemeinschaf- 
ten hat im Jahr 1985 eine Ad-hoc-Grupf>e anhand 


einer Arbeitsunterlage der Kommission die Mög- 
lichkeit von Verhandlungen mit den EFTA-Län- 
dem über eine Ausdehnung des Brüsseler Überein- 
kommens geprüft. 

In diesem Rahmen wurden mit Unterstützung des 
Sekretariats des Rates und der Dienststellen der 
Kommission Vorgespräche mit den EFTA-Staatcn 
über eine eventuelle Ausdehnung des Brüsseler 
Übereinkommens geführt. 

Dabei zeigte sich, daß Norwegen, Schweden, die 
Schweiz und Finnland sowie später auch Island die 
Aufnahme von Verhandlungen zur Ausarbeitung 
eines Parallelübereinkommens zum Brüsseler Über- 
einkommen befürworten. 

Zum Abschluß dieser Sondierungsphase stellten 
die im Ausschuß der Ständigen Vertreter vereinig- 
ten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten 
der EWG im Mai 1985 fest, daß alle Voraussetzun- 
gen für die Aufnahme von Verhandlungen gegeben 
seien. Sie kamen daher überein, die Mitgliedstaa- 
ten der EFTA zur Teilnahme an solchen Verhand- 
lungen einzuladen. 

Zu diesem Zweck wurde eine Gruppe eingesetzt, 
der Regierungssachverständige der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaften und von den 
EFTA-Staaten bestellte Sachverständige angehör- 
ten. Diese Gruppe, die erstmals am 8. und 9. Okto- 
ber 1985 zusammentrat, wurde abwechselnd von 
Herrn Voyame, Direktor im schweizerischen Bun- 
desamt für Justiz, und Herrn Saggio, Rat beim ita- 
lienischen Kassationsgerichtshof, geleitet. Als 
Beobachter nahmen an diesen Verhandlungen eine 
Delegation der österreichischen Regierung und 
Vertreter der Haager Konferenz teil. Die Gruppe 
bestellte im übrigen zwei Berichterstatter, für die 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften 
Herrn Jenard, damals Direktor im belgischen 
Außenministerium, und für die Mitgliedstaaten der 
EFTA Herrn Möller, damals Gesetzgebungsrat im 
finnischen Justizministerium und zur Zeit Präsi- 
dent des erstinstanzlichen Gerichts von Toijala. 

Aus den Arbeiten der Gruppe, die sich über zwei 
Jahre erstreckten, ging der Vorentwurf eines Über- 
einkommens hervor, der als Basisdokument für 
eine diplomatische Konferenz dienen sollte. 

Die in der Arbeitsgruppe erzielten Ergebnisse las- 
sen sich insgesamt nur als positiv beurteilen, denn 
es konnte ein weitgehender Konsens über den 
Übereinkommensentwurf selber und über die 
ergänzenden Protokolle, die Bestandteil des Über- 
einkommens sind, sowie über drei Erklärungen 
erzielt werden. 

Auf jeden Fall bietet der Abschluß eines multilate- 
ralen Übereinkommens, an dem zahlreiche Staaten 
beteiligt sind, im Hinblick auf die Rechtssicherheit 
größere Garantien und in praktischer Hinsicht 
mehr Vereinfachungen als eine Reihe bilateraler 
und zwangsläufig voneinander abweichender 
Abkommen. Ein solches Übereinkommen ebnet 
auch den Weg für die Entwicklung eines Systems 
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der gemeinsamen Auslegung. Ein solches ist 
Gegenstand des Protokolls Nr. 2. 

Denkbar gewesen wäre auch eine andere Methode, 
nämlich der Beitritt der EFTA-Staaten zum Brüsse- 
ler Übereinkommen. Diese Lösung wurde jedoch 
nicht gewählt, weil das Brüsseler Übereinkommen 
auf Artikel 220 des Rom- Vertrags zurückgeht und 
weil es durch das Protokoll vom 3. Juni 1971 zur 
Übertragung der Auslegungszuständigkeit auf den 
Gerichtshof der Gemeinschaften ergänzt wurde, so 
daß es sich um ein gemeinschaftsbezogenes Instru- 
ment handelt, für welches es kaum möglich gewe- 
sen wäre, Drittstaaten zum Beitritt aufzufordem. 

12) Der Übereinkommensentwurf und die übrigen von 
der Arbeitsgruppe ausgearbeiteten Rechtstexte 
wurden einer diplomatischen Konferenz vorgelegt, 
die auf Einladung des schweizerischen Bundesrates 
vom 12. bis 16. September 1988 in Lugano statt- 
fand. Alle Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften und der Europäischen Freihan- 
delsassoziation waren auf dieser Konferenz vertre- 
ten. 

An den Entwürfen der Arbeitsgruppe wurden 
einige Änderungen vorgenommen. Wie in der 
Schlußakte der Konferenz (vgl. Anlage IH) ausge- 
führt, haben die Vertreter aller betroffenen Staaten 
die endgültigen Texte des Übereinkommens, der 
drei Protokolle sowie der drei Erklärungen verab- 
schiedet. 

Anläßlich der Auflegung des Übereinkommens zur 
ünterzeichnung am 16. September 1988 haben die 
Vertreter von zehn Staaten das Übereinkommen 
unterzeichnet, nämlich für die Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften Belgien, Dänemark, 
Griechenland, Italien, Luxemburg und Portugal 
sowie für die Mitgliedstaaten der EFTA Island, 
Norwegen, Schweden und die Schweiz. Finnland 
hat das Übereinkommen am 30. November 1988, 
die Niederlande haben es am 7. Februar 1989 
unterzeichnet. 


3. IDENTISCHER AUFBAU DES BRÜSSELER 
UND DES LUGANO-ÜBEREINKOMMENS — 
GRUNDSÄTZE 

13) Die beiden Übereinkommen beruhen auf identi- 
schen Grundsätzen, die sich unseres Erachtens wie 
folgt darstellen lassen: 

1. Grundsatz: 

Der sachliche Anwendungsbereich der beiden 
Übereinkommen ist auf Zivil- und Handelssachen 
vermögensrechtlicher Art beschränkt. Die Artikel 1 
beider Übereinkommen stimmen wörtlich überein. 

2« Grundsatz: 

Die beiden Übereinkommen gehören zur Art der 
sogenannten „traites doubles*\ d. h. sie enthalten 
Regeln für die direkte Zuständigkeit. Diese sind in 


dem Staat, in dem das ürteilsverfahren stattfmdet, 
zur Ermittlung der Zuständigkeit des Gerichts 
anzuwenden, während die „traites simples“ nur 
Regeln für die „indirekte“ Zuständigkeit enthalten, 
die erst bei der Anerkennung und Vollstreckung 
der ausländischen Entscheidungen zu beachten 
sind. 

3. Grundsatz: 

Grundlage der Zuständigkeitsregeln ist der Wohn- 
sitz des Beklagten. Für die Anwendung des Bei- 
trittsübereinkommens von 1978 haben das Verei- 
nigte Königreich und Irland ihre Rechtsvorschrif- 
ten angepaßt, um ihren Wohnsitzbegriff dem zahl- 
reicher kontinentaleuropäischer Länder anzuglei- 
chen (^). Eine Person mit Wohnsitz im Hoheitsge- 
biet eines Vertragsstaats ist vor den Gerichten 
dieses Staates zu verklagen, sofern die Überein- 
kommen nicht anders bestimmen. Exorbitante 
Zuständigkeitsregein können gegen sie in keinem 
Fall geltend gemacht werden (Artikel 2 und 3). 

Hat der Beklagte dagegen keinen Wohnsitz im 
Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats, so richtet sich 
die Zuständigkeit in den einzelnen Staaten weitecr 
hin nach dem jeweiligen innerstaatlichen Recht. 
Darüber hinaus kann eine Person mit Wohnsitz im 
Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats unabhängig von 
ihrer Staatsangehörigkeit ebenso wie die Angehöri- 
gen dieses Staates die dort geltenden Zuständig- 
keitsregeln einschließlich der exorbitanten Zustän- 
digkeitsregeln in Anspruch nehmen (Artikel 4). 

4. Grundsatz: 

Die beiden Übereinkommen enthalten genaue und 
detaillierte Zuständigkeitsregeln zur Festlegung der 
Fälle, in denen eine Person mit Wohnsitz in einem 
Vertragsstaat vor den Gerichten eines anderen Ver- 
tragsstaats verklagt werden kann. 

In dieser Hinsicht ist der Aufbau der beiden Über- 
einkommen wiederum identisch; diese Regeln sind 
in den beiden nachstehenden Abschnitten zusam- 
mengefaßt. 


a) Ergänzende Zuständigkeitsregeln: 

Der zweite Abschnitt des Titels II (Artikel 5 und 6) 
enthält ergänzende Zuständigkeitsregeln in dem 
Sinne, daß die in diesen Artikeln vorgesehenen 
Gerichtsstände zu den Gerichtsständen des Artikels 
2 hinzutreten. Betroffen sind Streitigkeiten, bei 
denen man davon ausgehen kann, daß eine beson- 
ders enge Beziehung zu dem Gericht besteht, das 
über sie entscheiden soll. 

Die Zuständigkeitsregeln dieses Abschnitts sind in 
dem Sinn besondere, als sie in beiden Übereinkom- 
men in der Regel unmittelbar das zuständige 
Gericht bezeichnen. 

Wie wir später sehen werden, gibt es in diesem 
Abschnitt einige Unterschiede zwischen den 
Bestimmungen des Brüsseler Übereinkommens 
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und denen des Lugano-Übereinkommens (siehe 
Artikel 5 Nummer I und Artikel 6 Nummer 4, 
Randnummern 36 bis 44 sowie 46 und 47), 


b) Zwingende Regeln: 

Beide Übereinkommen enthalten zwingende 
Zuständigkeitsregeln für Versicherungssachen 
(3. Abschnitt) und für Verträge mit Verbrauchern 
(4. Abschnitt); sie bezwecken in erster Linie, die 
schwächere Partei zu schützen. Diese Regeln sind 
in dem Sinne zwingend, daß die Vertragspartner 
vor Entstehung der Streitigkeit nicht davon abwei- 
chcn können. Diese Abschnitte sind in beiden 
Übereinkommen identisch. 


c) A usschließliche Zuständigkeiten : 

Beide Übereinkommen enthalten Regeln über die 
ausschließliche Zuständigkeit (5, Abschnitt, Artikel 
16): 

(a) Für bestimmte Streitsachen sind zwangsläufig 
die Gerichte eines bestimmten Staates zustän- 
dig (dingliche Rechte an unbeweglichen 
Sachen sowie Miet- und Pachtverträge; Gültig- 
keit, Nichtigkeit oder Auflösung von Gesell- 
schaften; Gültigkeit der Eintragung von Paten- 
ten, Warenzeichen, Mustern und Modellen; 
Streitigkeiten betreffend die Vollstreckung von 
Entscheidungen); 

(b) die Parteien können von der Zuständigkeit der 
als zuständig anerkannten Gerichte weder 
durch eine ausdrückliche Gerichtsstandsverein- 
barung — selbst, wenn sic nach der Entstehung 
der Streitigkeit getroffen wird (Artikel 17) — 
noch durch eine stillschweigende Zuständig- 
keitsvereinbarung (Artikel 18) abweichen; 

(c) das Gericht eines Staates hat sich von Amts 
wegen für unzuständig zu erklären, wenn die 
Gerichte eines anderen Staates ausschließlich 
zuständig sind (Artikel 19); 

(d) bei Verletzung dieser Regeln kann die Aner- 
kennung und Vollstreckung versagt werden 
(Artikel 28 und 34); 

(e) die Regeln gelten unabhängig davon, ob der 
Beklagte in einem Vertragsstaat seinen Wohn- 
sitz hat oder nicht. 

Der einzige Unterschied zwischen den beiden 
Übereinkommen betrifft Miet- und Pachtverträge 
(siehe Randnummem 49 bis 54). 


d) Gerichtsstandsvereinbarungen: 

Beide Übereinkommen enthalten auch Regeln über 
eine vertragliche oder stillschweigende Gerichts- 
standsvereinbarung (6. Abschnitt von Titel 11, Arti- 
kel [7 und 18). Unterschiede zwischen den beiden 
Übereinkommen bestehen in bezug auf Artikel 17 


(vertragliche Gerichtsstandsvereinbarung — siehe 
Randnummern 55 bis 61), nicht aber in bezug auf 
Artikel 18 (stillschweigende Gerichtsstandsverein- 
barung). 


e) Rechtshängigkeit und im Zusammenhang 
stehende Verfahren 

Beide Übereinkommen enthalten in ihrem 
8. Abschnitt Vorschriften über die Rechtshängig- 
keit (Artikel 21) und über die im Zusammenhang 
stehenden Verfahren (Artikel 22), durch die einan- 
der widersprechende Entscheidungen verhindert 
werden sollen. Die beiden Texte unterscheiden sich 
in der Frage der Rechtshängigkeit geringfügig 
(siehe Randnummer 62). 

5. Grundsatz: 

Die Rechte der Verteidigung müssen bereits im 
Ursprungsstaat sichergestellt werden. 

Artikel 20 Absatz 1 der beiden Übereinkommen, 
dessen Bedeutung besonders hervorzuheben ist, 
sieht vor, daß das Gericht sich von Amts wegen für 
unzuständig zu erklären hat, wenn sich der 
Beklagte nicht auf das Verfahren einläßt, es sei 
denn, daß die Zuständigkeit des Gerichts aufgrund 
der Übereinkommen begründet ist. 

Die Absätze 2 und 3 von Artikel 20 betreffen das 
Problem der Zustellung gerichtlicher Schriftstücke 
an den Beklagten; das Gericht muß das Verfahren 
solange aussetzen, als nicht festgestellt ist, daß es 
dem Beklagten möglich war, das den Rechtsstreit 
einleitende Schriftstück so rechtzeitig zu empfan- 
gen, daß er sich verteidigen konnte. Dieser Artikel 
ist nicht geändert worden. 

6. Grundsatz: 

Die Gründe für eine Versagung der Anerkennung 
und Vollstreckung sind beschränkt. 

Nach Artikel 26 Absatz 1 beider Übereinkommen 
werden die in einem Vertragsstaat ergangenen Ent- 
scheidungen in den anderen Vertragsstaaten aner- 
kannt, ohne daß es hierfür eines besonderen Ver- 
fahrens bedarf. Die Entscheidungen werden also 
automatisch anerkannt: nach den Übereinkommen 
besteht eine Rechtsvermutung zugunsten der Aner- 
kennung, die nur zu entkräften ist, wenn einer der 
in den Artikeln 27 und 28 genannten Versagungs- 
gründe vorliegt. 

Zwei Bedingungen, die in derartigen Verträgen 
üblicherweise enthalten sind, wurden in die beiden 
Übereinkommen nicht aufgenommen: Zum einen 
ist es für die Anerkennung nicht erforderlich, daß 
die ausländische Entscheidung Rechtskraft erlangt 
hat, und zum anderen unterliegt die Zuständigkeit 
des Gerichts des Ursprungsstaats nicht mehr der 
Nachprüfung durch das Gericht des ersuchten 
Staats. In diesem Punkt gibt es einige Unterschiede 
zwischen den jeweiligen Artikeln 28 der beiden 
Übereinkommen (siehe Randnummem 16 und 82). 
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7. Grundsatz: 

Das Vollstreckungsverfahren wird vereinheitlicht 
und vereinfacht. 

Es wird in dem Sinne vereinheitlicht, daß in jedem 
Vertragsstaat das Verfahren durch Antrag eingelei- 
tet wird. 

Die Vereinfachung betrifft insbesondere das Einle- 
gen von Rechtsbehelfen, 

Das Lugano-Übereinkommen enthält einige tech- 
nische Anpassungen gegenüber dem Übereinkom- 
men von 1968 (siehe Randnummem 68 bis 70). 

8. Grundsatz: 

Die Übereinkommen regeln die Beziehungen zu 
anderen internationalen Übereinkommen. In die- 


sem Punkt und insbesondere hinsichtlich der Über- 
einkommen über besondere Rechtsgebiete gibt es 
jedoch Unterschiede zwischen den beiden Überein- 
kommen (siehe Randnummern 79 bis 82). 

9. Grundsatz: 

Es wird versucht, die gemeinsame Auslegung der 
beiden Übereinkommen sicherzustellen. 

Die Auslegung des Übereinkommens von 1968 ist 
durch das Luxemburger Protokoll vom 3. Juni 1971 
dem Gerichtshof übertragen worden. 

Die Auslegung des Lugano-Übereinkommens ist 
durch das Protokoll Nr. 2 zum Lugano-Überein- 
kommen geregelt (siehe Randnummem HO bis 
119). 


KAPITEL II 


ANWENDUNGSBEREICH DES BRÜSSELER ÜBEREINKOMMENS BZW. DES 

LUGANO-ÜBEREINKOMMENS 

(Artikel 54b) 


14) Wie bereits ausgeführt, folgen die beiden Überein- 
kommen zwar dem gleichen Aufbau und stimmen 
in sehr vielen Vorschriften überein, bilden aber 
dennoch zwei getrennte Instrumente. 

15) Welches der beiden Übereinkommen jeweils anzu- 
wenden ist, wird in Artikel 54b geregelt. Zunächst 
ist darauf hinzuwetsen, daß dieser Artikel vor allem 
die Gerichte der £G-Staaten betrifft, da nur sie 
gegebenenfalls zu entscheiden haben, ob das eine 
oder das andere Übereinkommen anzuwenden ist. 
Die Gerichte der EFTA-Mitgliedstaaten hingegen 
haben das Brüsseler Übereinkommen nicht zu 
beachten, da ihre Staaten diesem Übereinkommen 
nicht angehören. 

Artikel 54b betrifft jedoch die Gerichte der EFTA- 
Staaien insofern, als es aus Gründen der Klarheit 
zweckmäßig erschien, Bestimmungen über die 
Rechtshängigkeit, über im Zusammenhang ste- 
hende Verfahren und über die Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen in diesen Arti- 
kel aufzunehmen. 

Artikel 54b ist wie folgt aufgebaut: 

Nach Absatz 1 dieses Artikels ist das Brüsseler 
Übereinkommen in den Beziehungen zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften 
weiterhin anzuwenden. 

Dies gilt insbesondere, 

a) wenn eine Person — gleich welcher Staatsan- 
gehörigkeit — mit Wohnsitz in einem der EG- 
Staaten, beispielsweise in Frankreich, vor 
einem Gericht eines anderen dieser Staaten, 
beispielsweise Italiens, verklagt wird. Die 
Staatsangehörigkeit und der Wohnsitz des Klä- 
gers sind unerheblich: 


b) wenn eine Entscheidung in einem der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaf- 
ten, beispielsweise in Frankreich, ergangen ist 
und in einem anderen dieser Staaten, beispiels- 
weise in Italien, anerkannt oder vollstreckt 
werden soll. 

Das Brüsseler Übereinkommen ist auch anzuwen- 
den, wenn eine Person ihren Wohnsitz außerhalb 
des Hoheitsgebiets der Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaften und auch außerhalb des 
Hoheitsgebiets der anderen Vertragsstaaten des 
Lugano-Übereinkommens hat, also beispielsweise 
in den Vereinigten Staaten, aber vor einem Gericht 
in einem der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften verklagt wird (Artikel 4 des Brüs- 
seler Übereinkommens). 

In jedem diese drei Fälle ist der Gerichtshof der 
Europäischen Gemeinschaften nach dem Protokoll 
von 1971 für die Entscheidung über etwaige Fragen 
der Auslegung des Brüsseler Übereinkommens 
zuständig. 

16) Dagegen haben nach Absatz 2 die Gerichte eines 
Mitgliedstaats der Europäischen Gemeinschaften 
das Lugano- Übereinkommen anzu wenden, 

1. wenn der Beklagte seinen Wohnsitz in einem 
Staat hat, der Vertragspartei des Lugano-Über- 
einkommens und EFTA-Mitglied ist, oder 
wenn er nach Artikel 8 oder Artikel 13 des 
Übereinkommens so zu behandeln Ist, wie 
wenn er dort seinen Wohnsitz hätte. Wenn bei- 
spielsweise eine Person mit Wohnsitz in Nor- 
wegen vor einem französischen Gericht ver- 
klagt wird, ist dieses Gericht nur in den im 
Lugano-Übereinkommen vorgesehenen Fällen 
zuständig. Insbesondere können die sogenann- 
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ten exorbitanten Zuständigkeitsregeln des Arti- 
kels 4 des Brüsseler Übereinkommens gegen* 
über dieser Person nicht geltend gemacht wer- 
den; 

2. wenn eine ausschließliche Zuständigkeit (Arti- 
kel 16) oder eine Gerichtsstandsvereinbarung 
(Artikel 17) vorliegt, durch welche die Gerichte 
eines E FT A- Mitgliedstaats für zuständig 
erklärt werden. Die Gerichte der EG-Mitglied- 
staaten können beispielsweise nicht über eine 
Streitigkeit betreffend dingliche Rechte an 
einer unbeweglichen Sache im Hoheitsgebiet 
eines Vertragsstaats des Lugano-Übereinkom- 
mens und Mitgliedstaats der EFTA entschei- 
den, und zwar unbeschadet des Artikels 16 
Nummer l des Brüsseler Übereinkommens, der 
nur dann anzuwenden ist, wenn die unbewegli- 
che Sache im Hoheitsgebiet eines Vertrags- 
staats des Übereinkommens von 1968 belegen 
ist; 

3. wenn es darum geht, in einem Mitgliedstaat 
der Gemeinschaften eine Entscheidung anzuer- 
kennen oder zu vollstrecken, die in einem Ver- 
tragsstaat ergangen ist, der zugleich dem 
Lugano- Übereinkommen und der EFTA ange- 
hört (Absatz 2 Buchstabe c)). 

Nach diesem Absatz 2 ist das Lugano-Überein- 
kommen außerdem anzuwenden, wenn in 
einem EFTA-Mitgliedstaat, der Vertragspartei 
des Lugano-Übereinkommens ist, eine in 
einem Mitgliedstaat der Gemeinschaften 
ergangene Entscheidung vollstreckt werden 
soll. 

Diese Bestimmung regelt nicht etwaige Kolli- 
sionen zwischen den beiden Übereinkommen, 
sondern zielt darauf ab, deren jeweiligen 
Anwendungsbereich kiarzustellen. Es liegt 
nämlich auf der Hand, daß das Brüsseler Über- 
einkommen nicht anzuwenden ist, wenn eine 
Entscheidung in einem Vertragsstaat des 
Lugano-Übereinkommens, der EFTA-Mitglied 
ist, ergangen ist und entweder in einem Mit- 
gliedstaat der Gemeinschaften oder in einem 
EFTA-Mitgliedstaat vollstreckt werden soll. 

4. Artikel 54b enthält außerdem Bestimmungen 
über die Rechtshängigkeit, (vgl. Artikel 21) und 
im Zusammenhang stehende Verfahren (vgl. 
Artikel 22). Nach Artikel 54b Absatz 2 Buch- 
stabe b) hat das Gericht eines Mitgliedstaats 
der Gemeinschaften diese Artikel des Lugano- 
Übereinkommens anzuwenden, wenn bei 
einem Gericht eines EFTA-Mitgliedstaats die- 
selbe Streitigkeit oder ein damit im Zusam- 
menhang stehendes Verfahren anhängig 
gemacht worden ist. 

Diese Bestimmungen, die auch im Hinblick 
auf eine größtmögliche Klarheit aufgenommen 
wurden, verfolgen einen doppelten Zweck: 
Zum einen soll jede Unsicherheit beseitigt wer- 
den und zum anderen soll vermieden werden, 
daß in den verschiedenen betroffenen Staaten 


einander widersprechende Entscheidungen 
ergehen. 

5. Schließlich kann nach Artikel 54b Absatz 3 das 
Gericht eines EFTA-Mitgliedstaats die Aner- 
kennung oder Vollstreckung einer in einem 
Mitgliedstaat der Gemeinschaften ergangenen 
Entscheidung versagen, wenn das Gericht des 
Ursprungsstaats seine Zuständigkeit auf einen 
im Lugano-Übereinkommen nicht vorgesehe- 
nen Zuständigkeitsgrund gestützt hat und die 
Partei, gegen welche die Anerkennung geltend 
gemacht oder die Zwangsvollstreckung betrie- 
ben wird, ihren Wohnsitz im Hoheitsgebiet 
eines Vertragsstaats hat, der Mitglied der 
EFTA ist. 

Dieser Versagungsgrund tritt zu den im Artikel 
28 vorgesehenen Gründen hinzu. Es handelt 
sich im wesentlichen um eine von den EFTA- 
Mitgliedstaaten verlangte Garantie. Solche 
Fälle dürften allerdings sehr selten sein, da sich 
die beiden Übereinkommen in ihren Zustän- 
digkeitsnormen weitgehend gleichen. Sie sind 
aber dennoch möglich, beispielsweise bei einer 
Entscheidung betreffend einen Arbeitsvertrag, 
wenn das Gericht eines EG-Staates seine 
Zuständigkeit gegenüber einer Person mit 
Wohnsitz in einem EFTA-Mitgliedstaat irrtüm- 
licherweise entweder auf Artikel 4 oder auf 
Artikel 5 Nummer 1 des Brüsseler Überein- 
kommens gegründet hatte, d. h. entgegen Arti- 
kel 5 Nummer l des Lugano-Übereinkom- 
mens, der eine speziOsche Vorschrift für den 
Arbeitsvertrag enthält, oder wenn dieses 
Gericht ebenfalls in Arbeitsvertragssachen die 
Zuständigkeit aus einer Gerichtsstandsverein- 
baning herleitete, die vor Entstehung der Strei- 
tigkeit getroffen wurde (Artikel 17). 

Zur Förderung der Freizügigkeit der Entschei- 
dungen wurde jedoch vorgesehen, daß die Ent- 
scheidung anerkannt und vollstreckt wird, 
wenn dies nach dem internen Recht des 
ersuchten Staates und insbesondere nach sei- 
nen Vorschriften über die Zuständigkeit aus- 
ländischer Gerichte möglich ist. 

6. Der Einfachheit halber haben wir bei den vor- 
stehenden Beispielen den Ausdruck „EFTA- 
Mitgliedstaaten'' verwandt. Natürlich gilt die 
gleiche Regelung auch für Staaten, die — ohne 
Mitglieder der EWG oder der EFTA zu sein — 
dem Lugano-Übereinkommen beitreten sollten 
(siehe Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe b)). 

17) Offen blieb die Frage, ob das Lugano- Überein- 
kommen zwischen Mitgliedstaaten der Gemein- 
schaften anzuwenden ist, von denen einer nicht 
Vertragspartei des Brüsseler Überinkommens wäre 
(beispielsweise Spanien oder Portugal), während 
beide Staaten Vertragsparteien des Lugano-Über- 
einkommens wären. 

Dies wäre zum Beispiel der Fall, wenn Belgien und 
Spanien vor Abschluß oder Inkrafttreten des Ver- 
trages über den Beitritt Spaniens zum Brüsseler 
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Übereinkommen Vertragsparteien des Lugano- 
Übereinkommens wären und die Vollstreckung 
einer in einem dieser beiden Staaten ergangenen 
Entscheidung in dem anderen Staat betrieben 
würde. Nach Ansicht der Berichterstatter wäre das 


Lugano-Übereinkommen, da es ja eine Rcchts- 
quelle darstellt, in dem genannten Beispiel so lange 
anzuwenden, bis der Vertrag über den Beitritt Spa- 
niens zum Brüsseler Übereinkommen zwischen 
Belgien und Spanien in Kraft getreten ist. 


KAPITEL UI 

BESONDERE BESTIMMUNGEN DES LUGANO-ÜBEREINKOMMENS GEGEN- 
ÜBER DEM BRÜSSELER ÜBEREINKOMMEN 


1. ZUSAMMENFASSUNG DIESER BESTIMMUN- 
GEN 

18) Die Änderungen sind nicht zahlreich. Bevor sie im 
einzelnen geprüft werden, seien zunächst die Arti- 
kel des Lugano-Übereinkommens angeführt, die 
sich von den entsprechenden Artikeln des Brüsse- 
ler Übereinkommens unterscheiden. 

Artikel 3 

Dieser Artikel wird ergänzt durch die in den 
EFTA-Mitgliedstaaten und in Portugal geltenden 
exorbitanten Zuständigkeitsregcln. Es sei darauf 
hingewiesen, daß in Spanien derartige Vorschriften 
nicht bestehen. 

Artikel 5 Nummer l 

Es wurde eine besondere Bestimmung für Arbeits- 
verträge eingefügt. 

Artikel 6 

Eine neue Nummer 4 bezieht sich auf die Verbin- 
dung einer dinglichen mit einer schuldrechtlichen 
Klage. 

Artikel 16 

Die Miete oder Pacht von unbeweglichen Sachen 
ist Gegenstand einer neuen Bestimmung (Nummer 
1 Buchstabe b)) sowie eines Vorbehalts (Protokoll 
Nr. 1, Artikellb). 

A rtikel 1 1 

Dieser Artikel wurde hinsichtlich der Bezugnahme 
auf Handelsbräuche und Arbeitsverträge geändert. 

Artikel 21 

Der Wortlaut dieses Artikels über die Rechtshän- 
gigkeit wurde geringfügig geändert. 

Artikel 28 

Dieser Artikel wurde durch die Aufnahme von 
Gründen für die Versagung der Anerkennung und 
der Vollstreckung ergänzt. 


Artikel 31 bis 41 

An einigen dieser Artikel, die das Vollstreckungs- 
Verfahren und die Einlegung von Rechtsbehelfen 
betreffen, wurden technische Änderungen vorge- 
nommen. 

Artikel 50 

Der Wortlaut dieses Artikels, der öffentliche 
Urkunden betrifft, wurde geringfügig geändert. 

Artikel 54 

Dieser die Übergangsvorschriften betreffende Arti- 
kel wurde präzisiert. 

Artikel 54a 

Dieser Artikel, der sich an Artikel 36 des Beitritts- 
übereinkommens von 1978 anlehnt, wurde ergänzt. 

Artikel 54b 

Dieser Artikel ist neu und grenzt die Anwendungs- 
bereiche des Brüsseler und des Lugano-Überein- 
kommens voneinander ab. 

Artikel 55 

In diesem Artikel, der das Verhältnis zu anderen 
Übereinkommen betrifft, werden lediglich die 
Abkommen angeführt, denen die EFTA-Mitglied- 
staaten angehören. 

Artikel 57 

Dieser Artikel über die Anwendung von für beson- 
dere Rechtsgebiete geschlossenen Übereinkommen 
unterscheidet sich wesentlich von Artikel 57 des 
Brüsseler Übereinkommens. 

Artikel 60 bis 6^(SchluBbe$timmungen) 

Diese Artikel wurden geändert. 

19) Protokoll Nr. 1 
Artikel la 

Dieser neue Artikel enthält einen von der schweize- 
rischen Delegation beantragten Vorbehalt. 
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Artikel Ib 

Dieser neue Artikel enthält einen Vorbehalt auf- 
grund der Änderungen von Artikel 16 Nummer l 
betreffend- die Miete oder Pacht von unbewegli- 
chen Sachen. 

Artikel V 

Dieser Artikel über Gewährleistungsklagen wurde 
ergänzt, um den in verschiedenen Staaten gelten- 
den Rechtsvorschriften Rechnung zu tragen. 

Artikel Va 

Dieser besondere Unterhaltssachen betreffende 
Artikel wurde zwecks Berücksichtung der Lage in 
verschiedenen Staaten ergänzt. 

Artikel Vb 

Dieser Artikel über Streitigkeiten zwischen dem 
Kapitän und einem Mitglied der Mannsc^haft eines 
Seeschiffes wurde ebenfalls ergänzt, um den 
Rechtsvorschriften verschiedener Staaten Rech- 
nung zu tragen. 

20) Protokoll Nr. 2 

Dieses Protokoll wurde aufgenommen, um eine 
möglichst einheitliche Auslegung des Lugano- 
Übereinkommens sowie der einander entsprechen- 
den Bestimmungen dieses Übereinkommens und 
des Brüsseler Übereinkommens zu gewährleisten. 

(1 

21) Protokoll Nr. 3 

In diesem Protokoll wird das durch die Rechtsakte 
der Gemeinschaft aufgeworfene Problem geregelt. 

22) Erklärungen 

Erste Erklärung: sie ergänzt das Protokoll Nr. 3, 

Zweite und dritte Erklärung: sie ergänzen das Pro- 
tokoll Nr. 2 über die einheitliche Auslegung des 
Lugano- Übereinkommens. 


2. PRÜFUNG IM EINZELNEN 
TITEL / 

ANWENDUNGSBEREICH DES LUGANO- 
ÜBEREINKOMMENS (Artikel 1) 

23) Da keine Änderungen im Verhältnis zum Brüsseler 
Übereinkommen vorgenommen worden sind, sei 
auf die Berichte von Jenard und Schlosser verwie- 
sen. 


TITEL // 

ZUSTÄNDIGKEIT (Artikel 2 bis 24) 

I . Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen (Artikel 2 bis 4) 

a) Vorbemerkungen 

24) Die für die Artikel 2 bis 4 vorgeschlagenen forma- 
len Anpassungen beschränken sich darauf, in Arti- 
kel 3 Absatz 2 die exorbitanten Zuständigkeiten 
aufzuführen, die in den Rechtssystemen der 
EFTA-Mitgliedstaaten sowie Portugals bestehen. 
Wie im Schlosser-hmchi folgen auf eine kurze spe- 
zifische Erläuterung der vorgeschlagenen zusätzli- 
chen Bestimmungen (siehe Nummer I) zwei allge- 
meinere Bemerkungen zum Stellenwert dieser 
Bestimmungen im Gesamtaufbau des Lugano- 
Übereinkommens. 

b) Exorbitante Zuständigkeitsregeln in den EFTA- 
Mitgliedstaaten und in Portugal 

1. Österreich 

25) Gemäß § 99 der Jurisdiktionsnorm kann jede Per- 
son, die weder ihren Wohnsitz noch ihren gewöhn- 
lichen Aufenthalt in Österreich hat, in vcrmögcns- 
rechtlichen Angelegenheiten vor dem Gericht des 
Ortes verklagt werden, an dem sie Vermögen hat 
oder an dem die streitigen Vermögenswerte belegen 
sind. Der Wert des in Österreich belegenen Vermö- 
gens darf jedoch nicht unverhältnismäßig geringer 
sein als der Streitwert. 

Ausländische Anstalten, Vermögensmassen, 
Gesellschaften, Genossenschaften und sonstige 
Personenvereinigungen können gemäß der vorge- 
nannten Bestimmung ebenfalls vor dem Gericht 
des Ortes verklagt werden, an dem sie ihre ständige 
Vertretung in Österreich oder eine Agentur unter- 
halten (Absatz 3). 

2. Finnland 

26) Gemäß Kapitel 10 Artikel 1 Satz 2 der finnischen 
Prozeßordnung kann eine Person, die ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt nicht in Finnland hat, 
vor dem Gericht des Ortes, an dem ihr das das Ver- 
fahren einleitende Schriftstück zugestellt wurde, 
oder vor dem Gericht des Ortes, an dem sie Vermö- 
genswerte besitzt, verklagt werden. Gemäß Satz 3 
dieses Artikels kann ein sich im Au$land aufhalten- 
der finnischer Staatsangehöriger auch vor dem 
Gericht des Ortes verklagt werden, an dem er sei- 
nen letzten Aufenthalt in Finnland hatte. Gemäß 
Satz 4 dieses Artikels kann ein ausländischer 
Staatsangehöriger, der weder seinen Wohnsitz noch 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Finnland hat, 
vor dem Gericht des Ortes, an dem ihm das das 
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Verfahren einleitende Schriftstück zugestellt wurde, 
oder vor dem Gericht des Ortes, an dem er Vermö- 
genswerte besitzt, verklagt werden, sofern dem 
nicht eine für die Staatsangehörigen eines 
bestimmten Staates geltende Sonderbestimmung 
entgegensteht. 

3. Island 

27) Gemäß Artikel 77 der isländischen Zivilprozeßord- 
nung kann jede nicht in Island wohnhafte Person 
bei vermögensrechtlichen Angelegenheiten in dem 
Falle, daß es sich bei den Gläubigem um isländi- 
sche Staatsangehörige — einschließlich juristischer 
Personen — handelt, vor dem Gericht des Ortes, an 
dem ihr das das Verfahren einleitende Schriftstück 
zugestellt wurde, oder vor dem Gericht des Ortes, 
an dem diese Person Vermögenswerte besitzt, ver- 
klagt werden. 

4. Norwegen 

28) Gemäß Artikel 32 der norwegischen Rechtsvor- 
schriften über Zivilklagen kann jede nicht in Nor- 
wegen wohnhafte Person in vermögensrechtlichen 
Angelegenheiten vor dem Gericht des Ortes, an 
dem sie Vermögenswerte besitzt, bzw. des Ortes, an 
dem sich die strittigen Vermögenswerte zu dem 
Zeitpunkt befinden, zu dem ihr das das Verfahren 
einleitende Schriftstück zugestellt wurde, verklagt 
werden. 

5. Schweden 

29) Gemäß Kapitel 10 Artikel 3 Satz l der schwedi- 
schen Prozeßordnung kann jede Person, die keinen 
bekannten Wohnsitz in Schweden hat, bei vermö- 
gensrechtlichen Ansprüchen vor dem Gericht des 
Ortes, an dem sie Vermögenswerte besitzt, verklagt 
werden. 

6. Schweiz 

30) Gemäß Artikel 4 des Bundesgesetzes über das 
internationale Privatrecht kann — wenn keine 
andere Bestimmung über die Zuständigkeit in den 
schweizerischen Rechtsvorschriften besteht — ein 
Arrestprozeß beim schweizerischen Gerichtsstand 
des Arrestortes anhängig gemacht werden. 

7. Portugal 

31) Gemäß Kapitel II Artikel 65 der Zivilprozeßord- 
nung kann ein ausländischer Staatsangehöriger vor 
einem portugiesischen Gericht verklagt werden, 
wenn 

— (Absatz l Buchstabe c)) der Kläger Portugiese 
ist und dieser im umgekehrten Falle vor den 
Gerichten des Staates verklagt werden könnte, 
dessen Staatsangehöriger der Beklagte ist; 


— (Absatz 2) gemäß den portugiesischen Rechts- 
vorschriften das Gericht des Wohnsitzes des 
Beklagten zuständig wäre, wenn dieser ein 
Ausländer ist, der seit mehr als 6 Monaten in 
Portugal wohnt oder sich zufällig im portugie- 
sischen Hoheitsgebiet aufhält, sofern im letzt- 
genannten Fall die den Streitgegenstand 
begründende Verpflichtung in Portugal einge- 
gangen worden ist. 

In Artikel 65a Buchstabe c) der Zivilprozeßord- 
nung wird den portugiesischen Gerichten eine aus- 
schließliche Zuständigkeit für Klagen in bezug auf 
Arbeitsverhältnisse übertragen, sofern eine der Par- 
teien die portugiesische Staatsangehörigkeit besitzt. 

In Artikel 1 1 der Arbeits Prozeßordnung wird den 
portugiesischen Arbeitsgerichten die Zuständigkeit 
für die Streitfälle, die portugiesische Arbeitnehmer 
betreffen, übertragen, wenn der Arbeitsvertrag in 
Portugal geschlossen worden ist. 

c) Bedeutung des Artikels 3 Absatz 2 im Gesamt- 
auflyau des Lugano- Übereinkommens 

1. Tragweite des Artikels 3 Absatz 2 

32) Der Umstand, daß wichtige Zuständigkeitsregeln, 
die zur Zeit in den einzelnen Staaten in Kraft sind, 
als exorbitant bezeichnet werden, darf nicht — 
ebensowenig wie bei Artikel 3 Absatz 2 des Brüsse- 
ler Übereinkommens von 1968 — zu irrigen 
Schlußfolgerungen in bezug auf die Tragweite des 
Artikels 3 Absatz 1 verleiten. Was ausdrücklich her- 
vorgehoben wird, ist lediglich die Feststellung, daß 
eine als mißbräuchlich angesehene Inanspruch- 
nahme der internationalen Zuständigkeit zugun- 
sten der Gerichte eines Vertragsstaats besteht. 
Andere Zuständtgkeitsregeln des innerstaatlichen 
Rechts der Vertragsstaaten sind nur dann mit dem 
Lugano-Übereinkommen vereinbar, wenn sie die 
Artikel 2 und 4 bis 18 beachten. So wird sich bei- 
spielsweise die Zuständigkeit der schwedischen 
Gerichte gegenüber den in einem Vertragsstaat 
wohnhaften Personen bei Vertragsangelegenheiten 
nicht mehr darauf stützen können, daß der Vertrag 
in Schweden geschlossen worden ist. 

2. Unmöglichkeit, die Zuständigkeit 
auf die Belegenheit von Vermögen 
zu gründen 

33) ln bezug auf Österreich, Dänemark, Finnland, die 
Bundesrepublik Deutschland, Island, Norwegen, 
Schweden und das Vereinigte Königreich ergibt 
sich aus dem Verzeichnis des Artikels 3 Absatz 2 
die Unannehmbarkeit einer gerichtlichen Zustän- 
digkeit, die sich lediglich auf das Vorhandensein 
von Vermögenswerten im Hoheitsgebiet des Staa- 
tes des befaßten Gerichtes stützt. Eine solche 
Zuständigkeit kann auch nicht geltend gemacht 
werden, wenn sich die Klage auf das Eigentum, 
den Besitz oder die Fähigkeit, über diese Vermö- 
genswerte zu verfügen, bezieht. 
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34) Was die Schweiz anbelangt, so enthält das Ver- 
zeichnis im zweiten Absatz eine Bestimmung, die 
eine lediglich auf den Arrest des in der Schweiz 
vorhandenen Vermögens gestützte gerichtliche 
Zuständigkeit ausschließt. Jedoch können die 
schweizerischen Gerichte durchaus gemäß Artikel 
24 in den schweizerischen Rechtsvorschriften vor- 
gesehene einstweilige Maßnahmen und auf eine 
Sicherung gerichtete Maßnahmen bewilligen, selbst 
wenn aufgrund des Übereinkommens die Gerichte 
eines anderen Vertragsstaats für die Entscheidung 
in der Hauptsache zuständig sind. 

35) Was die außerhalb der Vertragsstaaten wohnhaften 
Personen anbelangt, so bleiben die Bestimmungen, 
die bislang in den Vertragsstaaten für die gerichtli- 
che Zuständigkeit gelten, unverändert. Selbst die in 
Artikel 3 Absatz 2 aufgeführten Zuständigkeitsre- 
geln können weiterhin auf sie Anwendung finden. 
Außerdem sind die Urteile, die von Gerichten mit 
so begründeter Zuständigkeit erlassen worden sind, 
in den anderen Vertragsstaaten anzuerkennen und 
zu vollstrecken, sofern es sich nicht um eine der 
Ausnahmen gemäß Artikel 27 Nummer 5 oder Arti- 
kel 59 des Übereinkommens handelt. 

Die letztgenannte Bestimmung ist im übrigen die 
einzige Bestimmung, für deren Anwendung das 
Verzeichnis in Artikel 3 Absatz 2 nicht nur Bei- 
spielcharakter hat, sondern auch konstitutiv und 
erschöpfend ist. 

2. Abschnitt 

Besondere Zuständigkeiten (Artikel 5 und 6) 

а) Artikel 5 Nummer l — Arbeitsverträge 

36) Die Zuständigkeit am Wohnsitz des Beklagten 
stellt sowohl im Brüsseler Übereinkommen als 
auch im Lugano-Übereinkommen die Grundregel 
dar. 

Jedoch enthält der zweite Abschnitt (Artikel 5 und 

б) des Titels 11 betreffend die Zuständigkeit einige 
ergänzende Bestimmungen. Aufgrund dieser 
Bestimmungen kann der Kläger mithin wahlweise 
die Klage entweder vor dem in diesem Abschnitt 
bezeichneten Gericht oder vor den Gerichten des 
Staates erheben, in dem der Beklagte seinen Wohn- 
sitz hat (Artikel 2). 

Gemäß Artikel 5 Nummer 1 des Brüsseler Überein- 
kommens kann der Beklagte, „wenn ein Vertrag 
oder Ansprüche aus einem Vertrag den Gegenstand 
<les Verfahrens bilden, vor dem Gericht des Ortes, 
an dem die Verpflichtung erfüllt worden ist oder zu 
erfüllen wäre“, verklagt wefden. 

37) Diese Vorschrift ist auf Arbeitsverträge anwendbar 
(siehe Jenard- Bericht, Seite 24 und Kapitel VI: 
Urteil des Gerichtshofes vom 13. November 1979, 
Sanicentral/Collin, wonach das Arbeitsrecht zum 
Anwendungsbereich des Übereinkommens gehört). 


Der Gerichtshof, der zu dieser Frage Stellung neh- 
men mußte, hat entschieden, daß, wenn eine Klage 
auf verschiedene Verpflichtungen aus einem Ver- 
tretervertrag gestützt wird, der einen Arbeitnehmer 
an ein Unternehmen bindet, diejenige Verpflich- 
tung als maßgeblich anzusehen ist, die für diesen 
Vertrag charakteristisch ist, d. h. das Recht des 
Ortes anzuwenden ist, an dem die Arbeitsleistung 
erbracht wird (Urteil des Gerichtshofes vom 
26. Mai 1982, Ivenel/Schwab, siehe Kapitel Vl), 

Dieses Urteil trägt insbesondere Artikel 6 des Über- 
einkommens von Rom über das auf vertragliche 
Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (ABI. Nr. 
L 266 von 1980, S. l) Rechnung, dem zufolge bei 
Arbeitsverträgen mangels einer Rechtswahl auf die 
Verträge das Recht des Staates anzuwenden ist, in 
dem der Arbeitnehmer in Erfüllung des Vertrags 
gewöhnlich seine Arbeit verrichtet, es sei denn, daß 
der Arbeitsvertrag oder das Arbeitsverhältnis 
engere Verbindungen zu einem anderen Staat auf- 
weist. In dem vorgenannten Urteil wies der 
Gerichtshof darauf hin, daß diese Bestimmung dar- 
auf abstelle, jener Partei, die in diesem Zusammen- 
hang sozial und wirtschaftlich als die schwächere 
anzusehen sei, einen angemesseneren Schutz zu 
gewähren (siehe auch den Bericht Giuliano- 
Lagarde, ABI. Nr. C 282 von 1982, S. 25). 

In einem anderen Urteil führte der Gerichtshof aus, 
daß Arbeitsverträge ebenso wie andere Verträge 
über eine unselbständige Tätigkeit im Vergleich zu 
sonstigen Verträgen auch dann, wenn es sich bei 
diesen um Verträge über Dienstleistungen handelt, 
bestimmte Besonderheiten insofern aufweisen, als 
sie eine -dauerhafte Beziehung begründen, durch 
die der Arbeitnehmer in einer bestimmten Weise in 
den Betrieb des Unternehmens oder des Arbeitge- 
bers eingegliedert wird, und als ihr räumlicher 
Bezugspunkt der Ort der. Tätigkeit als der für die 
Anwendung von Vorschriften zwingenden Rechts 
und von Tarifverträgen maßgebliche Ort ist (Urteil 
vom 15. Januar 1987, Rechtssache Shenavai/Krei- 
scher, siehe Kapitel VI). 

Die EFTA-Mitgliedstaaten haben bei den Vertrags- 
verhandlungen zum Lugano- Überei nkpmmen ver- 
langt, daß die Arbeitsverträge hinsichtlich der Arti- 
kel 5 und 17 (was den letztgenannten Artikel anbe- 
langt, siehe Randnummer 60) in einer gesonderten 
Bestimmung behandelt werden. 

Diesem Verlangen wurde entsprochen. 

38) Gemäß der neuen Formulierung von Artikel 5 
Nummer 1 ist für Arbeitsverträge unter dem Ort, an 
dem die Verpflichtung erfüllt worden ist oder zu 
erfüllen wäre, der Ort zu verstehen, an dem der 
Arbeitnehmer gewöhnlich seine Arbeit verrichtet. 
Verrichtet er seine Arbeit gewöhnlich nicht in ein 
und demselben Staat, so ist es der Ort, an dem sich 
die Niederlassung befindet, die den Arbeitnehmer 
eingestellt hat. Es sei darauf hingewiesen, daß der 
Gerichtshof zur Zeit mit einer solchen Frage befaßt 
ist (siehe Kapitel VI, Rechtssache Six Constnic- 
tions/Humbert). 
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Wie festzustellen ist, fügt sich diese Bestimmung in 
den Rahmen der vom Gerichtshof früher erlasse- 
nen und weitestgehend dem Artikel 6 des Überein- 
kommens von Rom (5) entsprechenden Urteile ein. 

39) Zur Präzisierung des Artikels 5 Nummer 1 sei fol- 
gendes bemerkt: 

Zuständig bei Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern sind nach dem Gesamtaufbau 
des Lugano-Übereinkommens 

— die Gerichte des Staates, in dem der Beklagte 
seinen Wohnsitz hat (Artikel 2); 

— das in Artikel 5 Nummer l bezeichnete 
Gericht. Verrichtet ein Arbeitnehmer seine 
Arbeit gewöhnlich in ein und demselben Staat, 
ohne sie jedoch an einem spezifischen Ort zu 
verrichten, so wird das zuständige Gericht 
durch die innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
dieses Landes festgelegt; 

— das Gericht, dessen Zuständigkeit — jedoch 
nach der Entstehung der Streitigkeit — vertrag- 
lich vereinbart worden ist (siehe Artikel 17 
Absatz 5): 

— das Gericht, dessen Zuständigkeit stillschwei- 
gend vereinbart worden ist (Artikel 18). 

Diese Regeln finden jedoch nur dann Anwendung, 
wenn die Streitigkeit einen Auslandsbezug auf- 
weist. Die Übereinkommen regeln nur die interna- 
tionale Zuständigkeit (siehe Präambel). Sie kom- 
men nicht zum Tragen, wenn der Vertrag (Wohn- 
sitz des Arbeitgebers, Wohnsitz des Arbeitnehmers, 
Arbeitsort) in ein und demselben Land verwirklicht 
wird. In diesem Bereich ist die Staatsangehörigkeit 
des Arbeitnehmers nicht zu berücksichtigen, da 
dieser den anderen Arbeitnehmern gleichzustellen 
ist. 

Hat der Beklagte jedoch seinen Wohnsitz außer- 
halb des Hoheitsgebietes der Vertragsstaaten, so ist 
Artikel 4 anzuwenden. 

40) Verrichtet der Beklagte seine Arbeit gewöhnlich 
nicht in ein und demselben Staat, so ist das Gericht 
des Ortes zuständig, an dem sich die Niederlassung 
befindet, die den Arbeitnehmer eingestellt hat. 
Diese Lösung entspricht der Regelung des Artikels 
6 Absatz 2 Buchstabe b) des Übereinkommens von 
Rom über das auf vertragliche Schuldverhältnisse 
anzuwendende Recht. 

Diese Bestimmung wird durch das Anliegen 
begründet, eine Vielzahl von Gerichtsständen bei 
Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern zu vermeiden, wenn der Arbeitnehmer 
seine Arbeit in mehreren Ländern verrichten muß. 
Außerdem wird für die Vertragsstaaten des Über- 
einkommens von Rom und des Lugano- Überein- 
kommens mithin eine Verbindung zwischen der 
gerichtlichen Zuständigkeit und dem anzuwenden- 
den Recht hergestellt. Dies ist auch der Fall in 
bestimmten Staaten, die dem Übereinkommen von 
Rom nicht angehören. 


41) Die Frage, ob ein Arbeitsvertrag besteht oder nicht, 
wird in dem Übereinkommen nicht geregelt. Bejaht 
der mit dieser Angelegenheit befaßte Richter diese 
Frage, so hat er den zweiten Teil von Artikel 5 
Nummer 1 anzuwenden, der eine spezifische 
Bestimmung darstellt. Bislang gibt es zwar keinen 
autonomen Begriff des Arbeitsvertrags, jedoch läßt 
sich annehmen, daß dieser eine Abhängigkeit des 
Arbeitnehmers vom Arbeitgeber voraussetzt (siehe 
Kapitel VI, das bereits zitierte Urteil Shenavai/ 
Krcischer und das Urteil Arcado/Haviland vom 
8. März 1988). 

42) Artikel 5 Nummer 1 stellt nur auf das individuelle 
Arbeitsverhältnis und nicht auf die zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmervertretem geschlos- 
senen Kollektivverträge ab. 

43) Der Begriff „Niederlassung*" ist im weiten Sinne 
aufzufassen: er umfaßt insbesondere jede Wirt- 
schaftseinheit, die keine eigene Rechtspersönlichkeit 
hat, wie z. B. eine Zweigniederlassung oder eine 
Agentur. 

44) Abschließend kann festgestellt werden, daß der 
Wortlaut des Brüsseler Übereinkommens zwar 
nicht mit dem Wortlaut des Lugano- Übereinkom- 
mens identisch ist, daß aber insbesondere aufgrund 
der vom Gerichtshof für Artikel 5 Nummer 1 des 
Brüsseler Übereinkommens gegebenen Auslegung 
dennoch eine Konvergenz besteht. 

b) Artikel 6 Nummer l — Streitgenossenschaft 

45) Am Wortlaut des Brüsseler Übereinkommens 
wurde insoweit keine Änderung vorgenommen, als 
es vorsieht, daß eine Person mit Wohnsitz in dem 
Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats in dem Fall, daß 
mehrere Personen zusammen verklagt werden, 
auch vor dem Gericht verklagt werden kann, in 
dessen Bezirk einer der Beklagten seinen Wohnsitz 
hat. Die Bestimmung wurde In dieser Fassung 
jedoch nur im Sinne der Kommentierung im 
Jenard-Bericht zu dem Übereinkommen von 1968 
(ABI. Nr. C 59, S. 26) übernommen, der ausfiihrt, 
daß „die Anwendung dieser Vorschrift voraussetzt, 
daß zwischen den Ansprüchen gegen die einzelnen 
Beklagten ein Zusammenhang besteht, wie dies 
z. B. bei Gesamtschuldnern der Fall ist. Daraus 
ergibt sich, daß die Klage nicht allein zu dem 
Zweck erhoben sein darf, einen der Beklagten der 
Gerichtsbarkeit seines Wohnsitzstaates zu entzie- 
hen**. Wenige Tage nach der diplomatischen Kon- 
ferenz von Lugano wurde ein entsprechendes 
Urteil des Gerichtshofes veröffentlicht (Urteil vom 
27. September 1988, Kalfelis/Schröder, siehe Kapi- 
tel VI, ABI. Nr. C 281 vom 4. 1 1. 1988, S. 18). 

c) Artikel 6 Nummer 4 — Verbindung einer dingli- 
chen mit einer schuldrechtlichen Klage 

46) Ist eine unbewegliche Sache mit einer Hypothek 
belastet, so hat der Eigentümer dieser unbewegli- 
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eben Sache sehr oft auch eine persönliche Ver- 
pflichtung aufgrund der gesicherten Schuld. Daher 
ermöglichen die Rechtsvorschriften einiger Staaten 
die Verbindung einer Klage betreffend die persön- 
liche Verpflichtung des Eigentümers mit einer 
Klage im Hinblick auf den Zwangsverkauf der 
unbeweglichen Sache. Dies setzt natürlich voraus, 
daß das Gericht des Ortes, an dem die unbewegli- 
che Sache belegen ist, auch für eine Entscheidung 
über eine Klage betreffend die persönliche Ver- 
pflichtung des Besitzers zuständig ist. Man hielt es 
für zweckmäßig, daß eine Klage betreffend die per- 
sönliche Verpflichtung des Eigentümers einer 
unbeweglichen Sache mit einer Klage im Hinblick 
auf den Zwangsverkauf dieser unbeweglichen 
Sache verbunden werden kann, und zwar in den 
Staaten, in denen eine solche Verbindung möglich 
ist. Es schien daher angebracht, eine entsprechende 
Bestimmung in das Übereinkommen aufzunehmen. 
Danach kann eine in einem Vertragsstaat wohn- 
hafte Person für den Fall, daß ein Vertrag oder 
Ansprüche aus einem Vertrag den Gegenstand des 
Verfahrens bilden und die Klage mit einer Klage 
wegen dinglicher Rechte an unbeweglichen Sachen 
gegen denselben Beklagten verbunden werden 
kann, auch vor dem Gericht des Vertragsstaats, in 
dem die unbewegliche Sache belegen ist, verklagt 
werden. 

Um diesen Punkt zu veranschaulichen, sei ange- 
nommen, eine in Frankreich wohnhafte Person sei 
Eigentümer einer in Norwegen belegenen unbe- 
weglichen Sache. Diese Person hat ein Darlehen 
aufgenommen, das durch eine die unbewegliche 
Sache in Norwegen belastende Hypothek gesichert 
ist. Möchte der Gläubiger bei nicht fristgemäßer 
Tilgung des Darlehens Klage im Hinblick auf den 
Zwangsverkauf der unbeweglichen Sache erheben, 
so ist aufgrund des Artikels 16 Nummer l aus- 
schließlich das norwegische Gericht zuständig. 
Jedoch ist dieses Gericht aufgrund der hier erörter- 
ten Bestimmung darüber hinaus auch für die Ent- 
scheidung über eine Klage gegen den Eigentümer 
der unbeweglichen Sache, die dessen persönliche 
Verpflichtung aufgrund dieser Schuld betrifft, 
zuständig, wenn der Gläubiger die letztgenannte 
Klage mit einer Klage im Hinblick auf den 
Zwangsverkauf der unbeweglichen Sache verbin- 
den möchte. 


47) Selbstverständlich reicht diese Zuständigkeitsregel 
als solche nicht aus. Sie muß notwendigerweise 
durch rechtliche Kriterien zur Festlegung der 
Bedingungen, unter denen eine solche Verbindung 
möglich ist, ergänzt werden. So läßt das Lugano- 
Übereinkommen die Bestimmungen unberührt, die 
bereits bestehen oder künftig in die Rechtssysteme 
der Vertragsstaaten in bezug auf die Verbindung 
der vorgenannten Klagen aufgenommen werden 
können. Jedoch erübrigt sich der Hinweis, daß die 
beiden verbundenen Klagen, um die es hier geht, 
von ein und demselben Kläger erhoben werden 
müssen. Der Begriff „ein und derselbe Kläger“ 
schließt selbstredend auch eine Person, auf die eine 


andere Person ihre Rechte übertragen hat, oder 
ihren Rechtsnachfolger mit ein. 

3. und 4. Abschnitt : 

Zuständigkeit für Versicherungssachen (Artikel 7 bis 
12a) und für Verbrauchersachen (Artikel 13 bis 15) 

48) Da diese Abschnitte nicht geändert worden sind, 
sei auf die Berichte von Jenard und Schlosser ver- 
wiesen. 


5. Abschnitt : 

Ausschließliche Zuständigkeit 

Artikel 16 Nummer I — Miete oder Pacht unbewegt 
lieber Sachen 

49) Gemäß Artikel 16 Nummer 1 des Brüsseler Über- 
einkommens sind die Gerichte des Vertragsstaates 
in dem die unbewegliche Sache belegen ist, aus- 
schließlich .zuständig für Klagen, die dmgliche 
Rechte an unbeweglichen Sachen sowie die Miete 
oder Pacht von unbeweglichen Sachen zum Gegen- 
stand haben. Die gewählte, Formulierung gilt nicht 
nur für alle Verfahren, die dingliche Rechte an 
unbeweglichen Sachen zum Gegenstand haben, 
sondern auch für Streitigkeiten aus Miete oder 
Pacht von unbeweglichen Sachen. Nach dem 
Jenard- Bericht (Seite 35) ist der Ausschuß, der das 
Brüsseler Übereinkommen erarbeitet hat, davon 
ausgegangen, daß auch die Regelung von Streitig- 
keiten zwischen Mietern und Vermietern sowie von 
Pächtern und Verpächtern einbezogen ist, die das 
Bestehen oder die Auslegung von Miet- und Pacht- 
verträgen, die Behebung von Mietschäden, Räu- 
mungsklagen usw. zum Gegenstand haben. Nach 
Ansicht des Ausschusses gilt die Regel jedoch nicht 
für reine Miet- oder Pachtzahlungsklagen, da diese 
Klagen als von der vermieteten oder verpachteten 
unbeweglichen Sache losgelöst gelten können. 

Jedoch wird im Schlosser-Bericht (Randnum- 
mer 164) darauf hingewiesen, daß die Arbeits- 
gruppe, die das Übereinkommen über den Beitritt 
Dänemarks, Irlands und des Vereinigten König- 
reichs Großbritannien und Nordirland zum Brüsse- 
ler Übereinkommen und zum Protokoll betreffend 
dessen Auslegung durch den Gerichtshof erstellt 
hat, keine Einigung in der Frage erzielt hat, ob 
reine Miet- und Pachtzinsklagen, also bloße Inkas- 
sofalle, vom Anwendungsbereich des Artikels 16 
Nummer I tatsächlich ausgenommen sind. 

Wie im Jenard-Bericht ausgeführt, sind unter dem 
Begriff „Miete oder Pacht von unbeweglichen 
Sachen“ sowohl die Miete von Wohnräumen und 
Räumen zu beruflichen Zwecken als auch gewerb- 
liche und landwirtschaftliche Miet- und Pachtver- 
träge zu verstehen. Gemäß dem Schlosser- Bericht 
verlangt die ratio legis der Bestimmung sicherlich 
nicht ihre Anwendbarkeit auf kurzfristige 
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Gebrauchsüberlassungsverträge, insbesondere zu 
Zwecken eines Ferienaufenthalts. 

50) Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 
hat festgestellt, daß Rechtsstreitigkeiten betreffend 
die Übertragung eines Nutzungsrechts an einer 
unbeweglichen Sache nicht unter Artikel 16 Num- 
mer l fallen (Urteil vom 14. Dezember 1977, San- 
ders/Van der Putte, siehe Kapitel VI). Der 
Gerichtshof hat ferner erklärt, Artikel 16 Nummer l 
sei nicht in dem Sinne auszulegen, daß er einen 
Vertrag über die Verpachtung eines Ladengeschäfts 
umfaßt, welches in einer vom Verpächter von 
einem Dritten gemieteten unbeweglichen Sache 
betrieben wird. Abweichend vom Willen der Ver- 
fasser des Übereinkommens von 1968 hat der 
Gerichtshof jedoch kürzlich entschieden, daß die 
in Artikel 16 Nummer 1 vorgesehene ausschließli- 
che Zuständigkeit auch für alle Klagen betreffend 
Mietzahlungen — auch bei kurzfristiger 
Gebrauchsüberlassung einer Ferienwohnung — gilt 
(Urteil vom 18. Januar 1985, Rösler/Rottwinkel, 
siehe Kapitel VI). Der Gerichtshof vertrat die Auf- 
fassung, daß diese ausschließliche Zuständigkeit 
für alle Verträge über die Miete oder Pacht von 
unbeweglichen Sachen gilt, und zwar auch für 
kurzfristige Verträge und für solche, die sich nur 
auf die Gebrauchsüberlassung einer Ferien Woh- 
nung beziehen, und daß sich diese Zuständigkeit 
auf alle Rechtsstreitigkeiten erstreckt, die die Ver- 
pflichtungen des Vermieters und des Mieters aus 
dem Mietvertrag betreffen, insbesondere solche, 
die sich auf das Bestehen oder die Auslegung von 
Mietverträgen, deren Dauer, die Wiedereinräu- 
mung des Besitzes der Mietsache an den Vermieter, 
den Ersatz für vom Mieter verursachte Schäden 
oder die Einziehung des Mietzinses und der vom 
Mieter zu zahlenden Nebenkosten wie der Kosten 
für Wasser-, Gas- und Stromverbrauch beziehen. 
Diese Entscheidung dürfte zumindest teilweise der 
Absicht widersprechen, die — so die Berichte von 
Jenard und Schlosser — von den Verfassern des 
Brüsseler Übereinkommens verfolgt wurde. 

51) Vor allem in Anbetracht des Urteils des Gerichts- 
hofes in der Rechtssache Rösler/Rottwinkel setz- 
ten sich die EFTA-Mitgliedstaaten für die Auf- 
nahme einer besonderen Bestimmung über die zeit- 
lich begrenzte Miete oder Pacht von unbewegli- 
chen Sachen in das Lugano-Übereinkommen ein. 
Als Variante schlugen diese Staaten vor, Miet- und 
Pachtverträge ganz aus dem Anwendungsbereich 
des Übereinkommens oder — genauer gesagt — 
aus dem Anwendungsbereich des Artikels 16 her- 
auszunehmen. Die Arbeitsgruppe stimmte darin 
überein, daß es aufgrund der Bedeutung dieses 
Bereichs nicht zweckmäßig wäre, Miet- und Pacht- 
verträge aus dem Anwendungsbereich des Überein- 
kommens ganz auszuschließen. Den Vorschlag, sie 
speziell aus dem Anwendungsbereich von Arti- 
kel 16 auszuschließen, hielten die Delegationen der 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaften für völlig 
unannehmbar, da die normalen Zuständigkeitsre- 
geln des Übereinkommens dann für die Miete oder 


Pacht von unbeweglichen Sachen gelten würden, 
was — zumindest in den EG-Staaten — allen dies- 
bezüglichen Konzeptionen widerspräche. Die 
Arbeitsgruppe beschloß daher, einen neuen Buch- 
staben b) mit einer besonderen Bestimmung über 
kurzfristige Miet- oder Pachtverträge in Artikel 16 
Nummer l aufzunchmen. 

52) Aus dieser Änderung ergibt sich, daß zwei aus- 
schließliche Zuständigkeiten, die man als alterna- 
tive ausschließliche Zuständigkeiten bezeichnen 
könnte, für die Miete oder Pacht von unbewegli- 
chen Sachen bestehen. Nach Buchstabe a) sind 
stets und ohne jegliche Einschränkung die Gerichte 
des Vertragsstaats zuständig, in dessen Hoheitsge- 
biet die unbewegliche Sache belegen ist. Jedoch 
kann der Kläger nach Buchstabe b) bei Klagen 
betreffend die Miete oder Pacht unbeweglicher 
Sachen zum vorübergehenden privaten Gebrauch 
für höchstens sechs aufeinanderfolgende Monate 
— womit insbesondere auf Gebrauchsüberlas- 
sungsverträge zum Zwecke eines Ferienaufenthalts 
abgestellt wird — auch die Gerichte des Vertrags- 
staats anrufen, in dessen Hoheitsgebiet der 
Beklagte seinen Wohnsitz hat. Diese Möglichkeit 
steht ihm nur dann offen, wenn der Mieter oder 
Pächter (und nicht der Eigentümer) eine natürliche 
Person ist und darüber hinaus keine der Vertrags- 
parteien in dem Vertragsstaat wohnhaft ist, in dem 
die unbewegliche Sache belegen ist. 

Juristische Personen als Mieter oder Pächter wur- 
den ausgenommen, da diese im allgemeinen 
geschäftlichen Tätigkeiten nachgehen. In dem 
Falle, daß eine der Parteien ihren Wohnsitz in dem 
Vertragsstaat hat, in dem die unbewegliche Sache 
belegen ist, schien es jedoch angezeigt, sich an die 
Regel des Artikels 16 Nummer l zu halten, in der 
die grundsätzliche Zuständigkeit der Gerichte die- 
ses Staates festgelegt ist. 

53) Artikel 16 Nummer l Buchstabe b) hat allerdings 
für verschiedene Mitgliedstaaten der Gemeinschaf- 
ten erhebliche politische Schwierigkeiten aufgewor- 
fen. Um diese Schwierigkeiten zu überwinden, kam 
die Arbeitsgruppe überein, daß diese Bestimmung 
mit einer Vorbchaltsmöglichkcit verbunden werden 
soll. Danach kann.jeder Vertragsstaat erklären, daß 
er eine Entscheidung betreffend die Miete oder 
Pacht von unbeweglichen Sachen nicht anerkennen 
oder vollstrecken wird, wenn die betreffende unbe- 
wegliche Sache in seinem Hoheitsgebiet belegen 
ist, selbst wenn es sich um die in Artikel 16 Num- 
mer I Buchstabe b) genannte Art von Miet- oder 
Pachtverträgen handelt und die Zuständigkeit des 
Gerichts des ürsprungsstaats sich auf den Wohn- 
sitz des Beklagten stützt. Dieser Vorbehalt ist in 
Artikel Ib des Protokolls Nr. 1 enthalten. 

Diese Vorbehaltsmöglichkeit stellt nur auf die Fälle 
ab, in denen die unbewegliche Sache in dem 
ersuchten Staat belegen ist. Wenn beispielsweise 
Spanien von dieser Möglichkeit Gebrauch macht, 
so bedeutet dies nicht, daß Spanien die Anerken- 
nung oder Vollstreckung einer Entscheidung versa- 
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gen kann, die in einem Verfahren ergangen ist, das 
die in Artikel 16 Nummer 1 Buchstabe b) genannte 
Art von Miet- oder Pachtverhältnissen zum Gegen- 
stand hat, wenn die unbewegliche Sache in einem 
anderen Staat — z. B. Italien — belegen ist und 
das Urteil in einem dritten Staat, in dem der 
Beklagte seinen Wohnsitz hat — beispielsweise 
Schweden — ergangen ist. In diesem Fall hat der 
Umstand, daß der Staat, in dem die unbewegliche 
Sache belegen ist, von der Vorbehaltsmöglichkeit 
Gebrauch gemacht hat, keinerlei Bedeutung. 

Vereinbarungsgemäß kann jedoch ein Staat, der 
diesen Vorbehalt einlegen möchte, den Vorbehalt 
enger fassen als vorgesehen. Ein Staat kann bei- 
spielsweise erklären, daß der Vorbehalt auf den 
Fall beschränkt ist, daß der Eigentümer eine juristi- 
sche Person ist. 

54) Artikel 16 Nummer I ist nur dann anzuwenden, 
wenn die unbewegliche Sache in dem Hoheitsge- 
biet eines Vertragsstaats belegen ist. Der Text ist in 
dieser Hinsicht von hinreichender Eindeutigkeit. 
Ist die unbewegliche Sache im Hoheitsgebiet eines 
Drittstaates belegen, so gelten die sonstigen 
Bestimmungen des Übereinkommens, beispiels- 
weise Artikel 2, wenn der Beklagte seinen Wohn- 
sitz im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats hat, oder 
Artikel 4, wenn er im Hoheitsgebiet eines Drittstaa- 
tes wohnhaft ist, usw. 

6. Abschnitt 

Vereinbarung Ober die Zuständigkeit (Artikel 17 und 
18) 

a) Artikel 17 — Vertragliche Vereinbarung 

55) L Absatz 1 dieses Artikels stellt hauptsächlich auf 
die Formerfordemisse ab, denen Gerichtsstands- 
vereinbarungen entsprechen müssen. Die Frage, ob 
eine Gerichtsstandsvereinbarung rechtswirksam 
getroffen wurde (beispielsweise Einigungsmangel), 
muß durch das anzu wendende Recht geregelt wer- 
den (siehe Urteil des Gerichtshofes vom 
1 1. November 1986, Iveco Fiat/Van Hool, siehe 
Kapitel VI). Zur Frage, ob eine derartige Vereinba- 
rung rechtswirksam für spezifische Sachbereiche 
getroffen werden kann, sei auf die Rechtsprechung 
des Gerichtshofes hingewiesen (Urteil vom 
13. November 1979, Sanicentral/Collin, siehe 
Kapitel VI), wonach die innerstaatlichen Verfah- 
rensvorschriften in den durch das Übereinkommen 
geregelten Bereichen hinter dessen Bestimmungen 
zurücktreten. 

56) Nach dem ursf^nglichen Wortlaut des Artikels 17 
des Brüsseler Übereinkommens muß eine Gerichts- 
standsvereinbarung schriftlich oder mündlich mit 
schriftlicher Bestätigung geschlossen werden. Die 
Arbeitsgruppe, die das Übereinkommen von 1978 
über den Beitritt Dänemarks, Irlands und des Ver- 
einigten Königreichs Großbritannien und Nordir- 
land zum Brüsseler Übereinkommen und zum Pro- 


tokoll vom 3. Juni 1971 betreffend die Auslegung 
durch den Gerichtshof erarbeitet hat, vertrat im 
Lichte der Auslegung des Gerichtshofes der Euro- 
päischen Gemeinschaften in einigen seiner ersten 
Urteile betreffend Artikel 17 des Brüsseler Überein- 
kommens (siehe Kapitel VI) die Auffassung, daß 
diese Formerfordemisse den Gepflogenheiten und 
Bedürfnissen des internationalen Handels schlecht 
entsprechen. 

Es schien daher angezeigt, diese Erfordernisse hin- 
sichtlich der Gerichtsstandsvereinbarungen im 
internationalen Handelsverkehr flexibler zu gestal- 
ten. Gemäß Artikel 17 Absatz 1 des Brüsseler Clber- 
einkommens in der Fassung des Beitrittsüberein- 
kommens von 1978 kann eine Gerichtsstandsver- 
einbaning im internationalen Handel in einer 
Form geschlossen werden, die den internationalen 
Handelsbräuchen entspricht, die den Parteien 
bekannt sind oder die als ihnen bekannt angesehen 
werden müssen. 

57) Bei den Verhandlungen über das Lugano-Überein- 
kommen vertraten die EFTA-Mitgliedstaaten 
jedoch die Auffassung, diese Bestimmung sei zu 
unscharf und könne zu einem Mangel an Rechtssi- 
cherheit führen. Diese Staaten befürchteten, auf- 
grund von Artikel 17 Absatz 1 könnte es im inter- 
nationalen Handel möglich sein, eine Gerichts- 
standsvereinbaning schon allein deshalb als 
zusUnde gekommen anzusehen, weil kein Ein- 
spruch gegen eine Klausel erhoben worden sei, die 
in bestimmten, von einer einzigen Partei abgegebe- 
nen einseitigen Erklämngen enthalten sei, z. B. in 
einer Rechnung oder in den als Auftragsbestäti- 
gung geltenden allgemeinen Geschäftsbedingun- 
gen. Daher schlugen die EFTA-Mitgliedstaaten für 
den zweiten Satz von Artikel 17 Absatz l folgende 
Ändemng vor: 

„Eine solche Gerichtsstandsvereinbamng muß 

a) entweder schriftlich (oder mündlich mit klarer 
schriftlicher Bestätigung) — einschließlich 
Briefwechsel, Telegrammen und Fernschreiben 
(bzw. jeder anderen modernen Übermittlungs- 
technik) — geschlossen 

b) oder in ein Konnossement bzw. ein ähnliches 
Beförderungsdokument aufgenommen bzw. 
dort vermerkt werden.“ 

Die Vertreter der Mitgliedstaaten der Gemeinschaf- 
ten vertraten jedoch die Auffassung, daß dieser 
Vorschlag nicht nur eine allzu starre Regelung ein- 
führen würde, sondern darüber hinaus im Wider- 
spruch zur Rechtsprechung des Gerichtshofes der 
Europäischen Gemeinschaften stünde, wonach es 
möglich sein muß, besonderen Geschäftspraktiken 
Rechnung zu tragen (Urteil vom 14. Dezember 
1976, Segoura/Bonäkdarian, siehe Kapitel VI). 

58) Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe c) des Lugano-Über- 
einkommens lehnt sich an Artikel 9 Absatz 2 des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen von 
1980 über Verträge über den internationalen 
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Warenkauf (das sogenannte Wiener Übereinkom- 
men) an. Da die EWG-Mitgliedstaaten und die 
EFTA-Staaten diesem Übereinkommen unter 
Umständen beitreten werden, hielt es die Arbeits- 
gruppe für wünschenswert, den Wortlaut des Arti- 
kels 17 in dieser Hinsicht an Artikel 9 Absatz 2 des 
Wiener Übereinkommens anzupassen. Diese 
Bestimmung läßt sich als Kompromiß zwischen 
den beiden Staatengruppen ansehen. 

Zum einen erfüllt eine Gerichtsstandsvereinb^ng 
gemäß Artikel 17 Absatz l Buchstabe b) des Über- 
einkommens die Formerfordemisse, wenn sie in 
einer Form geschlossen wird, welche den Gepflo- 
genheiten entspricht, die zwischen den Parteien 
entstanden sind. Diese Bestimmung ist im Text 
von Artikel 17 des Brüsseler Übereinkommens 
nicht enthalten. Im Lichte der Rechtsprechung des 
Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaften 
gesehen (siehe Kapitel VI) scheint dies aber wohl 
die Bedeutung von Artikel 17 des Brüsseler Über- 
einkommens zu sein. Die Arbeitsgruppe vertrat die 
Auffassung, daß diese. Bedeutung im Lugano- 
Übereinkommen ausdrücklich präzisiert werden 
sollte. 

Zum anderen erfüllt eine Gerichtsstandsvereinba- 
rung im internationalen Handel die Formerforder- 
nisse, wenn sie in einer Form geschlossen worden 
ist, die einem Handelsbrauch entspricht, den die 
Parteien kannten oder kennen mußten und den 
Parteien von Verträgen dieser Art in dem betreffen- 
den Geschäftszweig allgemein kennen und regel- 
mäßig beachten. 

So genügt es selbst im internationalen Handelsver- 
kehr nicht, eine Gerichtsstands Vereinbarung in 
einer Form zu schließen, die den in diesem 
Geschäftszweig geltenden Gepflogenheiten (oder 
Handelsbräuchen) entspricht und die die Freien 
kannten oder kennen mußten. Darüber hinaus ist 
erforderlich, daß dieser Handelsbrauch zum einen 
im internationalen Handel allgemein bekannt ist 
und zum anderen regelmäßig zwischen Parteien 
von Verträgen dieser Art in dem betreffenden 
Geschäftszweig beachtet wird. 

Insbesondere angesichts der Begriffe „internatio- 
nale Handelsbräuche'* und „usages**, die in der 
deutschen bzw. französischen Fassung des Artikels 
17 des Brüsseler Übereinkommens verwendet wer- 
den, dürfte es keine größeren inhaltlichen Unter- 
schiede zwischen den betreffenden Bestimmungen 
der beiden Übereinkommen geben. Die EFTA- 
Staaten waren jedoch der Ansicht, daß die derzei- 
tige Formulierung des Artikels 17 Absatz 1 Buch- 
stabe c) des Lugano-Übereinkommens gewählt 
werden müsse, um eine einheitliche Auslegung zu 
gewährleisten, 

59) Zu Artikel 17 des Brüsseler Übereinkommens hat 
der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 
eine Vielzahl von Urteilen erlassen. Hierzu sei auf 
Kapitel VI Nummern 2 bis 12, Artikel 17 Num- 
mern l bis 12, verwiesen. 


Es empfiehlt sich jedoch, in diesem Zusammen- 
hang daran zu erinnern, daß der Gerichtshof fest- 
gestellt hat, daß eine zwischen den Parteien 
geschlossene Vereinbarung über den Erfüllungsort, 
die eine Begründung der Zuständigkeit gemäß 
Arikel 5 Nummer 1 darstellt, ausreicht, um einen 
Gerichtsstand zu begründen, und nicht an die Ein- 
haltung der Formerfordemisse gebunden ist, die 
für die Vereinbarung der Zuständigkeit in Artikel 
17 vorgesehen sind (Urteil vom 17. Januar 1980, 
Zelger/Salinitri, siehe Kapitel VI), 

60) 2. Artikel 17 Absatz 5 wurde von den EFTA-Mit- 
gliedstaaten vorgeschlagen. In diesem Absatz ist 
vorgesehen, daß bei Arbeitsverträgen Gerichts- 
standsvereinbarungen im Sinne von Absatz 1 nur 
dann zulässig sind, wenn sie nach der Entstehung 
der Streitigkeit getroffen werden. Die dieser 
Bestimmung zugrunde liegende Konzeption ist die 
gleiche wie in Artikel 5 Nummer l, d. h. der Schutz 
des Arbeitnehmers, der in wirtschaftlicher und 
sozialer Hinsicht als der schwächere Teil in der ver- 
traglichen Beziehung angesehen wird. Es schien 
wünschenswert, daß der Schutz, den man den 
Arbeitnehmern mittels des Artikels 5 Nummer l 
gewährleisten will, nicht durch Gerichtsstandsver- 
einbarungen zunichte gemacht werden kann, die 
vor der Entstehung der Streitigkeit getroffen wer- 
den. Ebenso wie Artikel 5 Nummer l gilt diese 
Bestimmung nur für individuelle Arbeitsverträge 
und nicht für Kollektivverträge, die zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmervertretem geschlos- 
sen Werden. 

61) Auf der diplomatischen Konferenz wurden die 
Unterschiede zwischen dem Brüsseler Übereinkom- 
men und dem Lugano- Übereinkommen hinsicht- 
lich der Gcrichtsstandsvereinbarungen bei Arbeits- 
verträgen hervorgehoben und bestimmte Schwierig- 
keiten aufgezeigt. Als Beispiel wurde eine Gerichts- 
standsvereinbarung angeführt, die zum Zeitpunkt 
ihres Abschlusses zwischen Parteien getroffen 
wurde, die im Hoheitsgebiet von zwei Staaten, die 
das Brüsseler Übereinkommen ratifiziert haben, 
wohnhaft sind. Gemäß diesem Übereinkommen 
kann die vertragliche Gerichtsstands Vereinbarung 
bei einem Arbeitsvertrag vor der Entstehung der 
Streitigkeit geschlossen werden. 

Was geschieht nun, wenn eine der Parteien ihren 
Wohnsitz später in einem EFTA-Mitgliedstaat 
nimmt? Welche Haltung nimmt das Gericht des 
Mitgliedstaats der Gemeinschaften ein, das auf- 
grund dieser Gerichtsstandsvereinbarung befaßt 
wird, bzw. das Gericht eines EFTA-Mitgliedstaa- 
tes, das trotz dieser Vereinbarung befaßt wird? 

Diese Frage wurde offengelassen und könnte — 
obwohl die im Brüsseler Übereinkommen wie auch 
im Lugano-Übereinkommen vorgesehenen Lösun- 
gen durchaus brauchbar sind — gegebenenfalls im 
Übereinkommen über den Beitritt Spaniens und 
Portugals zum Brüsseler Übereinkommen im Sinne 
einer Angleichung des Brüsseler Übereinkommens 
an das Lugano-Übereinkommen geregelt werden. 
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b) Artikel 18 — Stillschweigende Vereinbarung 

62) Es wurden Unterschiede zwischen den einzelnen 
Fassungen des Brüsseler Übereinkommens festge* 
stellt. So ist in einigen Fassungen, beispielsweise in 
der englischen und der deutschen Fassung, vorge- 
sehen, daß das Gericht des Vertragsstaates nicht 
zuständig ist, wenn der Beklagte sich ,«nur‘* einläßt, 
um den Mangel der Zuständigkeit geltend zu 
machen; diese Einschränkung ist im französischen 
Text nicht enthalten. 

An den verschiedenen Texten wurde jedoch keine 
Änderung vorgenommen, und zwar aufgrund eines 
Urteils des Gerichtshofes der Europäischen 
Gemeinschaften, wonach Artikel 18 unter 
bestimmten Umständen anwendbar ist, wenn der 
Beklagte nicht nur den Mangel der Zuständigkeit 
rügt, sondern darüber hinaus in der Sache selbst 
Stellung nimmt (Urteil vom 24. Juni 1981, Elefan- 
ten Schuh/Jacqmain, siehe Kapitel VI). 


7. Abschnitt 

Prüfung der Zuständigkeit und der Zulässigkeit des 
Verfahrens (Artikel 19 und 20) 

63) Obwohl diese Artikel den Artikeln 19 und 20 des 
Brüsseler Übereinkommens entsprechen, ist doch 
zu Artikel 20 einiges zu bemerken, da es sich hier 
um eine besonders wichtige Bestimmung bei Säum- 
nis des Beklagten handelt (siehe Jenard-Bericht, 
Seite 39). 

Hat ein Gericht das Lugano-Übereinkommen 
anzuwenden, muß es sich von Amts wegen für 
unzuständig erklären, wenn seine Zuständigkeit 
nicht aufgrund der Bestimmungen des Titels 11 2. 
bis 6. Abschnitt des genannten Übereinkommens 
begründet ist. Sp muß sich zum Beispiel ein franzö- 
sisches Gericht, vor dem ein Beklagter mit Wohn- 
sitz in Norwegen aufgrund von Artikel 14 des Code 
Civil (die Zuständigkeit begründet sich durch die 
französische Staatsangehörigkeit des Klägers) 
erscheinen soll, bei Säumnis des Beklagten von 
Amts wegen für unzuständig erklären. 

Desgleichen muß sich das Gericht von Amts wegen 
für unzuständig erklären, wenn seine Zuständigkeit 
nicht aufgrund eines internationalen Übereinkom- 
mens begründet ist, das für besondere Rechtsge- 
biete die gerichtliche Zuständigkeit regelt, wie dies 
in Artikel 57 Absatz 2 vorgesehen ist. Siehe hierzu 
auch die Erläuterungen zu Artikel 57. 

Es sei darauf hingewiesen, daß heute fast alle Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften 
und der EFTA Vertragsparteien des Haager Über- 
einkommens vom 15. November 1965 über die 
Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher 
Schriftstücke im Ausland in Zivil- oder Handelssa- 
chen sind; am 1. Juni 1988 gehörten nur Irland, 
Island, Österreich und die Schweiz diesem Über- 
einkommen nicht an. 


8. Abschnitt 

Rechtshängigkeit und im Zusammenhang stehende 
Verfahren (Artikel 21 bis 23) 

64) Artikel 21 

Im 8. Abschnitt wurde nur dieser Artikel geändert. 

Artikel 2 1 des Brüsseler Übereinkommens sieht bei 
Rechtshängigkeit vor, daß sich das später angeru- 
fene Gericht von Amts wegen zugunsten des zuerst 
angerufenen Gerichts für unzuständig zu erklären 
hat und daß es das Verfahren aussetzen kann, 
wenn der Mangel der Zuständigkeit des anderen 
Gerichts geltend gemacht wird. 

Die Vertreter der Mitgliedstaaten der EFTA hielten 
diese Lösung für zu radikal. 

Sie meinten, daß häufig eine Klage eingereicht 
werden müsse, um eine Frist einzuhalten oder die 
Verjährung zu unterbrechen, wobei es unterschied- 
liche Auffassungen in der Frage gebe; ob eine Frist 
dann eingehalten werde, wenn die Klage bei einem 
international nicht zuständigen Gericht erhoben 
werde. 

Aufgrund der Fassung von Artikel 21 im Brüsseler 
Übereinkommen müßte ihres Erachtens ein 
Gericht, das zwar zuständig ist, jedoch später ange- 
rufen wird, sich von Amts wegen zugunsten des 
zuerst angerufenen Gerichts für unzuständig erklä- 
ren. Wenn auch das als erstes angerufene Gericht 
auf Unzuständigkeit erkennen sollte, würden beide 
Klagen abgewiesen mit der Folge, daß die Frist 
überschritten und die Klage somit verjährt sein 
könnte. 

Diese Argumente sind berücksichtigt worden. 

Artikel 21 wurde dahin gehend geändert, daß das 
später angerufene Gericht das Verfahren von Amts 
wegen aussetzt, bis die Zuständigkeit des zuerst 
angerufenen Gerichts feststeht. 

Das später angerufene Gericht erklärt sich nur 
dann zugunsten des zuerst angerufenen Gerichts 
für unzuständig, wenn dessen Zuständigkeit fest- 
steht (siehe Schlosser- Bericht, Randnummer 176). 

Der Gerichtshof hat sich hierzu wie folgt ausge- 
sprochen: „Der Begriff der Rechtshängigkeit im 
Sinne von Artikel 21 umfaßt den Fall, daß eine 
Partei vor dem Gericht eines Vertragsstaats die 
Feststellung der Unwirksamkeit oder die Auflö- 
sung eines internationalen Kaufvertrags begehrt, 
während eine Klage der anderen Partei auf Erfül- 
lung desselben Vertrags vor dem Gericht eines 
anderen Vertragsstaats anhängig ist.'* (Urteil vom 
8. Dezember 1987 Gubisch/Palumbo). 

9. Abschnitt 

Eiiistweilige Maßnahmen einschließlich Solcher, die auf 
eine Sicherung gerichtet sind (Artikel 24) 

65) Artikel 24 

Da diese Bestimmung nicht geändert worden ist, 
sei auf den Jenard-Bericht, Seite 42, und den 
Schlosser- Bericht, Randnummer 183, verwiesen. 
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TITEL Ul 

ANERKENNUNG UND VOLLSTRECKUNG 
(Artikel 25 bis 49) 

I . Abschnitt 

Anerkennung (Artikel 26 bis 30) 

a) A rtikel 2 7 Nummer 5 

66) Artikel 27 Nummer 5 regelt nur den Fall, daß die 
Entscheidung, deren Anerkennung beantragt wird, 
in dem Staat, in dem die Anerkennung geltend 
gemacht wird, mit einer früheren Entscheidung 
unvereinbar ist, die in einem Nicht vertragsstaat 
ergangen ist und in dem Staat, in dem die Aner- 
kennung geltend gemacht wird, anerkannt werden 
könnte. 

Nicht ausdrücklich geregelt — wie übrigens auch 
im Brüsseler Übereinkommen nicht — ist der Fall, 
daß eine in einem Vertragsstaat ergangene Ent- 
scheidung mit einer in einem anderen Vertragsstaat 
früher ergangenen Entscheidung unvereinbar ist, 
aber in dem Staat, in dem die Anerkennung gel- 
tend gemacht wird, anerkannt werden könnte. Man 
war der Ansicht, daß diese Fälle höchst selten Vor- 
kommen dürften, und zwar wegen der in Titel 11, 
insbesondere in den Artikeln 21 und 22 vorgesehe- 
nen Verfahren zur Vermeidung von sich widerspre- 
chenden Entscheidungen. Wenn sich dennoch eine 
solche Situation ergibt, müßte das Gericht des 
ersuchten Staates seine Verfahrensregeln und die 
im Übereinkommen verankerten allgemeinen 
Grundsätze anwenden, um die Anerkennung und 
Vollstreckung der nach Anerkennung der ersten 
Entscheidung ergangenen Entscheidung zu versa- 
gen. ln der Tat kann man wohl davon ausgehen, 
daß die erste Entscheidung, wenn sie in dem 
ersuchten Staat bereits anerkannt ist, dort die glei- 
chen Rec^htswirkungen entfaltet wie eine von den 
Gerichten dieses Staates erlassene Entscheidung 
(in Artikel 27 Nummer 3 geregelter Fall). 

b) Artikel 28 

67) In dieser Bestimmung wurde der Hinweis auf zwei 
weitere Versagungsgründe aufgenommen. Sie sind 
in den Artikeln 54b und 57 geregelt (siehe die 
Erläuterungen dazu). 

2. Abschnitt 

Vollstreckung (Artikel 3 1 bis 45) 
a) Artikel 31 

68) Absatz I dieses Artikels, wie er im Brüsseler Über- 
einkommen steht, sieht folgendes vor; „Die in 
einem Vertragsstaat ergangenen Entscheidungen, 
die in diesem Staat vollstreckbar sind, werden in 


einem anderen Vertragsstaat vollstreckt, wenn sie 
dort auf Antrag eines Berechtigten mit der Voll- 
streckungsklausel versehen worden sind.“ Da das 
britische Recht eine Vollstreckbarerklärung von 
ausländischen Entscheidungen nicht kennt, sieht 
Absatz 2 dieses Artikels vor, daß eine derartige 
Entscheidung in England und Wales, in Schottland 
oder in Nordirland vollstreckt wird, wenn sie auf 
Antrag eines Berechtigten zur Vollstreckung in dem 
betreffenden Teil des Vereinigten Königreichs regi- 
striert worden ist (siehe Schlosser-Bericht. Rand- 
nummer 208 ff.). 

69) In der Schweiz wird unterschieden zwischen Urtei- 
len, die zu einer Geldleistung verpflichten, und 
Urteilen, die zu anderen Leistungen als der Zah- 
lung eines Geldbetrags verpflichten. Die Vollstrek- 
kung von Urteilen, die zu einer Geldleistung ver- 
pflichten, ist in Artikel 69 ff. des Bundesgesetzes 
über Schuldbetreibung und Konkurs geregelt. Die 
Artikel 80 und 81 dieses Gesetzes schreiben für die 
Zwangsvollstreckung die Vorlage eines vollstreck- 
baren Zivilurteils vor. Bei ausländischen Urteilen, 
die zu einer Geldleistung verpflichten, ist nur dann 
ein Verfahren zur Vollstreckbarerklärung erforder- 
lich, wenn diese Urteile in einem Staat ergangen 
sind, der mit der Schweiz keinen Vertrag über die 
Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Ent- 
scheidungen geschlossen hat. Besteht ein solcher 
Vertrag, dann ist ein ausländisches Urteil über eine 
Geldleistung in gleicher Weise vollstreckbar wie 
ein schweizerisches Urteil, und nur die in dem 
betreffenden Vertrag vorgesehenen Einreden kön- 
nen geltend gemacht werden (Artikel 81 Absatz 3 
des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und 
Konkurs). 

Ein ausländisches Urteil, das zu einer anderen Lei- 
stung als der Zahlung eines Geldbetrags verpflich- 
tet, wird nach kantonalem Recht vollstreckt, selbst 
wenn mit dem betreffenden Staat ein Vertrag exi- 
stiert. Im allgemeinen gelten in diesem Fall die 
kantonalen Vorschriften über den Vollstreckungs- 
auftrag. Im Hinblick auf das Übereinkommen hat 
die Schweiz erklärt, daß sie Urteilen, die zu einer 
Geldleistung verpflichten, weiterhin die Vorzugsbe- 
handlung gewähren wolle. 

Die Arbeitsgruppe stellte fest, daß die für Artikel 
3 1 Absatz 1 des Brüsseler Übereinkommens 
gewählte Formulierung dem Rechtssystem der 
sechs ursprünglichen Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Gemeinschaften entsprach und daß sie für 
Staaten mit anderen Vollstreckungsverfahren als 
die sechs vorgenannten Länder Schwierigkeiten 
aufwerfen könnte. Deshalb und insbesondere um 
dem schweizerischen Standpunkt Rechnung zu tra- 
gen, wurde der Passus „mit der Vollstreckungsklau- 
sel versehen“ in Artikel 3 t Absatz I des Brüsseler 
Übereinkommens im Lugano-Übereinkommen 
durch die Worte „für vollstreckbar erklärt“ ersetzt. 

b) Artikel 32 bis 45 

70) Die im Rahmen der Artikel 32 bis 45 vorgenomme- 
nen formalen Anpassungen betreffen ausschließ- 
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lieh die zuständigen Gerichte und die Rechtsbe- 
helfe, die gegen ihre Entscheidungen eingelegt wer- 
den können. 

In Island und Schweden wurde nur einem Gericht 
die Zuständigkeit für Anträge auf Vollstreckbarer- 
klärung übertragen. In Schweden entspricht dies 
der geltenden Praxis, wonach das „Svea hovrätt“ 
Zuständigkeit besitzt, ausländische Urteile und im 
Ausland ergangene Schiedssprüche für vollstreck- 
bar zu erklären. 

Will der Schuldner die Zulassung der Zwangsvoll- 
streckung anfechten, so muß er den Rechtsbehelf 
in den meisten Vertragsstaaten bei dem nächsthö- 
heren Gericht einle^en, in Belgien, Irland, Italien, 
den Niederlanden, Österreich und dem Vereinigten 
Könijgreich allerdings bei dem Gericht, das das 
Urteil für vollstreckbar erklärt hat. Das Verfahren 
wird in Form eines streitigen Zivilprozesses 
geführt. Das gleiche gilt auch für den Rechtsbehelf, 
den der Antragsteller einlegen kann, wenn sein 
Antrag abgelehnt wird. 


3. Abschnitt 

Gemeinsame Vorschriften (Artikel 46 bis 48) 

71) Da dieser Abschnitt in keiner Weise geändert 
wurde, sei auf den Jenard- Bericht (Seiten 54 bis 56) 
und den Schlosser- Bericht (Randnummer 225) ver- 
wiesen. 


TITEL IV 

ÖFFENTLICHE URKUNDEN UND PRO- 
ZESSVERGLEICHE (Artikel 50 und 51) 

Artikel 50 — öffentliche Urkunden 

72) Die Vertreter der EFTArMitgliedstaaten konnten 
sich mit dem Wortlaut von Artikel 50 einverstan- 
den erklären, obwohl der Begriff der „öffentlichen 
Urkunde“ in ihrem innerstaatlichen Recht, außer 
in Österreich, nicht existiert. 

Sie haben jedoch verlangt, daß in diesem Bericht 
die Voraussetzungen präzisiert werden, die eine 
öffentliche Urkunde erfüllen muß, um als solche 
im Sinne des Artikels 50 zu gelten (siehe Schlos- 
ser-Bericht, Randnummer 226). 

Diese Voraussetzungen sind folgende: 

— Die Beurkundung muß von einer Behörde vor- 
genommen worden sein: 

— die Beurkundung muß sich auf den Inhalt 
nicht nur z. B. auf die Unterschrift beziehen; 

— die Urkunde muß in dem Staat, in dem sie aus- 
gestellt worden ist, als solche vollstreckbar 
sein. 


So fallen zum Beispiel außergerichtliche Verglei- 
che, die das dänische Recht kennt und die nach 
dänischem Recht vollstreckbar sind (Udenretlig 
forlig), nicht unter Artikel 50. 

Desgleichen werden Wechsel und Schecks nicht 
von Artikel 50 erfaßt. 

Wie in Artikel 31 (siehe Randnummer 69) wurde 
der Passus „mit der Vollstreckungsklausel verse- 
hen“ durch die Worte „für vollstreckbar erklärt“ 
ersetzt. 

Es sei vermerkt, daß Artikel 50 des Brüsseler Über- 
einkommens bisher relativ selten zur Anwendung 
gekommen zu sein scheint. 


TITEL V 


ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN 
(Artikel 52 und 53) 


Artikel 52 — Wohnsitz 


73) Artikel 52 Absatz 3 des Brüsseler Übereinkommens 
bezieht sich auf Personen, deren Wohnsitz vom 
Wohnsitz einer anderen Person oder vom Sitz einer 
Behörde abhängt. 

Mit ihm wird eine gemeinsame Kollisionsnorm 
aufgestellt, die auf dem Personalstatut der abhängi- 
gen Person beruht, d. h. in den einschlägigen Fäl- 
len dem Heimatrecht dieser Person. 

Die Richtigkeit dieser Norm wurde von den 
EFTA-Mitgliedstaaten in Frage gestellt, und zwar 
insbesondere wegen der Entwicklung, die sich seit 
der Ausarbeitung des Übereinkommens von 1968 
hinsichtlich des Wohnsitzes der verheirateten Frau 
vollzogen hat. 

Es wurde beschlossen, Absatz 3 zu streichen. 

Daraus ergibt sich, daß das Gericht für die Ent- 
scheidung, ob der Beklagte ein Mindeijähriger oder 
ein geschäftsunfähiger Volljähriger ist, das Recht 
anwendet, das in den in seinem Land geltenden 
Kollisionsnormen bezeichnet ist. 

Wenn dann bejahendenfalls über den gesetzlichen 
Wohnsitz zu entscheiden ist, so wird je nach Fall 
Artikel 52 Absatz 1 oder Absatz 2 herangezogen. So 
wendet das Gericht, wenn es zu entscheiden hat, 
ob ein Minderjähriger im Hoheitsgebiet des Staa- 
tes, dessen Gerichte angerufen sind, seinen Wohn- 
sitz hat. sein Recht an. 
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Gemeinschaften geschlossen wurden (siehe Anlage 

II). 

Die Abkommen zwischen Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaften sind nicht aufgeführt worden, da 
sie ja bereits in Artikel 55 des Brüsseler Überein- 
kommens genannt sind bzw., was Spanien und 
Portugal angeht, in dem Übereinkommen über 
deren Beitritt zum Brüsseler Übereinkommen 
behandelt werden. 


Hat ein Minderjähriger keinen Wohnsitz in dem 
Staat, dessen Gerichte angerufen sind, so wendet 
das Gericht, wenn es zu entscheiden hat, ob der 
Minderjährige einen Wohnsitz in einem anderen 
Vertragsstaat hat, das Recht dieses Staates an. 


TITEL VI 

ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN 
(Artikel 54 und 54a) 


a) Artikel 54 — Zeitlicher Anwendungsbereich des 
Übereinkommens 

74) An dieser Bestimmung wurden nur technische 
Anpassungen vorgenommen, da die Modalitäten 
für das Inkrafttreten der beiden Übereinkommen 
nicht identisch sind; in der Sache hat sich aber 
nichts geändert (siehe Jenard-Bericht, Seiten 57 
und 58, und Schlosser- Bericht, Randnummem 228 
bis 235) 

b) A rtikel 54a ( Seerechtssachen ) 

75) Artikel 54a entspricht Artikel 36 des Beitrittsüber- 
einkommens von 1978 (siehe Schlosser- Bericht, 
Randnummer 121 ff.). 

In Artikel 54a Nummer 5 wird der Begriff der „See- 
forderung“ definiert. Danach ist eine Seefordening 
unter anderem ein Recht oder ein Anspruch aus 
Hafenabgaben (Buchstabe l). In der deutschen 
Fassung dieses Übereinkommens sowie des Brüsse- 
ler Übereinkommens wird unter Buchstabe 1 der 
Begriff „Hafenabgaben“ verwendet, was jedoch 
keinesfalls den Schluß zulassen darf, daß Hafen- 
und Dockgebühren oder ähnliche Abgaben als 
Hafenabgaben im Sinne dieses Artikels zu verste- 
hen sind. 


TITEL VI! 

VERHÄLTNIS ZUM BRÜSSELER ÜBEREIN- 
KOMMEN UND ZU ANDEREN ÜBEREINKOM- 
MEN 

(Artikel 54b bis 59) 

a) Artikel 54b — Verhältnis zum Brüsseler Über- 
einkommen 

76) Hierzu sei auf die Erläuterungen in Kapitel II 
Nummer 1 hingewiesen. 

b) Artikel 55 und 56 — Von den EFTA-Staaten 
geschlossene Abkommen 

77) Artikel 55 nennt zum einen die zwischen Mitglied- 
staaten der EFTA geschlossenen Abkommen und 
zum anderen die Abkommen, die zwischen Mit- 
gliedstaaten der EFTA und Mitgliedstaaten der 


78) Artikel 56 wurde nicht geändert. 

c) Artikel 57 — Übereinkommen för besondere 
Rechtsgebiete 

79) Das Problem der Normenkolliston bildet zusam- 
men mit dem Problem der Kompetenzkonflikte 
gleichsam den Kern des internationalen Privat- 
rechts. 

Aber auch dem Problem der Kollision von Über- 
einkommen kommt zunehmend Bedeutung zu. 
Heutzutage bestehen nämlich viele internationale 
Übereinkommen, die entweder direkt oder indirekt 
das gleiche Sachgebiet betreffen: dies rührt daher, 
daß eine Vielzahl von internationalen Organisatio- 
nen solche Übereinkommen ausarbeitet. Zur 
Lösung dieses Problems sind im Völkerrecht ver- 
schiedene Ansätze denkbar. Die einen gehen von 
dem Grundsatz der „specialia generalibus dero- 
|ant“ aus, andere von der Regel, daß das jüngere 
Übereinkommen den Vorrang hat. Wieder ein 
anderer Lösungsansatz beruht auf dem Kriterium 
der Effektivität. So soll z. B. für die Anerkennung 
und Vollstreckung von Urteilen unter verschiede- 
nen Übereinkommen dasjenige herangezogen wer- 
den, das im Sinne der von den Schöpfern dieser 
Übereinkommen verfolgten Ziele der Person, zu 
deren Gunsten ein Urteil in einem Land ergangen 
ist, die besten Voraussetzungen für die Anerken- 
nung und Vollstreckung in einem anderen Land 
bietet. 

Wie der Schlosser- Bericht (Randnummern 238 bis 
246) darlegt, ist diese Frage bei den Verhandlungen 
über .das Beitrittsübereinkommen von 1978 aus- 
führlich erörtert worden. 

Die Lösung wurde dann in Artikel 25 jenes Über- 
einkommens verankert. 

80) Das Problem ist auch bei den Verhandlungen über 
das Lugano-Übereinkommen behandelt worden, ln 
beiden Übereinkommen wurde von dem gleichen 
Grundprinzip ausgegangen: Sie lassen andere 
Übereinkommen unberührt, denen die Vertrags- 
staaten angehören oder angehören werden und die 
für besondere Rechtsgebiete die gerichtliche 
Zuständigkeit, die Anerkennung und die Vollstrek- 
kung von Entscheidungen regeln (^). 

Die getroffenen Lösungen sind in Artikel 57 ent- 
halten. Sie können nach zwei Gesichtspunkten 
unterschieden werden: Einerseits nach demjenigen 
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der Zuständigkeit und andererseits nach demjeni- 
gen der Anerkennung und Vollstreckung. 

81) Mit Bezug auf die gerichtliche Zuständigkeit ent- 
halten die beiden Übereinkommen, d. h. das Brüs- 
seler Übereinkommen von 1968 in der Fassung der 
Beitrittsübereinkommen von 1978 und 1982 sowie 
das Lugano-Übereinkommen, ähnliche Bestim- 
mungen. 

Artikel 57 Absatz 2 des Lugano-Übereinkommens 
(ebenso wie Artikel 25 Absatz 2 des Beitrittsüber- 
einkommens von 1978) schließt nicht aus, daß das 
Gericht eines Vertragsstaates, der Vertragspartei 
eines Übereinkommens über ein besonderes 
Rechtsgebiet ist, seine Zuständigkeit auf ein sol- 
ches Übereinkommen stützt; und zwar selbst dann, 
wenn der Beklagte seinen Wohnsitz in dem 
Hoheitsgebiet eines Staates hat, der Vertragspartei 
des Lugano-Übereinkommens, nicht aber des 
Übereinkommens über das besondere Rechtsgebiet 
ist. 

Diesbezüglich führt Artikel 57 also eine weitere 
Ausnahme zu Artikel 2 ein, in dem bekanntlich der 
Grundsatz verankert ist, daß der Beklagte vor 
einem Gericht seines Wohnsitzes verklagt werden 
muß. 

Hierfür sei folgendes Beispiel angeführt: 

Das am 12. Oktober 1929 in Warschau Unterzeich- 
nete Abkommen zur Vereinheitlichung von Regeln 
über die Beförderung im internationalen Luftver- 
kehr ist von Luxemburg nicht ratifiziert worden. 
Ein Luftverkehrsuntemehmen habe seinen Wohn- 
sitz in Luxemburg; das Warschauer Abkommen 
sieht als Gerichtsstand unter anderem das Gericht 
„des Bestimmungsortes"" vor; dieser Gerichtsstand 
ist als solcher weder vom Lugano-Übereinkommen 
noch vom Brüsseler Übereinkommen übernommen 
worden. 

Artikel 57 ermöglicht cs dem Kläger, den luxem- 
burgischen Verkchrsuntcmehmer vor dem Gericht 
eines Staates zu verklagen, der Vertragsparfei des 
Lugano-Übereinkommens und des Warschauer 
Abkommens ist, da dieser Gerichtsstand nach dem 
letztgenannten Abkommen zulässig ist. 

Im Brüsseler Übereinkommen ist die gleiche 
Lösung gewählt worden. Das Übereinkommen 
über ein besonderes Rechtsgebiet genießt Vorrang, 
und zwar wie der Schlosser-Bericht über das Über- 
einkommen von 1978 (Randnummer 240 Buch- 
stabe b)) schreibt, „im Interesse von Einfachheit 
und Überschaubarkeit der Rechtslage"" und, so 
möchten wir hinzufügen, um die eventuellen 
Rechte von Staatsangehörigen dritter Länder aus 
dem Übereinkommen für das besondere Rechtsge- 
biet nicht zu mißachten. 

Das angerufene Gericht muß jedoch Artikel 20 des 
Lugano-Übereinkommens anwenden, damit die 
Rechte des Beklagten geschützt sind. 

Im vorliegenden Fall muß das Gericht bei Nicht- 
einlassung des Beklagten von Amts wegen-prüfen, 
ob es aufgrund des Übereinkommens für das 


besondere Rechtsgebiet auch wirklich zuständig ist 
und ob der Beklagte ordnungsgemäß und rechtzei- 
tig genug vorgeladen worden ist, um sich verteidK 
gen zu können. 

82) Was die Anerkennung und die Vollstreckung betrifft, 
so sind im Brüsseler Übereinkommen (das in die- 
sem Punkt durch das Übereinkommen von 1978 
geändert worden ist) und im Lugano- Übereinkom- 
men unterschiedliche Lösungen gewählt worden. 

Das Lugano-Übereinkommen sieht nämlich im 
Unterschied zum Brüsseler Übereinkommen vor, 
daß die Anerkennung und die Vollstreckung ver- 
sagt werden können, wenn der ersuchte Staat nicht 
Vertragspartei des Spezialübereinkommens ist und 
die Person, gegen welche die Anerkennung oder 
Vollstreckung geltend gemacht wird, ihren Wohn- 
sitz in diesem Staat hat. 

Dieser Unterschied erklärt sich dadurch, daß das 
Brüsseler Übereinkommen für Mitgliedstaaten ein 
und derselben Gemeinschaft gilt, während dies bei 
dem Lugano-Übereinkommen nicht der Fall ist. 

Deshalb haben die Mitgliedstaaten der EFTA ver- 
langt, daß die Gerichte des ersuchten Staates die 
Anerkennung und Vollstreckung versagen können, 
wenn die Person, gegen welche die Anerkennung 
oder Vollstreckung geltend gemacht wird, ihren 
Wohnsitz im Hoheitsgebiet des ersuchten (EFTA-) 
Staates hat; ihres Erachtens muß dem Beklagten 
eine solche Sicherheit gewährleistet werden, vor 
allem wenn das Übereinkommen für das besondere 
Rechtsgebiet Zuständigkeitsregeln enthält, die von 
dem ersuchten Staat aufgrund seines Rechts als 
exorbitant angesehen werden. 

Es sei betont, daß dieser Versagungsgrund eine 
Ausnahme darstellt, da ja in Absatz 3 der Grund- 
satz der Anerkennung und Vollstreckung verankert 
ist. Deshalb wird Absatz 4 nicht automatisch ange- 
wandt, sondern es steht im Ermessen des Gerichts 
des ersuchten Staates, nach dessen Recht hierüber 
zu entscheiden. 

Es versteht sich, daß einem Urteil, das in einem 
Mitgliedstaat der EFTA aufgrund einer in einem 
Spezialübereinkommen vorgesehenen Zuständig- 
keitsregel ergangen ist, in einem Mitgliedstaat der 
Gemeinschaften unter den gleichen Voraussetzun- 
gen die Anerkennung und Vollstreckung versagt 
werden können. 

83) Obwohl diese Frage in Artikel 57 nicht ausdrück- 
lich geregelt wird, finden nach Ansicht der Bericht- 
erstatter die Bestimmungen über Rechtshängigkeit 
und im Zusammenhang stehende Verfahren der 
Artikel 21 und 22 Anwendung, wenn das Gericht 
eines Vertragsstaates, das aufgrund* eines Überein- 
kommens für ein besonderes Rechtsgebiet zustän- 
dig ist, zuerst angerufen wird. So müßten z. B. bei 
Rechtshängigkeit die Gerichte eines anderen Ver- 
tragssuates — selbst wenn dieser Staat nicht Partei 
des Übereinkommens für das besondere Rechtsge- 
biet ist — von Amts wegen das Verfahren ausset- 
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zen, wenn sie später angerufen werden. Die 
Zuständigkeit des zuerst angerufenen Gerichts ist 
im Lugano- Übereinkommen durch Artikel 21 in 
Verbindung mit Artikel 57 begründet; der letztge- 
nannte Artikel erkennt die Zuständigkeit des 
Gerichts an, das aufgrund eines Übereinkommens 
für ein besonderes Rechtsgebiet als erstes angeru- 
fen worden ist, 

84) Für die Zwecke des Lugano-Übereinkommens wer- 
den die Rechtsakte der Gemeinschaft gleichbehan- 
delt wie ein Übereinkommen für besondere Rechts- 
gebiete. Wir verweisen in diesem Zusammenhang 
auf die Erläuterungen zum Protokoll Nr. 3. 

TITEL VIII 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
(Artikel 60 bis 68) 

a) Einleitende Bemerkungen 

85) Während die Schlußbestimmungen im allgemeinen 
mehr oder weniger einem klassischen Muster fol- 
gen, hat man im Lugano-Übereinkommen speziel- 
lere Bestimmungen gewählt, die ausführlichere 
Erläuterungen erforderlich machen. Zunächst 
haben wir es hier mit einem Übereinkommen zu 
tun, das eine relative Übereinstimmung der verfas- 
sungsrechtlichen und wirtschaftlichen Grundkon- 
zeption der Vertragsstaaten voraussetzt (siehe 
Kapitel I Abschnitt 2 Nummer 3). Des weiteren 
wurde dieses Übereinkommen zwischen Staaten 
ausgehandelt, die alle europäischen Organisatio- 
nen angehören, nämlich den Europäischen 
Gemeinschaften oder der EFTA. 

Die Verfasser des Übereinkommens sahen sich vor 
verschiedene Fragen gestellt. Bei einer ersten Frage 
allgemeiner A^ ging cs darum, welche Staaten Par- 
teien des Übereinkommens werden können. 
Andere spezifischere Fragen lauteten: 

Was ist mit den Staaten, die nach dem Zeitpunkt, 
zu dem das Übereinkommen zur Unterzeichnung 
aufgelegt worden ist, Mitglied der Europäischen 
Gemeinschaften oder der EFTA werden? 

Was geschieht, wenn dritte Staaten, d. h. solche, 
die keiner der beiden Organisationen angehören, 
dem Übereinkommen beitreten möchten? 

Wie weit reicht der territoriale Anwendungsbereich 
des Übereinkommens? 

Und schließlich, was ist, wenn eines der Gebiete, 
für das ein Vertragsstaat die internationalen Bezie- 
hungen wahrnimmt, die Unabhängigkeit erlangt? 

Jede dieser Fragen ist eingehend geprüft worden, 
und es gelang, hierfür eine Reihe von Lösungen zu 
erarbeiten (^). 

b) Artikel 60 — Staaten die Vertragsparteien des 
Übereinkommens werden können 

86) Diese Frage wird in Artikel 60 geregelt, während in 
den Artikeln 61 und 62 die Modalitäten hierfür 


festgelegt sind: In Frage kommen entweder die 
Unterzeichnung und die Ratifikation (Artikel 61) 
oder der Beitritt (Artikel 62). 

Auf jeden Fall können Vertragsparteien dieses 
Übereinkommens werden 

1. die Staaten, die in dem Zeitpunkt, zu dem das 
Übereinkommen zur Unterzeichnung aufgelegt 
wird, Mitglieder der Europäischen Gemein- 
schaften oder der EFTA sind; 

2. die Staaten, die nach diesem Zeitpunkt Mit- 
glieder einer dieser beiden Organisationen wer- 
den. Angesichts der Entstehungsgeschichte des 
Übereinkommens verstand sich diese Lösung 
praktisch von selbst, da keine der beiden Orga- 
nisationen ihre jetzige Zusammensetzung für 
alle Zukunft festschreiben kann; 

3. Drittstaaten. Dies ist sicherlich die heikelste 
Frage. Es gibt natürlich neben den Mitglied- 
staaten dieser beiden Organisationen noch 
andere Staaten, die die gleichen Grundkonzep- 
tionen teilen, die aber nicht zu Europa gehö- 
ren. Wie wir dies bei den Erläuterungen zu 
Artikel 62 sehen werden, sind für den Beitritt 
dieser Staaten zum Übereinkommen recht 
strenge Bedingungen aufgestellt worden. 

Zusammenfassend läßt sich also sagen, daß in dem 
Übereinkommen zwar ein Bestreben um Öffnung 
zu erkennen ist, daß aber dennoch eine entschei- 
dende Vorsicht an den Tag gelegt wird. 

c) Artikel 61 — Unterzeichnung, Ratifikation und 
Inkrafttreten 

87) Nach Artikel 61 kann das Lugano-Übereinkommen 
von den Staaten, die im Zeitpunkt, zu dem das 
Übereinkommen zur Unterzeichnung aufgelegt 
worden ist, dem 16. September 1988, Mitglieder 
einer der beiden Organisationen sind, unterzeich- 
net werden. 

Dies wurde so vereinbart, weil der endgültige Text 
auf der diplomatischen Konferenz ausgearbeitet 
und von den Personen angenommen wurde, die 
hierzu von ihren Staaten bevollmächtigt worden 
waren. 

Zu diesem Zeitpunkt wurde das Übereinkommen 
von zehn Staaten unterzeichnet: Von den Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft haben Belgien, Däne- 
mark, Griechenland, Italien, Luxemburg und Por- 
tugal unterzeichnet, und von den Mitgliedstaaten 
der EFTA waren es Island, Norwegen, Schweden 
und die Schweiz. Inzwischen sind auch Finnland 
(30. November 1988) und die Niederlande (7. 
Februar 1989) gefolgt. 

Das Übereinkommen kann zu jedem späteren Zeit- 
punkt von den sechs restlichen Staaten (Bundesre- 
publik Deutschland, Spanien, Frankreich, Irland 
und Vereinigtes Königreich einerseits wie Öster- 
reich andererseits) unterzeichnet werden. 

88) Nach Artikel 61 Absatz 3 tritt das Übereinkommen 
in Kraft, sobald es von einem Mitgliedstaat der 
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Gemeinschaften und einem Mitgliedstaat der 
EFTA ratifiziert worden ist. 

Für ein multilaterales Übereinkommen, um das es 
sich hier ja handelt, scheint eine solche Bestim* 
mung über das Inkrafttreten etwas erstaunlich. 


der ja keinerlei Mitspracherecht beim Beitritt neuer 
Staaten zur anderen Organisation hat, aus ihm 
eigenen Gründen keine so enge Bindung zu dem 
beitretenden Staat wünscht, wie sie mit dem 
Lugano-Übereinkommen geschaffen wird. Hierbei 
handelt es sich um eine Schutzklausel, die auch 
gegenüber Drittstaaten gilt. 


Man wollte das Inkrafttreten des Übereinkommens 
anz bewußt beschleunigen. Das Übereinkommen 
ietet nämlich für Personen mit Wohnsitz im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates der EFTA eine 
Reihe von Garantien, wenn sie vor einem Gericht 
eines Mitgliedstaates der Gemeinschaften verklagt 
werden. 

So findet z. B. Artikel 4 des Brüsseler Übereinkom- 
mens auf sie nicht mehr Anwendung. Des weiteren 
können Personen mit Wohnsitz im Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaates der Gemeinschaften vor einem 
Gericht eines Mitgliedstaates der EFTA nicht mehr 
auf der Grundlage von dessen Zuständigkeitsre- 
geln verklagt werden. 

Außerdem können Ratifizicrungsverfahrcn sehr 
langwierig sein, und das Inkrafttreten eines multi- 
lateralen Übereinkommens wird verzögert, wenn 
hierfür eine gewisse Anzahl von Ratifikationen 
erforderlich ist. 

Einige Beispiele können dies verdeutlichen: Das 
Übereinkommen von 1968 ist erst 1973 in Kraft 
getreten, und das Beitrittsübereinkommen von 
1978 ist zwischen den sechs ursprünglichen Mit- 
gliedstaaten und Dänemark erst am 1. Oktober 
1986, im Verhältnis zum Vereinigten Königreich 
am I. Januar 1987 und zu Irland am I, Juni 1988 in 
Kraft getreten. Das Übereinkommen über den Bei- 
tritt Griechenlands vom 25. Oktober 1982 ist für 
Belgien, Dänemark, die Bundesrepublik Deutsch- 
land, Griechenland, Frankreich, Irland, Italien, 
Luxemburg und die Niederlande am 1. April 1989 
und für das Vereinigte Königreich am 1. Oktober 
1989 in Kraft getreten. 

Für das Lugano-Übereinkommen genügt es, daß 
ein Mitgliedstaat der Gemeinschaften und ein Mit- 
gliedstaat der EFTA ratifizieren; für diese beiden 
Staaten wird das Übereinkommen am ersten Tag 
des dritten Monats in Kraft treten, der auf den Tag 
folgt, an dem die zweite Ratifikationsurkunde hin- 
terlegt worden ist. 

d) Artikel 62 — Beitritt 
1. Neue Mitgliedstaaten 

89) Die Staaten, die, nachdem das Übereinkommen 
zur Unterzeichnung aufgelegt worden ist, Mitglied 
der Gemeinschaften oder der EFTA werden, kön- 
nen dem Übereinkommen beitreten. 

Nach Artikel 62 Absatz 4 kann sich jedoch ein Ver- 
tragsstaat durch einen solchen Beitritt für nicht 
gebunden erachten. 

Diese Klausel wurde vorgesehen für den Fall, daß 
ein Mitgliedstaat einer der beiden Organisationen, 


2. Drittstaaten 

90) Die Vorsicht gegenüber Drittstaaten zeigt sich in 
den spezifischen Bedingungen für ihren Beitritt. 

Will ein solcher Staat dem Übereinkommen beitre- 
ten, muß er als erstes einen Vertragsstaat — d. h. 
einen Staat, der entweder das Übereinkommen rati- 
fiziert hat oder ihm beigetreten ist — als „Paten“ 
gewinnen; dieser „Pate“ teilt dem Depositarstaat 
den Wunsch des dritten Staates mit. 

Als zweites muß der dritte Staat den Inhalt der Mit- 
teilungen, die er in bezug auf die Anwendung des 
Übereinkommens zu machen beabsichtigt, sowie 
die Erklärungen, die er zur Anwendung, des Proto- 
kolls Nr. l abzugeben wünscht, dem Depositarstaat 
übermitteln; dieser bringt jene Erklärungen den 
anderen Unterzeichnerstaaten oder beigetretenen 
Staaten zur Kenntnis. Über den Inhalt der vorge- 
schlagenen Erklärungen können alsdann Verhand- 
lungen stattfinden. Dabei dürfen jedoch die 
Bestimmungen des Lugano-Übereinkommens sel- 
ber nicht in Frage gestellt werden. Dieser Mecha- 
nismus unterscheidet sich deutlich von jenem des 
Artikels 63 des Brüsseler Übereinkommens. Letzte- 
rer sieht vor, daß ein neuer Mitgliedstaat der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft beantragen 
kann, daß die erforderlichen Anpassungen Gegen- 
stand eines besonderen Übereinkommens sind. 
Dieses Verfahren, auf das insbesondere bei der 
Ausarbeitung des Beitrittsübereinkommens von 
1978 zurückgegriffen wurde, findet im vorliegen- 
den Fall keine Anwendung. 

Drittens müssen die in Artikel 60 Buchstaben a) 
und b) bezeichneten Staaten, die über die von dem 
beitrittswilligen Staat geplanten Mitteilungen und 
Erklärungen unterrichtet worden sind, einstimmig 
beschließen, ob jener Staat zum Beitritt eingeladen 
werden soll. . 

Die in Artikel 60 Buchstaben a) und b) bezeichne- 
ten Staaten sind entweder die Staaten, die zu dem 
Zeitpunkt, zu dem das Übereinkommen zur Unter- 
zeichnung aufgelegt worden ist, d. h. am 16. Sep- 
tember 1988, Mitglied einer der beiden Organisa- 
tionen waren, oder die Staaten, die nach dem vor- 
genannten Zeitpunkt Mitglied einer der beiden 
Organisationen geworden sind. Die Zustimmung 
der dritten Staaten, die dem Übereinkommen gege- 
benenfalls beigetreten sind, ist somit nicht erforder- 
lich. Dies wurde so vereinbart, weil das Überein- 
kommen von seinem Wesen her ein Übereinkom- 
men zwischen Mitgliedstaaten der Gemeinschaften 
und der EFTA ist und man es deshalb nicht für 
sinnvoll hielt, einem dritten Staat, der dem Über- 
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einkommen beigetreten ist, ein Vetorecht zum Bei- 
tritt eines anderen dritten Staates einzuräumen. 

Viertens können, wenn beschlossen worden ist, die 
Bewerbung des dritten Staates zuzulassen, auf 
Antrag dieses Staates oder eines anderen interes- 
sierten Staates Verhandlungen über die Erklärun- 
gen aufgenommen werden, die der betreffende 
dritte Staat zum Protokoll Nr. 1 abzugeben beab- 
sichtigt. 

Schließlich sei noch einmal an die Bestimmung — 
dies ist die letzte Schutzklausel — erinnert, wonach 
jeder Vertragsstaat (aufgrund von Absatz 4) es 
abiehnen kann, das Übereinkommen im Verhältnis 
zu dem beigetretenen dritten Staat anzuwenden. 
Mit dieser Regelung, die sich an verschiedene 
Übereinkommen anlehnt, die im Rahmen der Haa- 
ger Konferenz für internationales Privatrecht aus- 
gearbeitet wurden, wird berücksichtigt, daß zwi- 
schen einem Vertragsstaat und einem Drittstaat 
Probleme — gegebenenfalls politischer Art — 
bestehen können. 


c) Territorialer Anwendungsbereich 

91) Artikel 60 des Brüsseler Übereinkommens von 
1968 und Artikel 27 des Beitrittsübereinkommens 
von 1978 haben den territorialen Anwendungsbe- 
reich dieser Übereinkommen, mit einigen genau 
festgelegten Ausnahmen, auf das europäische 
Hoheitsgebiet der Vertragsstaaten begrenzt. 

92) Bei den Verhandlungen über das Lugano-Überein- 
kommen wurde die Ansicht vertreten, das Überein- 
kommen solle in größerem Maße auf jene nichteu- 
ropäischen Gebiete angewendet werden können, 
die entweder Bestandteil des Staatsgebietes eines 
Vertragsstaats sind oder für die ein Vertragsstaat 
die internationalen Beziehungen wahmimmt. 
Einige dieser Gebiete sind nämlich bedeutende 
Finanzzeniren mit engen Beziehungen zu den Ver- 
tragsstaaten. Bei der derzeitigen rapiden Entwick- 
lung der Kommunikationsmittel können Vermö- 
genswerte rasch in solche Gebiete transferiert wer- 
den. Wenn das Übereinkommen für solche Gebiete 
nicht gilt, würde dadurch eine Situation geschaf- 
fen, die dem angestrebten Ziel genau zuwider läuft, 
denn die in einem Vertragsstaat des Übereinkom- 
mens ergangenen Urteile könnten in solchen 
Gebieten nicht nach den Bestimmungen des Über- 
einkommens vollstreckt werden. 

93) Auf der diplomatischen Konferenz hielt man es 
letztlich für besser, im Übereinkommen — wie 
übrigens in vielen anderen internationalen Über- 
einkommen auch — keinerlei Bestimmung über 
Umfang und Grenzen seines territorialen Anwen- 
dungsbereichs aufzunehmen. Deshalb ist die im 
Brüsseler Übereinkommen von 1968 und im Bei- 
trittsübereinkommen von 1978 in ihrem Grundsatz 
auf das europäische Hoheitsgebiet beschränkte 
Begrenzung nicht in das Lugano- Übereinkommen 
übernommen worden. 


94) In den Verhandlungen zeigte sich klar, daß das 
Lugano-Übereinkommen ohne eine spezifische 
Regelung dieser Frage automatisch für folgende 
Gebiete gilt: 

— für das gesamte Hoheitsgebiet des Königreichs 
Spanien, 

— für das gesamte Hoheitsgebiet der Portugiesi- 
schen Republik, 

— im Falle Frankreichs für sämtliche Gebiete, die 
Bestandteil der Französischen Republik sind 
(siehe Artikel 71 ff. der Verfassung), also ein- 
schließlich der französischen überseeischen 
Departements (Guadeloupe, Martinique, Gua- 
yana, R6union), der überseeischen Gebiete 
(Polynesien, Neu-Kaledonicn, Süd- und Ant- 
arktisgebiete) und der besonderen Gebietskör- 
perschaften (St.-Pierre und Miquelon, Mayotte). 

95) Bei Dänemark und den Niederlanden sieht die 
Lage etwas anders aus. 

Dänemark hat im Hinblick auf die Ratifizierung 
des Lugano-Übereinkommens mitgetcilt, daß cs 
sich die Möglichkeit Vorbehalten möchte, nach der 
Ratifikation den Anwendungsbereich des Überein- 
kommens auf die Färöer und Grönland auszudeh- 
nen, die Bestandteil des Königreichs Dänemark 
sind, für ihre internen Angelegenheiten jedoch 
Autonomie genießen (Gesetz Nr. 137 vom 23. März 
1948 für die Färöer und Gesetz Nr. 577 vom 29. 
November 1978 für Grönland), und zu Gesetzes- 
entwürfen, welche ihre Gebiete berühren, angehört 
werden müssen. Entsprechend dem Ergebnis dieser 
Konsultationen kann Dänemark in einer Erklä- 
rung, die jederzeit an den Depositarstaat gerichtet 
werden kann, mitteilen, welche Entscheidung hin- 
sichtlich der Anwendung des Übereinkommens auf 
die genannten Gebiete getroffen wurde. 

Das Königreich der Niederlande setzt sich seit 
dem 1. Januar 1986 aus drei Ländern zusammen, 
nämlich den Niederlanden, den niederländischen 
Antillen [den Inseln Bonairc, Cura9ao, St. Martin 
(niederländischer Teil der Insel), St. Eustatius und 
Saba] sowie Aruba. Da auch hier Konsultationen 
vorgenommen werden müssen, können die Nieder- 
lande — wie Dänemark für die Färöer und Grön- 
land — in einer Erklärung, die jederzeit an den 
Depositarstaat gerichtet werden kann, mitteilen, 
welche Entscheidung über die Anwendung des 
Übereinkommens auf die niederländischen Antil- 
len und Aruba getroffen worden ist. 

96) Andere Vertragsstaaten hingegen, z. B. das Verei- 
nigte Königreich und Portugal (im Falle von 
Macau und Timor- Loste),, umfassen Gebiete, die 
vom Mutterland getrennt sind. Für diese Gebiete 
können nur das Vereinigte Königreich und Portu- 
gal internationale Übereinkommen schließen. 

Das Vereinigte Königreich hat bei den Ver- 
handlungen ebenso wie die anderen Staaten eine 
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vollständige Liste der außereuropäischen Gebiete 
vorgelegt, für die es die internationalen Beziehun- 
gen wahrnimmt (*). Zu den europäischen Gebieten 
siehe Schlosser- Bericht, Randnummer 252. 

Die Liste der außereuropäischen Gebiete ist in die 
Akten der diplomatischen Konferenz von Lugano 
aufgenommen worden. Das Vereinigte Königreich 
hat auch Angaben zu den Gebieten vorgelegt, auf 
die seines Erachtens das Übereinkommen tatsäch- 
lich angewandt werden könnte. Es wurde davon 
ausgegangen, daß die Vorlage dieser Angaben 
nicht einer bindenden Verpflichtung gleichkommt, 
das Übereinkommen nicht auf andere Gebiete aus- 
zudehnen, sondern daß mit dieser Vorlage lediglich 
die anderen Mitgliedstaaten in die Lage versetzt 
werden sollten, die praktischen Konsequenzen 
einer Ausdehnung der Anwendung des Überein- 
kommens besser zu beurteilen. 

Das Vereinigte Königreich hat mitgeteilt, daß es 
sich vorstellen könnte, das Übereinkommen 
namentlich auf die folgenden außereuropäischen 
Gebiete auszudehnen: Anguilla, die Bermudas, die 
Britischen Jungfeminseln, Montserrat, die Turks- 
und Caicosinseln sowie Hongkong. 

Für Portugal ist die Frage, ob das Übereinkom- 
men auch auf Macau und Timor-Leste Anwendung 
finden soll, noch nicht entschieden. 


0 Erlangung der Unabhängigkeit 


97) Es wurde auch die Frage erörtert, inwieweit das 
Übereinkommen auf Gebiete Anwendung finden 
kann, welche die Unabhängigkeit erlangen. 

Das Übereinkommen enthält keine diesbezügliche 
Bestimmung. Zum einen ist eine solche Klausel in 
internationalen Übereinkommen nicht üblich. Zum 
anderen handelt cs sich hierbei um ein klassisches 
Problem des Völkerrechts. So steht es nach allge- 
meiner Rechtsauffassung jedem Vertragsstaat frei, 
bei Erlangung der Unabhängigkeit eines Landes 
darüber zu entscheiden, ob er sich durch das fragli- 
che Übereinkommen gegenüber dem neuen Staat 
für gebunden erachtet: die gleiche Entscheidungs- 
freiheit besitzt natürlich auch das unabhängig 
gewordene Land (siehe hierzu Schlosser- Bericht, 
Randnummer 254). 

Auf jeden Fall kann der unabhängig gewordene 
Staat, wenn er Vertragspartei des Übereinkommens 
werden möchte, von dem in Artikel* 62 des 
Lugano-Übereinkommens für dritte Staaten vorge- 
sehenen Beitrittsverfahren Gebrauch machen (siche 
Randnummer 90). 


KAPITEL IV 
PROTOKOLLE 


98) Nach Artikel 65 sind die drei Protokolle zur Ergän- 
zung des Übereinkommens Bestandteil des Über- 
einkommens. 

PROTOKOLL NR. 1 ÜBER BESTIMMTE 
ZUSTÄNDIGKEITS-, VERFAHRENS- UND 
VOLLSTRECKUNGSFRAGEN 

1 . Vorbemerkungen 

99) Dieses Protokoll entspricht dem Protokoll, das dem 
Brüsseler Übereinkommen beigefügt ist. Die Arti- 
kel I, II, 111 und Vd dieses Protokolls sind unver- 
ändert in das Protokoll Nr. 1 zum Lugano- Überein- 
kommen übernommen worden. Die Bestimmungen 
von Artikel Vc des dem Brüsseler Übereinkommen 
beigefügten Protokolls wurden nicht in dieses Pro- 
tokoll aufgenommen. Diese Bestimmungen waren 
nämlich in das Protokoll zum Brüsseler Überein- 
kommen nur eingefügt worden, um klarzustellen, 
daß der im englischen Text des am 15. Dezember 
1975 in Luxemburg Unterzeichneten Übereinkom- 
mens über das europäische Patent für den Gemein- 
samen Markt enthaltene Ausdruck „residence** die 
gleiche Tragweite haben soll wie der Begriff „domi- 
cile*‘ im Brüsseler Übereinkommen. Derartige 
Bestimmungen erübrigen sich im Lugano-Überein- 


kommen. Die übrigen Bestimmungen des dem 
Brüsseler Übereinkommen beigefügten Protokolls 
sind mit einigen kleineren Anpassungen in das vor- 
liegende Protokoll übernommen worden; die 
Anpassungen sind zum größten Teil auf die in 
mehreren EFTA-Staaten geltenden Rechtsvor- 
schriften zurückzuführen. Im übrigen enthält das 
Protokoll zwei Artikel (la und Ib), für die es im 
Protokoll zum Brüsseler Übereinkommen kein 
Gegenstück gibt. 

2. Artikel la — Von der Schweiz verlangter Vorbe- 
halt 

100) Dieser Artikel enthält einen von der Schweiz ver- 
langten Vorbehalt. Er sieht vor, daß die Schweiz 
bei der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde 
erklären kann, daß eine in einem anderen Ver- 
tragssuat ergangene Entscheidung in der Schweiz 
nicht anerkannt oder vollstreckt .wird, wenn die 
Zuständigkeit des Gerichts, das die Entscheidung 
erlassen hat, sich nur auf Artikel 5 Nummer 1 des 
Übereinkommens (Erfüllungsort des Vertrags) 
stützt und wenn einige andere Voraussetzungen 
erfüllt sind. Da Artikel 5 Nummer 1 von zahlrei- 
chen Staaten unter dem Gesichtspunkt des Han- 
dels für die wichtigste Bestimmung aller besonde- 
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ren Zuständigkeitsregeln des Übereinkommens 
erachtet wird, kam es über den Inhalt dieses Teils 
des Protokolls Nr. 1 zu eingehenden Erörterun- 
gen. 

Für die Schweiz ist die Notwendigkeit eines Vor- 
behalts in Artikel 59 der Schweizerischen Bundes- 
verfassung O begründet, der einer Person mit 
Wohnsitz in der Schweiz unabhängig von ihrer 
Staatsangehörigkeit in vertragsrechtlichen Angele- 
genheiten den Gerichtsstand des Wohnsitzes 
garantiert. Von diesem allgemeinen Grundsatz 
gibt es zwar einige Ausnahmen, doch zeigte sich 
deutlich, daß eine Vorschrift nach Art des Artikels 
5 Nummer l des Übereinkommens mit dem 
schweizerischen Verfassungsrecht kollidieren und 
so die Teilnahme der Schweiz am Übereinkom- 
men unmöglich machen könnte. Der ausgearbei- 
tete Kompromiß beschränkt die Wirkungen des 
Vorbehalts auf das unerläßliche Mindestmaß. 

101) Zunächst einmal gilt der Vorbehalt nur, wenn der 
Beklagte zum Zeitpunkt der Einleitung des Ver- 
fahrens seinen Wohnsitz in der Schweiz hatte. Für 
die Anwendung des Vorbehalts wird der Wohn- 
sitz den allgemeinen Grundsätzen und den 
Regeln des Übereinkommens bestimmt und aner- 
kannt. Eine Gesellschaft oder eine andere juristi- 
sche Person hat Jedoch im Sinne des Protokolls 
ihren Sitz nur dann in der Schweiz, wenn ihr sta- 
tutarischer Sitz und der tatsächliche Mittelpunkt 
ihrer Tätigkeit in der Schweiz liegen. Der Vorbe- 
halt findet also nicht Anwendung, wenn der tat- 
sächliche Mittelpunkt der Tätigkeit einer Gesell- 
schaft oder einer anderen juristischen Person 
außerhalb der Schweiz liegt, selbst wenn ihr statu- 
tarischer Sitz in der Schweiz liegt. Der Vorbehalt 
gilt aber auf jeden Fall nur, sofern ihr statutari- 
scher Sitz in der Schweiz liegt. 

Zweitens können die Anerkennung und Vollstrek- 
kung auf der Grundlage des Vorbehalts nur ver- 
sagt werden, wenn sich die Zuständigkeit des 
Gerichts, das die Entscheidung erlassen hat, aus- 
schließlich auf Artikel 5 Nummer l stützt. Hat 
sich beispielsweise ein Beklagter mit Wohnsitz in 
der Schweiz auf ein Verfahren vor dem Gericht 
eines anderen Vertragsstaats eingelassen, so gilt 
der Vorbehalt nicht, da die Zuständigkeit in die- 
sem Fall sich nicht ausschließlich äuf Artikel 5 
Nummer I stützt, sondern auch auf Artikel 18. 
Außerdem gilt der Vorbehalt nicht, wenn die 
Zuständigkeit des Gerichts des Ursprungsstaats 
auf eine Gerichtsstandsvereinbarung zur Beile- 
gung vertragsrechtlicher Streitigkeiten gegründet 
ist, da sich in diesem Fall die Zuständigkeit aus 
Artikel 17 ergibt. 

Drittens kommt der Vorbehalt nur zum Tragen, 
wenn der Beklagte gegen die Anerkennung oder 
die Vollstreckung der Entscheidung in der 
Schweiz Einspruch erhebt. Dieser Einspruch muß 
gutgläubig erfolgen. Die schweizerische Delega- 
tion hat darauf hingewiesen, daß es nach schwei- 
zerischem Recht durchaus möglich ist, daß der 
Beklagte auf den Schutz des Artikels 59 der Ver- 


fassung verzichtet und daß dieser Verzicht jeder- 
zeit rcchtswirksam erklärt werden kann. So 
könnte dieser Verzicht sogar erfolgen, bevor die 
Schweiz ihre Erklärung abgegeben hat. Im Wort- 
laut des Artikels ergibt sich dies aus der Formulie- 
rung . . der in diesem Absatz vorgesehenen 
Erklärung“. Die Vertragspartner von Personen 
mit Wohnsitz in der Schweiz können also einen 
Verzicht auf den Schutz nach Artikel 59 der 
Schweizerischen Bundesverfassung, der andern- 
falls gelten würde, verlangen. 

Eine Vereinbarung zwischen den Parteien über 
den Verzicht auf diesen Schutz könnte mündlich 
oder schriftlich geschlossen werden; es muß aber 
ein hinreichender Beweis für den Verzicht vorlie- 
gcn. Ist eine solche Vereinbarung getroffen wor- 
den oder ist das schweizerische Gericht aufgrund 
der Tatsachenlage davon überzeugt, daß der 
Beklagte auf seine Rechte verzichtet hat, so wer- 
den die Anerkennung und Vollstreckung in der 
Schweiz nicht versagt, auch wenn die Schweiz die 
Erklärung über den Vorbehalt abgegeben hat. 

Viertens ist der Vorbehalt nicht anzuwenden, 
soweit in dem Zeitpunkt, zu dem die Anerken- 
nung oder Vollstreckung beantragt wird, eine 
Änderung von Artikel 59 der Schweizerischen 
Bundesverfassung stattgefunden hat. Die schwei- 
zerische Regierung ist verpflichtet, solche Ände- 
rungen den ünterzeichnerstaaten und den beitre- 
tenden Staaten mitzuteilen. 

Fünftens hat die schweizerische Delegation 
erklärt, daß ein Vorbehalt nach diesem Artikel 
nicht auf arbeitsrechtliche Verträge anzuwenden 
wäre. So wird die Schweiz die Anerkennung oder 
Vollstreckung einer Entscheidung in einer einen 
individuellen Arbeitsvertrag betreffenden Angele- 
genheit nicht mit der Begründung versagen, daß 
sich die Zuständigkeit des Gerichts, das die Ent- 
scheidung erlassen hat, nur auf Artikel 5 Num- 
mer l, zweiter Satzteil, des Übereinkommens 
stützt. 

Schließlich wird eine Erklärung der Schweiz auf 
der Grundlage dieses Artikels zu einem bestimm- 
ten Zeitpunkt, nämlich am 31. Dezember 1999, 
unwirksam. Falls zu diesem Zeitpunkt die schwei- 
zerische Bundesverfassung nicht dahin gehend 
geändert worden ist, daß diese verfassungsmäßige 
Schwierigkeit nicht mehr besteht, könnte die 
Schweiz das Übereinkommen kündigen und ihm 
wieder beitreten, sobald diese Schwierigkeiten 
ausgeräumt worden sind. 

102) Wenn die Schweiz den in diesem Artikel vorgese- 
henen Vorbehalt erklärt, können sich die übrigen 
Vertragsstaaten auf den Grundsatz der Gegensei- 
tigkeit berufen und die Anerkennung und Voll- 
streckung der in der Schweiz ergangenen Ent- 
scheidungen versagen, falls sich die Zuständigkeit 
der schweizerischen Gerichte nur auf Artikel 5 
Nummer I des Übereinkommens stützt und auch 
die übrigen Bedingungen gemäß Artikel la des 
Protokolls erfüllt sind. 
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Wegen der Verschieden artigkeit der Verfassungs- 
systeme der betreffenden Länder wurde keine 
Gegenseitigkettsklausel in das Protokoll aufge- 
nommen. Dies hat zur Folge, daß sich diese 
Gegenseitigkeit nach den Regeln des Völkerrechts 
bestimmt. Da die Umsetzung dieser Regeln in 
nationale Rechtsvorschriften unterschiedlich sein 
kann, können die in der Frage der Gegenseitigkeit 
gewählten Lösungen je nach Land variieren. 

In den Staaten, die das „dualistische“ System 
anwenden, wird die Frage der Gegenseitigkeit auf 
der Ebene der Gesetzgebung generell geregelt. In 
Ländern mit „monistischem“ System ist es Sache 
der Gerichte oder anderer Behörden, die Frage 
der Gegenseitigkeit zu lösen. In Frankreich bei- 
spielsweise, wo das „monistische“ System 
Anwendung findet, geht nach der französischen 
Verfassung ein internationaler Vertrag dem inner- 
staatlichen Recht vor, sofern der Vertrag auf der 
Grundlage der Gegenseitigkeit gilt. Wird vor 
einem Gericht die Frage aufgeworfen, ob der Ver- 
trag auf dieser Grundlage gilt, und ist die Antwort 
nicht klar, so muß das Gericht das Ministerium 
für auswärtige Angelegenheiten befassen, das für 
die Auslegung der Verträge zuständig ist. 

Was die Anwendung des Artikels 7 des Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (Verbot jeglicher Diskriminierung aus 
Gründen der Staatsangehörigkeit) anbelangt, so 
kann das Gericht eines EG-Staates, falls sich 
diese Frage stellt, den Gerichtshof der Europäi- 
schen Gemeinschaften um Vorabentscheidung 
nach Artikel 177 EWG-Vertrag ersuchen. 

Aus den Beratungen ergibt sich, daß einige Staa- 
ten die Gegenseitigkeit nicht anwenden werden. 

3. Artikel Ib — Vorbehalt betreffend Miet- oder 
Pachtverträge 

103) Nach diesem Artikel kann ein Vertragsstaat sich 
durch eine bei der Unterzeichnung oder der Hin- 
terlegung seiner Ratifikätions- oder Beitrittsur- 
kunde abgegebene Erklärung das Recht Vorbehal- 
ten, in anderen Vertragsstaaten ergangene Ent- 
scheidungen nicht anzuerkennen oder zu voll- 
strecken, wenn die Zuständigkeit des Gerichts des 
Ursprungsstaats nach Artikel 16 Nummer 1 Buch- 
stabe b) ausschließlich dadurch begründet ist, daß 
der Beklagte seinen Wohnsitz in dem Ursprungs- 
staat hat. 

Auf diese Bestimmung wurde bereits eingegangen 
(vgl. Randnummer 53). 

4. Artikel IV — Gerichtliche und außergerichtli- 
che Schriftstücke 

104) Dieser Artikel entspricht Artikel IV des dem Brüs- 
seler Übereinkommen beigefügten Protokolls. Die 
in Absatz 2 vorgesehene Erklärung ist jedoch 
nicht an den Generalsekretär des Rates der Euro- 


päischen Gemeinschaften, sondern an den Depo- 
sitar des Lugano-Übereinkommens zu richten. 

5. Artikel V — Gewährleistungs- oder Interven- 
tionsklage 

105) Den Gewährleistungs- oder Interventionsklagen 
entspricht im österreichischen, spanischen und 
schweizerischen Recht sowie im deutschen Recht 
die Streitverkündung. Eine analoge Regel zu Arti- 
kel V des dem Brüsseler Übereinkommen beige- 
fügten Protokolls (vgl. Seite 27 des Jenard- 
Berichts, Erläuterungen zu Artikel 6 Nummer 2) 
wurde daher auf Österreich, Spanien und die 
Schweiz ausgedehnt. Anders als im Falle Öster- 
reichs, der Bundesrepublik Deutschland und Spa- 
niens war es bei der Schweiz jedoch nicht mög- 
lich, auf eine einzige Rechtsquelle Bezug zu neh- 
men. Die Vorschriften über die Streitverkündung 
finden sich nämlich sowohl in der eidgenössi- 
schen Zivilprozeßordnung als auch in den 26 kan- 
tonalen Zivilprozeßordnungen. 

Was Spanien anbelangt, so ist die Intervention 
Dritter in das Verfahren in der spanischen Rechts- 
ordnung nicht ausdrücklich geregelt, und das 
Fehlen entsprechender Verfahrens Vorschriften 
führt zu prozentualen Unsicherheiten. Die 
Rechtslehre hat diese Lücke entschieden beklagt 
und den Wunsch geäußert, daß sie in Kürze 
geschlossen werden kann. Dies bedeutet jedoch 
nicht, daß diese Institution nicht in bestimmten 
Bereichen von der Rechtsprechung oder in den 
zivilrechtlichen Vorschriften für bestimmte Fälle 
zugelassen würde. Dies ist beispielsweise der Fall 
bei Artikel 124 Absatz 3 des Gesetzes Nr. 1 1 vom 
20. März 1986 über die Patente oder bei Artikel 
1482 (*) des Zivilgesetzbuchs über die Eviktion. 
Die letztgenannte Vorschrift scheint sich generell 
für die Anwendung in den Fällen erzwungener 
oder provozierter Intervention zu eignen; es 
erschien daher im Rahmen der Verhandlungen 
zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Freihandelsassoziation angezeigt, sie in 
Artikel V des Protokolls Nr. 1 aufzunehmen. Auf 
diesen Artikel 1482 wird — und sei es auch nur 


(') Artikel 1482 des spanischen Zivilgesetzbuches lautet: 

„Der von einer Eviktionsklage betroffene Käufer hat 
innerhalb der in der Zivilprozeßordnung für die Beant- 
wortung der Klage vorgesehenen Frist zu beantragen, daß 
die Klage dem Verkäufer bzw. den Verkäufern umgehend 
zugestellt wird. 

Die Zustellung erfolgt nach den Vorschriften, die in der 
ZPO für die Ladung der Beklagten vorgesehen sind. 

Die Beantwortungsfrist für den Käufer wird bis zum 
Ablauf der Fristen ausgesetzt, die dem Verkäufer bzw. 
den Verkäufern zum Erscheinen und Beantworten der 
Klage gesetzt sind, wobei es sich um die Fristen der ZPO 
handelt, die generell für Beklagte gelten und die ab der 
Zustellung nach Absatz 1 zu laufen beginnen. 

Erscheinen die im Bahnten des Eviktionsverfahrens gela- 
denen Personen nicht innerhalb der vorgesehenen Frist 
und unter Beachtung der vorgeschriebenen Form, so ver- 
längert sich die Frist zur Beantwortung der Klage für den 
Käufer“ 
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indirekt — in den Artikeln 638 (Schenkung), 1 145 
(gesamtschuldnerische Verpflichtungen), 1529 
( Forderungsübertragung), 1 540 (Tausch), 1 553 
(Miete), 1681 (Verpflichtungen der Gesellschaf- 
ter), 1830 (Bürge), 1831 (Mitbürge) usw. des Zivil- 
gesetzbuchs Bezug genommen. 


6. Artikel Va — Zuständigkeit von Verwaltungs- 
behörden 

106) In Island und Norwegen sind ebenso wie in 
Dänemark Verwaltungsbehörden für Unterhalts- 
Sachen zuständig. Neben Dänemark wurden des- 
halb auch Island und Norwegen in diesem Artikel 
erwähnt. 

107) ln Finnland ist aus historischen Gründen das 
„ulosotonhaltija/överexekutor“ (regionale Behör- 
de) für den Erlaß der einstweiligen Maßnahmen 
im Sinne von Artikel 24 des Lugano-Übereinkom- 
mens zuständig. Desgleichen finden ürkund^n- 
verfahren zur Eintreibung von Forderungen auf 
der Grundlage eines Wechsels oder eines ähnli- 
chen Dokuments sowie bestimmte andere sum- 
marische Verfahren, beispielsweise die Räumung, 
vor dieser Behörde statt. Diese Verfahren stehen 
wahlweise neben den gerichtlichen Verfahren zur 
Verfügung. Das „ulosotonhaltija/överexekutor'* 
ist ganz offensichtlich kein Gericht, sondern eine 
Verwaltungsbehörde, die jedoch in den obenge- 
nannten Fällen richterliche Aufgaben wahr- 
nimmt. Es besteht die Absicht, diese Behörde 
abzuschaffen; ihre Aufgaben würden, soweit sie 
Zivil- und Handelssachen betreffen, den Gerich- 
ten übertragen. 

Aus Gründen der Ausgewogenheit wurde in die- 
sen Artikel ein Absatz 2 aufgenommen, in dem 
klargestellt wird, daß der Begriff „Gericht“ in 
Zivil- und Handelssachen auch das finnische 
„ulosotonhaltija/överexekutor“ umfaßt. 


7. Artikel Vb — Streitigkeiten zwischen dem 
Kapitän und einem Mitglied der Mannschaft 
eines Seeschiffs 

108) Island, Norwegen, Portugal und Schweden wur- 
den auf Antrag der betreffenden Delegationen in 
diesem Artikel genannt. 


8. Artikel VI — Änderung innerstaatlicher 
Rechtsvorschriften 

109) Dieser Artikel entspricht Artikel VI des Protokolls 
zum Brüsseler Übereinkommen. Die in diesem 
Artikel vorgesehenen Mitteilungen sind jedoch 
nicht an den Generalsekretär des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften, sondern an den Depo- 
sitar des Lugano-Übereinkommens zu richten. 


PROTOKOLL NR. 2 ÜBER DIE EINHEITLICHE 
AUSLEGUNG DES ÜBEREINKOMMENS 

I . Vorbemerkungen 

110) Ohne eine einheitliche Auslegung des Lugano- 
Übereinkommens wäre dessen vereinheitlichende 
Wirkung erheblich eingeschränkt. Hinzu kommt, 
daß sehr zahlreiche, wenn nicht die meisten 
Bestimmungen des Übereinkommens aus dem 
Brüsseler Übereinkommen übernommen sind, 
was ein zusätzliches Problem aufwarf. Bekannt- 
lich haben die Mitgliedstaaten der Gemeinschaf- 
ten zur Vermeidung unterschiedlicher Auslegun- 
gen das Protokoll vom 3. Juni 1971 geschlossen, 
durch das dem Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften die Zuständigkeit zur Entschei- 
dung über die Auslegung des Brüsseler Überein- 
kommens übertragen wurde. Bei der Anwendung 
dieses Übereinkommens sind die Gerichte der 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaften verpflichtet, 
sich an die vom Gerichtshof gegebene Auslegung 
zu halten. 

Es war jedoch nicht möglich, dem Gerichtshof die 
Zuständigkeit zur Auslegung des Lugano-Über- 
einkommens zuzuerkennen, das ja keine Rechts- 
norm der Gemeinschaft darstellt. Außerdem wäre 
eine Lösung, wonach ein Gemeinschaftsorgan 
letztlich über das Lugano-Übereinkommen zu 
entscheiden hätte, für die EFTA-Mitgliedstaaten 
nicht annehmbar gewesen. Ebensowenig war 
denkbar, eine solche Zuständigkeit einem ande- 
ren internationalen Gericht zu übertragen oder 
ein neues derartiges Gericht zu schaffen, vor 
allem, da der Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften aufgrund des Protokolls von 
1971 bereits für die Auslegung des Brüsseler 
Übereinkommens zuständig ist und auf jeden Fall 
Kompetenzkonflikte zwischen internationalen 
Gerichten vermieden werden müßten. 

111) Die schließlich gewählte Lösung für diese ziem- 
lich komplexe Problematik (nämlich Gewährlei- 
stung einer einheitlichen Auslegung des Lugano- 
Übereinkommens unter Berücksichtigung der 
Zuständigkeit des Gerichtshofes der Europäi- 
schen Gemeinschaften zur Auslegung des Brüsse- 
ler Übereinkommens, von dem zahlreiche Bestim- 
mungen in das Lugano-Übereinkommen über- 
nommen worden sind) beruht auf dem Konsulta- 
tionsprinzip und nicht auf dem Grundsatz 
gerichtlicher Hierarchie. 

Es wurde vereinbart, die aufgrund des Lugano- 
oder des Brüsseler Übereinkommens ergangenen 
Entscheidungen von einer Zentralstelle allen 
Unterzeichnerstaaten und allen beitretenden Staa- 
ten zu übermitteln. Weiter sollen bei Bedarf von 
den Mitglied- und Unterzeichnerstaaten zu bestel- 
lende Vertreter eingeladen werden, zu einem Mei- 
nungsaustausch über die Wirkungsweise des 
Übereinkommens zusammenzukommen. Es 
wurde beschlossen, rechtstechnisch so zu verfah- 
ren, daß die Bestimmungen über die einheitliche 
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Auslegung in einem Protokoll zum Übereinkom- 
men, das Bestandteil dieses Übereinkommens ist, 
zusammengefaßt werden. Ferner wurde beschlos- 
sen, dem Protokoll zwei Erklärungen beizufügen. 
Die eine Erklärung wird von den Vertretern der 
Regierungen der Unterzeichnerstaaten des Über- 
einkommens, die Mitglieder der Europäischen 
Gemeinschaften sind, unterzeichnet, die andere 
von den Vertretern der Regierungen der Unter- 
zeichnerstaaten des Übereinkommens, die Mit- 
glieder der EFTA sind. 

2. Präambel 

112) Im ersten Absatz der Präambel wird auf Artikel 65 
des. Lugano-Übereinkommens Bezug genommen. 
Danach ist ein Protokoll Nr. 2 über die einheitli- 
che Auslegung des Übereinkommens durch die 
Gerichte Bestandteil des Übereinkommens. 

Im zweiten Absatz wird auf die sachliche Ver- 
knüpfung zwischen dem Lugano- und dem Brüs- 
seler Übereinkommen verwiesen. 

Wie bereits erwähnt, ist der Gerichtshof der Euro- 
päischen Gemeinschaften aufgrund des Proto- 
kolls vom 3. Juni 1971 zur Entscheidung über die 
Auslegung der Bestimmungen des Brüsseler Über- 
einkommens zuständig. Bei den Verhandlungen 
über den Abschluß des Lugano-Übereinkommens 
stand von Anfang an fest, daß die Bestimmungen 
des Brüsseler Übereinkommens, die inhaltlich in 
das Lugano-Übereinkommen übernommen wer- 
den, im Lichte der einschlägigen Urteile zu verste- 
hen sind, die der Gerichtshof bis zur Auflegung 
des Lugano- Übereinkommens zur Unterzeich- 
nung erlassen hat. Der Gruppe, die das Überein- 
kommen abgefaßt hat, waren die einschlägigen 
Entscheidungen bekannt, die bis zu diesem Zeit- 
punkt ergangen waren. Ziel ist eine möglichst ein- 
heitliche Auslegung der in beiden Übereinkom- 
men identischen Bestimmungen. Wurde jedoch 
eine Bestimmung des Brüsseler Übereinkommens 
in der vom Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften gegebenen Auslegung — bei- 
spielsweise Artikel 16 Absatz I — für unannehm- 
bar erachtet, so wurde sie nicht unverändert in 
das neue Übereinkommen übernommen (zu den 
Urteilen des Gerichtshofes siehe Kapitel VI). 

Der dritte, vierte und fünfte Absatz wurden in die 
Präambel aufgenommen, um die Bedeutung der 
Entscheidungen über die Auslegung des Brüsseler 
Übereinkommens hervorzuheben, die der 
Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 
bis zur Unterzeichnung des Lugano-Übereinkom- 
mens erlassen hat. 

Der sechste Absatz bestätigt den Wunsch der Ver- 
tragsstaaten, bei voller Wahrung der Unabhängig- 
keit der Gerichte voneinander abweichende Aus- 
legungen zu vermeiden. 

3. Artikel 1 — Aufgabe der Gerichte 

113) Dieser Artikel betrifft nur die Entscheidungen 
über Bestimmungen des Lugano-.Übereinkom- 


mens. Er sieht vor, daß die Gerichte jedes Ver- 
tragsstaats bei der Anwendung und Auslegung 
der Bestimmungen des Lugano-Übereinkommens 
den Grundsätzen gebührend Rechnung tragen, 
die in maßgeblichen Entscheidungen von Gerich- 
ten der anderen. Vertragsstaaten zu den Bestim- 
mungen des genannten Übereinkommens entwik- 
kelt worden sind. „Maßgebliche Entscheidungen"' 
im Sinne dieses Artikels sind die von Gerichten 
der Vertragsstaaten erlassenen Entscheidungen, 
die gemäß Artikel 2 Absatz I erster Gedanken- 
strich der Zentralstelle übermittelt worden sind, 
d. h. die von letztinstanzlichen Gerichten erlasse- 
nen Urteile und andere besonders wichtige, 
rechtskräftig gewordene Entscheidungen. 

1 14) Dieser Artikel bezieht sich nicht ausdrücklich auf 
die Entscheidungen über die Anwendung und 
Auslegung der Bestimmungen des Brüsseler Über- 
einkommens, die in ihrem wesentlichen Gehalt in 
das Lugano-Übereinkommen übernommen wor- 
den sind. 

Man darf nämlich nicht außer acht lassen, daß 
nur die Gerichte der Mitgiiedstaaten da* Gemein- 
schaften das Brüsseler Übereinkommen anzuwen- 
den haben und daß sie sich bei der Auslegung der 
Bestimmungen dieses Übereinkommens an die 
Urteile des Gerichtshofes halten müssen. Die Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaften konnten jedoch 
den Gerichtshof, der eine unabhängige Institution 
ist, nicht dazu verpflichten, die von den Gerichten 
der EFTA-Staaten erlassenen Entscheidungen zu 
berücksichtigen. Die Vertreter der EFTA-Staaten 
waren wiederum der Ansicht, daß es nicht ange- 
messen wäre, in das Protokoll eine Bestimmung 
aufzunehmen, mit der die Gerichte dieser Staaten 
ausdrücklich zur Berücksichtigung der Entschei- 
dungen nicht nur der Gerichte der übrigen Ver- 
tragsstaaten, sondern auch des Gerichtshofes der 
Europäischen Gemeinschaften verpflichtet wür- 
den, während der Gerichtshof bei der Auslegung 
der Bestimmungen des Brüsseler Übereinkom- 
mens, die in das Lugano-Übereinkommen über- 
nommen worden sind, keiner solchen Verpflich- 
tung unterläge. 

115) Es bestand Einvernehmen darüber, daß die 
Gerichte der Mitgiiedstaaten der Gemeinschaften 
die aus dem Brüsseler Übereinkommen in das 
Lugano-Übereinkommen übernommenen Bestim- 
mungen im gleichen Sinne interpretieren würden 
wie die entsprechenden Bestimmungen des Brüs- 
seler Übereinkommens, und zwar gemäß der Aus- 
legung, die der Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften in’ seinen Entscheidungen gege- 
ben hat. Für eine möglichst einheitliche Ausle- 
gung des Lugano- Übereinkommens erschien es 
also unbedingt erforderlich, daß die Gerichte der 
EFTA- Mitgliedstaaten dieses Übereinkommen 
ebenso anwenden wie die Gerichte der Mitglied- 
staaten der Gemeinschaften. Genauso notwendig 
erschien es jedoch, daß der Gerichtshof bei der 
Auslegung der in das Lugano-Übereinkommen 
übernommenen Bestimmungen des Brüsseler 
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Übereinkommens die Rechtsprechung der 
Gerichte der EFTA-Staaten gebührend berück- 
sichtigt. 

11 6) Um dieses doppelte Ziel zu erreichen, wurden 
dem Übereinkommen zwei Erklärungen beige- 
fügt. In der einen Erklärung bringen die Vertreter 
der Regierungen der Unterzeichnerstaaten des 
Lugano- Übereinkommens, die Mitglieder der 
Europäischen Gemeinschaften sind, zum Aus- 
druck, daß sie es für angezeigt halten, daß der 
Gerichtshof bei der Auslegung des Brüsseler 
Übereinkommens den Grundsätzen gebührend 
Rechnung trägt, die sich aus der Rechtsprechung 
zum Lugano-Übereinkommen ergeben. In der 
anderen erklären die Vertreter der Regierungen 
der EFTA-Staaten, daß sie es für angezeigt halten, 
daß ihre Gerichte bei der Auslegung des Lugano- 
Übereinkommens den Grundsätzen gebührend 
Rechnung tragen, die sich aus der Rechtspre- 
chung des Gerichtshofes der Europäischen 
Gemeinschaften und der Gerichte der Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaften zu 
denjenigen Bestimmungen des Brüsseler Überein- 
kommens ergeben, die in ihrem wesentlichen 
Gehalt in das Lugano-Übereinkommen übernom- 
men worden sind. 

Auf Wunsch der Vertreter der EFTA-Staaten ist in 
diesen Bericht ein Verzeichnis der vom Gerichts- 
hof in Auslegung des Übereinkommens von 1968 
erlassenen Urteile mit kurzer Inhaltsangabe auf- 
genommen worden (siehe Kapitel VI). 

4. Artikel 2 — Informationsaustausch 

1 17) Wie wir bereits ausgeführt haben, wurde beschlos- 
sen, die einheitliche Auslegung der dem Lugano- 
und dem Brüsseler Übereinkommen gemeinsa- 
men Bestimmungen durch ein Informations- und 
Konsultationssystem sicherzustellen. Nach 
Absatz I dieses Artikels kommen die Vertrags- 
staaten überein, ein System für den Austausch 
von Infomationen über die in Anwendung des 
Lugano-Übereinkommens ergangenen Entschei- 
dungen sowie über die in Anwendung des Brüsse- 
ler Übereinkommens ergangenen maßgeblichen 
Entscheidungen einzurichten. Mit dem Begriff 
„maßgebliche Entscheidungen** sind hier die in 
Anwendung des Brüsseler Übereinkommens 
ergangenen Entscheidungen gemeint, die auch für 
die Auslegung des Lugano-Übereinkommens 
maßgeblich sind. 

Dieses Informationssystem umfaßt 

— die von den zuständigen nationalen Behör- 
den vorzunehmende Übermittlung der in 
Anwendung des Lugano- oder des Brüsseler 
Übereinkommens ergangenen Entscheidun- 
gen an eine Zentralstelle; 

— die Klassifizierung dieser Entscheidungen 
durch die Zentralstelle, erforderlichenfalls 
einschließlich der Erstellung und Veröffentli- 


chung von Übersetzungen und Zusammen- 
fassungen; 

— die von der Zentralstelle vorzunehmende 
Übermittlung der einschlägigen Dokumente 
an die zuständigen nationalen Behörden aller 
Unterzeichnerstaaten des Lugano- Überein- 
kommens und aller beitretenden Staaten 
sowie an die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften. 

Absatz 2 dieses Artikels bestimmt, daß der Kanz- 
ler des Gerichtshofes der Europäischen Gemein- 
schaften als Zentralstelle fungieren wird. Der 
Kanzler hat sich damit unter dem Vorbehalt ein- 
verstanden erklärt, daß die Einzelheiten des 
Systems für den Informationsaustausch und ins- 
besondere die Frage der Übersetzung der nicht in 
einer Amtssprache der Gemeinschaften abgefaß- 
ten Urteile nach der diplomatischen Konferenz 
mit dem Gerichtshof geklärt werden und daß die 
Dienststellen des Gerichtshofes die notwendige 
Hilfe und die erforderlichen Budgetmittel erhal- 
ten. Die zuständigen nationalen Behörden im 
Sinne des Absatzes 1 erster und dritter Gedanken- 
strich werden 'von den einzelnen Vertragsstaaten 
bestimmt. 

Dieser Informationsaustausch erstreckt sich 
jedoch nicht auf alle Entscheidungen nationaler 
Gerichte, die aufgrund des Lugano-Übereinkom- 
mens ergangen sind, und auch nicht auf alle maß- 
geblichen Entscheidungen, die in Anwendung des 
Brüsseler Übereinkommens erlassen wurden. 

Für den mit dem Protokoll verfolgten Zweck 
genügt es, daß der in diesem Artikel (in Absatz l 
erster Gedankenstrich) genannten Zentralstelle 
die Entscheidungen letztinstanzlicher Gerichte 
und des Gerichtshofes sowie die besonders wich- 
tigen, rechtskräftig gewordenen Entscheidungen 
anderer Gerichte übermittelt werden. Nur diese 
Entscheidungen werden folglich von der Zentral- 
stelle klassifiziert und gemäß Absatz 1 dritter 
Gedankenstrich wcitcrgeleitet. 

Für den Fall, daß die Übermittlung der einschlä- 
gigen Unterlagen die Veröffentlichung von Über- 
setzungen und Zusammenfassungen durch die 
Zentralstelle erforderlich macht, wurde verein- 
bart, daß diese Veröffentlichung aus Gründen der 
Sparsamkeit in einer sehr einfachen Form erfol- 
gen soll. 

5. Artikel 3 — Einsetzung und Zusammensetzung 
eines ständigen Ausschusses 

118) Im Hinblick auf eine einheitliche Auslegung der 
den beiden Übereinkommen gemeinsamen 
Bestimmungen erschien es notwendig, daß Vertre- 
ter, die von jedem Unterzeichnerstaat oder beitre- 
tenden Staat bestellt werden, zu einem Meinungs- 
austausch über die Wirkungsweise des Lugano- 
Übereinkommens Zusammenkommen. Artikel 3 
sieht zu diesem Zweck die Einsetzung eines Stän- 
digen Ausschusses vor, der aus Vertretern besteht. 
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die von den einzelnen Unterzeichnerstaaten oder 
beitretenden Staaten bestellt werden. Dieser Stän- 
dige Ausschuß ist nicht als bürokratische Einrich- 
tung gedacht, sondern als ein Forum, wo die 
nationalen Sachverständigen einen Meinungsaus- 
tausch über die Wirkungsweise des Übereinkom- 
mens und insbesondere über die einschlägige 
Rechtsprechung in den einzelnen Vertragsstaaten 
führen können, um so nach Möglichkeit die ein- 
heitliche Auslegung des Übereinkommens zu för- 
dern. Regelmäßige Ausschußsitzungen sind im 
Protokoll nicht vorgesehen. Nach Artikel 4 Absatz 
1 tritt der Ausschuß nur auf Antrag einer Vertrags- 
partei zusammen. 

In diesem Zusammenhang ist hervorzuheben, daß 
nicht nur die Staaten, die dem Übereinkommen 
bereits angehören, weil sie es ratifiziert haben 
oder ihm beigetreten sind, sondern auch die 
Unterzeichnerstaaten, die noch nicht Vertragspar- 
teien geworden sind, Vertreter für den Ständigen 
Ausschuß bestellen können. Diese Lösung wurde 
gewählt, weil man bei einer Unterscheidung zwi- 
schen Unterzeichnerstaaten und Vertragsstaaten 
annehmen könnte, daß einige Staaten das 
Lugano-Übereinkommen ohne Ratifikationsab- 
sicht unterzeichnen würden. 

Über die Zusammensetzung des Ständigen Aus- 
schusses gab es unterschiedliche Auffassungen: 
Sollen Richter oder Beamte bestellt werden? Es 
wurde beschlossen, es den .einzelnen Staaten zu 
überlassen, ihre Vertreter für den Ausschuß zu 
ernennen. Es könnte also sein, daß einige Staaten 
Richter bestellen, andere dagegen Beamte oder 
Persönlichkeiten aus anderen Bereichen. Selbst- 
verständlich entscheidet jeder Staat nach eigenem 
Ermessen darüber, wie und für wie lange jemand 
als Vertreter im Ständigen Ausschuß bestellt wird. 

Wegen der Verknüpfung zwtschem dem Lugano- 
und dem Brüsseler Übereinkommen sieht Absatz 
3 dieses Artikels vor, daß an den Sitzungen des 
Ausschusses Vertreter der Europäischen Gemein- 
schaften, d. h. der Kommission, des Gerichtshofes 
und des Generaisekretariats des Rates sowie Ver- 
treter der EFTA als Beobachter teilnehmen kön- 
nen. 

Gegebenenfalls gibt sich der Ausschuß eine 
Geschäftsordnung. 

6. Artikel 4 — Einberufung und Befugnisse des 
Ausschusses 

119) Artikel 4 Absatz I betrifft die Einberufung und 
die Befugnisse des Ständigen Ausschusses. Wie 
bereits erwähnt, wird der Ausschuß auf Antrag 
einer Vertragspartei einberufen, um einen Mei- 
nungsaustausch über die Wirkungsweise des 
Übereinkommens zu führen. Hierzu sei bemerkt, 
daß ein Staat, der das Übereinkommen unter- 
zeichnet hat, aber noch nicht Vertragspartei 
geworden ist, die Einberufung einer Ausschußsit- 
zung nicht beantragen kann, auch wenn es in 
Artikel 3 Absatz 2 heißt, daß der Ausschuß aus 


Vertretern besteht, die von jedem Unterzeichner- 
staat und jedem beitretenden Staat bestellt wer- 
den. Die Einberufung des Ausschusses wurde 
dem Depositarstaat des Übereinkommens über- 
tragen. 

Welche Frage betreffend die Wirkungsweise des 
Übereinkommens den Depositarstaat veranlassen 
sollten, selbst oder auf Antrag einer Vertragspartei 
den Ausschuß einzuberufen, wurde offengelassen. 

Aufgrund der Zielsetzung des Protokolls sieht 
Artikel 4 vor, daß Ausschußsitzungen insbeson- 
dere zu einem Meinungsaustausch über die Ent- 
wicklung der nach Artikel 2 Absatz l erster 
Gedankenstrich mitgeteilten Rechtsprechung ein- 
berufen werden. Dabei soll dem Ausschuß jedoch 
nicht die Funktion eines übergeordneten Organs 
zugewiesen werden, das die Entscheidungen der 
nationalen Gerichte bewertet. Seine Aufgabe ist 
es vielmehr, diese Entscheidungen zu prüfen, um 
Auslegungsunterschiede festzustellen und nach 
Möglichkeit eine einheitliche Auslegung des 
Übereinkommens zu fördern.^ 

Nach Artikel 57 Absau 1 läßt das Lugano-Über- 
einkommen andere Übereinkommen unberührt, 
denen die Vertragsstaaten angehören oder ange- 
hören werden und die für besondere Rechtsge- 
biete die gerichdiche Zuständigkeit, die Anerken- 
nung oder die Vollstreckung von Entscheidungen 
regeln. Gemäß Protokoll Nr. 3 werden überdies 
die Bestimmungen, welche die gerichtliche 
Zuständigkeit, die Anerkennung oder die Voll- 
streckung von Entscheidungen regeln und in 
Rechtsakten der Organe der Europäischen 
Gemeinschaften enthalten sind oder künftig darin 
enthalten sein werden, für die Zwecke der vorlie- 
genden Übereinkommen ebenso behandelt wie 
die in Artikel 57 Absatz I bezeichneten Überein- 
kommen. 

Die Zuständigkeitsvorschriften für besondere 
Rechtsgebiete können, ob sie nun in einem Über- 
einkommen oder in einem Rechtsakt der Gemein- 
schaft enthalten sind, einer Änderung der Zustän- 
digkeitsregeln des Übereinkommens ohne 
Zustimmung aller Vertragsparteien gleichkom- 
men. Deshalb sieht Artikel 4 Absatz I zweiter 
Unterabschnitt des Protokolls vor, daß Sitzungen 
des Ausschusses einberufen werden können, um 
einen Meinungsaustausch über die Anwendung 
von Artikel 57 des Übereinkommens zu fuhren. 
Betreffend Rechtsakte der Gemeinschaft sieht 
Absatz 2 des Protokolls Nummer 3 ein entspre- 
chendes Verfahren vor. Der Ausschuß wird so ein 
Forum bilden, um einen Meinungsaustausch ins- 
besondere über solche Zuständigkeitsvorschriften 
für besondere Rechtsgebiete zu führen, die im 
Rahmen von Rechtsakten der * Gemeinschaft 
erlassen oder in Aussicht genommen werden. 

Im Lichte eines solchen Meinungsaustauschs 
kann eine Änderung des Übereinkommens 
zweckmäßig erscheinen. Dies könnte der Fall 
sein, wenn der Ausschuß bei der Prüfung der 
gemäß Artikel 2 mitgeteilten Rechtsprechung 
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Auslegungsunterschiede feststellt, die sich aus 
einer ungenauen Formulierung einer oder mehre- 
rer Bestimmungen des Übereinkommens ergeben. 
Absatz 2 dieses Artikels sieht daher vor, daß der 
Ausschuß auch die Zweckmäßigkeit einer Revi- 
sion des Übereinkommens in Einzelpunkten prü- 
fen und entsprechende Empfehlungen abgeben 
kann. 

Die Zuständigkeit des Ausschusses darf nicht mit 
dem Recht verwechselt werden, das nach Artikel 
66 jedem Vertragsstaat zusteht und wonach dieser 
eine Revision des Übereinkommens beantragen 
kann. Die Möglichkeit von Artikel 4 Absatz 2 des 
Protokolls Nr. 2 und das Verfahren gemäß Artikel 
66 des Übereinkommens unterscheiden sich 
grundlegend voneinander. Eine Empfehlung des 
Ausschusses ist nicht einem Antrag eines Ver- 
tragsstaats nach Artikel 66 des Übereinkommens 
auf Einberufung einer Revisionskonferenz gleich- 
zusetzen. Nur ein Vertragsstaat, nicht aber der 
Ausschuß, kann den Depositarstaat des Überein- 
kommens ersuchen, eine Revisionskonferenz ein- 
zuberufen. Eine Empfehlung des Ausschusses 
stellt auch eine Vorbedingung dafür dar, daß ein 
Vertragsstaat eine Revision des Übereinkommens 
beantragen darf. 


PROTOKOLL NR. 3 ÜBER DIE ANWENDUNG VON 
ARTIKEL 57 

\20i Durch dieses Protokoll sollen die Probleme gere- 
gelt werden, die sich aufgrund von in Rechtsakten 
der Gemeinschaft enthaltenen Bestimmungen 
über die gerichtliche Zuständigkeit und die Aner- 
kennung und Vollstreckung gerichtlicher Ent- 
scheidungen ergeben könnten. 

1 . Befürchtungen der Vertragsstaaten des 
Lugano- Übereinkommens 

121) Sowohl die Mitgliedstaaten der Gemeinschaften 
als auch Jene der EFTA äußerten mit Nachdruck 
durchaus begründete Befürchtungen im Zusam- 
menhang mit den Rechtsakten der Gemeinschaft. 
Weshalb? 

a) Die Mitgliedstaaten der Gemeinschaften, 
weil sie in gewisser Weise eine doppelte 
Eigenschaft haben. Sie sind souveräne Staa- 
ten. Sie sind aber auch Mitglieder der 
Gemeinschaften und insofern gehalten, den 
Verpflichtungen nachzukommen, die sie in 
den Verträgen zur Gründung der Europäi- 
schen Gemeinschaften (EGKS, EWG und 
Euratom) eingegangen sind. Aufgrund dieser 
Verträge ist der Rat für die Verabschiedung 
von Verordnungen und Richtlinien zuständig, 
die auf bestimmten Gebieten gegebenenfalls 
die gerichtliche Zuständigkeit und die Aner- 
kennung und Vollstreckung gerichtlicher Ent- 
scheidungen entsprechend den Bedürfnissen 
dieser Gemeinschaften betreffen können (’O). 


Diese Staaten hatten ein dreifaches Anliegen, 
nämlich 

— die Verpflichtungen einzuhalten, die sie 
als Vertragsparteien der EG-Verträge ein- 
gegangen sind; 

— weitere Entwicklungen nicht zu behin- 
dern, die sich in den Rahmen dieser Ver- 
träge einfügen und unter die Zuständig- 
keit der Gemeinschaftsorgane fallen; 

— andererseits aber auch den Verpflichtun- 
gen nachzukommen, die sie im Lugano- 
Übereinkommen gegenüber den EFTA- 
Mitgliedstaaten eingegangen sind. 

b) Die Mitgliedstaaten der EFTA, weil sie 
befürchteten, daß die im Lugano- Überein- 
kommen enthaltenen Garantien hinsichtlich 
der gerichtlichen Zuständigkeit und der Aner- 
kennung und Vollstreckung gerichtlicher Ent- 
scheidungen auf bestimmten Gebieten durch 
einen Rechtsakt der Gemeinschaft praktisch 
beseitigt werden könnten. Insbesondere zeig- 
ten sich die Vertreter der EFTA- Mitgliedstaa- 
ten darüber besorgt, daß der Schutz, den das 
Lugano- Übereinkommen, namentlich Artikel 
3, den Beklagten mit Wohnsitz in einem 
EFTA-Staat gewährt, durch einen Rechtsakt 
der Gemeinschaft ausgehöhlt werden könnte. 
Diese Beklagten könnten somit anders 
behandelt werden als Beklagte mit Wohnsitz 
in einem Mitgliedstaat der Gemeinschaften 
und womöglich gar Beklagten mit Wohnsitz 
in Drittstaaten gleichgestellt werden. Bei- 
spielsweise .war es für die Vertreter dieser 
Staaten undenkbar, ohne weiteres zu akzep- 
tieren, daß jemand mit Wohnsitz im Hoheits- 
gebiet eines EFTA-Staates (beispielsweise 
Norwegen) vor den Gerichten eines EG-Staa- 
tes (beispielsweise Frankreich) unter Beru- 
fung auf einen Rechtsakt der Gemeinschaft 
verklagt werden könnte, an dessen Ausarbei- 
tung sie nicht teilgenommen hätten, und dies 
auf der Grundlage eines im Lugano-Überein- 
kommen nicht vorgesehenen Zuständigkeits- 
grundes. ln jedem Fall hielten es diese Staa- 
ten für unannehmbar, daß eine aufgrund 
einer solchen Zuständigkeitsvorschrift ergan- 
gene Gerichtsentscheidung in ihrem Hoheits- 
gebiet nach dem Lugano-Übereinkommen 
anerkannt und vollstreckt werden könnte. 
Diese Befürchtungen erschienen ebenso 
begründet wie die Befürchtungen der Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaften. 

Kurz gesagt, die EFTA-Staaten konnten den Ein- 
druck haben, durch die Aufnahme von Vorschrif- 
ten über die Zuständigkeit oder die Anerkennung 
und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen 
in Rechtsakte der Gemeinschaft ohne gleichzei- 
tige Einführung eines Korrekturmechanismus 
könnten die Mitgliedstaaten der Gemeinschaften 
die Befugnis zur einseitigen Abänderung des 
Lugano-Übereinkommens erhalten. 
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2. Antwort auf diese Befürchtungen 

122) Den Verfassern des Übereinkommens ging es 
darum, eine Lösung für diese verschiedenen, glei- 
chermaßen begründeten Befürchtungen beider 
Seiten zu finden und eine für alle Vertragspar- 
teien annehmbare Lösung zu erarbeiten. Nach- 
dem das Problem gelöst werden konnte, soll hier 
auf zwei Fragen eingegangen werden: Weshalb 
konnte das Problem gelöst werden, und wie sieht 
die Lösung aus? 

Eine Antwort auf diese Befürchtungen war mög- 
lich, weil beide Seiten davon überzeugt oder — 
wenn man lieber will — sich im Innersten darüber 
im klaren waren, daß das Problem trotz seiner 
Schwierigkeiten in Übereinstimmung mit den 
Grundsätzen des Völkerrechts gelöst werden 
konnte und mußte, wenn die grundlegenden Ziele 
des Lugano-Übereinkommens, d. h. die Gewäh- 
rung von Garantien für Beklagte mit Wohnsitz im 
Hoheitsgebiet eines Vertragsstaates und die Frei- 
zügigkeit der gerichtlichen Entscheidungen, nicht 
gefährdet werden sollten. 

Außerdem zeigte sich bei den Erörterungen, daß 
das Problem trotz seiner theoretischen Brisanz in 
der Praxis nur eine sehr beschränkte Tragweite 
hat: so haben die Mitgliedstaaten der Gemein- 
schaften die Tatsache hervorgehoben, daß in drei- 
ßig Jahren kein Rechtsakt der Gemeinschaft ver- 
abschiedet worden ist, der Vorschriften über die 
gerichtliche Zuständigkeit enthält. Allerdings 
wird derzeit ein Entwurf für eine Verordnung 
über die Gemeinschaftsmarke ausgearbeitet, der 
solche Zuständigkeitsregeln enthält. 

Ferner haben einige Mitgliedstaaten der Gemein- 
schaften klar zu verstehen gegeben, daß sie aus 
praktischen Gründen dagegen seien, in Rechts- 
akte der Gemeinschaft Bestimmungen über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung 
und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen 
aufzunehmen. Nach Ansicht dieser Staaten muß 
diese Angelegenheit durch das Brüsseler Überein- 
kommen geregelt werden, selbst wenn dieses 
Übereinkommen revidiert, geändert oder ergänzt 
werden müsse, da dieses für den Praktiker 
(Rechtsanwalt, Richter usw.) eine Kodifikation 
der Gemeinschaft darstelle, die inzwischen gut 
bekannt sei. Würden. derartige Vorschriften über 
zahlreiche Rechtsakte der Gemeinschaft verstreut, 
so würde die Bedeutung dieser Kodifikation 
geschwächt und ihre Anwendung erschwert. Nach 
Auffassung dieser Staaten, die die potentielle 
Bedeutung der Rechtsakte der Gemeinschaft in 
dieser Frage nicht verkennen, muß der Rückgriff 
auf diese Rechtsinstrumente in den betreffenden 
Bereichen ganz und gar die Ausnahme bleiben. 

3. Gewählte Lösung 

123) Wie konnte das Problem gelöst werden? 

Die Lösung findet sich im Protokoll Nr. 3 und in 
der Erklärung der Mitgliedstaaten der Gemein- 
schaften. die dieses Protokoll ergänzt. 


Wie sicht diese Lösung aus, die für beide Seiten 
zufriedenstellend ist? 

Das Protokoll Nr. 3 und die dazugehörige Erklä- 
rung bilden ein Ganzes. 

a) Protokoll Nr 3 

124) Unter Nummer 1 dieses Protokolls werden für die 
Zwecke des Lugano-Übereinkommens die 
Rechtsakte der Gemeinschaft den Übereinkom- 
men für besondere Rechtsgebiete gleichgestellt, 
deren Auswirkungen auf das Lugano-Überein- 
kommen in Artikel 57 dieses Übereinkommens 
umschrieben sind (siehe Randnummem 79 bis 
83). Für die Vertreter der Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaften gibt es — abgesehen von der Art 
und Weise ihres Zustandekommens — keinen 
Unterschied zwischen diesen beiden Arten von 
Rechtsvorschriften. 

ln diesem Zusammenhang haben sie darauf hin- 
gewiesen, daß die EFTA-Mitgliedstaaten, wenn 
sie bereit seien, den Vertragsstaaten des Lugano- 
Übereinkommens die Möglichkeit einer Ände- 
rung der Regeln dieses Übereinkommens durch 
den Abschluß von Übereinkommen für besondere 
Rechtsgebiete (Verkehr usw.) zuzugestehen, doch 
auch akzeptieren könnten, daß die Gemeinschaft 
das Übereinkommen durch Rechtsakte der 
Gemeinschaft ändere. Ferner betonten sie, daß 
ein Rechtsakt der Gemeinschaft zu seiner Geneh- 
migung grundsätzlich der Zustimmung der zwölf 
Mitgliedstaaten bedürfe, während ein Überein- 
kommen für ein besonderes Rechtsgebiet, dessen 
Zuständigkeitsregeln von denen des Lugano- 
Übereinkommens abweichen würden, schon zwi- 
schen zwei Staaten geschlossen werden könne. 
Ihres Erachtens gebe es daher keinen sachlichen 
Unterschied zwischen diesen beiden Arten von 
Rechtsinstrumenten, d. h. den Übereinkommen 
für ein besonderes Rechtsgebiet und den Rechts- 
akten der Gemeinschaft. 

Die Vertreter der EFTA-Staaten konnten diesen 
Standpunkt nur für die Zwecke dieses Überein- 
kommens und in Verbindung mit Nummer 2 des 
Protokolls Nr, 3 sowie mit der das Protokoll 
ergänzenden Erklärung (siehe Randnummer 127) 
akzeptieren. Im übrigen haben sie erklärt, daß 
ihre Staaten nicht die Absicht hätten, Hindernisse 
für das spezifische Interesse der Gemeinschaften 
an der Erhaltung einer gewissen Handlungsfrei- 
heit zur Weiterentwicklung des Gemeinschafts- 
rechts aufzubauen. 

125) Welche Konsequenzen ergeben sich aus Nummer 
1 des Protokolls Nr. 3, die die Rechtsakte der 
Gemeinschaft für die Zwecke des Lugano-Über- 
einkommens den Übereinkommen für besondere 
Rechtsgebiete gleichstellt? 

Eine Person mit Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines 
Vertragsstaats (z. B. der Schweiz) kann im 
Hoheitsgebiet eines anderen Vertragsstaats, der 
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Mitglied der Gemeinschaften ist (z. B. Belgien), 
aufgrund einer Zuständigkeitsregel verklagt wer- 
den, die im Lugano-Übereinkommen nicht vorge- 
sehen ist, sich jedoch aus einem Rechtsakt der 
Gemeinschaft (oder aus einem Übereinkommen 
für ein besonderes Rechtsgebiet) ergibt. 

Die Entscheidung des Gerichts eines EG-Mlt- 
gliedstaates, das aufgrund eines hinsichtlich der 
Zuständigkeit vom Lugano-Übereinkommen 
abweichenden Rechtsakts der Gemeinschaft 
zuständig Ist, wird In den übrigen Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaften anerkannt und vollstreckt. 
Die Anerkennung und die Vollstreckung können 
jedoch nach Maßgabe des Artikels 57 Absatz 4 In 
einem EFTA-Mitgliedstaat versagt werden, in 
dem die Person, gegen welche die Anerkennung 
oder die Vollstreckung der Entscheidung geltend 
gemacht wird, Ihren Wohnsitz hat, es sei denn, 
daß die Entscheidung nach einer anderen Rechts- 
vorschrift dieses Staates anerkannt oder voll- 
streckt werden kann. 

Zu beachten ist, daß Nummer 1 des Protokolls 
nur die Rechtsakte der Gemeinschaft betrifft, 
nicht aber die Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft, die in Durchführung 
dieser Rechtsakte, d. h. im vorliegenden Fall der 
Richtlinien, harmonisiert worden sind. Die 
Gleichstellung der gemeinschaftlichen Rechtsakte 
mit den für besondere Rechtsgebiete geschlosse- 
nen Übereinkommen kann nämlich nur für einem 
solchen Übereinkommen gleichwertige Rechts- 
akte gelten und sich daher nicht auf nationale 
Rechtsvorschriften erstrecken. 

Falls im übrigen mit nationalen Rechtsvorschrif- 
ten in fälschlicher Umsetzung einer Richtlinie 
Zuständigkeitsregeln eingeführt würden, die vom 
Lugano-Übereinkommen abweichen, wäre eine 
ganz andere Situation gegeben, d. h. es stünde die 
Verantwortung des Staates, der solche Maßnah- 
men getroffen hat, in Frage. 

Wie bereits ausgeführt, konnten die Vertreter der 
EFTA-Mitgliedstaaten die Gleichstellung von 
Rechtsakten der Gemeinschaft mit für besondere 
Rechtsgebiete geschlossenen Übereinkommen 
nur unter der Voraussetzung akzeptieren, daß die 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaften sich in einer 
Erklärung zur Beachtung der im Lugano-Überein- 
kommen niedergelegten Vorschriften über die 
gerichtliche Zuständigkeit sowie die Anerken- 
nung und Vollstreckung gerichtlicher Entschei- 
dungen verpflichten (Erläuterungen zu dieser 
Erklärung siehe Randnummer 127). 

126) Nummer 2 des Protokolls Nr, 3 stellt auf den Fall 
ab, daß trotz der getroffenen Vorsichtsmaßnah- 
men nach Ansicht einer der Vertragsparteien eine 
Bestimmung eines Rechtsakts der Gemeinschaft 
mit dem Lugano- Übereinkommen nicht vereinbar 
ist. Dies könnte beispielsweise der Fall sein, wenn 
der Rechtsakt der Gemeinschaft den Gerichts- 
stand des Wohnsitzes des Klägers für alle Beklag- 
ten mit Wohnsitz außerhalb der Gemeinschaft 


und folglich in einem EFTA-Staat vorsehen 
würde. 

Nummer 2 hat die Tragweite eines „pactum de 
negotiando*'. Wenn eine Vertragspartei der 
Ansicht ist, daß der Rechtsakt der Gemeinschaft 
mit dem Lugano- Übereinkommen unvereinbar 
ist, werden Verhandlungen eingeleitet, um erfor- 
derlichenfalls das Lugano- Übereinkommen zu 
ändern. Zu diesem Zweck ist das Revisionsver- 
fahren nach Artikel 66 des Lugano- Übereinkom- 
mens anzuwenden, und zwar unbeschadet der 
Möglichkeit einer Einberufung des Ständigen 
Ausschusses im Sinne des Artikels 3 des Proto- 
kolls Nr. 2, der gemäß Artikel 4 des genannten 
Protokolls Stellung zu nehmen hat. 

Die Verhandlungen sind unverzüglich aufzuneh- 
men, um rasch zu sehen, ob das Lugano- Überein- 
kommen geändert werden soll oder nicht. Num- 
mer 2 enthält die Verpflichtung, eine Änderung 
des Überein komqnens ins Auge zu fassen und zu 
prüfen, nicht aber eine Verpflichtung zu einer tat- 
sächlichen Änderung. 

Im übrigen sieht Nummer 2 des Protokolls Nr. 3 
keinerlei Verpflichtung zur Erwägung einer Ände- 
rung des gemeinschaftlichen Rechtsakts vor und 
könnte dies auch nicht. Derartige Verhandlungen 
würden nämlich den Rahmen der Beziehungen 
zwischen den Vertragsparteien des Übereinkom- 
mens sprengen und müßten mit den Gemein- 
schaftsorganen aufgenommen werden, da der 
Rechtsakt der Gemeinschaft unter die Zuständig- 
keit der Gemeinschaftsorgane fallt. 

Das Verfahren nach Nummer 2 kann sowohl von 
einem Mitgliedstaat der Gemeinschaften als auch 
von einem Mitgliedstaat der E FT A eingeleitet 
werden. Ein EFTA-Staat könnte eine Änderung 
des Lugano-Übereinkommens vor allem anstre- 
ben, um zu vermeiden, daß durch einen Rechtsakt 
der Gemeinschaft gegenüber Personen mit Wohn- 
sitz in seinem Hoheitsgebiet abweichende Maß- 
nahmen getroffen werden. Ein Mitgliedstaat der 
Gemeinschaften kann dagegen Interesse an einer 
Anpassung des Lugano-Übereinkommens haben, 
damit die in seinem. Hoheitsgebiet erlassenen 
Gerichtsentscheidungen ohne Beeinträchtigung 
durch Artikel 57 Absatz 4 in jedem EFTA-Mit- 
gliedstaat anerkannt und vollstreckt werden kön- 
nen. 

b) Erklärung der Regierungen der Mitgliedstaa- 
ten der Gemeinschaften 

127) Zum Protokoll Nr. 3 gehört eine wichtige Erklä- 
rung der Mitgliedstaaten der Gemeinschaften. 
Diese einseitige Erklärung ist ein wesentliches 
Element der gewählten Lösung, die als 'weitere 
Elemente die Gleichstellung von Rechtsakten der 
Gemeinschaft mit Übereinkommen für besondere 
Rechtsgebiete, sowie eine Verpflichtung zur Auf- 
nahme von Verhandlungen im Falle der Unver- 
einbarkeit eines gemeinschaftlichen Rechtsakts 
mit dem Lugano-Übereinkommen umfaßt. 
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Wie bereits ausgeführt, müssen die Mitgliedstaa- 
ten der Gemeinschaften zwei verschiedenen 
Erfordernissen gerecht werden. Zum einen haben 
sie die institutionellen Mechanismen zu wahren, 
die in den Verträgen zur Gründung der Gemein- 
schaften vorgesehen sind. Zum anderen müssen 
sie den Verpflichtungen nachkommen, die sie im 
Lugano-Übereinkommen gegenüber den Mit- 
gliedstaaten der EFTA eingegängen sind. 

Die Erklärung ist bedeutsam, da die Mitgliedstaa- 
ten der Gemeinschaften, ohne ihre Zugehörigkeit 
zu diesen Gemeinschaften und die Wahrung der 
Befugnisse ihrer Organe außer acht zu lassen, 

a) sich zu den Verpflichtungen bekennen, die sie 
gegenüber den EFTA-Mitgliedstaaten einge- 
gangen sind. Das Lugano- Übereinkommen 
ist also für diese Staaten eine zu beachtende 
Übereinkunft. Es gibt von ihrer Seite gewis- 
sermaßen eine „best efforts‘'-Klausel, um 
nach Möglichkeit Abweichungen zwischen 
den Bestimmungen von Rechtsakten der 
Gemeinschaft und dem Lugano-Übereinkom- 
men zu vermeiden; 

b) ihr Bestreben zum Ausdruck bringen, die Ein- 
heit des mit dem Lugano-Übereinkommen 
geschaffenen Rechtssystems nicht zu beein- 
trächtigen. Ihr Interesse daran liegt auf der 
Hand, wenn man bedenkt, daß dieses Über- 
einkommen zum Ziel hat, durch eng an das 
Brüsseler Übereinkommen angelehnte Vor- 
schriften die Freizügigkeit der Urteile zwi- 
schen der großen Mehrheit der westeuropä- 
ischen Staaten sicherzustellen, also auch der 
Entscheidungen, die von den Gerichten der 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaften erlassen 
werden; 

c) sich folglich verpflichten, bei der Ausarbei- 
tung von Rechtsakten der Gemeinschaft alles 
in ihrer Macht Stehende zu tun, um sicherzu- 
stellen, daß die im Lugano-Übereinkommen 
niedergelegten Vorschriften beachtet werden, 
und zwar insbesondere hinsichtlich des 
Schutzes, den dieses Übereinkommen Beklag- 
ten mit Wohnsitz in einem Vertragsstaat 
gewährt. Hieraus ergibt sich, daß bei der 


Erörterung eines gemeinschaftlichen Rechts- 
akts im Rat der Europäischen Gemeinschaf- 
ten jeder Mitgliedstaat den Vorschriften des 
Lugano- Übereinkommens besondere Beach- 
tung zu schenken hat. 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß in der 
Erklärung eine auf Treu und Glauben beruhende 
moralische und politische Verpflichtung der Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaften zum Ausdruck 
kommt, die durch das Lugano-Übereinkommen 
verwirklichte Vereinheitlichung nicht zu beein- 
trächtigen. 

4. Schlußfolgerungen 

128) Die Problematik der gemeinschaftlichen Rechts- 
akte gehörte zu den schwierigsten Fragen, mit 
denen die Verfasser des Lugano-Übereinkom- 
mens zu tun hatten. Dank des konstruktiven Wil- 
lens der Vertreter aller betroffenen Staaten konnte 
eine Lösung gefunden werden. Diese Kompro- 
mißlösung ist unseres Erachtens eine geeignete 
Antwort auf die von beiden Seiten geäußerten 
Besorgnisse. Zusammenfassend läßt sie sich als 
eine dreigliedrige Regelung darstellen: 

a) die Gleichstellung der gemeinschaftlichen 
Rechtsakte mit den für besondere! Rechtsge- 
biete geschlossenen Übereinkommen, was 
dem Wunsch der Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaften entspricht; 

b) die einseitige Verpflichtung der Mitgliedstaa- 
ten der Gemeinschaften, alles in ihrer Macht 
Stehende zu tun, damit die Einheit des mit 
dem Lugano-Übereinkommen geschaffenen 
Rechtssystems nicht beeinträchtigt wird, was 
den Anliegen der EFTA-Mitgliedstaaten ent- 
spricht; 

c) als Korrektiv die Verpflichtung, sich bei 
Abweichungen zwischen einem Rechtsakt der 
Gemeinschaften und dem Lugano-Überein- 
kommen um eine Verhandlungslösung zu 
bemühen, was, wie wir ausgeführt haben, den 
Vorstellungen beider Seiten gerecht wird. Ins- 
gesamt erscheint der Kompromiß also 
rundum ausgewogen. 


KAPITEL V 

DEM ÜBEREINKOMMEN BEIGEFÜGTE ERKLÄRUNGEN 

129) Drei Erklärungen ergänzen das Lugano-Übereinkommen, Die erste bezieht sich auf 
das Protokoll Nr. 3 über die Rechtsakte der Gemeinschaften (siche Randnummern 120 
bis 128), die beiden anderen betreffen das Protokoll Nr. 2 über die einheitliche Ausle- 
gung des Übereinkommens (siche Randnummern 100 bis 119). 
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KAPITEL VI 

URTEILE DES GERICHTSHOFES DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 
ZUR AUSLEGUNG DES BRÜSSELER ÜBEREINKOMMENS VOM 27. SEPTEMBER 1968 


1 . Vorbemerkungen 

130) Mit dem Protokoll vom 3. Juni 1971 wurde dem 
Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 
die Zuständigkeit für Entscheidungen über die 
Auslegung des Brüsseler Übereinkommens über- 
tragen. 

Gemäß Artikel 30 des Beitrittsübereinkommens 
vom 9. Oktober 1978 (Dänemark, Irland, Verei- 
nigtes Königreich) entscheidet der Gerichtshof 
ebenfalls über die Auslegung dieses Übereinkom- 
mens. Artikel 10 des Übereinkommens vom 
25. Oktober 1982 über den Beitritt Griechenlands 
enthält eine ähnliche Bestimmung. 

Am t. Juni 1988 waren die sechs ursprünglichen 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaften sowie Däne- 
mark, Irland und das Vereinigte Königreich Ver- 
tragsparteien des Protokolls. 

Was die Tragweite dieses Protokolls anlangt, sei 
auf den Jenard- Bericht (Seiten 66 bis 70) und den 
Schlosser- Bericht (Randnummem 255 und 256) 
verwiesen. 

Immerhin sei daran erinnert, daß das Protokoll 
zwei Arten der Anrufung des Gerichtshofes vor- 
sieht, nämlich das Vorabentscheidungsersuchen 
und die Anrufung des Gerichtshofes „im Inter- 
esse des Gesetzes“. Von dieser letztgenannten 
Möglichkeit wurde bislang kein Gebrauch 
gemacht. 

Ein Vorabentscheidungsersuchen setzt voraus, 
daß ein einzelstaatliches Gericht, das in bezug auf 
eine Frage zur Auslegung des Übereinkommens 
oder des Protokolls Stellung zu nehmen hat, den 
Gerichtshof hiermit befaßt und das Verfahren 
aussetzt, bis der Gerichtshof hierüber befunden 
hat. 

Seit dem Inkrafttreten des Protokolls am I. Sep- 
tember 1975 hat der Gerichtshof nahezu 60 
Urteile erlassen (siehe weiter unten Nummer 3): 
mehrere Rechtssachen sind zur Zeit anhängig 
(siehe weiter unten Nummer 4). Wie wir in den 
Erläuterungen zum Protokoll Nr. 2 (siehe Rand- 
nummem 112 und 116) dargelegt haben, wurde 
bei den Verhandlungen über das Lugano- Über- 
einkommen vereinbart, daß die Bestimmungen 
des Brüsseler Übereinkommens im Sinne der Aus- 
legung des Gerichtshofes aufzufassen seien und 
daß die einzelnen Urteile des Gerichtshofes im 
Bericht aufgeführt würden. 

Mit diesem Kapitel wird dem letztgenannten 
Punkt entsprochen. Die Urteile werden nicht in 
chronologischer Reihenfolge, sondern entspre- 
chend den Artikeln des Brüsseler Übereinkom- 


mens, des ihm beigefügten Protokolls und des 
Protokolls von 1971 aufgefühlt, um deren Ausle- 
gung der Gerichtshof ersucht worden war, da dies 
der praktischste Ansatz sein dürfte. 

In diesem Kapitel wird lediglich der Tenor der 
Entscheidung und nur ausnahmsweise deren 
Begründung aufgeführt. Denn im vorliegenden 
Bericht sollen die Urteile des Gerichtshofes nicht 
analysiert, sondern lediglich dessen Auslegung 
einiger Artikel wiedergegeben werden. 

2. Inhalt der Urteile (‘0 

131) 1) Anwendung des Übereinkommens 

Die innerstaatlichen Verfahrensvorschriften treten 
in den durch das Übereinkommen geregelten 
Bereichen hinter dessen Bestimmungen zurück 
(Urteil des Gerichtshofes vom 13. November 1979 
in der Rechtssache 25/79: Sanicentral/Collin, 
Slg. 1979, S. 3423 bis 3431). 

2) Artikel / Absatz l: Zivil- und Handelssachen 

(1) Der Gerichtshof sprach sich dafür aus, daß 
der Begriff „Zivil- und Handelssachen'* als auto- 
nomer BegrifT anzusehen ist. Er entschied, daß 
eine Entscheidung, die in einem Rechtsstreit zwi- 
schen einer Behörde und einer Privatperson 
ergangen ist, den die Behörde „im Zusammen- 
hang mit der Ausübung hoheitlicher Befugnisse'* 
geführt hat, vom Anwendungsbereich des Über- 
einkommens ausgeschlossen ist (Urteil vom 
14. Oktober 1976 in der Rechtssache 29/76: Firma 
LTU/ Eurocontrol, Slg. 1976, S. 1541 bis 1552). 

(2) Er bestätigte diese Entscheidung in seinem 
Urteil vom 16. Dezember 1980 (Rechtssache 814/ 
79: niederländischer Staat/ Rüffer), wonach die 
Erstattung der Kosten, die dem Verwalter der 
öffentlichen Wasserstraßen — im vorliegenden 
Fall dem niederländischen Staat — für die Besei- 
tigung eines Wracks in Erfüllung eines internatio- 
nalen Abkommens entstanden sind, nicht unter 
den Begriff „Zivil- und Handelssachen“ fällt (Slg. 
1980, S. 3807 bis 3822). 

(3) Arbeitsverträge fallen in den Anwendungs- 
bereich des Übereinkommens (Urteil vom 
13. November 1979 in der Rechtssache 25/79: 
Sanicentral/Collin, Slg. 1979, S. 3423 bis 3431). 

3) Artikel l Absatz 2, 

(1) a) Personenstand 

1. Gerichtliche Entscheidungen über einstwei- 
lige Maßnahmen während eines Ehescheidungs- 
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Verfahrens fallen nicht in den Anwendungsbe- 
reich des Übereinkommens, „wenn diese Maß- 
nahmen Fragen des Personenstands der in das 
Ehescheidungsverfahren verwickelten Personen 
oder vermögensrcchtlichc Beziehungen betreffen, 
die sich unmittelbar aus der Ehe oder deren Auf- 
lösung ergeben, oder in engem Zusammenhang 
mit solchen Fragen oder Beziehungen stehen.“ 

(Urteil vom 27. März 1979 in der Rechtssache 
143/78: de Cavel J./dc Cavel L., Slg. 1979, 
S. 1055 bis 1068). 

2. Jedoch ist das Übereinkommen anwendbar 
sowohl auf die Vollstreckung einer einstweiligen 
Anordnung eines französischen Richters in einem 
Ehescheidungsverfahren, durch die einer der Par- 
teien des Scheidungsverfahrens ein monatlicher 
Unterhaltsbetrag zuerkannt wird, als auch auf 
eine in einem französischen Urteil gemäß Arti- 
kel 270 ff. des französischen Code Civil zuer- 
kannte, monatlich zu zahlende einstweilige Aus- 
gleichsleistung. 

Der Gerichtshof vertrat die Auffassung, daß 
Unterhaltssachen in den Anwendungsbereich des 
Übereinkommens fallen und daß das Schicksal 
der akzessorischen Anträge nicht notwendiger- 
weise mit dem Schicksal der Hauptanträge ver- 
bunden ist. 

Ausschlaggebend für die Frage, ob sich der 
Anwendungsbereich des Brüsseler Übereinkom- 
mens auf akzessorische Anträge erstreckt, ist das 
Rechtsgebiet, dem sic selbst zuzurechnen sind, 
und nicht das Gebiet, um das es im Hauptantrag 
geht (Urteil vom 6. März 1980 in der Rechtssache 
120/79: de Cavel L. /de Cavel J.; Slg. 1980, 
S.731). ' 

b) Eheliche Güterstände 

1. Der Begnff der „ehelichen Güterstände“ 
umfaßt nicht nur die in einigen nationalen 
Rechtsordnungen besonders und ausschließlich 
für das Rechtsverhältnis der Ehe vorgesehenen 
Güterstände, sondern ebenso alle vermögens- 
rechtlichen Beziehungen, die sich unmittelbar aus 
der Ehe oder ihrer Auflösung ergeben (Urteil des 
Gerichtshofes vom 27. März 1979 in der Rechtssa- 
che 143/78: de Cavel Jacques/dc Cavel Louise, 
Slg. 1979, S. 1055 bis 1068). 

2. Ein auf die Herausgabe eines Schriftstücks 
gerichteter Antrag auf Erlaß einstweiliger Maß- 
nahmen mit dem Ziel, die Verwendung dieses 
Schriftstücks als Beweismittel in einem Rechts- 
streit zu verhindern, der die Verwaltung des Pri- 
vatvermögens der Ehefrau durch den Ehemann 
betrifft, fallt nicht in den Anwendungsbereich des 
Übereinkommens, wenn diese Verwaltung, in 
engem Zusammenhang mit den vermögensrechtli- 
chen Beziehungen steht, die sich aus der Ehe 
ergeben (Urteil vom 31. März 1982 in der Rechts- 
sache 25/81: C.H.W./G.J.H., Slg. 1982, S. 1189 
bis 1205). 


(2) Konkurs 

Eine Entscheidung wie ein von einem französi- 
schen Zivilgericht aufgrund von Artikel 99 des 
französischen Gesetzes vom 13. Juli 1967 gegen 
den faktischen Leiter einer juristischen Person 
erlassenes Urteil auf Zahlung zur Konkursmasse 
ist als in einem Konkurs oder konkursähnlichen 
Verfahren ergangen anzusehen (Urteil vom 22. 
Februar 1979 in der Rechtssache 113/78: Gour- 
dain/Nadler, Slg. 1979, S. 733 bis 746). 

4) Artikd 5 Nummer 1: Vertrag oder Ansprüche 
aus einem Vertrag 

(1) Der Ort, an dem die Verpflichtung erfüllt 
worden ist oder zu erfüllen wäre, bestimmt sich 
nach dem Recht, das nach den Kollisionsnormen 
des mit dem Rechtsstreit befaßten Gerichts für die 
streitige Verpflichtung maßgebend ist (Urteil vom 
6. Oktober 1976 in der Rechtssache 12/76: Tes- 
sili/Dunlop, Slg. 1976, S. 1473 bis 1487). 

(2) Ist der Ort, an dem eine vertragliche Ver- 
pflichtung zu erfüllen ist, von den Parteien in 
einer nach dem auf den Vertrag anwendbaren 
innerstaatlichen Recht wirksamen Vereinbarung 
bestimmt worden, so ist das Gericht dieses Ortes 
für die Entscheidung über Streitigkeiten in bezug 
auf die genannte Verpflichtung nach Artikel 5 
Nummer 1 unabhängig davon zuständig, ob die 
Formvorschriften des Artikels 17 beachtet sind 
(Urteil vom 17. Januar 1980 in der Rechtssache 
56/79; Zclger/Salinitri, Slg, 1980, S. 89 bis 98). 

(3) Der Ausdruck „Verpflichtung“ des Artikels 5 
Nummer l bezieht sich auf die vertragliche Ver- 
pflichtung, die den Gegenstand der Klage bildet, 
d. h. bei einem Alleinvertriebsvertrag auf die Ver- 
pflichtung des Lieferanten (Urteil vom 6. Oktober 
1976 in der Rechtssache 14/76: de Bloos/Bou- 
yer). 

(4) Dem Kläger steht der Gerichtsstand des 
Erfüllungsorts nach Artikel 5 Nummer 1 des 
Übereinkommens auch dann zur Verfügung, 
wenn das Zustandekommen des Vertrags zwi- 
schen den Parteien streitig ist (Urteil des Gerichts- 
hofes vom 4. März 1982 in der Rechtssache 38/ 
81 : Effer/Kantner, Slg. 1982, S. 825 bis 836). 

(5) Wird eine Klage auf verschiedene Verpflich- 
tungen aus einem Vertretervertrag gestützt, der 
einen Arbeitnehmer an ein Unternehmen bindet, 
so ist für die Anwendung von Artikel 5 Nummer 
l des Übereinkommens diejenige Verpflichtung 
als maßgeblich anzusehen, die für diesen Vertrag 
charakteristisch ist, d. h. der Ort, an dem die 
Arbeitsleistung erbracht wird (Urteil des Gerichts- 
hofes vom 26. Mai 1982 in der Rechtssache 133/ 
81: Ivenel/Schwab, Slg. 1982, S. 1891 bis 1902). 

(6) Der Begriff „Vertrag oder Ansprüche aus 
einem Vertrag“ ist ein autonomer Begriff. Zah- 
lungsansprüche, die ihre Grundlage in dem zwi- 
schen einem Verein und seinen Mitgliedern beste- 
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henden Mitgliedschaftsverhältnis haben, sind 
„Ansprüche aus einem Vertrag*", wobei es uner- 
heblich ist, ob sich diese Ansprüche unmittelbar 
aus dem Beitritt oder aber aus Beschlüssen der 
Vereinsorgane ergeben (Urteil des Gerichtshofes 
vom 22. März 1983 in der Rechtssache 34/82: 
Peters/Znav, Slg. 1983, S, 987 bis KKM). 

(7) Für die Bestimmung des Erfüllungsortes im 
Sinne von Artikel 5 Nummer 1 ist im Falle eines 
Rechtsstreits über die Honorarklage eines mit der 
Bauplanung befaßten Architekten die vertragliche 
Verpflichtung maßgeblich, die konkret den 
Gegenstand der Klage bildet. 

Im vorliegenden Fall handelt es sich bei dieser 
Verpflichtung um eine am Wohnsitz des Beklag- 
ten zu erfüllende Geldschuld. 

Der Ort, an dem die Zahlung geleistet werden 
muß, wird durch das auf den Vertrag anzu wen- 
dende Recht bestimmt (Urteil des Gerichtshofes 
vom 15. Januar 1987 in der Rechtssache 266/85: 
Shenavai/Kreischcr (ABI. Nr. C 39 vom 17.2. 
1987, S. 3)). 

(8) a) Auf die Frage, ob die Klage auf Scha- 

densersatz wegen bedenkenlosen Ver- 
tragsbruchs unter den Begriff „Vertrag 
oder Ansprüche aus einem Vertrag"* oder 
den Begriff „Handlung, die einer uner- 
laubten Handlung gleichgestellt ist,"* 
fällt, antwortete der Gerichtshof, daß „ein 
Rechtsstreit über die mißbräuchliche Auf- 
lösung eines Vertrages über eine selbstän- 
dige Handelsvertretung und über aus die- 
sem resultierende Provisionen einen ,Ver- 
trag oder Ansprüche aus einem Vertrag* 
im Sinne des Artikels 5 Nummer 1 des 
Brüsseler Übereinkommens zum Gegen- 
stand hat“. 

b) Er erinnerte daran, daß der Begriff „Ver- 
trag oder Ansprüche aus einem Vertrag“ 
als „autonomer*" Begriff anzusehen ist 
(Urteil vom 22. März 1983, Rechtssache 
34/82: Peters/Znav). 

c) Ein Anspruch auf Zahlung von Scha- 
densersatz wegen mißbräuchlicher Auflö- 
sung eines Vertrags findet seinen Grund 
in der Nichteinhaltung einer Vertrags- 
pflicht. 

d) Ferner nimmt der Gerichtshof Bezug auf 
das Übereinkommen von Rom vom 19. 
Juni 1980 über das auf vertragliche 
Schuldverhältnisse anzuwendende Recht, 
nach dessen Artikel 10 das auf den Ver- 
trag anzuwendende Recht auch maßgeb- 
lich ist für die Folgen der vollständigen 
oder teilweisen Nichterfüllung der durch 
ihn begründeten Verpflichtungen und 
folglich die vertragliche Haftung derjeni- 
gen Partei, der die Nichterfüllung zur 
Last fällt (Urteil des Gerichtshofes vom 8. 
März 1988 in der Rechtssache 9/87: 


Arcado/Haviland (ABI. Nr. C 89 vom 
6.4. 1988, S. 9)). 

5) Artikel 5 Nummer 2: Unterhaltssachen 

Unterhaltssachen fallen auch dann in den 
Anwendungsbereich des Übereinkommens, wenn 
es sich um einen akzessorischen Antrag in einem 
Ehescheidungsverfahren handelt (Urteil vom 6. 
März 1980 in der Rechtssache 120/90: de Cavel 
L./de Cavel J., Slg. 1980, S. 731), 

6) Artikel 5 Nummer 3: Unerlaubte Handlungen 

(1) Der Begriff „Ort, an dem das schädigende 
Ereignis eihgetreten ist“, ist so zu verstehen, daß 
er sowohl den Ort, an dem der Schaden eingetre- 
ten ist, als auch den Ort des ursächlichen Gesche- 
hens meint. 

Der Beklagte kann daher nach Wahl des Klägers 
vor dem Gericht des Ortes, an dem der Schaden 
eingetreten ist, oder vor dem Gericht des Ortes 
des dem Schaden zugrundeliegenden ursächli- 
chen Geschehens verklagt werden (Urteil vom 30. 
November 1976 in der Rechtssache 21/76: Bier, 
Reinwater/Mines de Potasse d’Alsace, Slg. 1976, 
S. 1735 bis 1748). 

(2) a) Der Begriff „unerlaubte Handlung oder 

Handlung, die einer unerlaubten Hand- 
lung gleichgestellt ist“ im Sinne von Arti- 
kel 5 Nummer 3 des Übereinkommens ist 
als autonomer Begriff anzusehen, der sich 
auf alle Klagen bezieht, mit denen eine 
Schadenshaftung des Beklagten geltend 
gemacht wird und die nicht an einen 
„Vertrag“ im Sinne von Artikel 5 Num- 
mer 1 anknüpfen. 

b) Ein Gericht, das nach Artikel 5 Nummer 
3 für die Entscheidung über eine Klage 
unter einem auf deliktischer Grundlage 
beruhenden Gesichtspunkt zuständig ist, 
ist nicht auch zuständig, über diese Klage 
unter anderen, nichtdeliktischen Gesichts- 
punkten zu entscheiden (Urteil vom 27. 
September 1988 in der Rechtssache 189/ 
87: Kalfelis/Schröder (ABI. Nr. C 281 
vom 4. II. 1988, S. 18)). 

7) Artikel 5 Nummer 5: Zweigniederlassung, 
Agentur, sonstige Niederlassung 

(1) Ein Alleinvertriebshändler steht nicht einer 
Zweigniederlassung, einer Agentur oder einer 
sonstigen Niederlassung seines Lieferanten im 
Sinne des Artikels 5 Nummer S vor, wenn er 
weder dessen Aufsicht noch dessen Leitung 
untersteht (Urteil vom 6. Oktober 1976 in der 
Rechtssache 14/76: de Bloos/Bouyer, Slg. 1976, 
S. 1497 bis 1511). 

(2) Der Gerichtshof gibt eine autonome Ausle- 
gung der Begriffe „Betrieb einer Zweigniederlas- 
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sung, einer Agentur oder einer sonstigen Nieder- 
lassung'*. 

a) Mit dem Begriff der Zweigniederlassung, der 
Agentur oder der sonstigen Niederlassung ist 
ein Mittelpunkt geschäftlicher Tätigkeit 
gemeint, der auf Dauer als Außenstelle eines 
Stammhauses hervortritt: Diese Niederlas- 
sung muß eine Geschäftsführung haben und 
sachlich so ausgestattet sein, daß sie in der 
Weise Geschäfte mit Dritten betreiben kann, 
daß diese, obgleich sie wissen, daß mögli- 
cherweise ein Rechtsverhältnis mit dem tm 
Ausland ansässigen Stammhaus begründet 
wird, sich nicht unmittelbar an dieses zu wen- 
den brauchen, sondern Geschäfte an dem 
Mittelpunkt geschäftlicher Tätigkeit abschlie- 
ßen können, der dessen Außenstelle ist; 

b) unter den Begriff „aus dem Betrieb“ fallen 

1. die Rechtsstreitigkeiten, in denen es um 
vertragliche oder außervertragliche 
Rechte und Pflichten in bezug auf die 
eigentliche Führung der Agentur, der 
Zweigniederlassung oder der sonstigen 
Niederlassung selbst geht, wie etwa die 
Rechte und Pflichten im Zusammenhang 
mit der Vermietung des Grundstücks, auf 
dem die genannten Einheiten errichtet 
sind, oder mit der am Ort vorgenomme- 
nen Einstellung des dort beschäftigten 
Personals; 

2. die Rechtsstreitigkeiten, die sich auf Ver- 
bindlichkeiten beziehen, welche der vor- 
stehend beschriebene Mittelpunkt 
geschäftlicher Tätigkeit im Namen des 
Stammhauses eingegangen ist und die in 
dem Vertragsstaat zu erfüllen sind, in 
dem dieser Mittelpunkt besteht; 

3. die Rechtsstreitigkeiten über außerver- 
tragliche Verpflichtungen, die aus der 
Tätigkeit entstehen, welche die Zweignie- 
derlassung, die Agentur oder die sonstige 
Niederlassung an dem Ort für Rechnung 
des Stammhauses ausgeübt hat, an dem 
sie errichtet ist (Urteil vom 22. November 
1978 in der Rechtssache 33/78: Soma- 
fer/Femgas, Slg. 1978, S. 2183 bis 2195). 

(3) Bei einem „selbständigen Handelsvertreter“ 
liegen die Merkmale einer Zweigniederlassung 
nicht vor, wenn er seine Tätigkeit frei gestalten 
kann und ihm der vertretene Unternehmer nicht 
untersagen kann, gleichzeitig mehrere Unterneh- 
mer zu vertreten, und er sich darauf beschränkt, 
Aufträge an das Stammhaus weiterzuleiten, ohne 
an deren Abwicklung oder Ausführung beteiligt 
zu sein (Urteil des Gerichtshofes vom 18. März 
1981 in der Rechtssache 139/80: Blanckaert und 
Willems/Trost, Slg. 1981, S. 819 bis 830). 

(4) Artikel 5 Nummer 5 ist dahin auszulegen, 
daß er auf einen Fall anwendbar ist, in dem eine 
in einem Vertragsstaat ansässige juristische Per- 
son in einem anderen Vertragsstaai zwar keine 


unselbständige Zweigniederlassung, Agentur oder 
sonstige Niederlassung unterhält, dort aber ihre 
Tätigkeiten mit Hilfe einer gleichnamigen selb- 
ständigen Gesellschaft mit identischer Geschäfts- 
führung entfaltet, die in ihrem Rahmen verhan- 
delt und Geschäfte abschließt und deren sie sich 
wie einer Außenstelle bedient (Urteil des 
Gerichtshofes vom 9. Dezember 1987 in der 
Rechtssache 218/86: Schotte/ Rothschild (ABI. 
Nr. C 2 vom 6. 1. 1988, S. 3)). 

7a) Artikel 6 Nummer /; Mehrere Beklagte 

Zur Anwendung von Artikel 6 Nummer 1 des 
Übereinkommens muß zwischen den verschiede- 
nen Klagen eines Klägers gegen verschiedene 
Beklagte ein Zusammenhang bestehen, der eine 
gemeinsame Entscheidung geboten erscheinen 
läßt, um zu vermeiden, daß in getrennten Verfah- 
ren widersprechende Entscheidungen ergehen 
könnten (Urteil des Gerichtshofes vom 27. Sep- 
tember 1988 in der Rechtssache 189/87: Kalfe- 
lis/Schröder (ABI. Nr. C 281 vom 4.11. 1988, 
S. 18)). 

8) Artikel 13: Käufe auf Teilzahlung und in 
Raten zurückzuzahlende Darlehen 

Der Gerichtshof spricht sich für einen autonomen 
Begriff des „Kaufes auf Teilzahlung“ aus. Jedoch 
auf implizite Weise in dem Sinne, daß der Begriff 
des Kaufs auf Teilzahlung sich nicht auf den 
Kauf einer Maschine erstreckt, den eine Firma 
mit einer anderen Firma zu einem Preis verein- 
bart, der durch Wechsel mit abgestuften Verfall- 
zeiten beglichen werden soll. 

Der privilegierte Gerichtsstand muß ausschließ- 
lich schutzbedürftigen Käufern Vorbehalten wer- 
den (Urteil vom 21. Juni 1978, Rechtssache 150/ 
77: Bertrand/Ott, Slg. 1978, S. 1431 bis 1447). 

Es sei drauf hingewiesen, daß dieser Artikel im 
Übereinkommen von 1978 im Sinne dieses Urteils 
geändert worden ist. 

9) Artikel 16 Nummer I : Unbewegliche Sachen 

( 1 ) Der Begriff „Miete oder Pacht von unbeweg- 
lichen Sachen“ ist nicht in dem Sinne auszulegen, 
daß er einen Vertrag über die Verpachtung eines 
Ladengeschäfts umfaßt, welches in einer vom 
Verpächter von einem £)ritten gemieteten unbe- 
weglichen Sache betrieben wird. 

Die Vorschriften des Artikels 16 Nummer 1 sind 
nicht weiter auszulegen, als dies ihr Ziel erforder- 
lich macht (Urteil vom 14. Dezember 1977 in der 
Rechtssache 73/77 : Sanders/Van der Putte). 

(2) Artikel 16 Nummer I gilt für alle Verträge 
über die Miete oder Pacht von unbeweglichen 
Sachen (Urteil vom 15. Januar 1985 in der Rechts- 
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Sache 24I/83: Rösler/Rottwinkel, Slg. 1985, S. 99 
bis 129). 

Diesem — zumindest umstrittenen — Urteil 
wurde im Lugano- Übereinkommen (siehe Rand- 
nummern 50 und 51) nicht gefolgt. Es entsprach 
im übrigen auch nicht den Absichten der Verfas- 
ser des Übereinkommens von 1968 (siehe Jenard- 
Bericht, Seite 35, und Schlosser- Bericht, Rand- 
nummer 164). 

(3) Artikel 16 Nummer 1 ist dahin auszulegen, 
daß für einen Rechtsstreit, in dem es um die Fest- 
stellung des Vorliegens eines Pachtvertrags über 
ein in zwei Vertragsstaaten (im vorliegenden Falle 
Belgien und die Niederlande) gelegenes Grund- 
stück geht, im Hinblick auf die im Hoheitsgebiet 
des einzelnen Vertragsstaats gelegenen Teilgrund- 
stücke die Gerichte dieses Staates ausschließlich 
zuständig sind (Urteil vom 6. Juli 1988 in der 
Rechtssache 158/87: Scherens/Maenhout und 
Van Poucke (ABI. Nr. C 211 vom 11. 8. 1988, 
S. 7)). 

10) Artikel 16 Nummer 4: Patente 

Siehe das Urteil vom 15. November 1983 in der 
Rechtssache 288/82: Duijnstee/Goderbauer, Slg. 
1983, S. 3663 bis 3679. 

11) Artikel 16 Nummer 5: Vollstreckungsabwehr- 
klagen 

Vollstreckungsabwehrklagen, wie sie in § 767 der 
deutschen Zivilprozeßordnung vorgesehen sind, 
fallen als solche unter die Zuständigkeitsregelung 
des Artikels 16 Nummer 5 des Übereinkommens, 
doch kann nach dieser Bestimmung vor den 
Gerichten des Vertragsstaats, in dessen Hoheits- 
gebiet die Zwangsvollstreckung durchgeführt wer- 
den soll, nicht mit einer Voilstreckungsabwehr- 
klage die Aufrechnung gegen den zu vollstrecken- 
den Anspruch mit einer Forderung geltend 
gemacht werden, für deren selbständige Geltend- 
machung die Gerichte dieses Vertragsstaats nicht 
zuständig wären. 

Nach Ansicht des Gerichtshofes liegt ein offen- 
kundiger Verfahrensmißbrauch seitens der Kläge- 
rin vor, mit dem mittelbar eine Entscheidung der 
deutschen Gerichte über einen Anspruch herbei- 
geführt werden soll, über den zu entscheiden 
diese Gerichte nach dem Übereinkommen nicht 
zuständig sind (Urteil des Gerichtshofes vom 
4. Juli 1985 in der Rechtssache 220/84: AS-Auto- 
teile/Malhc, Slg. 1985, S. 2267 bis 2279). 

12) Artikel 17: Gerichtsstandsvereinbarungen 

{ 1 ) a) Dem Erfordernis der Schriftlichkeit nach 
Artikel 17 Absatz I ist bei einer Gerichts- 
standsklauseh die in den auf der Rück- 
seite der Vertragsurkunde abgedruckten 
allgemeinen Geschäftsbedingungen einer 


Partei enthalten ist, nur dann genügt, 
wenn der von beiden Parteien Unterzeich- 
nete Vertragstext ausdrücklich auf diese 
allgemeinen Geschäftsbedingungen Bezug 
nimmt, und 

b) eine in einem Vertrag enthaltene Bezug- 
nahme auf frühere Angebote, welche 
ihrerseits auf die eine Gerichtsstandsklau- 
sei enthaltenden allgemeinen Geschäfts- 
bedingungen einer Partei hingewiesen 
haben, genügt dem Erfordernis der 
Schriftlichkeit in Artikel 17 Absatz 1 nur 
dann, wenn der Hinweis ausdrücklich 
erfolgt ist, eine Partei ihm also bei 
Anwendung normaler Sorgfalt nachgehen 
kann (Urteil des Gerichtshofes vom 
14. Dezember 1976 in der Rechtssache 
24/76: Colzani/Ruwa, Slg. 1976, S. 1831 
bis 1843). 

(2) a) Den Formerfordemissen des Artikels 17 

Absatz 1 ist im Falle eines mündlich 
geschlossenen Vertrages nur dann genügt, 
wenn $iie schriftliche Bestätigung durch 
den Verkäufer, die dessen allgemeinen 
Geschäftsbedingungen beigefügt ist, vom 
Käufer schriftlich angenommen worden 
ist, und 

b) der Umstand, daß der Käufer einer ein- 
seitigen Bestätigung durch die andere 
Vertragspartei nicht widerspricht, ist hin- 
sichtlich der Gerichtsstandsklausel nicht 
als Annahme anzusehen, es sei denn, der 
mündlich geschlossene Vertrag füge sich 
in laufende Geschäftsbeziehungen ein, 
die zwischen den Parteien auf der Grund- 
lage der eine Gerichtsstandsklausel ent- 
haltenden allgemeinen Geschäftsbedin- 
gungen einer Partei bestehen (Urteil vom 
14. Dezember 1976 in der Rechtssache 
25/76: Segoura/Bonakdarian, Slg. 1976, 
S. 1851 bis 1863). 

(3) a) Artikel 17 Absatz 1 kann nicht dahin aus- 

gelegt werden, daß er eine Vereinbarung 
ausschließt, nach der jede der beiden in 
verschiedenen Staaten wohnenden Par- 
teien eines Kaufvertrages nur vor den 
Gerichten ihres Heimatstaates verklagt 
werden kann, und 

b) dieser Artikel kann nicht dahin ausgelegt 
werden, daß er im vorgenannten Falle für 
das aufgrund einer solchen Vereinbarung 
mit einem Rechtsstreit befaßte Gericht 
die Möglichkeit ausschließt, die Aufrech- 
nung mit einer Forderung, die im Zusam- 
menhang mit dem streitigen Rechtsver- 
hältnis steht, zu berücksichtigen (Urteil 
des Gerichtshofes vom 9. November 1978 
in der Rechtssache 23/78: Meeth/Glace- 
tal, Slg. 1978, S.2133 bis 2144), 

(4) a) Die innerstaatlichen Verfahrensvorschrif- 

ten treten in den durch das Übereinkom- 
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men geregelten Bereichen hinter dessen 
Bestimmungen zurück, und 

b) Gerichtsstandsvereinbarungen in Arbeits- 
verträgen, die vor Inkrafttreten des Über- 
einkommens geschlossen worden sind, 
müssen im Hinblick auf nach diesem 
Zeitpunkt erhobene Klagen auch dann 
als wirksam angesehen werden, wenn sie 
nach den zur Zeit des Vertragsschlusses 
geltenden innerstaatlichen . Rechtsvor- 
schriften als nichtig anzusehen gewesen 
wären (Urteil des Gerichtshofes vom 
13. November 1979 in der Rechtssache 
25/79: Sanicentral/Collin, Slg. 1979, S. 
3423 bis 3431), 

(5) Ist der Ort, an dem eine vertragliche Ver- 
pflichtung zu erfüllen ist, von den Parteien in 
einer nach dem auf den Vertrag anwendbaren 
innerstaatlichen Recht wirksamen Vereinbarung 
bestimmt worden, so ist das Gericht dieses Ortes 
für die Entscheidung über Streitigkeiten in bezug 
auf die genannte Verpflichtung nach Artikel 5 
Nummer 1 des Übereinkommens unabhängig 
davon zuständig, ob die Form Vorschriften des 
Artikels 17 beachtet sind (Urteil vom 17. Januar 
1980 in der Rechtssache 56/79: Zelger/Salinitri, 
Slg, 1980, S. 89 bis 98). 

(6) Artikel 17 ist dahin auszulegen, daß das 
Recht eines Vertragsstaats die Unwirksamkeit 
einer Zuständigkeitsvereinbarung nicht allein des- 
halb vorsehen darf, weil eine andere als die nach 
diesem Recht vorgeschriebene Sprache verwendet 
worden ist (Urteil vom 24. Juni 1981 in der 
Rechtssache 150/80: Elefanten Schuh/Jacqmain, 
Slg. 1981, S. 1671 bis 1690). 

(7) Artikel 17 ist dahin gehend auszulegen, daß 
sich im Falle eines Versicherungsvertrags zwi- 
schen einem Versicherer und einem Versiche- 
rungsnehmer, der von letzterem sowohl für sich 
selbst als auch zugunsten an dem Vertrag nicht 
beteiligter Dritter geschlossen worden ist und der- 
eine Gerichtsstandsklausel für Prozesse enthält, 
die von diesen Dritten geführt werden können, 
diese Dritten selbst dann auf diese Gerichts- 
standsklausel berufen können, wenn sie ihr nicht 
ausdrücklich durch ihre Unterschrift zugestimmt 
haben (Urteil des Gerichtshofes vom 14. Juli 1983 
in der Rechtssache 201/82: Gerling/ Amministra- 
zione de! Tesoro dello Stato, Slg. 1983, S. 2503 bis 
2518). 

(8) ln bezug auf Konnossemente hat der 
Gerichtshof folgendes Urteil erlassen: 

a) Das dem Befrachter vom Verfrachter ausge- 
stellte Konnossement kann als eine „schrift- 
lich bestätigte Vereinbarung'' zwischen den 
Parteien im Sinne von Artikel 17 angesehen 
werden. Die Gerichtsstandsklausel gilt, wenn 
beide Parteien das Konnossement unterzeich- 
net haben. Ist die Gerichtsstandsklausel in 
den allgemeinen Geschäftsbedingungen ent- 
halten, so muß der Befrachter dieser aus- 


drücklich schriftlich zugestimmt haben. Der 
von den beiden Parteien Unterzeichnete Wort- 
laut des Konnossements muß ausdrücklich 
auf diese allgemeinen Bedingungen verwei- 
sen. Unterhalten jedoch der Verfrachter und 
der Befrachter laufende Geschäftsbeziehun- 
gen, die in ihrer Gesamtheit den allgemeinen 
Bedingungen unterliegen, so gilt die Gerichts- 
standsklausel selbst dann, wenn keine schrift- 
liche Zustimmung vorliegt. 

b) Das dem Befrachter vom Verfrachter ausge- 
stellte Konnossement kann im Verhältnis zu 
einem Drittinhaber nur dann als eine „schrift- 
lich bestätigte Vereinbarung“ im Sinne von 
Artikel 17 angesehen werden, wenn der Dritt- 
inhaber nach dem anwendbaren nationalen 
Recht durch eine Vereinbarung mit dem Ver- 
frachter verbunden ist und das Konnosse- 
ment als „schriftliche Bestätigung dieser Ver- 
einbarung“ den Formerfordemissen des Arti- 
kels 17 genügt. (Urteil des Gerichtshofes vom 
19, Juni 1984 in der Rechtssache 71/83: 
Russ/Novä — Goeminne, Slg. 1984, S. 2417 
bis 2436). 

(9) Nach Artikel 18 ist das Gericht eines Ver- 
tragsstaats zuständig, vor dem sich der Kläger 
rügelos auf eine Aufrechnungsforderung eingelas- 
sen hat, die nicht auf demselben Vertrag oder 
Sachverhalt wie die Klageforderung , beruht und 
für die nach Artikel 17 wirksam die ausschließli- 
che Zuständigkeit der Gerichte eines anderen Ver- 
tragsstaats vereinbart wurde (Urteil des Gerichts- 
hofes vom 7. März 1985 in der Rechtssache 48/ 
84: Spitzley/Sommer, Slg. 1985, S. 787 bis 800). 

(10) Artikel 17 Absatz I ist dahin auszulegen, 
daß dem dort aufgestellten Formerfordemis 
genügt ist, wenn feststeht, daß die Bestimmung 
des Gerichtsstands Gegenstand einer ausdrück- 
lich auf sie bezogenen mündlichen Vereinbarung 
war, daß eine von einer, gleich welcher der Par- 
teien stammende schriftliche Bestätigung dieser 
Vereinbarung der anderen zugegangen ist und 
daß diese keine Einwendungen erhoben hat 
(Urteil des Gerichtshofes vom 1 1. Juli 1985 in der 
Rechtssache 221/84: Berghoefer/ASA, Slg. 1985, 
S. 2699 bis 2710). 

(11) Eine Gerichtsstands Vereinbarung ist nicht 
schon dann als im Sinne von Artikel 17 Absatz 3 
des Übereinkommens nur zugunsten einer der 
beiden Parteien getroffen anzusehen, wenn ledig- 
lich feststeht, daß die Parteien die Zuständigkeit 
eines Gerichts oder der Gerichte eines Vertrags- 
staats vereinbart haben, in dessen Hoheitsgebiet 
diese Partei ihren Wohnsitz hat. 

Nach Auffassung des Gerichtshofes sind Verein- 
barungen, die die Parteien, zu deren Gunsten sie 
getroffen wurden, ausdrücklich nennen, sowie 
solche, die zwar angeben, vor welchen Gerichten 
jede Partei die andere verklagen muß, die aber 
einer von ihnen insoweit eine größere Wahlmög- 
lichkeit einräumen, als Gerichtsstandsvereinba- 
rungen anzusehen, aus deren Wortlaut sich ergibt. 
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daß sie zum ausschließlichen Vorteil einer der 
Parteien getroffen wurden (Urteil des Gerichtsho- 
fes vom 24. Juni 1986 in der Rechtssache 22/85: 
Anterist/Credit Lyonnais (ABI. Nr. C 196 vom 
5.8.1986)). 

(12) Artikel 17 ist dahin auszulegen, daß, wenn 
ein schriftlicher Vertrag, der eine Gerichtsstands- 
vereinbarung enthält und der für seine Verlänge- 
rung die Schriftform vorsieht, abgelaufen ist, aber 
weiter als rechtliche Grundlage für die vertragli- 
chen Beziehungen zwischen den Parteien gedient 
hat, diese Gerichtsstandsvereinbarung den Form- 
erfordernissen des genannten Artikels genügt, 
sofern die Parteien nach dem anwendbaren Recht 
den ursprünglichen Vertrag ohne Einhaltung der 
Schriftform wirksam verlängern konnten oder — 
im umgekehrten Fall — sofern eine der beiden 
Parteien diese Vereinbarung oder die Gesamtheit 
der stirischweigend übernommenen Vertragsbe- 
stimmungen, zu denen sie gehört, schriftlich 
bestätigt hat, ohne daß die andere Partei, der 
diese Bestätigung zugegangen ist, Einwendungen 
dagegen erhoben hätte (Urteil des Gerichtshofes 
vom II. November 1986 in der Rechtssache 313/ 
85: Iveco-Fiat/Van Hool (ABI. Nr, C 308 vom 
2. 12. 1986, S.4)). 

(13) Artikel 18: Stillschweigende Vereinbarung 

1. a) Artikel 18 ist auch dann anwendbar, 

wenn die Parteien in einer Gerichts- 
standsvereinbarung ein Gericht eines 
anderen Staates vereinbart haben, da 
Artikel 17 nicht unter den in Artikel 18 
vorgesehenen Ausnahmen aufgeführt ist, 
und 

b) Artikel 18 ist anwendbar, wenn der 
Beklagte die fehlende Zuständigkeit des 
Gerichts rügt und darüber hinaus zur 
Hauptsache Stellung nimmt, vorausge- 
setzt, die Rüge der fehlenden Zuständig- 
keit wird, wenn nicht vor jedem Vortrag 
zur Hauptsache, so doch nicht nach 
Abgabe derjenigen Stellungnahme erho- 
ben, die nach dem innerstaatlichen Pro- 
zeßrecht als das erste Verteidigungsvor- 
bringen vor dem angerufenen Gericht 
anzusehen ist (Urteil Vom 24. Juni 1981 in 
der Rechtssache 150/80: Elefanten 
Schuh/ Jacqmain, SIg. 1981, S. 1671 bis 
1690). 

Siehe auch die Urteile vom 22. Oktober 
1981 in der Rechtssache 27/81: Rohr/ 
Ossberger, vom 31. März 1982 in der 
Rechtssache 25/81 : C.H.W./G.J.H. sowie 
vom 14. Juli 1983 in der Rechtssache 
201/82: Gerling/ Amministrazione del 
Tesoro dello Stato. 

2. Nach Artikel 18 des Übereinkommens vom 
27. September 1968 über die gerichtliche Zustän- 
digkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Ent- 
scheidungen in Zivil- und Handelssachen ist das 


Gericht eines Vertragsstaats zuständig, vor dem 
sich der Kläger rügelos auf eine Aufrechnungsfor- 
derung eingelassen hat, die nicht auf demselben 
Vertrag oder Sachverhalt wie die Klageforderung 
beruht und für die nach Artikel 17 dieses Über- 
einkommens wirksam die ausschließliche Zustän- 
digkeit der Gerichte eines anderen Vertragsstaats 
vereinbart wurde (Urteil des Gerichtshofes vom 7. 
März 1985 in der Rechtssache 48/84: Spitzley/ 
Sommer, SIg. 1985, S. 787 bis 800). 


(14) Artikel 19: Erklärung der Unzuständigkeit von 
Amts wegen 

Artikel 19 verpflichtet das nationale Gericht, sich 
immer dann von Amts wegen für unzuständig zu 
erklären, wenn es feststellt, daß ein Gericht eines 
anderen Vertragsstaats im Sinne von Artikel 16 
des Übereinkommens ausschließlich zuständig 
ist, selbst wenn das Gericht nach nationalem Ver- 
fahrensrecht seine Prüfung im Rahmen eines Kas- 
sationsverfahrens auf die von den Parteien vorge- 
brachten Rügen zu beschränken hat (Urteil des 
Gerichtshofes vom 15. November 1983 in der 
Rechtssache 288/82: Duijnstee/Goderbauer, SIg. 
193, S. 3663 bis 3679). 


( 1 5) Artikel 21 : Rechtshängigkeit 

1. Siehe das Urteil vom 7. Juni 1984 in der 
Rechtssache 129/83: Zelger/Salinitri. 

2. Der Begriff der Rechtshängigkeit im Sinne 
von Artikel 21 schließt den Fall ein, daß eine Par- 
tei vor dem Gericht eines Vertragsstaats die Fest- 
stellung der Unwirksamkeit oder die Auflösung 
eines internationalen Kaufvertrags begehrt, wäh- 
rend eine Klage der anderen Partei auf Erfüllung 
desselben Vertrags vor dem Gericht eines anderen 
Vertragsstaats anhängig ist. 

Ferner sei darauf hingewiesen, daß die in Artikel 
21 zur Bestimmung der Rechtshängigkeit verwen- 
deten Begriffe nach Auffassung des Gerichtshofes 
als autonome Begriffe anzusehen sind (Urteil des 
Gerichtshofes vom 8. Dezember 1987 in der 
Rechtssache 144/86: Gubisch/Palumbo (ABI. Nr. 
C 8 vom 13. I, 1988, S. 3)), 


(16) Artikel 22: Im Zusammenhang stehende Ver- 
fahren 

Artikel 22 schafft keine Zuständigkeiten. 

Er ist nur anzuwenden, wenn im Zusammenhang 
stehende Klagen bei Gerichten zweier oder meh- 
rerer Vertragsstaaten erhoben worden sind (Urteil 
vom 24. Juni 1981 in der Rechtssache 1W80: 
Elefanten Schuh/Jacqmain, SIg. 1981, S. 1671 bis 
1690). 
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(17) Artikel 24: Einstweilige Maßnahmen ein- 
schließlich solcher, die auf eine Sicherung 
gerichtet sind 

!. Die Zugehörigkeit einstweiliger Maßnahmen 
zum Anwendungsbereich des Übereinkommens 
bestimmt sich nicht nach ihrer eigenen Rechtsna* 
tur, sondern nach derjenigen der durch sie gesi- 
cherten Ansprüche (Urteil des Gerichtshofes vom 
27. März 1979 in der Rechtssache 143/78: de 
Cavel Jacques/de Cavel Louise, Slg 1979, S. 1055 
bis 1068). 

2. Was die Vollstreckung gerichtlicher Entschei- 
dungen anbelangt, durch die einstweilige oder auf 
eine Sicherung gerichtete Maßnahmen angeord- 
net werden, siehe weiter unten Artikel 27 (Urteil 
vom 21. Mai 1980 in der Rechtssache 125/79: 
Denilauler/Couchet, Slg. 1980, S, 1553). 

3. Artikel 24 kann nicht als Begründung dafür 
herangezogen werden, einstweilige Maßnahmen 
auf Rechtsgebieten, die vom Anwendungsbereich 
des Übereinkommens ausgeschlossen sind, in die- 
sen einzubeziehen {Urteil des Gerichtshofes vom 
31. März 1982 in der Rechtssache 25/81: 
C.H.W./GJ.H., Slg 1982, S, 1189 bis 1205). 


(18) A rtikel 26: A nerkennung 

Eine gemäß Artikel 26 anerkannte ausländische 
Entscheidung muß grundsätzlich im ersuchten 
Staat dieselbe Wirkung entfalten wie im Urteils- 
siaat. 

Es sei jedoch angemerkt, daß dies vorbehaltlich 
der im Übereinkommen vorgesehenen Gründe für 
die Nichtanerkennung gilt (Urteil des Gerichtsho- 
fes vom 4. Februar 1988 in der Rechtssache 145/ 
85: Hoffmann/ Krieg. Siehe zu derselben Rechts- 
sache auch die Auslegung des Artikels 27 Num- 
mern 1 und 3 sowie der Artikel 31 und 36 durch 
den Gerichtshof (ABI. Nr. C 63 vom 8. 3. 1988, S. 
6)). 


( 19) Artikel 27 Nummer l: Öffentliche Ordnung 

Die Anwendung der Ordre-public- Klausel, die 
nur in Ausnahmefällen eine Rolle spielen kann, 
... ist jedenfalls dann ausgeschlossen, wenn es 
um die Vereinbarkeit einer ausländischen Ent- 
scheidung mit einer inländischen Entscheidung 
geht. Diese Frage ist nach Artikel 27 Nummer 3 
zu lösen, der sich auf den Fall bezieht, daß eine 
ausländische Entscheidung mit einer Entschei- 
dung unvereinbar ist, die zwischen denselben Par- 
teien in dem Staat, in dem die Anerkennung gel- 
tend gemacht wird, ergangen ist (Urteil des 
Gerichtshofes vom 4. Februar 1988 in der Rechts- 
sache 145/86: Hoffmann/ Krieg (ABI. Nr. C 63 
vom 8. 3. 1988, S. 6)). 


(20) Artikel 27 Nummer 2: Rechte der Verteidi- 
gung 

1. Gerichtliche Entscheidungen, durch die einst- 
weilige oder auf eine Sicherung gerichtete Maß- 
nahmen angeordnet werden und die ohne Ladung 
der Gegenpartei ergangen sind oder ohne vorhe- 
rige Zustellung vollstreckt werden sollen, können 
nicht nach dem in Titel III des Übereinkommens 
vorgesehenen Verfahren anerkannt und voll- 
streckt werden (Urteil vom 21. Mai 1980 in der 
Rechtssache 125/79: Denilauler/Couchet, Slg. 
1980, S. 1553). 

2. Artikel 27 Nummer 2 ist wie folgt auszulegen: 

a) Unter den Begriff „verfahreneinleitendes 
Schriftstück“ fallt ein Schriftstück wie der 
2^hlungsbefehl des deutschen Rechts. 

b) Eine Entscheidung wie der Vollstrek- 
kungsbefehi des deutschen Rechts fällt 
nicht unter den Begriff „verfahreneinlei- 
tendes Schriftstück“. 

c) Bei der Beurteilung der Frage, ob der 
Beklagte sich im Sinne des Artikels 27 
Nummer 2 hat verteidigen können, hat 
das Gericht des Vollstreckungsstaats 
lediglich denjenigen Zeitraum zu berück- 
sichtigen, über den der Schuldner verfügt, 
um den Erlaß einer nach dem Überein- 
kommen vollstreckbaren Versäumnisent- 
scheidung zu verhindern, wie dies etwa 
bei dem nach deutschem Recht zur Erhe- 
bung des Widerspruchs zur Verfügung 
stehenden Zeitraum der Fall ist. 

d) Artikel 27 Nummer 2 ist auch dann noch 
anwendbar, wenn der Beklagte Einspruch 
gegen die Versäumnisentscheidung einge- 
legt und ein Gericht des Urteilsstaats den 
Einspruch mit der Begründung als unzu- 
lässig verworfen hat, die Einspruchsfrist 
sei abgelaufen. 

e) Das Gericht des Vollstreckungsstaats ist 
selbst dann, wenn ein Gericht des Urteils- 
staats in einem besonderen streitigen Ver- 
fahren entschieden hat, daß die Zustel- 
lung ordnungsgmeäß erfolgt ist, nach 
Artikel 27 Nummer 2 zur Prüfung der 
Frage verpflichtet, ob diese Zustellung so 
rechtzeitig erfolgt ist, daß sich der 
Beklagte verteidigen konnte. 

0 Das Gericht des Vollstreckungsstaats 
kann sich im allgemeinen auf die Prüfung 
der Frage beschränken, ob der vom Zeit- 
punkt der ordnungsgemäßen Zustellung 
an zu berechnende Zeitraum dem Beklag- 
ten ausreichend Zeit für seine Verteidi- 
gung gelassen hat; es hat jedoch im Ein- 
zelfall zu prüfen, ob so außergewöhnliche 
Umstände vorliegen, daß die Zustellung, 
obgleich ordnungsgemäß erfolgt, nicht 
genügte, diesen Zeitraum beginnen zu 
lassen. 
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g) Artikel 52 des Übereinkommens und der 
Umstand, daß das Gericht des Vollstrek- 
kungsstaats zu der Schlußfolgerung 
gelangt, der Schuldner sei nach dem 
Recht dieses Staates zum Zeitpunkt der 
Zustellung des verfahreneinleitenden 
Schriftstücks im Gebiet dieses Staates 
wohnhaft gewesen, sind für die oben 
gegebenen Antworten nicht von Bedeu- 
tung (Urteil des Gerichtshofes vom 
16. Juni 1981 in der Rechtssache 166/80: 
Klomps/Michel, Slg. 1981, S. 1593 bis 
1612). 

3. Das Gericht des Vollstreckungsstaats kann, 
wenn nach seiner Auffassung die in Artikel 27 
Nummer 2 genannten Voraussetzungen erfüllt 
sind, die Anerkennung und die Vollstreckung 
einer gerichtlichen Entscheidung auch dann 
ablehnen, wenn das Gericht des Uiteilsstaats es 
gemäß A^ikei 20 Absatz 3 in Verbindung mit 
Artikel 15 des Haager Übereinkommens vom 
15. November 1965 für erwiesen gehalten hat, daß 
der Beklagte, der sich auf das Verfahren nicht ein- 
gelassen hat, die Gelegenheit hatte, von dem ver- 
fahreneinleitenden Schriftstück so rechtzeitig 
Kenntnis zu erhalten, daß er sich hätte verteidi- 
gen können (Urteil des Gerichtshofes vom 15. Juli 
1982 in der Rechtssache 228/81: Pendy Plastic 
Products/ Pluspunkt, Slg. 1982, S. 2723 bis 2737). 

4. a) Artikel 27 Nummer 2 ist hinsichtlich der 

dort geforderten Rechtzeitigkeit der 
Zustellung des das Verfahren einleiten- 
den Schriftstücks auch dann anwendbar, 
wenn die Zustellung unter Wahrung der 
von dem Gericht des Urteils staats festge- 
setzten Frist stattgefunden hat oder der 
Beklagte einen oder seinen ausschließ- 
lichen Wohnsitz im Bezirk oder im Staat 
dieses Gerichts hatte. 

b) Das Gericht des Vollstreckungsstaats 
kann bei der Prüfung, ob die Zustellung 
rechtzeitig erfolgt ist, auch außergewöhn- 
liche Tatsachen oder Umstände berück- 
sichtigen, die nach der ordnungsgemäßen 
Zustellung eingetreten sind. 

c) Als solche Umstände kann das Gericht 
des Vollstreckungstaats bei dieser Prü- 
fung berücksichtigen, daß der Kläger 
nach der Zustellung von einer neuen 
Adresse des Beklagten Kenntnis erhalten 
hat und daß es der Beklagte zu vertreten 
hat, daß das ordnungsgemäß zugestellte 
Schriftstück ihn nicht erreicht hat (Urteil 
des Gerichtshofes vom 11. Juni 1985 in 
der Rechtssache 49/84: Debaecker und 
Plouvier/Bouwman, Slg. 1985, S. 1779 bis 
1803). 

(21) Artikel 27 Nummer 3: Unvereinbare Entscheid 
düngen 

Eine ausländische Entscheidung, durch die ein 
Ehegatte verpflichtet wird, dem anderen Ehegat- 


ten aufgrund seiner aus der Ehe resultierenden 
Verpflichtungen Unterhalt zu gewähren, ist im 
Sinne von Artikel 27 Nummer 3 mit einer inländi- 
schen Entscheidung unvereinbar, durch die die 
betreffende Ehe geschieden worden ist (Urteil des 
Gerichtshofes vom 4. Februar 1988 in der Rechts- 
sache 145/86: Hoffmann/ Krieg (ABI. Nr. C 63 
vom 8. 3. 1988, S. 6)). 


(22) Artikel 30 und 38: Begriff ordentlicher 
Rechtsbehelf** 

Der Gerichtshof sprach sich dafür aus, den 
Begriff „ordentlicher Rechtsbehelf* als autono- 
men Begriff anzusehen. Ein „ordentlicher Rechts- 
behcir* ist jeder Rechtsbehelf, 

a) der zur Aufhebung oder Abänderung der dem 
Anerkennungs- oder Klauselerteilungsverf äh- 
ren zugrundeliegenden Entscheidung führen 
kann und 

b) für dessen Einlegung im Urteilsstaat eine 
gesetzliche Frist bestimmt ist, die durch die 
Entscheidung selbst in Lauf gesetzt wird 
(Urteil vom 22. November 1977 in der 
Rechtssache 43/77: Industrial Diamond/ 
Riva, Slg. 1977, S. 2175 bis 2191). 


(23) Artikel 31: Vollstreckung 

1. Die Bestimmungen des Übereinkommens ste- 
hen einer Klage entgegen, mit der die Partei, zu 
deren Gunsten in einem Vertragsstaat eine 
gerichtliche Entscheidung ergangen ist, die gemäß 
Artikel 31 in einem anderen Vertragsstaat mit der 
Vollstreckungsklausel versehen werden könnte, 
bei einem Gericht dieses Vertragsstaats die 
erneute Verurteilung der anderen Partei zu der ihr 
bereits in dem ersten Staat zugesprochenen Lei- 
stung begehrt (Urteil des Gerichtshofes in der 
Rechtssache 42/76: De Wolf/Cox). 

2. Eine ausländische Entscheidung, die gemäß 
Artikel 31 in einem Vertragsstaat mit der Voll- 
streckungsklausel versehen worden ist und die im 
Urteilsstaat vollstreckbar bleibt, muß im Voll- 
streckungsstaat nicht weiter vollstreckbar werden, 
wenn die Zwangsvollstreckung nach dem Recht 
des letztgenannten Staates aus Gründen, die 
außerhalb des Anwendungsbereichs des Überein- 
kommens liegen, nicht mehr möglich ist. 

Im vorliegenden Falle ist eine ausländische Ent- 
scheidung, durch die ein Ehegatte verpflichtet 
wird, dem anderen Ehegatten aufgrund seiner aus 
der Ehe resultierenden Verpflichtung Unterhalt zu 
gewähren, mit einer inländischen Entscheidung 
unvereinbar, durch die die betreffende Ehe 
geschieden worden ist (Urteil des Gerichtshofes 
vom 4. Februar 1988 in der Rechtssache 145/88: 
Hoffmann/ Krieg (ABI. Nr. C 63 vom 8.3. 1988, 

S. 6)). 
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(24) Artikel 33: Wahldomizil 

1 . a) Artikel 33 Absatz 2 ist dahin gehend aus- 
zulegen, daß die in dieser Bestimmung 
vorgeschriebene Begründung eines Wahl- 
domizils nach dem Recht des Vollstrek- 
kungsstaats und — falls dort nicht gere- 
gelt ist, wann das Wahldomizil zu 
begründen ist — spätestens bei der 
Zustellung der Entscheidung zu erfolgen 
hat, mit der die Zwangsvollstreckung 
zugelässen wird. 

b) Die Folgen einer Verletzung der Vor- 
schriften über die Begründung des Wahl- 
domizils richten sich gemäß Artikel 33 
des Übereinkommens vorbehaltlich der 
Ziele des Übereinkommens nach dem 
Recht des Vollstreckungsstaats, d. h. das 
Recht des Vollstreckungsstaats gilt vorbe- 
haltlich der Beachtung der Ziele des 
Übereinkommens; Die Sanktion darf 
daher weder die Gültigkeit der Entschei- 
dung, mit der die Zwangsvollstreckung 
zugelassen wird, in Frage stellen noch 
eine Beeinträchtigung der Rechte des 
Schuldners mit sich bringen (Urteil des 
Gerichtshofes vom 10. Juni 1986 in der 
Rechtssache 198/85; Carron/BRD (ABI. 
Nr. C 209 vom 20. 8. 1986, S. 5)). 

(25) Artikel 36: Exequatur- Verfahren 

1. a) Artikel 36 des Übereinkommens schließt 
jeden Rechtsbehelf interessierter Dritter 
gegen die Entscheidung, mit der die 
Zwangsvollstreckung zugelassen worden 
ist, auch für den Fall aus, daß ihnen nach 
dem nationalen Recht des Vollstrek- 
kungsstaats ein Rechtsbehelf zusteht. 

b) Nach Auffassung des Gerichtshofes 
wurde mit dem Übereinkommen ein Ver- 
fahren über die Zulassung der Zwangs- 
vollstreckung geschaffen, das auch für 
den Bereich der Rechtsschutzmöglichkei- 
ten ein eigenständiges und geschlossenes 
System darstellt. Artikel 36 schließt daher 
Rechtsbehelfe aus, die das nationale 
Recht interessierten Dritten gegen die 
Zulassung der Zwangsvollstreckung 
eröffnet. 

c) Da das Brüsseler Übereinkommen nur 
das Verfahren zur Zulassung der Zwangs- 
vollstreckung ausländischer vollstreckba- 
rer Titel regelt und die eigentliche 
Zwangsvollstreckung unberührt läßt, die 
nach wie vor dem nationalen Recht des 
Vollstreckungsstaats unterliegen, können 
interessierte Dritte gegen Zwangsvoll- 
streckungsmaßnahmen die Rechtsbehelfe 
einlegen, die ihnen nach dem Recht des 
Vollstreckungsstaats zustehen (Urteil des 
Gerichtshofes vom 2. Juli 1985 in der 


Rechtssache 148/84: Deutsche Genos- 
senschaftsbank/ Brasserie du Pecheur, 
SIg. 1985, S. 1981 bis 1993). 

2. Dieser Artikel ist dahin gehend auszulegen, 
daß die Partei, die nicht den in Artikel 31 vorgese- 
henen Rechtsbehelf gegen die Zulassung der 
Zwangsvollstreckung eingelegt hat (im vorliegen- 
den Falle innerhalb eines Monats nach der 
Zustellung der Entscheidung über die Zulassung 
der Zwangsvollstreckung), einen stichhaltigen 
Grund, den sie im Rahmen dieses Rechtsbehelfs 
gegen die Zulassung der Zwangsvollstreckung 
hätte Vorbringen können, im Stadium der Voll- 
streckung der Entscheidung nicht mehr geltend 
machen kann. Diese Regel ist von den Gerichten 
des Vollstreckungsstaats von Amts wegen anzu- 
wenden. Diese Regel gilt jedoch dann nicht, 
wenn sie zur Folge hat, daß das inländische 
Gericht verpflichtet ist, die Wirkungen eines vom 
Anwendungsbereich des Übereinkommens ausge- 
nommenen inländischen Urteils (Ehescheidung) 
von dessen Anerkennung in dem Staat abhängig 
zu machen, in dem die ausländische Entschei- 
dung, um deren Vollstreckung es geht, ergangen 
ist (Urteil des Gerichtshofes vom 4. Febraur 1988 
in der Rechtssache 145/86: Hoffman n/ Krieg 
(ABI. Nr. C 63 vom 8. 3. 1988, S. 6)). 

(26) A rtikel 3 7: Exequatur- Verfahren 

1. a) Artikel 37 Absatz 2 ist dahin auszulegen, 
daß er die Kassationsbeschwerde und in 
der Bundesrepublik Deutschland die 
Rechtsbeschwerde nur gegen die Ent- 
scheidung über den Rechtsbehelf zuläßt. 

b) Diese Bestimmung kann nicht in der 
Weise ausgedehnt werden, daß ein 
Rechtsmittel gegen eine andere Entschei- 
dung als die,, die über den Rechtsbehelf 
ergangen ist, zulässig wäre, z. B. ein 
Rechtsmittel gegen eine vorbereitende 
oder Zwischenentscheidung über die 
Anordnung einer Beweiserhebung (Urteil 
des Gerichtshofes vom 27. November 
1984 in der Rechtssache 258/83: Bren- 
nero/ Wendel, SIg. 1984, S. 3971 bis 
3984). 

(27) Artikel 38: Exequatur-Verfahren 

1. Siehe Nummer 20 betreffend den Begriff 
„ordentlicher RechtsbehelT. 

2. Artikel 38 Absatz 2 des Übereinkommens 
vom 27. September 1968 über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher 
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen ist 
dahin auszulegen, daß ein Gericht, das mit einem 
Rechtsbehelf gegen die aufgrund des Überein- 
kommens gewährte Zulassung der Zwangsvoll- 
streckung befaßt ist, die Zwangsvollstreckung erst 
dann, wenn es über den Rechtsbehelf entscheidet. 
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von der Leistung einer Sicherheit abhängig 
machen kann (Urteil des Gerichtshofes vom 
27. November 1984 in der Rechtssache 258/83: 
Brennero/ Wendel, Slg. 1984, S. 3971 bis 3984). 

(28) Artikel 39: Exequatur- Verfahren 

1. a) Nach Artikel 39 des Übereinkommens 
kann die Partei, auf deren Antrag die 
Zwangsvollstreckung zugelassen worden 
ist, bis zum Ablauf der in diesem Artikel 
genannten Frist unmittelbar die auf 
Sicherungsmaßnahmen beschränkte 
Zwangsvollstreckung in das Vermögen 
des Schuldners betreiben, ohne hierfür 
eine besondere Ermächtigung erwirken 
zu müssen. 

b) Die Partei, auf deren Antrag die Zwangs- 
vollstreckung zugelassen worden ist, 
kann bis zum Ablauf der in Artikel 36 
vorgesehenen Rechtsbehelfsfrist und, 
falls ein solcher Rechtsbehelf eingelegt 
wird, bis zur Entscheidung darüber die 
auf Sicherungsmaßnahmen beschränkte 
Zwangsvollstreckung gemäß Artikel 39 
betreiben, 

c) Die Partei, die Sicherungsmaßnahmen im 
Sinne von Artikel 39 des Übereinkom- 
mens betrieben hat, muß hierfür nicht 
eine bestätigende Gerichtsentscheidung 
erwirken, wie sie im nationalen Recht des 
Vollstreckungsstaats vorgesehen ist 
(Urteil des Gerichtshofes vom 3. Oktober 
1985 in der Rechtssache 119/84: Capel- 
ioni/Pelkmans, Slg. 1985, S. 3147 bis 
3164). 

(29) Artikel 40: Exequatur- Verfahren 

Das mit dem Rechtsbehelf eines Antragstellers 
befaßte Beschwerdegericht muß den Schuldner 
auch dann gemäß Artikel 40 Absatz 2 Satz I des 
Übereinkommens hören, wenn der Antrag auf 
Erteilung der Vollstreckungsklausel in der ersten 
Instanz lediglich wegen nicht rechtzeitig vorgeleg- 
ter Urkunden zurückgewiesen worden ist. 

Dies ist der Fall, weil das Übereinkommen aus- 
drücklich vorsieht, daß das Beschwerdeverfahren 
kontradiktorisch abläuft, ohne daß nach der Trag- 
weite der erstinstanzlichen Entscheidung unter- 
schieden würde (Urteil des Gerichtshofes vom 
12. Juli 1984 in der Rechtssache P/K, Slg. 1984, S. 
3033 bis 3043). 

(30) Artikel 54: Zeitliche Anwendung des Überein- 
kommens 

Wie sich aus Artikel 54 ergibt, ist die einzige not- 
wendige und gleichzeitig ausreichende Vorausset- 
zung für die Anwendung der Bestimmungen des 
Übereinkommens auf Rechtsstreitigkeiten, die vor 


dem Inkrafttreten des Übereinkommens entstan- 
dene Rechtsbeziehungen betreffen, daß die Klage 
nach diesem Zeitpunkt erhoben worden ist. Dies 
ist auch dann der Fall, wenn die Gerichtsstands- 
vereinbarung vor Inkrafttreten des Übereinkom- 
mens geschlossen worden ist und nach dem 
Recht, das auf sie anwendbar war, als nichtig 
angesehen werden konnte: Im vorliegenden Falle 
handelt es sich um einen Arbeitsvertrag zwischen 
einem französischen Arbeitnehmer, auf den das 
französische Recht anwendbar war, und einem 
deutschen Unternehmen (Urteil des Gerichtshofes 
vom 13. November 1979 in der Rechtssache 25/ 
79: Sanicentral/Collin, Slg. 1979, Seiten 3423 bis 
3431). 

(31) A rtikel 55 und 56: bilaterale A bkommen 

Da in Artikel 56 Absatz l des Übereinkommens 
klargestellt wird, daß die in Artikel 55 genannten 
bilateralen Abkommen ihre Wirksamkeit für die 
Rechtsgebiete, auf die dieses Übereinkommen 
nicht anzuwenden ist, behalten, kann sie das 
Gericht des Vollstreckungsstaats auf Entschei- 
dungen anwenden, die, ohne unter Artikel l 
Absatz 2 des Übereinkommens zu fallen, vom 
Anwendungsbereich des Übereinkommens ausge- 
schlossen sind. Dies ist der Fall bei der Anwen- 
dung des deutsch-belgischen Abkommens von 
1958, das seine Wirksamkeit bei „Zivil- und Han- 
delssachen"" behalten kann, und zwar unabhängig 
davon, daß der Gerichtshof diesen Begriff bei der 
Auslegung des Übereinkommens von 1968 als 
autonomen Begriff verstanden hat (Urteil vom 
14. Juli 1977 in den verbundenen Rechtssachen 
9/77 und 10/77: Bavaria und Germanair/Euro- 
control, Slg. 1977, Seiten 1517 bis 1527). 

(32) Artikel / Absatz 2 des dem Übereinkommen 
beigefugten Protokolls (Luxemburg) 

Eine Person mit Wohnsitz in Luxemburg ist nur 
dann durch eine Gerichtsstandsvereinbarung 
gebunden, wenn diese Vereinbarung Gegenstand 
einer Vertragsbestimmung ist, 

a) die ihr speziell und ausschließlich gewidmet 
ist; 

b) die von dieser Partei „besonders"" unterzeich- 
net worden ist; die Unterzeichnung des 
gesamten Vertrags genügt hierfür nicht. Es ist 
nicht erforderlich, daß die Vereinbarung in 
einem getrennten Schriftstück niedergelegt ist 
(Urteil des Gerichtshofes vom 6. Mai 1980 in 
der Rechtssache 784/79: Porta Leasing/Pre- 
stige International, Slg. 1980, S. 1517). 

(33) Artikel II des dem Übereinkommen beigefug- 
ten Protokolls 

l. Unter „fahrlässig begangener Straftat“ ist 
jede Straftat zu verstehen, deren gesetzliche Defi- 
nition das Bestehen eines Vorsatzes nicht voraus- 
setzt, und 
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2. Artikel 11 des Protokolls erstreckt sich auf 
jedes Strafverfahren wegen einer fahrlässig began- 
genen Straftat, „in dem es auch um die zivilrecht- 
liche Haftung des Angeklagten für Tatumstände 
geht oder bei dem eine solche zivilrechtliche Haf- 
tung später in Betracht kommt“ (Urteil vom 
26. Mai 1981 in der Rechtssache 157/80: Rinkau, 
SIg. 1981, Seiten 1391 bis 1411). 

(34) Artikel 2 des Protokolls vom 3. Juni 1971 

Die Gerichte erster Instanz, die nicht als Rechts- 
mittelinstanz entscheiden, können dem Gerichts- 


hof keine das Übereinkommen betreffende Ausle- 
gungsfrage zur Vorabentscheidung vorlegen. 


Siehe den Beschluß des Gerichtshofes vom 
9. November 1983 in der Rechtssache 80/83: 
Habourdin/Italocremona (SIg. 1983, Seiten 3639 
bis 3641) und den Beschluß vom 28. März 1984 in 
der Rechtssache 56/84: von Gallera/Maitre (SIg. 
1984, Seiten 1769 bis 1772). 


132) 3. Verzeichnis der Urteile des Gerichtshofes 

(vom 6. Oktober 1976 bis zum 27. September 1988) 


l. 

6. 10. 1976 

Rechtssache 12/76 

Tessili/Dunlop 

Artikel 5 Nummer 1 

SIg. 1976 

S. 1473—1487 

II. 

6. 10. 1976 

Rechtssache 14/76 

De Bloos/Bouyer 

Artikel 5 Nummer I Sgl. 1976 
und Artikel 5 Nummer S. 1497-1511 

5 

III. 

14. 10. 1976 

Rechtssache 29/76 

LTU/Eurocontrol 

Artikel 1 

SIg. 1976 

S. 1541-1552 

IV. 

30. II, 1976 

Rechtssache 21/76 

Reinwater/ 

Potasse d*Alsace 

Artikel 5 Nummer 3 

SIg. 1976 

S. 1735-1748 

V. 

30. 11. 1976 

Rechtssache 42/76 

De Wolf/Cox 

Artikel 31 

SIg. 1976 

S. 1759-1768 

VI. 

14. 12. 1976 

Rechtssache 24/76 

Colzani/Ruwa 

Artikel 17 

Absatz l 

SIg. 1976 

S. 1831-1843 

VII. 

14. 12. 1976 

Rechtssache 25/76 

Segoura/ 

Bonakdarian 

Artikel 17 

Absatz 1 

SIg. 1976 

S. 1851-1863 

VIII. 

14. 7.1977 

Rechtssachen 9/77 
und 10/77 

Bavaria-Germanair/ 

Eurocontrol 

Artikel 56 

SIg. 1977 

S. 1517-1527 

IX. 

22. 11. 1977 

Rechtssache 43/77 

Diamond/ Riva 

Artikel 30 und 38 

SIg. 1977 

S. 2175-2191 

X. 

14. 12. 1977 

Rechtssache 73/77 

Sanders/ 

Van der Putte 

Artikel 16 Nummer 1 

SIg. 1977 

S. 2382-2392 

XI. 

21. 6.1978 

Rechtssache 150/77 

Bertrand/Ott 

Artikel 13 

SIg. 1978 

S. 1431-1447 

XII. 

9. 11. 1978 

Rechtssache 23/78 

Meeth/Glacetal 

Artikel 17 

SIg. 1978 

S. 2133-2144 

XIII. 

22. 11. 1978 

Rechtssache 33/78 

Somafer/ Ferngas 

Artikel 5 Nummer 5 

SIg. 1978 

S. 2183-2195 

XIV. 

22. 9. 1979 

Rechtssache 133/78 

Gourdin/ Nadler 

Artikel 1 

Absatz 2 Nummer 2 

SIg. 1979 

S. 733-746 

XV. 

27. 3. 1979 

Rechtssache 143/78 

De Cavel J./ 

DeCavelL. 

Artikel l Absatz 2, 
und Artikel 24 

SIg. 1979 

S. 1055-1068 

XVI. 

13. 11. 1979 

Rechtssache 25/79 

Sani central/’ 

Collin 

Artikel 17 und 54 

SIg. 1979 

S, 3423-3431 

.XVII. 

17. 1.1980 

Rechtssache 56/79 

Zelger/Salinitri 

Artikel 5 Nummer 1 
und Artikel 17 

SIg. 1980 

S. 89-98 

XVIII. 

6. 3. 1980 

Rechtssache 120/79 

De Cavel L./ 

De Cavel J. 

Artikel 5 Nummer 2 
und Artikel 24 

SIg. 1980 

S. 731 

XIX. 

6. 5. 1980 

Rechtssache 784/79 

Porta Leasing/ 

Prestige 

International 

Artikel 1 

Absatz 2 des 
Protokolls 

SIg. 1980 

S. 1517 

XX. 

21. 5.1980 

Rechtssache 125/79 

Denilauler/Couchet 

Titel III 

SIg. 1980 

S. 1553 
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XXI. 

16. 12. 1980 

Rechtssache 8 1 4/79 

Etat neerlandats/ 

Rüffler 

Artikel^ l 

Slg. 1980 

S. 3807-3822 

xxn. 

18. 

3. 1981 

Rechtssache 139/80 

Blanckaert- 

Willems/Trost 

Artikel 5 Nummer 5 

Slg. 1981 

S. 8 19-830 

xxm. 

26. 

5. 1981. 

Rechtssache 157/80 

Rinkau 

Artikel II des 
Protokolls 

Slg. 1981 

S. 1391-1404 

XXIV. 

16. 

6. 1981 

Rechtssache 166/80 

Klomps/ Michel 

Artikel 27 Nummer 2 

Slg. 1981 

S. 1593-1612 

XXV. 

24. 

6. 1981 

Rechtssache 150/80 

Elefanten Schuh/ 
Jacqmain 

Artikel 17, 18 
und 22 Absatz 1 

Slg. 1981 

S. 1671-1690 

XXVI. 

22. 10. 1981 

Rechtssache 27/81 

Rohr/Ossberger 

Artikel 18 

Slg. 1981 

S. 2431-2448 

XXVII. 

4. 

3. 1982 

Rechtssache 38/81 

Effer/Kantner 

Artikel 5 Nummer 1 

Slg. 1982 

S. 825-836 

XXVIll. 

31. 

3. 1982 

Rechtssache 25/81 

C.H.W./G.J.H. 

Artikel l, 18 
und 24 

Slg. 1982 

S. 1189-1205 

XXIX. 

26. 

5. 1982 

Rechtssache 133/81 

Ivenel/Schwab 

Artikel 5 Nummer 1 

Slg. 1982 

S. 1891-1902 

XXX. 

15. 

7. 1982 

Rechtssache 228/81 

Pendy Plastic 

Products/ Pluspunkt 

Artikel 20 Absatz 3 
und 

Absatz 27 Nummer 2 

Slg. 1982 

S. 2723-2737 

XXXI. 

22. 

3. 1983 

Rechtssache 34/82 

Petejs/ZNAV 

Artikel 5 Nummer l 

Slg. 1983 

S. 987-1004 

XXXII. 

14, 

7. 1983 

Rechtssache 201/82 

Gerling/ 

Amministrazione 
del Tesoro dello 

Stato 

Artikel 17 und 18 

Slg. 1983 

S. 2503-2518 

XXXllI. 

21. 

9. 1983 

(Beschluß) 

Rechtssache 157/82 

Verheeren/ Müller 

Artikel 21 und 50 

— 

XXXIV. 

15. 11. 1983 

Rechtssache 288/82 

Duijnstee/ 

Goderbauer 

Artikel 16 Nummer 4 
und Artikel 19 

Slg. 1983 

S. 3663-3678 

XXXV. 

9. 

11. 1983 

(Beschluß) 

Rechtssache 80/83 

Habourdin/ 

Italocremona 

Artikel 2 des 
Protokolls vom 

3. Juni 1971 

Slg. 1983 

S. 3639-3641 

XXXVI. 

7. 

6. 1984 

Rechtssache 129/83 

Zelger/Salinitri 

Artikel 21 

Slg. 1984 

S. 2397-2409 

XXXVII. 

19. 

6. 1984 

Rechtssache 7 1 /83 

Russ/Goeminne 

Artikel 17 

Slg. 1984 

S. 2417-2436 

XXXVIII. 

12. 

7. 1984 

Rechtssache 178/83 

P./K. 

Artikel 40 

Slg. 1984 

S. 3033-3043 

XXXIX. 

27. 11. 1984 

Rechtssache 258/83 

Brennero/Wendel 

Artikel 37 und 38 

Slg. 1984 

S. 3971-3984 

XL. 

15. 

1. 1985 

Rechtssache 241/83 

Rösler/ Rott wi nkel 

Artikel 16 Nummer t 

Slg. 1985 

S. 99-129 

XLI. 

7. 

3. 1985 

Rechtssache 48/84 

Spitzley/Sommer 

Artikel 17 und 18 

Slg. 1985 

S. 787-800 

XLII. 

11. 

6. 1985 

Rechtssache 49/84 

Debaecker et 

Plouvier/ Bowwman 

Artikel 27 

Slg. 1985 
jS. 1779-1803 

XLIII. 

2. 

7. 1985 

Rechtssache 148/84 

Genossenschaftsbank/ 
Brasserie du Pecheur 

Artikel 36 

Slg. 1985 

S. 1981-1993 

XLIV. 

4. 

7. 1985 

Rechtssache 228/84 

AS- Autoteile S./ 

Maihe 

Artikel 16 Nummer 5 

Slg. 1985 

S. 2267-2279 

XLV. 

11. 

7. 1985 

Rechtssache 22 1 /84 

Berghoeffer/ASA 

Artikel 17 

Slg. 1985 

S. 2699-2710 

XLVI. 

3. 

10. 1985 

Rechtssache 1 19/84 

Capelloni-Aquilini/ 

Pelkmans 

Artikel 39 

Slg. 1985 

S, 3147-3164 

XLVII. 

24. 

6. 1986 

Rechtssache 22/85 

Antarist/Credit 

Lyonnais 

Artikel 17 

ABI. Nr. C 196 
vom 5. 8. 1986, S. 5 

XLVMI. 

10. 

7. 1986 

Rechtssache 198/85 

Carron/R.F.A. 

Artikel 33 

ABI. Nr. C 209 
vom 20. 8. 1986, S. 5 
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XLIX. 

11. 

II. 

1986 

Rechtssache 313/85 

Iveco Fiat/ 

Van Hool 

Artikel 17 

ABI. Nr. C 308 
vom 2. 12. 1986, S. 4 

L. 

15. 

1. 

1987 

Rechtssache 266/85 

Shena vai/ Kreischer 

Artikel 5 Nummer 1 

ABI. Nr. C 39 
vom 17.2, 1987, S. 3 

LI. 

8. 12. 

1987 

Rechtssache 144/86 

Gubisch M./Palumbo 

Artikel 21 

ABI. Nr. C 8 
vom 13. I. 1988, S. 3 

LII. 

9. 

12. 

1987 

Rechtssache 218/86 

Schotte/Rothschild 

Artikel 5 Nummer 5 

ABI. Nr. C 2 
vom 6. 1. 1988, S. 3 

LIII. 

4. 

2. 

1988 

Rechtssache 145/86 

Hoffmann/ Krieg 

Artikel 26, 27, 

31 und 36 

ABI. Nr.C 63 
vom 8. 3. 1988, S. 6 

LIV. 

8. 

3. 

1988 

Rechtssache 9/87 

Arcado/ 

S.A. Haviland 

Artikel 5 Nummer 1 

ABI. Nr.C 89 
vom 6. 4. 1988, S. 9 

LV. 

6. 

7. 

1988 

Rechtssache 158/87 

Scherens/Maenhout 

Artikel 16 Nummer 1 

ABI. Nr.C 211 
vom 11.8. 1988, S. 7 

LVl. 

27. 

9. 

1988 

Rechtssache 189/87 

Kalfelis/Schröder 

Artikel 5 Nummer 3 
und 

ABI. Nr.C 281 
vom 4, II. 1988, S. 18 


Artikel 6 Nummer I 


4. Zum 1. Februar 1989 anhängige Rechtssachen 

133) Der Gerichtshof ist mit einer Reihe von Vorabentscheidungsersuchen befaßt. Hierbei 
handelt es sich um die nachstehenden Rechtssachen: 

a) Rechtssache 32/88: Six Constructions/Humbert 
Artikel 5 Nummer 1 — Arbeitsvertrag 

Wie verhält es sich bei den Verpflichtungen aus einem Arbeits vertrag, die in meh- 
reren Ländern zu erfüllen sind? 

ABI. Nr. C 55 vom 26. 2. 1988, S. 12, 

b) Rechtssache 36/88: Schilling/Merbes 
Artikel 27 Nummer 2 

Wie verhält es sich, wenn das verfahreneinleitende Schriftstück dem Beklagten, der 
sich auf das Verfahren nicht eingelassen hat, nicht ordnungsgemäß, jedoch so 
rechtzeitig zugestellt worden ist, daß er sich verteidigen konnte? 

ABI. Nr. C 79 vom 26. 3, 1988, S. 4, 

Diese Rechtssache wurde nach Zurücknahme des Rechtsmittels gestrichen, 

c) Rechtssache 1 15/88: Reichert- Kockler/ Dresdner Bank 

Artikel 16 Nummer I — Begriff „dingliche Rechte an unbeweglichen Sachen“ 

ABI. Nr. C 125 vom 12. 5. 1988, S. 13. 

d) Rechtssache 220/88: Dumez Bätiment/Hessische Landesbank 
Artikel 5 Nummer 3 

ABI. Nr, C 226 vom 1.9. 1988, S. 6. 

e) Rechtssache 305/88: Lancray SA/Firma Peters und Sickert KG 
Artikel 27 Nummer 2 

ABI. Nr. C 300 vom 25. 1 1. 1988, S. 10. 

0 Rechtssache 365/88: Congress Agentur Hagen GmbH/Zcehaghc BV 
Artikel 5 Nummer 1 und Artikel 6 Nummer 2 
ABI. Nr.C 20 vom 26. I, 1989, S. 8. 
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ANLAGE l 

ANERKENNUNG UND VOLLSTRECKUNG AUSLÄNDISCHER URTEILE IM RECHT DER 

EfTA-STAATEN 


A. ÖSTERREICH 

134) Ausländische Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen können in Österreich nur anerkannt 
oder vollstreckt werden, wenn mit dem ürsprungsstaat ein entsprechender Vertrag in Kraft ist. 
Ausländische Entscheidungen über den Personenstand und die Rechtsfähigkeit von Personen 
werden jedoch in den meisten Fällen anerkannt, selbst wenn es keine Rechtsvorschriften gibt, die 
diese Anerkennung erforderlich machen. Eine ausländische Entscheidung, die in Österreich nicht 
anerkannt oder vollstreckt wird, kann dort jedoch eine gewisse Beweiskraft haben. Die einer aus* 
ländischen Entscheidung zuerkannte Beweiskraft hängt von den Umständen des Einzelfalls ab. 


B. FINNLAND UND SCHWEDEN 

135) Wesentlicher Grundsatz des finnischen und des schwedischen Rechts ist es, daß ausländische 
Entscheidungen nur anerkannt oder vollstreckt werden, wenn dies durch eine gesetzliche Bestim- 
mung vorgeschrieben ist. Es gibt sehr wenige derartige Vorschriften, die fast immer auf internatio- 
nalen Übereinkünften beruhen. Die meisten dieser Bestimmungen betreffen nur die Entscheidun- 
gen über ziemlich spezielle Fragen wie einige Aspekte des internationalen Verkehrs, Unterhalts- 
Verpflichtungen oder die zivilrechtliche Haftung im Bereich der Kernenergie. 

Die vorstehenden Ausführungen gelten jedoch nicht für Entscheidungen über den Personenstand 
und die Rechtsfähigkeit. Solche Entscheidungen werden in den meisten Fällen anerkannt, selbst 
wenn hierfür aufgrund der gesetzlichen Vorschriften keine Verpflichtung besteht. 

Die Tatsache, daß bei Fehlen entsprechender Rechtsvorschriften ausländische Entscheidungen in 
Finnland und in Schweden weder anerkannt noch vollstreckt werden, bedeutet jedoch nicht, daß 
diese Entscheidungen in diesen Ländern keinen Wert hätten. Zunächst einmal kann eine auslän- 
dische Entscheidung als Beweismaterial für bestimmte Tatsachen oder als Hinweis für den Tenor 
des anwendbaren ausländischen Rechts angeführt werden. Im finnischen und schwedischen 
Recht gibt es in der Regel kein „unzulässiges** Beweismittel. Aufgrund dieses Prinzips kann das 
Gericht die im Rahmen eines ausländischen Verfahrens festgestellten Tatsachen und die Begrün- 
dung der Entscheidungen ausländischer Gerichte berücksichtigen. Die Beweiskraft eines ausländi- 
schen Urteils hängt natürlich von den Umständen des Einzelfalls ab und insbesondere von dem 
dem ausländischen Gericht entgegengebrachten Vertrauen. In einigen Fällen, insbesondere wenn 
aufgrund der Kollisionsnormen der Rechtsstreit nach dem materiellen Recht des ausländischen 
Gerichts betzulegen ist und dieses Gericht das gleiche Recht (lex fori) angewandt hat, kann die 
ausländische Entscheidung die Beweislast der Partei auferlegen, die den Ausgang des Verfahrens 
anficht. Wenn die Entscheidung eines ausländischen Gerichts unbewegliche Sachen betrifft, die 
unter seine Gerichtsbarkeit fallen, so wird die Entscheidung zumindest in den meisten Fällen kei- 
ner Nachprüfung in der Sache unterzogen. 

Zweitens kann eine ausländische Entscheidung in Finnland und in Schweden auch in den Fällen 
von großem Wert sein, in denen die finnischen und schwedischen Gerichte nicht zuständig sind 
und in denen eine Partei ein Interesse daran hat, sich auf die Entscheidung in dem betreffenden 
Land zu berufen, beispielsweise um die Zwangsvollstreckung aus einer Entscheidung zu errei- 
chen, die zu einer Geldleistung verpflichtet. Wenn beispielsweise ein ausländisches Gericht auf- 
grund einer Gerichtsstandsvereinbaning ausschließlich zur Entscheidung eines Rechtsstreits 
zuständig ist, werden sich die finnischen und schwedischen Gerichte in der Regel für unzuständig 
erklären. Die Entscheidung des gewählten ausländischen Gerichts (forum prorogatum) kann 
jedoch als solche in Finnland oder in Schweden nicht vollstreckt werden. Der Kläger (Gläubiger) 
kann in diesem Fall vor einem finnischen oder schwedischen Gericht unter Berufung auf das aus- 
ländische Urteil klagen. Unter diesen Umständen wird das angenifene Gericht sehr wahrschein- 
lich auf eine Prüfung der Angelegenheit in der Sache verzichten und sich in seiner Entscheidung 
auf das ausländische Urteil stützen. Auf jeden Fall wird es nicht zu einer Nachprüfung der auslän- 
dischen Entscheidung in der Sache kommen. 


C. ISLAND 

136) Das isländische Recht beruht auf dem Grundprinzip, daß ausländische. Entscheidungen weder 
anerkannt noch vollstreckt werden, sofern nicht in gesetzlichen Vorschriften etwas anderes 
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bestimmt ist. Derartige Vorschriften beruhen bislang stets auf internationalen Übereinkommen. 
Ausländische Entscheidungen über den Personenstand und die Rechtsfähigkeit natürlicher Perso- 
nen werden jedoch im allgemeinen anerkannt, auch wenn keine Rechtsvorschriften vorliegen, die 
ihre Anerkennung vorschen. In Island nicht anerkannt oder vollstreckte ausländische Urteile kön- 
nen dennoch einen gewissen Wert haben. Dies ist darauf zurückzuführen, daß vor isländischen 
Gerichten die Verwendung von Beweismitteln kaum eingeschränkt ist. Der in einer ausländischen 
Entscheidung festgestellte Tatbestand hat daher wahrscheinlich eine erhebliche Bedeutung. 


D. NORWEGEN 

137) Ausländische Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen können in Norwegen nur anerkannt 
und vollstreckt werden, wenn mit dem Staat, in dem die Entscheidung ergangen ist, ein entspre- 
chender Vertrag geschlossen wurde. 

Ausländische Entscheidungen über den Personenstand und die Rechtsfähigkeit werden in Norwe- 
gen jedoch auch ohne Vorliegen eines entsprechenden Vertrags anerkannt, sofern die Entschei- 
dung bestimmten Kriterien gerecht wird. 

Was die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung der auf einer Gerichtsstandsvereinba- 
rung beruhenden Entscheidungen anbelangt, so wendet Norwegen ein ähnliches Verfahren an wie 
Finnland und Schweden (siehe Randnummer 135). Die Ausführungen unter Randnummer 135 zur 
Beweiskraft eines ausländischen Urteils gelten auch für Norwegen. 


E. SCHWEIZ 

138) In der Schweiz waren die Regeln über die internationale Zuständigkeit sowie die Grundsätze für 
die Anerkennung und die Vollstreckung der ausländischen Entscheidungen bis in die jüngste Ver- 
gangenheit in mehreren Rechtsquellen verstreut, bei denen es sich zum Teil um Bundesrecht und 
zum Teil um kantonales Recht handelte. Zu mehreren Fragen der internationalen Zuständigkeit 
enthielt weder das Bundesrecht noch das kantonale Recht ausdrückliche Vorschriften. In diesen 
Fällen fanden die Grundsätze des interkantonalen Rechts auf die internationalen Rechtssachen 
entsprechende Anwendung. 

Am 18. Dezember 1987 hat das schweizerische Parlament ein neues Gesetz über das internationale 
Privatrecht verabschiedet. Dieses neue Gesetz, das am 1. Januar 1989 in Kraft tritt, enthält Bestim- 
mungen über die internationale Zuständigkeit der schweizerischen Gerichte sowie über die Aner- 
kennung und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen. Diese 
Bestimmungen ersetzen die derzeitigen Vorschriften des kantonalen Rechts und des Bundesrechts 
über die Zuständigkeit sowie die Anerkennung und die Vollstreckung der Entscheidungen. Folg- 
lich richten sich künftig die Anerkennung und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen vollständig nach dem Bundesrecht, das dem kantonalen Recht vorgeht. 
Nach dem IPR-Gesetz ist die Gegenseitigkeit keine förmliche Bedingung mehr für die Anerken- 
nung oder die Vollstreckung einer ausländischen Entscheidung. Die Wirkungen des Gegenseitig- 
keitskriteriums werden nämlich durch das neue System der Überprüfung der Zuständigkeit des 
Ursprungsstaats ersetzt. 

Nach Artikel 25 wird eine ausländische Entscheidung in der Schweiz anerkannt, 

a) wenn die Gerichte des Ursprungsstaats gemäß ‘dem IPR-Gesetz zuständig waren; 

b) wenn sie nicht mehr mit einem ordentlichen Rechtsbehelf angefochten werden kann oder 
wenn sie rechtskräftig ist; 

c) wenn kein Versagungsgrund im Sinne des Artikels 27 des I PR-Gesetzes vorliegt. 

Nach Artikel 26 des I PR-Gesetzes ist die Zuständigkeit des ausländischen Gerichts in folgenden 
Fällen begründet: 

a) wenn sie sich aus einer Vorschrift des I PR-Gesetzes ergibt (in vertragsrechtlichen Angelegen- 
heiten und in Angelegenheiten zivilrechtlicher Haftung beispielsweise aus den Artikeln 112 
bis 1 15 und in gesellschaftsrechtlichen Angelegenheiten aus den Artikeln 151 bis 153) oder — 
in Ermangelung einer solchen Vorschrift — wenn der Beklagte seinen Wohnsitz im 
Ursprungsstaat hatte; 

b) in vermögensrechtlichen Angelegenheiten, wenn die Parteien durch eine nach dem IPR- 
Gesetz gültige Gerichtsstandsvereinbarung das erkennende Gericht für zuständig erklärt 
haben; 

c) in vermögensrechtlichen Angelegenheiten, wenn der Beklagte sich auf das Verfahren einge- 
lassen hat, ohne die Unzuständigkeit des Gerichts zu rügen oder einen entsprechenden Vor- 
behalt zu machen (exeptio incompetentiae internationalis); 
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d) wenn im Falle einer Widerklage das Gericht zur Entscheidung über die Hauptklage zuständig 
war, und wenn die beiden Klagen miteinander im Zusammenhang standen. 

Nach Artikel 27 Absatz I des IPR-Gesetzes wird ein ausländisches Urteil nicht anerkannt, wenn 
die Anerkennung offensichtlich im Widerspruch zur öffentlichen Ordnung der Schweiz stünde. 

Nach Artikel 27 Absatz 2 wird die Anerkennung einer Entscheidung ebenfalls versagt, wenn die 
Partei, gegen die die Anerkennung beantragt wird, nachweist, 

a) daß sie weder nach dem Recht ihres Wohnsitzes noch nach dem Recht ihres gewöhnlichen 
Aufenthalts ordnungsgemäß geladen wurde, es sei denn, sie hat sich vorbehaltlos auf das Ver- 
fahren eingelassen: 

b> daß das Urteil unter Verletzung von Grundprinzipien des schweizerischen Prozeßrechts erlas- 
sen wurde, insbesondere daß die genannte Partei nicht die Möglichkeit hatte, ihre Verteidi- 
gungsmittel geltend zu machen; 

c) daß eine Streitigkeit zwischen denselben Parteien und über denselben Gegenstand 

i) in der Schweiz bereits anhängig gemacht worden ist oder 

ii) von einem schweizerischen Gericht bereits entschieden worden ist; 

iii) in einem Drittstaat bereits entschieden worden ist, sofern diese letztere Entscheidung die 
Bedingungen für die Anerkennung in der Schweiz erfüllt. 

Nach Artikel 29 Absatz I wird eine gemäß den Artikeln 25 bis 27 des IPR-Gesetzes anerkannte 
Entscheidung in der Schweiz auf Antrag einer Partei für vollstreckbar erklärt. Der Antrag ist an 
die zuständige Behörde des Kantons zu richten, in dem die ausländische Entscheidung geltend 
gemacht wird. Folgende Unterlagen sind dem Antrag beizufügen: 

a) eine vollständige und beglaubigte Ausfertigung der Entscheidung; 

b) eine Bescheinigung darüber, daß die Entscheidung nicht mehr mit einem ordentlichen 
Rechtsbehelf angefochten werden kann oder daß sie rechtskräftig ist; 

c) bei Versäumnisurteilen eine amtliche Bestätigung, daß die säumige Partei ordnungsgemäß 
geladen wurde und die Möglichkeit hatte, ihre Verteidigungs mittel geltend zu machen. 

In den Anerkennungs- und Vollstreckungsverfahren ist die Partei, gegen die die Vollstreckung 
betrieben wird, zu hören (Artikel 29 Absatz 2). 
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ANLAGE // 

VON DEN EFTA-STAATEN GESCHLOSSENE ABKOMMEN 


I39) Abgesehen von den Übereinkommen für besondere Rechtsgebiete gibt cs verschiedene Abkom- 
men über die Anerkennung und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen, die zwischen 
bestimmten EFTA-Staaten und bestimmten Staaten der Europäischen Gemeinschaften geschlos- 
sen worden sind. Es handelt sich um die in Artikel 55 des Lugano- Übereinkommens aufgeführten 
Abkommen, d. h. das Übereinkommen zwischen Dänemark, Finnland, Island, Norwegen und 
Schweden, die bilateralen Verträge zwischen Österreich und Belgien, der Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg, den Niederlanden, Spanien und dem Vereinigten 
Königreich, die bilateralen Verträge zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und Bel- 
gien, der Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Italien, Norwegen und Spanien sowie zwi- 
schen Norwegen und der Bundesrepublik Deutschland und dem Vereinigten Königreich. 

Außerdem gibt es, abgesehen von den Übereinkommen für besondere Rechtsgebiete, auch ver- 
schiedene zwischen den Mitgliedstaaten der EFTA geschlossene Abkommen über die Anerken- 
nung und die Vollstreckung. Es handelt sich um das obenerwähnte Übereinkommen zwischen 
Dänemark, Finnland, Island, Norwegen und Schweden, die bilateralen Abkommen zwischen 
Österreich und Finnland, Norwegen, Schweden und der Schweiz und das bilaterale Abkommen 
zwischen Schweden und der Schweiz; diese Verträge sind in Artikel 55 des Lugano- Übereinkom- 
mens aufgelistet. Einer solchen vertraglichen Regelung entbehren also die Beziehungen zwischen 
der Schweiz einerseits und Finnland, Island und Norwegen andererseits sowie zwischen Öster- 
reich und Island. 

Zwischen den einzelnen Abkommen gibt es Unterschiede. So beruht das Abkommen zwischen der 
Schweiz und Frankreich auf einer „direkten“ Zuständigkeit, während die übrigen Abkommen auf 
einer „indirekten“ Zuständigkeit beruhen. Diese Abkommen weisen noch einige andere Unter- 
schiede auf, die jedoch nicht im einzelnen geprüft zu werden brauchen: sie betreffen insbesondere 
die Bestimmung der zuständigen Gerichte und die Bedingungen für die Anerkennung und Voll- 
streckung. 
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ANLAGE Ul 
SCHLUSSAKTE 


Die Bevollmächtigten 

DER REGIERUNG DES KÖNIGREICHS BELGIEN, 

DER REGIERUNG DES KÖNIGREICHS DÄNEMARK, 

DER REGIERUNG DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, 

DER REGIERUNG DER GRIECHISCHEN REPUBLIK, 

DER REGIERUNG DES KÖNIGREICHS SPANIEN, 

DER REGIERUNG DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK, 

DER REGIERUNG IRLANDS, 

DER REGIERUNG DER REPUBLIK ISLAND, 

DER REGIERUNG DER ITALIENISCHEN REPUBLIK, 

DER REGIERUNG DES GROSSHERZOGTUMS LUXEMBURG, 

DER REGIERUNG DES KÖNIGREICHS DER NIEDERLANDE, 

DER REGIERUNG DES KÖNIGREICHS NORWEGEN, 

DER REGIERUNG DER REPUBLIK ÖSTERREICH, 

DER REGIERUNG DER PORTUGIESISCHEN REPUBLIK, 

DER REGIERUNG DES KÖNIGREICHS SCHWEDEN, 

DER REGIERUNG DER SCHWEIZERISCHEN EIDGENOSSENSCHAFT, 

DER REGIERUNG DER REPUBLIK FINNLAND, 

DER REGIERUNG DES KÖNIGREICHS GROSSBRITANNIEN UND NORDIR- 
LAND, 

die in Lugano am sechzehnten September neunzehnhundertachtundachtzig zur diplomati- 
schen Konferenz über die gerichtliche Zuständigkeit in Zivilsachen zusammengetreten sind, 
haben festgestellt, daß die nachstehenden Texte auf dieser Konferenz abgefaßt und festge- 
legt worden sind: 

I. das Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gericht- 
licher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen: 

II. die folgenden Protokolle, die Bestandteil des Übereinkommens sind: 

— Nr. 1 über bestimmte Zuständigkeits-, Verfahrens- und Vollstreckungsfragen; 

— Nr. 2 über die einheitliche Auslegung des Übereinkommens; 

— Nr. 3 über die Anwendung von Artikel 57; 

III. die folgenden Erklärungen: 

— Erklärung der Vertreter der Regierungen der Unterzeichnerstaaten des Lugano- 
Übereinkommens, die Mitglieder der Europäischen Gemeinschaften sind, zum 
Protokoll Nr. 3 über die Anwendung von Artikel 57 des Übereinkommens; 

— Erklärung der Vertreter der Regierungen der Unterzeichnerstaaten des Lugano- 
Übereinkommens, die Mitglieder der Europäischen Gemeinschaften sind; 

— Erklärung der Vertreter der Regierungen der Unterzeichnerstaateh des Lugano- 
Übereinkommens, die Mitglieder der Europäischen Freihandelsassoziapon sind. 

Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten ihre Unterschrift unter diese Schlußakte 
gesetzt. 
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(’) Nämlich Belgien, die Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und die Nie- 
derlande. 

O Übereinkommen vom 9. Oktober 1978 über den Beitritt Dänemarks, Irlands und des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordirland (ABI. Nr. L304 vom 30. 10. 1978) und Übereinkom- 
men vom 25. Oktober 1982 überden Beitritt Griechenlands (ABI. Nr. L388 vom 31. 12. 1982). 

O Der Jenard- Bericht und der Schlosser-Bericht sind im ABI. Nr. C 59 vom 15.3. 1979 veröffent- 
licht. Der Bericht der Herren Evrigenis und Kerameus ist im ABI. Nr. C 298 vom 24. II. 1986 ver- 
öffentlicht. 

C) Zur Angleichung des britischen Wohnsitzbegriffes an die in zahlreichen kontinentaleuropäischen 
Ländern gängige Konzeption regelt der Civil Jurisdiction ACD von 1982, durch den das Überein- 
kommien in das Recht des Vereinigten Königreichs eingeführt wurde, diese Frage in Artikel 41. 
Nach diesem Gesetz hat eine Person ihren Wohnsitz im Vereinigten Königreich, wenn sie dort 
ansässig ist und wenn die Art und die Umstände des Aufenthalts zeigen, daß eine tatsächliche 
Verbindung zwischen dem Wohnort und dem Vereinigten Königreich besteht. Für Irland siehe 
Jurisdiction of Courts and Enforcement of judgements (European Communities) ... 

(^) In Artikel 6 des Übereinkommens von Rom heißt es: 

„(1) Ungeachtet des Artikels 3 darf in Arbeitsverträgen und Arbeits Verhältnissen die Rechtswahl 
der Parteien nicht dazu führen, daß dem Arbeitnehmer der Schutz entzogen wird, der ihm durch 
die zwingenden Bestimmungen des Rechts gewährt wird, das nach Absatz 2 mangels einer Rechts- 
wahl anzuwenden wäre. 

(2) Abweichend von Artikel 4 sind mangels einer Rechtswahl nach Artikel 3 auf Arbeitsverträge 
und Arbeitsverhältnisse anzuwenden: 

a) das Recht des Staates, in dem der Arbeitnehmer in Erfüllung des Vertrages gewöhnlich seine 
Arbeit verrichtet, selbst wenn er vorübergehend in einen anderen Staat entsandt ist, oder 

b) das Recht des Staates, in dem sich die Niederlassung befindet, die den Arbeitnehmer einge- 
stellt hat, sofern dieser seine Arbeit gewöhnlich nicht in ein und demselben Staat verrichtet, 
es sei denn, daß sich aus der Gesamtheit der Umstände ergibt, daß der Arbeits vertrag oder 
das Arbeitsverhältnis engere Verbindungen zu einem anderen Staat aufweist; in diesem Fall 
ist das Recht dieses anderen Staates anzuwenden."' 

CO Diese internationalen Übereinkommen sind zahlreich und betreffen unter anderem so unter- 
schiedliche Bereiche wie den Binnenschiffsverkehr, den Seeverkehr, den Luftverkehr, den Stra- 
ßenverkehr und den Eisenbahnverkehr sowie die Unterhaltsverpflichtungen. Beispiele sind im 
Jenard- Bericht, Seite 59 und 60, zu finden. 

(0 Bei den Verhandlungen wurden die in der Wiener Vertragsrechtskonvention (Artikel 2 Buchstabe 
f) und g)) gemachten Unterscheidungen zwischen vertragsschließendem Staat und Vertragspartei 
nicht berücksichtigt. Der Begriff „Vertragsstaat** meint ebenso wie im Brüsseler Übereinkommen 
sowohl einen Staat, der zugestimmt hat, durch das Übereinkommen gebunden zu sein, indem er 
das Übereinkommen ratifiziert oder ihm beitritt, als auch einen Staat, für den das Übereinkom- 
men in Kraft ist. 

(^) Vom Vereinigten Königreich abhängige außereuropäische Gebiete, die ihr Interesse an einer 
Beteiligung am Lugano-Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstrek- 
kung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen bekundet haben: Anguilla, Ber- 
mudas, Britische Jungferninseln, Montserrat, Turks- und Caiscosinseln, Hongkong. 

Vom Vereinigten Königreich abhängige außereuropäische Gebiete, die vorstehend nicht aufge- 
führt sind: 

— Karibik und Nordatlantik: Kaimaninseln, 

— Südatlantik: Britisches Antarktis-Territorium, Falklandinseln, Südgeorgien, Südliche 
Sandwichinseln, St. Helena und Nebengebiete (Ascension und Tristan da Cunha), 

— Indischer Ozean: Britisches Territorium im Indischen Ozean, 

— Südpazifik: Pitcairn, Henderson, Ducie und Oeno. 

f) Artikel 59 der schweizerischen Verfassung lautet wie folgt: 

.,( I ) Der aufrechtstehende Schuldner, welcher in der Schweiz einen festen Wohnsitz hat, muß für 
persönliche Ansprachen vor dem Richter seines Wohnortes gesucht und es darf daher für Forde- 
rungen auf das Vermögen eines solchen außer dem Kanton, in welchem er wohnt, kein Arrest 
gelegt werden. " 

(2) Vorbehalten bleiben mit Bezug auf Ausländer die Bestimmungen bezüglicher Staatsver- 
träge.“ 
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(«0) Bislang enthält nur ein Verordnungsentwurf derartige Vorschriften. 

(it) Ein Großteil dieses Abschnitts ist folgender Publikation entnommen: 
Weser-Jenard: Manuel de droit international priv6; 

Van der Eist, Band II: les conflits de juridictions, Bruylant, Brüssel, 1985. 
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